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Beginn der Sitzung: 09.05 Uhr

V o r s i t z: Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag, Zweiter Präsident Ferlitsch, Dritter Präsident Lobnig

A n w e s e n d: 35 Abgeordnete

E n t s c h u l d i g t: Abgeordnete Mag. Knicek
A m   R e g i e r u n g s t i s c h: Landeshauptmann Dr. Haider, Erster Landes​hauptmann-Stellvertreter Dr. Strutz, Zweiter Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Ambrozy, Landesrätin Mag. Dr. Schaunig-Kandut, Landesrat Dörfler, Landesrat Ing. Rohr, Landesrat Mag. Dr. Martinz

Schriftführer: Direktor Mag. Weiß

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Ich eröffne die heutige 18. Sitzung des Kärntner Landtages und begrüße Sie auf das Herzlichste! Ich begrüße insbesondere auch die vollzählig anwesenden Vertreter der Landesregierung mit Landeshaupt​mann Dr. Jörg Haider an der Spitze. Seien Sie herzlich begrüßt! Ich begrüße auch die Mitarbeiter des Amtes sowie die Zuschauer – falls schon vorhanden – auf der Tribüne (Mit einem Blick auf die Zuhörertribüne) und möchte ersuchen, dass wir in den ersten Minuten vollzählig im Hause sind, denn es ist heute ein Kamerateam hier. Wir wollen für den Landtag einen Kurzfilm für die Präsentation auch für die Besucher machen. Es wird vorbereitet. Und wenn hier ein vollzähliges Haus sichtbar ist, dann würde ich mich sehr freuen, dass wir das zu Stande bringen.

Entschuldigt hat sich für die heutige Sitzung Frau Abgeordnete Mag. Knicek. Ich be​grüße auch die Herrn Bundesräte, Herrn Bundesrat Mitterer und Herrn Bundesrat Aichholzer und stelle die … (Bundesrat Molzbichler! - Bundesrat Molzbichler: Ich heiße noch immer Molzbichler!) ah, entschuldige Molzbichler! Entschuldige! Ich begrüße insbesondere Herrn Bundesrat Mitterer als den nun tätigen Präsidenten des Bundesrates für das zweite Halbjahr und wir wünschen ihm in seiner verantwortungs​vollen Tätigkeit auch viel Freude, aber auch viel Erfolg, lieber Peter! (Beifall im Hause.)
Der Landtag ist beschlussfähig. Ich möchte dann noch Geburtstage aufrufen, näm​lich Geburtstage, die Kolleginnen und Kollegen in den letzten Tagen gehabt haben. Herrn Landtagsabgeordneten Mag. Walter Ebner herzliche Gratulation zu seinem kürzlichen Geburtstag! (Beifall im Hause.) Auch Frau Landtagsabgeordneter Mag. Barbara Lesjak gratuliere ich recht herzlich zum Geburtstag! (Beifall im Hause.) Und letztlich auch – ich glaube, ich habe das schon gemacht – Herr Klubobmann Markut hat ja schon vor der letzten Geburtstag gehabt. Alles Gute!

So, dann komme ich zur Fragestunde unserer heutigen Sitzung

Fragestunde

und rufe die 1. Anfrage auf


1.
Ldtgs.Zl. 109/M/29:

Anfrage des Abgeordneten Vouk an Landeshauptmann Dr. Haider

Ich ersuche, die Anfrage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Vouk (SPÖ):

Vouk

Herr Präsident! Hohes Haus! Liebe Zuhörerinnen und liebe Zuhörer! Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! In Kärnten werden drei Kasernen und das Munitionslager Muraunberg bei St. Veit im Rahmen einer Strukturreform des Bundesheeres ge​schlossen. Grundsätzlich kann man sich gegen sinnvolle Reformen nicht verschlie​ßen, wenn auch auf regionale Dinge Rücksicht genommen wird und man bei der ge​planten Reform mit Maß und Ziel vorgeht. Denn gerade die Kasernen sind für Kärn​ten in der jeweiligen Region neben der Sicherheit auch ein wichtiger Arbeit- und Auf​traggeber für die regionale Wirtschaft. Durch die Kasernen finden hunderte Men​schen direkt und indirekt Arbeit, viele Klein- und Mittelbetriebe haben im Bundesheer einen guten Geschäftspartner gefunden.

Herr Landeshauptmann, was haben Sie konkret zur Verhinderung von Schließung von Kasernen in Kärnten unternommen?

Vouk

Landeshauptmann Dr. Haider (F):

Dr. Haider

(Abg. Lutschounig: Gar nichts!) Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Meine Damen und Herren! Beginnend mit den ersten Verhandlungen am 24. März 2004 – ich kann Ihnen dann die Chronologie auch zur Verfügung stellen – gab es laufende Ge​spräche mit dem Verteidigungsminister zu diesem Thema, wobei ihm auch von Seiten des Landes und von meiner Seite öffentlich und schriftlich mitgeteilt worden ist, was die Position des Landes ist. Zur Vorbereitung dieser Gespräche gab es auch einen intensiven Kontakt mit dem Militärkommando und den dort befassten Stellen, die quasi das Kärntner Alternativkonzept entwickelt haben. Und dieses Alternativkon​zept wurde auch dem Herrn Bundesminister rechtzeitig vorgetragen, sowohl von der militärischen Seite wie auch von meiner Seite.

Im Ergebnis haben wir dann am 6.6. des heurigen Jahres in der finalen Phase eine Verhandlung in Kärnten in Anwesenheit des Herrn Bundesministers geführt und haben folgende Vereinbarung geschlossen: „Standortentwicklung Kärnten“, heißt es in der Vereinbarung, die vom Bundesminister Platter und von meiner Seite auch unterschrieben ist. Das Militärkommando bleibt erhalten, die 7. Jägerbrigade bleibt bestehen, das Jägerbataillon 26 in Spittal bleibt disloziert. Es gibt keine Verlagerung von Gruppenteilen nach Osttirol, wie urspünglich ins Auge gefasst war. Darüber hinaus wird vereinbart, obwohl das Österreichische Bundesheer weit unter 33 Pro​zent der Truppen und Grundorganisation verringert werden muss, dass in Kärnten nur ein einziger kleiner Verband, nämlich das Artillerieregiment 2 aufgelöst wird. Auf​grund der Erhöhung der Präsenzstärke in den Bataillonen steigt aber umgekehrt die Anzahl der Arbeitsplätze in Kärnten von derzeit 2.000 im österreichischen Bundes​heer auf 2.200, sodass wir als einziges Bundesland eine Steigerung der Arbeits​plätze im Österreichischen Bundesheer durch diese Reform von 10 Prozent errei​chen konnten. Das ist, glaube ich, ein schönes Ergebnis. Es gibt also um 10 Prozent mehr Arbeitsplätze und nicht weniger! (Beifall von der F-Fraktion.)
Weiters wurde in der Vereinbarung festgelegt, dass von 14 bestehenden Standorten lediglich 4 geschlossen werden: Wolfsberg, die eine Kaserne in Klagenfurt und in Villach im Rahmen einer Konzentration und das Munitionslager Muraunberg. Dies entspricht einem Anteil von 29 Prozent, liegt also weit unter dem Bundesschnitt was die anderen Bundesländer hinnehmen mussten.

Wir haben daher die Auswirkungen der Heeresreform in einem weiteren Papier unterzeichnet, wieder vom Bundesminister fixiert. Es bleibt erhalten bzw. werden dis​loziert: 1. Standorte Klagenfurt: Kommandogebäude Feldmarschall Hülgerth erhal​ten; Khevenhüllerkaserne erhalten; Laudonkaserne erhalten; Windischkaserne erhal​ten; Bleiburger Kaserne erhalten. Villach: Lutschounigkaserne erhalten; Henselkaser​ne erhalten. Spittal erhalten; Winklern Ausbildungsheim Iselsberg erhalten; Heeres​sportzentrum Faak/See erhalten. 2. Kommanden, Truppen und Dienststellen: Das Militärkommando bleibt erhalten; Kommando der 7. Jägerbrigade bleibt zu hundert Prozent in Kärnten; Stabsbataillon 7 wird personell verstärkt; Jägerbataillon 25 bleibt erhalten; Jägerbataillon 26 bleibt ungeschmälert erhalten, Pionierbataillon 1 bleibt er​halten; Fernmeldebataillon 1 bleibt erhalten; Heereslogistikzentrum bleibt erhalten; Feldambulanz bleibt erhalten; Heeresleistungssportzentrum bleibt erhalten. 3. Punkt: Die Arbeitsplatzanzahl erhöht sich von 2.000 auf 2.200; - plus 10 Prozent.

4. Die Führungsverantwortlichkeit des MIL-Kommandos für Assistenzen und Assis​tenz​einsätze bleibt wie bisher bestehen. 5. Kärnten bekommt ein Milizbataillon zu​sätzlich, welches durch das Militärkommando geführt wird. Standortentwicklung Kärnten, heißt es in dem Vertrag, Schließung, Auflösung, Überleitungen. Da sind also dann jene genannt, die aufgelöst werden. Standorte: Wolfsberg wird aufgelöst, Klagenfurt Waisenhauskaserne wird aufgelöst, Villach Rohrkaserne nach Ausbau der Henselkaserne. Das ist wichtig, weil das dem Wunsch (Der Vorsitzende: Sie haben noch eine halbe Minute Zeit!) des Militärkommandos entsprochen hat, dass die Rohr​kaserne aufgelassen wird, weil sie durch die Benützung des schweren Gerätes schwer erreichbar ist und wir alles in die Henselkaserne in die Fellach transportieren, wo wir einen Straßenanschluss haben und auch einen direkten Zugang zum Wasser​weg an der Drau. Dem hat das Bundesheer bzw. der Verteidigungsminister Rech​nung getragen. Das Munitionslager Muraunberg wird aufgelassen. 2. Kommando​truppen, Dienststellen: Aufgelassen Artillerieregiment 2, Ausbildungskompanie im Militärkommando, ein Fliegerabwehrbataillon und ein kleines Munitionslager. Das ist unterschrieben. Ich glaube, dass wir mit diesem Ergebnis sehr zufrieden sein kön​nen. (Beifall von der F-Fraktion.)
Dr. Haider

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der Freiheitlichen eine Zusatzfrage gewünscht? – Herr Abgeordneter Zellot bitte, sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Zellot (F):

Zellot

Herr Landeshauptmann! Sie haben ja schon die Struktur des Bundesheeres hier in Kärnten erwähnt. Das Katastrophenlager des Landes Kärnten ist ja beim Pionierba​taillon 1 in der Rohrkaserne untergebracht das ja in die Henselkaserne wechselt und oben groß ausgebaut wird. Sehen Sie darin einen Vorteil, ein noch effizienteres Ka​tastrophenlager hier mit den neuen Pionierbataillonen der Henselkaserne?

Zellot

Landeshauptmann Dr. Haider (F):

Dr. Haider

Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Wir haben durch diese Vereinbarung erreicht, dass etwas jetzt geschieht, was das Bundesheer früher nicht machen wollte. Sie wissen selbst auf Grund Ihrer dienstlichen Erfahrungen in diesem Bereich, dass die Pionierkaserne in zwei Standorte aufgespalten war und vor allem in der Henselkaserne Fellach letztlich keine Unterbringung des gesamten Materials unter einem Dach und in geschützter Form möglich war, was also für das Material nicht gut gewesen ist.

Wir haben den Herrn Bundesminister überzeugen können, dass wenn er im Stadtinneren die Rohrkaserne schließt, es Sinn macht, vorher diese Investition zu tätigen. Das ist also jetzt vereinbart, das heißt für das Bundesheer ist damit ein langjähriger Wunsch in Erfüllung gegangen: die Henselkaserne zum alleinigen Standort für die gesamte Unterbringung der Gerätschaft für das Pionierbataillon auszustatten und damit auch ein besseres operatives Handeln des Bundesheeres zu ermöglichen. Dies insbesondere, weil – wie ich schon gesagt habe – sie damit den Direktanschluss zur Drautal Bundesstraße haben und einen leichten Zugang auch zur Drau, um dort die entsprechenden Übungen und Einsätze zu tätigen. Es ist für uns in Kärnten wichtig – nachdem die Landesregierung ja ihr Katastrophenlager im Bereich der Henselkaserne bzw. jetzt in der Rohrkaserne untergebracht hat, dass wir das dort auch konzentriert unterbringen können.

Ich glaube, dass in Summe diese Dinge alle in Ordnung gegangen sind und dass wir damit auch sichergestellt haben, dass es zusätzliche Investitionen gibt. Wesentlich ist: Wir haben um 200 Arbeitsplätze mehr, und wir haben Investitionen im Zuge der Schließung von Kasernen hier durchsetzen können, sodass wir vom Ergebnis her absolut zufrieden sein können. Auch die Diskussion um den Hubschrauberstandort in Klagenfurt ist sozusagen eine mediale Diskussion, aber nicht in der Realität. Denn in diesem Papier, was geschlossen wird, findet sich dieser Hubschrauberstandort nicht. Der Herr Bundesminister Platter pflegt das, was der mit Unterschrift besiegelt hat, auch einzuhalten, daher wird es von unserer Seite den Wunsch an das Bundesheer geben, den Hubschrauberstandort vom Flughafen in eine Kaserne in Klagenfurt zu verlegen. Wir wären bereit, zusätzlich Grund dort zur Verfügung zu stellen, damit wir am Flughafen mehr Raum für weitere Expansionen haben. (Beifall von der F-Fraktion)

Dr. Haider

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der ÖVP eine Zusatzfrage gewünscht? – Das ist nicht der Fall. Dann hat der Anfragesteller noch eine, falls gewünscht. Ich bitte, sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Vouk (SPÖ):

Vouk

Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Stimmen die Gerüchte, dass die Kaserne Bleiburg in ein ABC-Lager umgewandelt wird und die Kompanie in die Steiermark verlegt wird? (Abg. Ing. Scheuch: Zwei Fragen! - 1. LHStv. Dr. Strutz: Gerüchte sind Gerüchte!)

Vouk

Landeshauptmann Dr. Haider (F):

Dr. Haider

Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Wie Sie aus meiner Anfragebeantwortung entnehmen können, gibt es ein unterschriebenes Papier mit dem Verteidigungsminister, bei dem also auch die Personalstärke des Bundesheeres nicht vermindert, sondern erhöht wird. Daraus ergibt sich auch eine Antwort auf Ihre Frage! (Beifall von der F-Fraktion)

Dr. Haider

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Damit, Hohes Haus, ist die 1. Anfrage erledigt. – Wir kommen zur 2. Anfrage:


2.
Ldtgs.Zl. 117/M/29:

Anfrage des Abgeordneten Vouk an Landeshauptmann Dr. Haider

Ich bitte, diese Anfrage zu stellen! (Abg. Vouk überhört den Aufruf. – Abg. Mag. Dr. Kaiser: Herr Abgeordneter, du bist dran!) Bitte, die 2. Anfrage auch öffentlich zu stellen und nicht in einem Privatgespräch mit dem Herrn Landeshauptmann zu erledigen. Bitte schön!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Vouk (SPÖ):

Vouk

Das war die zweite Zusatzfrage, die mir der Herr Landeshauptmann beantwortet hat, als Demokrat. – Herr Präsident! Hohes Haus! Nachdem die Anfragebeantwortung mir bereits schriftlich zugegangen ist und auch auf der heutigen Tagesordnung aufscheint, ziehe ich diese Anfrage natürlich zurück.

Vouk

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Danke, damit ist die 2. Anfrage erledigt. – Wir kommen zur 3. Anfrage:


3.
Ldtgs.Zl. 118/M/29:

Anfrage des Abgeordneten Mag. Dr. Kaiser an Landeshauptmann Dr. Haider

Ich bitte, die Anfrage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Herr Landeshauptmann! Bis vor zwei Jahren hat das Land Kärnten die Schulschikurse bzw. die dazu notwendige Liftbenützung in vier Wochen, die am Rand der Saison bzw. im so genannten Jännerloch angesiedelt waren, finanziell unterstützt. Das hat dazu geführt, dass auch die Vorsaison-, Nachsaisonbelebung Jännerloch in ihren Auswirkungen minimiert bzw. was die Nächtigungszahlen betroffen hat, erhöht worden ist. Es hat auch im Vorjahr, basierend auf einer Anfrage meiner Person an den damals zuständigen Landeshauptmann-Stellvertreter Ing. Pfeifenberger, eine positive Äußerung im Frühjahr 2004 gegeben, was die weitere Durchführung dieser Aktion für die letzte Saison betroffen hätte. Ich sage: „hätte“. Faktum war, dass diese Aktion eingestellt worden ist oder nicht mehr in der dafür notwendigen Form unterstützt wurde. Sie, als neuer Tourismusreferent, haben angekündigt, hier verstärkt auch für die Belebung einer Ganzjahressaison – was natürlich diese Vorsaison im Winter, die Nachsaison inkludiert – sich einzusetzen.

Ich frage Sie daher: Wird es in der kommenden Wintersaison 2005/2006 zu einer Wiedereinführung dieser sehr erfolgreichen Gratisliftaktion für Schulen eben zur Belebung der von mir zitierten Vor- und Nachsaison geben?

Mag. Dr. Kaiser

Landeshauptmann Dr. Haider (F):

Dr. Haider

Werter Herr Abgeordneter! Es freut mich, dass Sie sich für die sportlichen Belange unserer Schüler interessieren, nachdem Sie selbst ein sportlicher Abgeordneter sind und ich Ihnen und dem Herrn Kollegen Strutz herzlich gratulieren möchte, dass Sie den Ironman mit Bravour gemacht haben! (Beifall im Hause)
Zur Sache selbst: Diese zwei Aktionen, um die es geht, wird es auch im nächsten Jahr bzw. in dieser Saison wieder geben. Es gibt zwei Aktionen: die eine ist die Schulschiwoche, das sind die Zielgruppen Schulschikurse nach Kärnten zu bekommen, aber auch Schulschikurse aus Kärnten in die Kärntner Schigebiete verstärkt zu bekommen. Das Zweite ist die Erlebniswoche im Schnee. Das ist jene Aktion, die wir seit Jahren durchführen, wo es um Gratisschifahrmöglichkeiten für Schüler der dritten und vierten Volksschulklasse geht, die immer in der dritten Jännerwoche eingeräumt wird, wo von Montag bis Freitag kostenlos auf allen Schianlagen in Kärnten die Benützung für die dritten und vierten Klassen der Volksschule gegeben ist. Wir haben etwa 8.500 Schüler im Jahresschnitt bei dieser Aktion dabei. Es ist notwendig, dass – nachdem diese Aktion vom Kärntner Schigebiets-Vertriebs- und Marketingverein bzw. von der Schigebiet-Marketing-GesmbH vom Mag. Löscher organisiert und durchgeführt wird, sich auch dort anzumelden. Das heißt der Schulreferent Strutz wird das auch, wieder wie immer, veranlassen, dass eine entsprechende Werbung auch bei unseren Schulen gemacht wird, damit sie nicht woanders hinfahren, sondern diese Angebote nützen.

Die Schulschiwochen und die Schulschikursaktion, als zweite Aktion, hat den Zweck, dass wir auch in der Wintersaison 2005/2006 drei Aktionswochen machen werden, wo es einen Sonderrabatt von 30 % auf die Schülertarife gibt, auf bereits verbilligte Tarife. Das, glaube ich, ist das Wichtige! Es gibt Freikarten für die Betreuer: pro zehn Schüler fährt also ein Lehrer frei. Weitere Begleitpersonen erhalten ebenfalls den Schülertarif, sodass das wirklich ein tolles Angebot ist. Die Finanzierung erfolgt über finanzielle Mittel, die wir vom Land aus zur Verfügung stellen, und zwar in Höhe von 740.000 Euro an die Kärntner Schigebiete-Vertriebs- und Marketing GesmbH, die für die Durchführung verantwortlich ist. Wir haben auch bei der letzten Besprechung vor einigen Wochen uns wieder verständigt, dass wir diese Aktion weiterführen werden. (Beifall von der F-Fraktion)
Das gehört auch dazu, und das sage ich auch: Wenn immer wieder über die Abgabenanpassung zur Stärkung auch des ländlichen Raums bei der Orts- und Nächtigungstaxe oder bei der Fremdenverkehrsabgabe diskutiert wird, dann sind das genau jene Maßnahmen, die wir in der Marktpflege machen. Daher wundert es mich schon sehr, dass vor allem die Österreichische Volkspartei gegen Schulschikurse und Sonderaktionen für die Jugend ist, denn immerhin erreichen wir damit mehr als 25.000 Jugendliche in Österreich, in Kärnten, (Abg. Lutschounig: Das ist aber weit hergeholt, der Zusammenhang!) aber auch außerhalb von Kärnten, die das erste Mal zu uns nach Kärnten kommen, um hier Sport zu betreiben. Und wenn die Jugend rechtzeitig zu uns nach Kärnten kommt, dann wird sie vielleicht auch zukünftig ein guter Gast werden. Aber dafür brauchen wir eben Geld, und das setzen wir in diesen Aktionen ein. Ich glaube, Herr Abgeordneter, dass das auch in Ihrem Sinne ist! (Beifall von der F-Fraktion und von der SPÖ-Fraktion)

Dr. Haider

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der Freiheitlichen eine Zusatzfrage gewünscht? – Das ist nicht der Fall. Seitens der ÖVP? – Auch nicht. Dann hat der Anfragesteller noch eine Zusatzfrage, falls gewünscht.

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Herr Landeshauptmann, nur eine kurze Frage, nachdem Sie die drei Wochen angekündigt haben: Welche Wochen betrifft das?

Mag. Dr. Kaiser

Landeshauptmann Dr. Haider (F):

Dr. Haider

Die drei Wochen, das steht jetzt in meiner Unterlage nicht explizit. Ich darf Sie noch informieren, weil wir einen Folder machen werden, um auch die Schulen Österreichs wieder zu bewerben und die Kärntner Schulen auch. Ich darf Ihnen den dann zuleiten. (Abg. Mag. Dr. Kaiser: Danke!)

Dr. Haider

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Damit, meine Damen und Herren, ist die Anfrage 3 erledigt. – Wir kommen zur Anfrage 4:


4.
Ldtgs.Zl. 120/M/29:

Anfrage der Abgeordneten Mag. Lesjak an Ersten Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Strutz

Ich bitte, die Anfrage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Hohes Haus! Verehrter Herr Präsident! Es gab ja vor einigen Jahren bzw. noch gar nicht so lange her, diese Lehrlingsoffensive. Im Rahmen dieser Lehrlingsoffensive wurden ungefähr 40 Lehrlinge in die Verwaltung aufgenommen.

Meine Anfrage an Ersten Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Strutz lautet daher: Werden die im Zuge der „Lehrlingsoffensive“ speziell ausgebildeten Verwaltungsassistentinnen und –assistenten nach Abschluss der Lehre in den öffentlichen Dienst aufgenommen?

Mag. Lesjak

Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Sehr geehrte Frau Abgeordnete! Ich muss Sie zunächst einmal darüber informieren, dass die „Lehrlingsoffensive“ nicht einige Jahre her ist, sondern ein langjähriges Programm ist, das mit einzelnen Schwerpunktsetzungen bereits seit Jahren existiert und wo wir auch im Jahr 2005 die Früchte dieser Offensive feststellen können. Der Herr Landeshauptmann hat in seiner Funktion als Bildungs- und Wirtschaftsreferent bereits vor Jahren erkannt, dass wir im Bereich der Lehrstellen einen akuten Handlungsbedarf haben. Es ist hier von Seiten des Landes eine Reihe von Maßnahmen ergriffen worden, wie beispielsweise die Einrichtung der Lehrstellenbörse. Wir haben, um auf das Thema der Lehre und der Arbeit der Lehrlinge, der Ausbildung, die qualitative Steigerung der Ausbildung aufmerksam zu machen, eine Reihe von Maßnahmen getroffen, wie beispielsweise den Lionlehrlingswettbewerb, der heuer alle Rekorde geschlagen hat. Wir haben versucht, neue Lehrstellen einzurichten. Wir haben auch die Initiative „Lehre mit Matura“ ergriffen, sodass man heuer, im Jahr 2005, feststellen kann, dass wir das Problem gelöst habe, wie insbesondere die Jugendarbeitslosigkeit. Die Jugendarbeitslosigkeit in Kärnten geht de facto gegen null. Das ist eine sehr erfreuliche Entwicklung! (Beifall von der F-Fraktion)

Wir haben hier natürlich auch von Seiten der öffentlichen Hand unseren Beitrag geleistet, insbesondere zu einer guten und fundierten Ausbildung. Wir haben hier auch die Möglichkeit geschaffen, im Rahmen der öffentlichen Verwaltung einen Lehrstellenplatz zu bekommen – sehr im Unterschied zu anderen öffentlichen Interessenvertretungen.

Ich möchte jetzt konkret auf Ihre Frage hin antworten, dass es eine gesetzliche Bestimmung auch gibt und eine Übereinkunft von Seiten der Kärntner Landesregierung, dass Anstellungen im öffentlichen Dienst ausnahmslos nach einer öffentlichen Ausschreibung und nach einem Objektivierungsverfahren zu erfolgen haben. An dieses sind selbstverständlich auch die Lehrlinge gebunden. Sie wurden auch bei der Aufnahme zu ihrer Ausbildung darüber informiert, dass sie dieses zu absolvieren haben.

Aus diesem Grund, Frau Abgeordnete, ist es mir aber ein besonderes Anliegen, dass unsere Lehrlinge während ihrer letzten Lehrzeit eine besonders gute Ausbildung erhalten, um auch in der Privatwirtschaft unterkommen zu können. Ich darf darauf verweisen, dass die Lehrabschlussprüfung in einem kaufmännisch-administrativen Lehrberuf – zu diesen zählt auch der Beruf der Assistenten im Bereich der öffentlichen Verwaltung – auch ermöglicht, außerhalb des öffentlichen Dienstes umfangreiche Anstellungsmöglichkeiten zu bekommen sowie einen breiten Zugang auch zu verwandten Berufen zu erhalten. Das war auch die Intention, die wir hier den Lehrstellensuchenden anbieten. In diesem Zusammenhang ist es mir ein großes Anliegen, die Lehrlinge auch bestmöglich auszubilden. Wir bieten eine Reihe von zusätzlichen Kursen an. Die Sommerakademie beispielsweise, das Kursangebot der Verwaltungsakademie, das auf freiwilliger Basis besteht, dauert zirka fünf Wochen und findet in der Berufsschule St. Veit an der Glan statt und wird auch sehr positiv von den Lehrsuchenden angenommen. Wir haben zusätzlich Kurse, Praktiken anzubieten, und wir bieten – einmalig in Österreich! – die Möglichkeit an, ein Auslandssemester zu besuchen. (Beifall von der F-Fraktion)

Dr. Strutz

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der Freiheitlichen eine Zusatzfrage gewünscht? – Herr Abgeordneter Gallo, ich bitte sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Hohes Haus! Geschätzter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Landeshauptmann-Stellvertreter! Ein Teil der Lehrlingsoffensive in Kärnten ist ja auch der Bereich „Lehre mit Matura“. Daher meine Zusatzfrage: Wie entwickelt sich hier Ihre Intitiative?

Dipl.-Ing. Gallo

Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Es war eine Intitiative des Herrn Landeshauptman​nes, der in seiner Funktion als Wirtschaftsreferent hier die Hilfestellungen gegeben hat, dass wir nämlich nicht nur das Image des Lehrlinges heben, sondern dass wir ihm auch neben seiner wirtschaftlichen und beruflichen Ausbildung ermöglichen, eine zusätzliche Matura zu bekommen, weil wir erkannt haben, dass am Arbeitsmarkt die beste Jobgarantie und auch der Bedarf der Wirtschaft nach gut und qualifiziert aus​gebildeten Arbeitskräften jener ist, dass wir hier das Ausbildungsniveau heben.

Es ist uns erfreulicherweise gelungen, bereits an zwei Standorten eine Ausbilung, ein duales Ausbildungssystem zu ermöglichen. Ich möchte den Landtag ausdrücklich da​rauf hinweisen, dass das österreichweit einmalig ist. Wir sind das einzige Bundes​land, das diese Möglichkeit für Lehrstellensuchende und Lehrlinge schafft, dass man nämlich neben der Praxisausbildung im Betrieb zusätzlich die Matura schaffen kann auch in Zusammenarbeit mit den Berufsschulen, die wir haben. Wir haben am Berufs​schulstandort St. Veit diese Möglichkeit geschaffen und wir haben jetzt auch in Zu​sammenarbeit mit der SPAR-Akdademie und der Firma SPAR, mit der Handelsaka​demie am Standort Spittal und der Berufsschule Spittal die Möglichkeit geschaffen, dass wir hier auch wieder zusätzlich Lehrlinge mit der Matura betrauen können. Es ist hier ein großes Übereinkommen auch mit der Wirtschaft, und es ist mein Ziel als Bildungsreferent und auch für den Arbeitsmarkt Verantwortlicher, dass wir diese Möglichkeit flächendeckend in Kärnten anbieten. Und wir werden auch mit dem Bund in Verhandlung treten, dass auch bei der Neugestaltung des Berufsschulwesens auf gesetzlicher Basis diese Lehre mit Matura auch gesetzlich verankert wird. (Beifall von der F-Fraktion.)
Dr. Strutz

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der SPÖ eine Zusatzfrage gewünscht? – Herr Abgeordneter Vouk, ich bitte sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Vouk (SPÖ):

Vouk

Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Landeshauptmann-Stellvertreter! Können Sie mir sagen, wie viele junge Kärntnerinnen und Kärntner im Rahmen der Aktion des Lan​des zu Verwaltungsassistenten ausgebildet werden?

Vouk

Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Wir haben circa 144 Assistenten, die in Ausbildung stehen. (Abg. Vouk. Danke!)
Dr. Strutz

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der ÖVP eine Zusatzfrage gewünscht? – Das ist nicht der Fall. Dann hat die Anfragestellerin noch eine Zusatzfrage, wenn gewünscht!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Ja! Leider ist meine Frage nicht beantwortet worden. Ich wollte ja wissen, was mit den Lehrlingen passiert, nachdem sie die Lehre absolviert haben. Es ist auch sehr schön zu hören, dass Kärnten das einzige Bundesland ist, das soviel für die Jugend​lichen macht. Es ist aber auch sehr fraglich, was das für eine Lehrlingsoffensive ist, wenn diese Personen dann nicht in den öffentlichen Dienst aufgenommen werden. Das würde ja bedeuten, dass das Land die Stellen zur Verfügung stellen müsste. Also 40 – oder 140 habe ich gehört – offene Stellen. Nachdem dann die Lehrlinge ausgelernt sind, was sollen die dann machen? Sie sind als Verwaltungsassistenten ausgebildet … (Der Vorsitzende: Bitte eine Zusatzfrage zu stellen und nicht meh​rere!) und werden dann in die Wirtschaft entlassen. Daher meine Frage: Kann das Land diese Verwaltungsassistenten nach Abschluss ihrer Lehre tatsächlich aufneh​men?

Mag. Lesjak

Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Sehr geehrte Frau Abgeordnete! Ich habe Sie gerade darüber informiert, dass jeder, der eine Anstellung im öffentlichen Dienst erlangen will, sich nach den gesetzlichen Bestimmungen zu richten hat. Das heißt, es wird eine Ausschreibung erfolgen und es wird ein Objektivierungsverfahren durchgeführt. Und ich gehe davon aus, dass diese Lehrlinge aufgrund der zusätzlichen Angebote, der guten Ausbildung, die wir anbie​ten, hier die Möglichkeit haben, selbstverständlich dieses Verfahren auch positiv zu absolvieren.

Ich gehe aber auch davon aus - und das sind auch aufgrund von persönlichen Ge​sprächen mit dem Verwaltungsassistenten meine Erfahrungen - dass viele die Aus​bildungszeit im Bereich der öffentlichen Verwaltung nutzen, um dann in die Privat​wirtschaft überzuwechseln, weil hier auch die Verdienstmöglichkeiten bessere sind. Ich habe Sie darüber informiert, dass nach der erfolgten Lehrabschlussprüfung hier die Möglichkeit besteht, beispielsweise als Bankkauffrau, auch im Bereich der Groß​handelsfirmen, auch im Bereich des Hotel- und Gastgewerbes, der Immobilienbe​reiche, der Industriekauffrau aufgrund dieser Ausbildung eine Anstellung zu bekom​men, damit auch ein höheres Einkommen zu erlangen. Und ich kann nur sagen, wir waren bereits sehr erfolgreich, weil wir haben bei den letzten ausgebildeten Verwal​tungsassistenten hier feststellen können, dass kein Einziger ohne eine Anstellung dasteht! (Beifall von der F-Fraktion.)
Dr. Strutz

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Hohes Haus! Damit ist die Anfrage 4 erledigt.

Wir kommen zur Anfrage


5.
Ldtgs.Zl. 121/M/29:

Anfrage des Abgeordneten Dipl.-Ing. Gallo an Landesrätin Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Bevor ich dem Anfragesteller das Wort erteile, möchte ich Schülerinnen und Schüler der HTL-Mössingerstraße Klagenfurt, unter Begleitung von Professor Meidl herzlich auf der Zuhörertribüne begrüßen! (Beifall im Hause.)
Ich bitte, die Anfrage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Sehr geehrte Frau Landesrätin Dr. Schaunig-Kandut! Die Frage ist bereits älter, aber sie kommt, (Dies löst Heiterkeit unter Abgeordneten der F-Fraktion aus.) denn An​fang Mai hat es große Aufregung in fast allen Kärntner Gemeinden gegeben, auch im Blätterwald. Denn die Gemeinden haben festgestellt, dass von Ihnen 14,6 Millionen Euro kassiert worden ist. Eine Zeitung hat Ihr Referat als Chaosreferat bezeichnet. Und damit Sie mir nicht vorwerfen, dass der interne Informationsfluss bei uns nicht funktioniert, darf ich Ihre Parteifreunde zitieren, was sie dazu gesagt haben:

Der Bürgermeister Koschitz hat von einem ziemlichen Mist gesprochen und auch der St. Veiter Bürgermeister Gerhard Mock hat im Zusammenhang mit den zuviel kas​sierten Millionen von unseriöser Budgetpolitik gesprochen und seine Kollegin kriti​siert. (Abg. Vouk: Frage!) Im Medienbereich hat das so gelautet … (Abg. Vouk: Frage!) – ich verstehe schon die Aufregung, die Seite ist noch nicht voll die ich zur Einbegleitung habe. (Abg. Prettner: Fragestunde!) Die zustän​dige Politikerin hätte ihr Referat einfach nicht im Griff. (Es kommt zu mehreren Ein​wänden von Abgeordneten der SPÖ- und ÖVP-Fraktion. – Der Vorsitzende das Glockenzeichen gebend: Zur Einbegleitung ist laut Geschäftsordnung eine Seite vorgesehen und ich bitte Sie, sie auch zu absolvieren, Herr Abgeordneter!) Und der Tipp des Mediums: Zurücktreten oder Nachhilfeunterricht!

Ich bin nicht so schlimm, ich bin mathematisch orientiert und frage Sie daher: Nach welchen konkreten budgetmathematischen Regeln haben Sie im Jahre 2004 Kärn​tens Gemeinden die nunmehr parteiübergreifend als skandalös zu hoch kritisierten Sozialhilfebeiträge vorgeschrieben?

Dipl.-Ing. Gallo

Landesrätin Mag. Dr. Schaunig-Kandut (SPÖ):

Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Herr Präsident! Hoher Landtag! Herr Abgeordneter! Geschätzte Damen und Herren auf der Zuhörertribüne! Also ich habe kein Problem, wenn ein Abgeordneter seine Anfrage etwas ausführlicher begründet, auch wenn die Begründung eine ist, die nicht unbedingt stichhaltig ist. Und wenn Sie, meine Bürgermeister, die mir gegenüber sitzen, gesehen haben, dann haben die alle den Kopf geschüttelt bei Ihren Ausfüh​rungen. Ich glaube ein deutlicheres Zeichen, dass sie diese Meinung nicht teilen, das gibt es wohl kaum.

Zu Ihrer Anfrage. Die Budgetierung im Rahmen des Sozialreferates, wenn sie von mir und meiner Fachabteilung gemacht wird, wird so vorgenommen, dass sie auf den Vorjahreswerten, die budgetiert worden sind, beruhen und dem Versuch, dem Bedarf entsprechend … (Die Vortragende stoppt bei ihrem Vortrag.) Wenn alle wieder zu​hören, kann ich wieder weiter reden! (LH-Stv. Dr. Strutz: Die Aufmerksamkeit muss man sich erarbeiten! – Der Vorsitzende: Am Wort ist die Frau Landesrätin! Ich bitte, zu sprechen!) … und dem Versuch, auch den Bedarf entsprechend abzudecken. Seit dem Jahr 2000 - das war das erste Budget, das ich erstellt habe - bewegen sich die Abweichungen in einer Größenordnung von rund 4 bis 5 Prozent, jeweils zu Gunsten der Gemeinden. Das heißt, seitdem ich Referatsverantwortung trage, hat es keine Nachzahlungen für Gemeinden mehr gegeben! Ein einziges Budget weicht davon ab. Das ist das Budget, das der Herr Finanzreferent, damals Landeshauptmann-Stellver​treter Pfeifenberger, als sogenanntes provisorisches Budget erstellt hat. Und auf​grund dieses Budgetprovisoriums, das eben nicht von mir und nicht meiner Fachab​teilung erstellt worden ist, kam es zu derartigen Abweichungen, die letztendlich dazu geführt haben, dass die Gemeinden Rückzahlungen bekommen haben. Und der Prä​sident des Gemeindebundes hat sich auch entsprechend bedankt bei mir dafür.

Aber Herr Abgeordneter Gallo, ich bin ganz sicher, dass Sie als objektiver und kriti​scher Abgeordneter auch all jene Budgetpunkte hinterfragen werden, wo Regie​rungsmitglieder anders gehandelt haben, wo es zu Budgetüberschreitungen von 5,14 Millionen Euro Mehrausgaben gekommen ist oder 11 Prozent Budgetsteigerung im Vergleich des Landesvoranschlages zum Rechnungsabschluss, wie das zum Bei​spiel im Bereich des Kulturreferats passiert ist. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der SPÖ eine Zusatzfrage gewünscht? – Das ist nicht der Fall. Seitens der ÖVP? – Auch nicht! Dann hat der Anfragesteller noch eine Zusatzfrage. Ich bitte, sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Frau Landesrätin! Ich gebe Ihnen gerne die Chance, einer Meinung mit mir zu sein, denn … (Dies löst Heiterkeit im Hause aus. – Abg. Lutschounig: Das ist ja keine Chance, das ist eine Gefahr! – Es herrscht Lärm und Unruhe im Hause. - Der Vor​sitzende: Am Wort ist der Herr Abgeordnete Gallo für seine Zusatzfrage! Ich bitte, sie zu stellen!) Der Herr Landesrat Rohr hat zum Thema eines draufgesetzt und vorge​schlagen, die zuviel gezahlten Gelder auf die Bedarfszuweisungsmittel aufzurech​nen. Wie stehen Sie zu diesem Ansinnen?

Dipl.-Ing. Gallo

Landesrätin Mag. Dr. Schaunig-Kandut (SPÖ):

Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Die Vorgangsweise des Herrn Landesrat Rohr, der im Gegensatz zu früheren Perio​den – aber dazu können Sie ihn am besten selbst befragen – nach objektiven Krite​rien die Bedarfszuweisungen macht, ist eine, die auf große Zustimmung in den Ge​meinden stößt, weil es nunmehr möglich ist, für jede Gemeinde nachzuvollziehen, aufgrund welcher Zuteilungskriterien ihre Bedarfszuteilungen ausgezahlt werden. Aber, das ist nicht mein Verdienst, sondern da sollte man den zuständigen Referen​ten dann auch selbst dazu befragen. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Meine Damen und Herren! Damit ist die Anfrage 5 erledigt.

Wir kommen zur Anfrage


6.
Ldtgs.Zl. 122/M/29:

Anfrage des Abgeordneten Willeger an Landeshauptmann Dr. Haider

Ich bitte, die Anfrage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Willegger (F):

Willegger

Herr Präsident! Hohes Haus! Werte Zuhörer auf der Tribüne! Sehr geehrter Herr Lan​des​hauptmann! Im heurigen Gedenkjahr interessiert uns natürlich sehr, welche Er​gebnisse hat der Forschungsauftrag an das Kärntner Landesarchiv betreffend der Er​hebung aller österreichischen und ausländischen Archivquellen über die Verschlep​pung von Zivilpersonen aus Unterkärnten nach dem Zweiten Weltkrieg gebracht?

Willegger

Landeshauptmann Dr. Haider (F):

Dr. Haider

Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Der Kärntner Landtag hat in seiner 32. Sitzung am 25. September 2001 das Landesarchiv aufgefordert, eine diesbezügliche Untersu​chung über die Verschleppungen nach Ende des Zweiten Weltkrieges in Unterkärn​ten durch die Tito-Partisanen vorzunehmen. Diesem Antrag und diesem Auftrag ist das Kärntner Landesarchiv nachgekommen und hat auch einen entsprechenden Ab​schlussbericht vorgelegt, wobei gesagt werden kann, dass die Forschungsarbeiten am 18. November des vergangenen Jahres abgeschlossen wurden und durch Re​cherchen in den Archiven in Slowenien, insbesondere in Laibach, aber auch beim Public-Record-Office in London gemacht worden sind und man die Aktenbestände auch der britischen Armee durchgesehen hat, um dabei auf neue Informationen zu kommen.

Die Recherchearbeiten standen unter der Leitung von Frau Dr. Gabriela Stieber, die diese Aufgabe federführend wahrgenommen hat und auch in der Folge eine Publika​tion „Die Briten als Besatzungsmacht in Kärnten 1945 bis 1955“ zusammengefasst hat. Dieses Buch ist Teil auch des Jubiläumsjahres oder der Aktivitäten des Kärntner Landesarchivs im Jubiläumsjahr. Darin wird also ausdrücklich auch sehr ausführlich auf den Einfluss der Kärntner Partisanen in Kärnten nach Ende des Krieges einge​gangen. Das was wir nicht getan haben, ist sozusagen, eine personifizierte Quellen​angabe über die Opfer und Betroffenen zu machen, weil wir davon ausgehen, dass das nicht das wissenschaftliche Interesse sein kann, familiäres Unglück sozusagen zur Grundlage wissenschaftlicher Publikation zu machen, sondern das ist also auf der Grundlage der Quellenstudien entsprechend abgesichert. Dort wird darauf ver​wiesen, aber mehr ist nicht gemacht worden.

Aber mehr ist nicht gemacht worden. Dieser Umfang der Forschungsarbeit ist jetzt abgeschlossen. Das Buch ist von der Frau Kollegin Stiba fertig gestellt. Es sind also die vorgesehenen Geldmittel zum Jahreszweidrittel nicht verbraucht worden, sodass hier weitere wissenschaftliche Aktivitäten des Landesarchivs, der verbleibende Rest, zur Verfügung steht. (Beifall von der F-Fraktion)

Dr. Haider

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der Sozialdemokraten eine Zusatzfrage gestellt? – Bitte, Frau Abgeordnete Dr. Prettner, sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordnete Dr. Prettner (SPÖ):

Dr. Prettner

Herr Landeshauptmann, werden Sie auch einen Forschungsauftrag erteilen, um die Opfer des Nationalsozialismus in Kärnten zu erfassen, das heißt die Personen, die ausgesiedelt wurden bzw. die Personen, die hingerichtet wurden?

Dr. Prettner

Landeshauptmann Dr. Haider (F):

Dr. Haider

Sehr geehrte Frau Abgeordnete! Aufträge dieser Art kann der Landtag erteilen. nachdem das Landesarchiv ja eine selbstständige Organisation ist, die ausgegliedert worden ist und nur mehr vom Budget her von uns unterstützt wird, aber keine Aufträge dieser Art empfangen kann, sondern wir können uns sozusagen eine wissenschaftliche Leistung einkaufen, wie das eben bei ausgegliederten Institutionen der Fall ist. Wenn Interesse daran besteht, muss der Landtag entsprechende Beschlüsse fassen.

Dr. Haider

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der ÖVP eine Zusatzfrage gewünscht? – Bitte, Herr Klubobmann Mag. Grilc, sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Landeshauptmann, ist Ihnen bekannt, ob bei diesem Forschungsprojekt auch das Wissen von noch lebenden Zeitzeugen eingebunden wurde?

Mag. Grilc

Landeshauptmann Dr. Haider (F):

Dr. Haider

Ich kann nur das beantworten, was aus den Unterlagen hervorgeht. Es scheint eine gründliche Recherchearbeit vorgenommen worden zu sein, wo auch ein Teil die Grundlage von Interviews mit Betroffenen aus dieser Zeit gewesen ist. Sie denken also offenbar an eine Familie im Bleiburger Raum, die betroffen war und wo ein Überlebender eine sehr starke Informationsquelle in diesem Bereich abgibt. Auch der wurde, meines Wissens, in diesen Prozess einbezogen.

Dr. Haider

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Hat der Anfragesteller noch eine Zusatzfrage? – Er verzichtet. Es ist alles hinreichend beantwortet. Damit ist die 6. Anfrage erledigt. – Wir kommen zur Anfrage 7:


7.
Ldtgs.Zl. 123/M/29:

Anfrage der Abgeordneten Mag. Lesjak an Landeshauptmann Dr. Haider

Bitte, die Anfrage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Hohes Haus! Geschätzter Präsident! Es war in den letzten Wochen und Monaten sehr viel in den Medien zu hören über den Zukunftsfonds bzw. über die Projekte, die aus dem Zukunftsfonds finanziert werden sollen.

Daher meine Frage an Herrn Landeshauptmann Dr. Haider: Welche konkreten Projekte werden im Kärnten aus den Mitteln des Zukunftsfonds auf Grundlage welcher Beschlüsse gefördert?

Mag. Lesjak

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Herr Landeshauptmann, bitte ich mache aufmerksam: Sie haben fünf Minuten nach der Geschäftsordnung Zeit! Bitte!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Landeshauptmann Dr. Haider (F):

Dr. Haider

Danke! – Sehr geehrte Herr Präsident! Liebe Frau Abgeordnete! Das „Sondervermögen Zukunft Kärnten“ – wir bezeichnen es als „Zukunftsfonds“ – gibt uns die Möglichkeit, ein Gesamtvolumen von 500 Millionen Euro, das im Rahmen einer Wandelschuldverschreibung begeben worden ist, für Zukunftsinvestitionen in Kärnten einzusetzen. Wir haben im Rahmen der „Masterplan“-Präsentation vor weniger Tagen auch gesagt, in welche Richtung das gehen wird. Das heißt es gibt jetzt einen „Masterplan“ mit Schwerpunkten, der bis zum Herbst noch adaptiert werden wird. Dann werden wir im Herbst einen endgültigen „Masterplan“ beschließen, innerhalb der Koalition, nachdem jeder seine Ergänzungen auch unter dem Gesichtspunkt der regionalen Schwerpunktsetzung gemacht hat.

Dieses „Sondervermögen Zukunft Kärnten“ ist durch das Gesetz über die Landesholding geregelt, dem Sie auch zugestimmt haben oder an dem Sie mitgewirkt haben. Wenn Sie nicht zugestimmt haben, bedauere ich das umso mehr, weil das eine historische Chance für Kärnten ist, 500 Millionen Euro in den nächsten Jahren einzusetzen und damit rund 10.000 neue Arbeitsplätze zu schaffen. Und ich bedauere, dass die Grünen nicht an der Schaffung von Arbeitsplätzen interessiert sind! (Beifall von der F-Fraktion) Aber wie dem auch sei: Ich bin überzeugt, dass Sie dann, bei der einen oder anderen Eröffnung einer vom Zukunftsfonds unterstützten Maßnahme mit Begeisterung dabei sein und auch froh sein werden, dass wir das so gemacht haben.
Konkret geht es also darum, dass laut Gesetz sowohl Maßnahmen der Infrastruktur, der Bildung, der Forschung, Entwicklung, Informations- und Kommunikation, Regionalentwicklung, Kultur und Tourismus sowie Umweltschutz in die Schwerpunkte dieses Zukunftsfonds aufgenommen worden sind. Dazu zählt etwa im Bereich der Infrastruktur unsere Mitwirkung an der Realisierung des Koralmprojektes: Im Ausmaß von 4,2 Milliarden Gesamtinvestition wird das Land Kärnten, genauso wie die Steiermark, sich beteiligen, damit bis zum Jahre 2015/2016 das Gesamtbauwerk fertig gestellt ist, das immerhin 45.000 Mannjahre in der Bauwirtschaft durch dieses Projekt sichert.

Zweiter Schwerpunkt etwa in der Infrastruktur ist die Breitbandinitiative, die derzeit in Brüssel zur Genehmigung vorliegt. Ich war gestern in Brüssel, um mich bei der zuständigen Generaldirektion über den Fortgang zu erkundigen. Wir werden in einigen Wochen mit Sicherheit einen positiven Bescheid bekommen und können dann ausschreiben. Hier geht es um einen Betrag von acht Millionen Euro, den wir einsetzen, um auch die Benachteiligung der Wirtschaft in den ländlichen Regionen auszugleichen und eine Art Datenautobahn zu allen Betrieben, aber auch zu allen Haushalten, die es wünschen, zu legen. Es wird in einem Drei-Jahres-Rhythmus oder in einem Drei-Jahres-Etappenplan eine 95-, 96-prozentige Abdeckung der Kärntner Gebietsfläche mit dieser neuen Breitbandinitiative durch Glasfiberinstallationen möglich sein. Das ist eine ganz wichtige Initiative für den ländlichen Raum, um hier Wettbewerbsnachteile auszuschließen!

Im touristischen Bereich etwa gehört das „Thermenkonzept“ dazu, wo wir unsere Thermenstandorte oder auch neue Thermenstandorte neben Villach, neben Kleinkirchheim, neben Bad Bleiberg, auch etwa St. Kanzian, unterstützen wollen, um damit neue Impulse für den Ganzjahrestourismus zu geben. Oder die Frage der Gründung eines Bioenergieclusters. Wir sind gerade unter dem Eindruck der steigenden Ölpreise, die offenbar von Dauer sein werden, heute mehr denn je gefordert, in der Frage der erneuerbaren Energie unsere Kenntnis, unser Wissen, unsere technische Überlegenheit auch umzusetzen. Wir haben hervorragende Kärntner Firmen, die in diesem Bereich als Produzenten tätig sind. Wir haben gute Elektronikunternehmen, die in der Steuerungstechnik sind. Wir haben zwei große im Landesbesitz befindliche Unternehmen wie die KELAG und die Hypo, die beide miteinander eine Gesellschaft im Rahmen der Wärmebetriebsgesellschaft gegründet haben, wo die Hypo für das Geschäft im Süden zuständig sein wird (in den südlichen Ländern des ehemaligen Jugoslawiens) und die KELAG im österreichischen Bereich und im Norden Europas zuständig sein wird. Wir werden also alleine aus der Gestion dieser beiden Unternehmen in den nächsten sieben Jahren Projekte im Ausmaß zwischen 500 und 600 Millionen Euro zur Installierung von Bioenergieanlagen, Biogas- Biowärmeanlagen usw. installieren und damit auch Export unseres Know-hows betreiben. (Vorsitzender: Herr Landeshauptmann, die Redezeit ist abgelaufen!)
Was dahintersteckt ist, dass wir unter diesem Gesichtspunkt auch einen Bioenergiecluster errichten wollen. Ich habe es ja bei der Veranstaltung gesagt: Wichtig wäre, dass wir etwa mit der Fertigstellung der Lippitzbachbrücke auch den Standort für diesen Bioenergiecluster im Raume Bleiburg ansiedeln, damit auch ein deutliches Signal der Wirtschaftseinheit des Landes gesetzt wird und dort eigentlich dieses Thema entsprechend abgehandelt werden kann.

Weil ich keine Redezeit mehr habe, kann ich Ihnen die anderen Projekte nicht sagen, aber heute werden Sie in der Aktuellen Stunde darüber mehr erfahren können, sofern Sie nicht am Dienstag unter den vielen Teilnehmern des „Masterplans“ gewesen sind und ohnedies schon gehört haben, was alles kommt. (Beifall von der F-Fraktion)

Dr. Haider

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Es gibt natürlich noch Möglichkeiten bei Zusatzfragen, Herr Landeshauptmann, den Inhalt dieser Anfrage weiter zu entwickeln. – Wird seitens der Freiheitlichen eine Zusatzfrage gewünscht? – Bitte, Herr Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo, sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Jetzt wäre es verlockend, nach den anderen Projekten zu fragen. Ich frage aber, nachdem Sie erwähnt haben, dass Sie gestern in Brüssel waren, nach der Position Kärntens durch den Zukunftsfonds österreichweit, aber auch europaweit.

Dipl.-Ing. Gallo

Landeshauptmann Dr. Haider (F):

Dr. Haider

Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Wir haben sicherlich durch die Schaffung des Zukunftsfonds eine Vorzugsposition uns unter den Bundesländern verschafft, denn jeder weiß, dass es derzeit kein anderes Bundesland mehr gibt, das über die Möglichkeit verfügt, außer einem ertragreichen Unternehmen, an dem man beteiligt ist, eine solche Anleihe zustande zu bringen. Das Land Oberösterreich macht jetzt auch einen Zukunftsfonds mit 500 Millionen durch eine Anleihe der Hypo Oberösterreich, aber das heißt, Oberösterreich muss sich zusätzlich verschulden. Wir verschulden uns nicht, weil wir erlösen diese 500 Millionen aus dem Wert der Hypo, die uns gehört, in der Vorbereitung des Börsenganges. Daher haben wir sozusagen real ein Vermögen von fast sieben Milliarden österreichischer Schilling zur Verfügung, um in unserem Land den Turbo einzuschalten und dafür Beschäftigung und Einkommen sichernde Maßnahmen zu setzen. Das ist also auch sehr beachtet worden, und das sollten wir auch entsprechend bewerben, damit der Investitionsstandort Kärnten in diesem Bereich attraktiver gemacht wird!

Ich glaube, dass gerade die Monats- und Wochenmagazine im Wirtschaftsteil in den letzten Wochen, wie etwa hier das „Trendmagazin“ sehr ausführlich über diese Kärntner Initiativen berichtet und auch deutlich macht, dass das Land Kärnten eine gute wirtschaftspolitische Strategie mit der Hypo gegangen ist, um diese Wertsteigerung zu ermöglichen und sich auch in den letzten Jahren irritieren hat lassen. Denn man kann ja auch andere Wege gehen. Wenn Sie die Bank-Austria-Geschichte in Wien anschauen, wo die Gemeinde Wien 24,9 % an dieser Bank besessen hat und ebenfalls ihre Anteile in einen Fonds gelegt hat und in den letzten Jahren (seit dem Jahre 2001) netto 1,5 Milliarden Euro verloren hat: durch die Katastrophe der Bank-Austria und die Hypo-Vereinsbank! Dieses Geld hätte eigentlich für Technologie, für wirtschaftsfördernde Maßnahmen, für Infrastrukturinvestitionen in Wien eingesetzt werden sollen.

Wir können sagen: Unser Geld kann uns niemand mehr wegnehmen. Es ist jetzt im Fonds. Es wird täglich verzinst. Es liegt an uns, gemeinsam mit den Experten, die wir im Beirat nominiert haben – an der Spitze der Herr Prof. Bodenhöffer als Vorsitzender dieses Beirates -, vernünftige Projekte zustande zu bringen, die dem Land nachhaltigen Nutzen stiften und damit den Menschen mehr Arbeit geben und bessere Einkommensverhältnisse schaffen, aber auch die Perspektive haben, dass die Wirtschaftsstruktur Kärntens weiterhin primär modernisiert werden muss. Das muss uns mit diesem Zukunftsfonds gelingen: die Modernisierung der Wirtschaftsstruktur, so wie wir es etwa im Lakesidepark-Projekt machen, wo wir gezeigt haben, dass wir jetzt, in der ersten Stufe, 450 neue qualifizierte Arbeitsplätze geschaffen haben und jetzt bereits die zweite Stufe in Angriff nehmen. Zwei Häuser sind bereits verkauft. Wir werden heuer noch sechs Millionen Euro wieder in diesen Bereich investieren und haben damit auch wieder etwa 120, 150 neue Arbeitsplätze geschaffen. Dieser Prozess der Qualitätsveränderung soll ja auch den Sinn haben, dass die Jugendlichen, die besser ausgebildet sind, auch in Zukunft mit dieser guten Ausbildung qualifizierte Arbeitsplätze in Kärnten finden können und nicht irgendwoanders hingehen müssen. (Beifall von der F-Fraktion)

Dr. Haider

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der Sozialdemokraten eine Zusatzfrage gewünscht? – Herr Abgeordneter Vouk, ich bitte, die Zusatzfrage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Vouk (SPÖ):

Vouk

Herr Präsident! Hohes Haus! Liebe Zuhörerinnen, liebe Zuhörer! Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Nachdem es dem Kärntner Sommertourismus nicht besonders gut geht, eine Frage an Sie, ganz konkret als Tourismusreferent: Werden Sie sich für Projekte, die in die Nachhaltigkeit des Sommertourismus gehen, besonders einsetzen, weil ja der Sommertourismus eine unserer Lebensadern in Kärnten ist?

Vouk

Landeshauptmann Dr. Haider (F):

Dr. Haider

Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Ich glaube, dass es nicht nur um den Sommertourismus geht, sondern wir sollten endlich einmal kapieren, dass Kärnten das ganze Jahr schön ist und für Erholung zur Verfügung steht und Gäste ansprechen soll. Daher sage ich: Unser Thema müsste die ganzjahrestouristische Entwicklung sein, das heißt wenn ich das „Thermenkonzept“ mache, wenn wir in Hüttenberg das Dalai Lama-Projekt drüberbringen, mit dem Klosterhotel und der tibetischen Medizin, dann sind das derartige Impulse, die ganzjahrestouristische Möglichkeiten eröffnen. Und wenn Sie den Wörther See anschauen, dann sehen Sie ja, dass eine durchaus optimistische Stimmung da ist. Wenn die Wetterverhältnisse nicht passen, dann wird das öfters so sein, dass da und dort der Tourismus nicht gerade boomt, oder wenn in Deutschland ein Stimmungs​tief ist, weil Rot-Grün in Wirklichkeit ein Chaos hinterlassen hat, dass die Menschen sparen und nicht auf Urlaub fahren, dann wirkt sich das natürlich auch auf den Tou​rismus in Kärnten aus. Aber wir sollten nicht jetzt am Beginn der Saison bereits mit dem Krankjammern anfangen, denn ich glaube, Zukunftsfonds, nachhaltige Entwick​lungen, Änderung auch der Struktur unseres Tourismus, heißt das Thema, nämlich Optimismus auch in die Zukunft zu haben und nicht Pessimismus in der jetzigen Situation zu verbreiten, denn investiert wird nur mit Optimismus. Und Sie als Bürger​meister wissen es am besten. Das Casineum würde nicht investieren in ein neues Kulturzentrum, wenn es nicht den Optimismus gebe. Die HYPO würde nicht in Velden das neue Schlosshotel Morgen oder am Samstag mit dem Spatenstich zu einem Fünf-Stern-Haus umbauen, wenn es nicht den Optimismus gebe. Das PARKS würde nicht neu gestaltet werden in Velden, wenn es nicht den Optimismus gebe. Und all das sollte letztlich uns auch zeigen, dass wir von der Politik gefordert sind, jenen Menschen die die Wirtschaftsentwicklung in Kärnten gut und positiv in den nächsten Jahren einschätzen, den Rücken zu stärken und ihnen nicht selbst eher durch unsere zweifelhaften oder zweifelnden Kommentare das Investieren un​möglich machen. (Beifall von der F-Fraktion.)
Dr. Haider

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der ÖVP eine Zusatzfrage gewünscht? – Herr Abgeordneter Lutschou​nig, ich bitte sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Landeshauptmann! Eine Zusatzfrage im Zusam​men​hang mit dem Zukunftsfonds und dem damit im Zusammenhang stehenden Bei​rat und deren Bestückung. Es sind ja viele Leute darin die unbestritten sind, aber auch die Anregung unserer Partei, unter anderen neben dem Präsidenten der Arbei​terkammer auch den Präsidenten der Wirtschaftskammer als höchsten Repräsentan​ten der Wirtschaft mit hineinzunehmen, wurde Ihrerseits abgelehnt. Warum eigent​lich? (Abg. Ing. Scheuch: Weil er ein Jammerer ist! – Heiterkeit in der F-Fraktion.) Dich habe ich nicht gefragt, Herr Kollege, sondern den Herrn Landeshauptmann!

Lutschounig

Landeshauptmann Dr. Haider (F):

Dr. Haider

Sehr geehrter Herr Abgeordneter … (Dies wird ohne Unterstützung des Mikrofons gesprochen. – Der Vorsitzende: Moment einmal, ich muss einmal umschalten! Herr Landeshauptmann, bitte!) Bitte! Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Die Zusammen​setzung des Beirates erfolgte nach der Qualität und die, die jetzt nominiert worden sind, sind über jeden Verdacht erhaben, dass sie parteipolitisch denken. Und Sie haben ja in Ihrer Fragestellung schon zugegeben, dass Sie schon wieder einen Par​teivorschlag machen wollten, während wir Experten nominiert haben und das Ganze zu … (Beifall von der F-Fraktion. – Abg. Lutschounig: Der Experte Wiedenig!)
Dr. Haider

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der Anfragestellerin noch eine Zusatzfrage gewünscht? – Ich bitte, sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Verehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Ich glaube, dass weder Optimismus (Abg. Ing. Scheuch: Optimusmus ist gut!) noch Pessimismus angemessene politische In​strumente sind, sondern eine realistische Situationsanalyse. Und die Situation ist die, dass diese 500 Millionen Euro, dass damit an der Börse quasi spekuliert wird und trotzdem steigen die Schulden. Also, trotz des Verkaufs oder diese Lukrierung der 500 Millionen, werden die Schulden auch weiterhin steigen! Es wird dann kein Lan​desvermögen mehr geben das verkauft oder veräußert werden könnte! Und dann hört man immer, die 10.000 Arbeitsplätze. Und daher meine Frage: Wann sollen diese 10.000 Arbeitsplätze in Kärnten denn entstehen?

Mag. Lesjak

Landeshauptmann Dr. Haider (F):

Dr. Haider

Sehr geehrte Frau Abgeordnete! Es ist eben…, es unterscheidet uns eben. Ich bin ein optimistischer Menschen und Sie lassen jeden Tag Kärnten untergehen, (Abg. Lutschounig: Die Seebühne!) damit es sozusagen politisch eine Veränderung geben kann. Ja, auch die Seebühne schwimmt bestens und ist schon bei zwei Vorstellun​gen ausverkauft und die heutige dritte ist schon wieder ausverkauft, Herr Kollege! (Abg. Lutschounig: Nur Gratiskarten werden verteilt!) Also, da spielen wir schon lie​ber! (Beifall von der F-Fraktion. – Der Vorsitzende: Am Wort ist der Herr Landes​hauptmann!) Ich darf Ihnen nur sagen, dass die Wirtschaftspolitik des Landes offen​bar so gut ist, dass wir weniger Probleme mit der Arbeitslosenentwicklung haben als das übrige Österreich. Die jüngsten Daten: 1999 hat es bei 17.439 Arbeitslose ge​geben; in Österreich 221.000. 2004 hat es in Kärnten 16.926; in Österreich 243.880 gegeben. Das heißt, während in Österreich die Arbeitslosigkeit um 9,98 Prozent gestiegen ist, ist sie im selben Zeitraum in Kärnten um 2,94 Prozent gesunken. Wir haben im Jahr 2004 das erste Mal eine Situation gehabt, dass Kärnten im Jahres​schnitt eine niedrigere Arbeitslosenrate gehabt hat als der Österreichschnitt gewesen ist. (Einset​zender Beifall von der F-Fraktion.) Das zeigt, dass wir mit Recht optimis​tisch in die Zukunft sehen können.

Wir haben 1999 190.000 Beschäftigte gehabt und haben im Jahre 2005 im Jahres​schnitt rund 197.900 Beschäftigte. Das heißt … (Lautstarker Beifall von der F-Frak​tion.) 6.9941 Beschäftigte sind netto noch ohne Zukunftsfonds, noch ohne Zukunfts​fonds, dazugekommen. Also, ich darf Sie schon ersuchen, sich endlich einzuklinken und für Kärnten zu arbeiten, denn Sie werden auch aus Steuergeldern finanziert als Abgeordnete und haben die Verpflichtung, Kärnten nach Vorne zu bringen und nicht Kärnten schlecht zu reden. (Beifall von der F-Fraktion.)
Dr. Haider

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Damit, meine Damen und Herren, ist die 7. Anfrage beendet.

Wir kommen zur Anfrage


8.
Ldtgs.Zl. 124/M/29:

Anfrage des Abgeordneten Holub an Landesrat Ing. Rohr

Ich bitte, die Anfrage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Landesrat! Es gibt ja seit einiger Zeit schon neue gesetzliche Regelungen und deswegen die Frage: Welche genau zu benennenden Gemeinden haben bzw. werden wegen der noch fehlenden Kategorisierung der Gemeindestra​ßen weniger Geld aus dem Regionalfonds erhalten?

Holub

Landesrat Ing. Rohr (SPÖ):

Ing. Rohr

Geschätzter Herr Abgeordneter! Meine sehr geschätzte Frau Regierungskollegin! Meine Regierungskollegen! Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Zum Einen möchte ich vielleicht festhalten, dass mit der Errichtung des Kärntner Regionalfonds ein Instrumentarium zur Förderung und sohin zur Verbesserung der regionalen Ver​kehrsinfrastruktur im Land Kärnten geschaffen wurde.

Die Aufgaben des Regionalfonds sind im § 3 Abs. 1 des Regionalfondsgesetzes ent​sprechend festgelegt und beinhalten unter anderem auch die Förderung und die Her​stellung von Gemeindestraßen im Sinne des Kärntner Straßengesetzes und auch die Förderung der Herstellung von Straßen und Wegen im Rahmen des ländlichen Wegenetzes. Im § 4 Abs. 3 des Regionalfondsgesetzes sind dem ländlichen Wege​netz beispielsweise jene Wege zuzuordnen, die nach der Einteilung der öffentlichen Straßen den Gemeindestraßen nachgereiht sind. Dies trifft insbesondere auf jene Wege zu, die durch Beschluss des Gemeinderates zu Ortschaftswegen und Verbin​dungswegen erklärt werden.

2. Im Gegensatz zur bisher üblichen Förderpraxis tun sich durch den Regionalfonds für sämtliche von den Gemeinden zu verwaltenden öffentlichen Verkehrsflächen nach dem Kärntner Straßengesetz gewinnbringende Perspektiven für die Bürgerin​nen und Bürger auf. Hinsichtlich der Gemeindestraßen ergibt sich für die Kärntner Gemeinden zum Einen sofort eine 50%-ige Vorfinanzierungsoption hinsichtlich der Gesamtherstellungskosten. Das heißt, Straßenbauprojekte, die normalerweise vier, fünf Jahre geschoben hätten werden müssen, können sofort umgesetzt werden und verringern damit natürlich insgesamt die Belastung mittelfristig. Was die den Gemein​destraßen nachgereihten öffentlichen Straßen, die Ortschafts- und Verbindungswege anlangt, erhöht sich die Förderquote aus öffentlichen Mitteln gerade hinsichtlich die​ser für den ländlichen Bereich typischen Verkehrserschließung auf 85 Prozent, näm​lich zu 55 Prozent aus dem Bereich des ländlichen Wegenetzes und zu 30 Prozent aus dem Anteil des Regionalfonds.

Also insgesamt darf ich Ihnen sagen, dass kärntenweit einheitliche Rahmenbedin​gungen zu schaffen sein werden. Natürlich gibt es eine Vielzahl von Gemeinden, die nach dem gültigen Straßengesetz vielleicht die Kategorisierung in der Form noch nicht vorgenommen haben. Aber, nachdem der Regionalfonds sozusagen ein ganz junges Förderinstrument ist, ist auch nicht die Zahl der Gemeinden jetzt auf Punkt und Beistrich genau festzulegen, Herr Abgeordneter Holub, sondern ich denke, dass also auch … wir haben es ja im Fondskuratorium so beschlossen, dass nach ent​sprechenden Übergangsbestimmungen davon auszugehen ist, dass im Jahr 2007 dann auch die Spielregeln nach dem Straßengesetz eingehalten werden und damit alle Gemeinden auch die entsprechenden Voraussetzungen haben, durch den Re​gionalfonds zusätzliche Investitionsmittel zur Verfügung zu haben, die es möglich machen, Straßenbauvorhaben im ländlichen Raum zu forcieren, vorzuziehen, umzu​setzen, was insgesamt letztlich aus meiner Sicht auch eine entsprechende Belebung der Konjunktur der Bauwirtschaft, Arbeitsplatzsicherung bedeutet und letztlich eine wesentliche Besserstellung auch für die Bevölkerung im Bereich der ländlichen Sied​lungsräume. Denn die Straße ist halt eine der wichtigsten Lebensadern und trägt ganz wesentlich dazu bei, ob die Menschen sagen, es passen bei uns die Lebens​bedingungen oder sie passen nicht. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Ing. Rohr

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der Freiheitlichen Fraktion eine Zusatzfrage gewünscht? – Das ist nicht der Fall. Seitens der SPÖ auch nicht? Seitens der ÖVP wird eine gewünscht. Herr Klubobmann Herr Mag. Gricl, ich bitte sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Hohes Haus! Sehr geehrter Herr Landesrat! Gehen Sie davon aus, dass mit der vor​gesehenen Kategorisierung auch hohe Kosten auf die Gemeinden zukommen, weil damit auch Vermessungen und ähnliche Akte zu setzen sind?

Mag. Grilc

Landesrat Ing. Rohr (SPÖ):

Ing. Rohr

Ja, ich gehe einmal davon aus, dass jede Gemeinde von sich aus auch das Interesse haben wird, dass sie genau weiß, wo sind die öffentlichen Wege, wo sind sozusagen private Wege. Denn das gehört auch zu gewissen Ordnungsprinzipien insgesamt, wenn es um die gesamte Frage der Orts- und Regionalentwicklung geht, wenn es sozusagen um die Frage der Raumordnung und Raumplanung geht. Daher denke ich, dass sowie bisher, schon auch gerade für Orts- und Regionalentwick​lungskonzepte und Planungen entsprechende Förderungen des Landes gegeben wurde, diese auch in Zukunft beibehalten werden, damit die ordnungsgemäßen Ver​messungen auch sichergestellt sind.

Ing. Rohr

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

So, jetzt hat der Anfragesteller noch eine Zusatzfrage, falls gewünscht? – Ich bitte, sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Sehr geehrter Herr Landesrat! Es ist ja ein Selbstbehalt von 15 Prozent von Bürgern angedacht. Werden Gemeinden, die für die Bürger diese 15 Prozent übernehmen, daraus finanzielle Nachteile erhalten?

Holub

Landesrat Ing. Rohr (SPÖ):

Ing. Rohr

Herr Abgeordneter Holub! Es ist so, dass 80 Prozent der Kärntner Gemeinden die Praxis pflegen, dass im Rahmen des ländlichen Wegenetzes 15 Prozent der Kosten​anteile von den Anrainern und jeweiligen Anliegern an den Straßen zu bezahlen sind. Das ist gelebte Praxis. Ich denke auch, dass das insgesamt die an den Straßen woh​nenden Anrainer letztlich mit der Verpflichtung ausstattet, dass im Schadensfall auch der Einzelne Hand anlegt. Denn alles, was nichts kostet, ist nichts wert und es erfolgt sofort der Ruf nach der öffentlichen Hand, wenn irgendwo eine Kleinigkeit passiert, ohne dass irgendeiner eine Schaufel angreift und tatsächlich was tut.

Ich gehe davon aus, dass Gemeinden, die die bisherige Förderpraxis umstellen soll​ten, aufgrund der jetzigen Fördersituation oder aufgrund der neuen Fördersituation, wenn sie aus eigener Kraft in der Lage sind, hier entsprechende Förderungen aufzu​bringen, dass sie das tun werden können. Nur denke ich auch, dass insgesamt die angespannte Finanzsituation in den Gemeinden es nicht zulassen wird, dass Un​gleichheiten innerhalb der Kärntner Gemeinden geschaffen werden, indem die eine Gemeinde den Bürger sozusagen über Gebühr mit Geld fördert und die andere Ge​meinde, die aus eigener Kraft nicht in der Lage ist, den Bürger sehr wohl - sowie es bisher schon in 80 Prozent der Fälle in den Kärntner Gemeinden gelebte Praxis ist - Kostenanteile übertragen müssen. (Abg. Lutschounig: Bei einer Gemeindestraße und bei einer Landesstraße zahlt er nichts!)
Ing. Rohr

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Hohes Haus! Damit ist diese Anfrage, die Anfrage 8, beantwortet.

Wir sind am Ende unserer Zeit angelangt. Es sind noch einige Fragen übrig geblie​ben. Ich darf die Abgeordneten Damen und Herren fragen, wie sie sie beantwortet haben wollen.

Die Anfrage 9: Abgeordnete Warmuth an Landesrätin Dr. Schaunig-Kandut? – (Abg. Warmuth: Mündlich bitte!) Mündlich, in der nächsten Sitzung! Anfrage 10 des Herrn Abgeordneten Mag. Ragger? – (Der Abgeordnete ist nicht anwesend.) Mündlich in der nächsten Sitzung.

11. Anfrage des Abgeordneten Schwager an Landesrat Dr. Martinz? (Abg. Schwager: Mündlich, nächste Sitzung!) Mündlich. 12. Anfrage des Abgeordneten Dipl.-Ing. Gallo an Landesrätin Dr. Schaunig-Kandut? (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Mündlich, bitte!) Mündlich. 13. Anfrage der Abgeordneten Mag. Trannacher an Landesrat Dörfler? (Abg. Mag. Trannacher: Mündlich!) Mündlich. 14. Anfrage des Abgeordneten Mag. Ragger an Landesrätin Dr. Schaunig-Kandut? (Abg. Mag. Ragger: Mündlich!) Mündlich. 15. Anfrage des Abgeordneten Holub an Landesrat Dörfler? (Abg. Holub: Mündlich!) Mündlich. 16. Anfrage der Abgeordneten Mag. Lesjak an Landeshauptmann Dr. Haider? (Abg. Mag. Lesjak: Mündlich!) Mündlich. 17. Anfrage der Abgeordneten Warmuth an Zweiten Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Ambrozy? (Abg. Warmuth: Mündlich, bitte!) Mündlich. 18. Anfrage des Abgeordneten Mag. Dr. Kaiser an Ersten Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Strutz? (Abg. Mag. Dr. Kaiser: Mündlich, bitte!) Mündlich. Meine Damen und Herren! Hohes Haus! Es wird so vorgegangen.

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde. 

Aktuelle Stunde

Es liegt ein entsprechender Antrag des SPÖ-Klubs vor. Nach dem Rotationsprinzip ist auch die Sozialdemokratische Fraktion an der Reihe. Das Thema lautet: „Kärntner Zukunftsfonds für Arbeit und Einkommen“.

Ich erteile dem Redner der Antragsteller als Erstem das Wort. Es ist dies Herr Klubobmann Markut. Ich möchte hinweisen, dass die generelle Redezeitbeschränkung in der Aktuellen Stunde nach der Geschäftsordnung fünf Minuten beträgt und sie auch einzuhalten ist. Bitte, Herr Abgeordneter, zu sprechen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Markut (SPÖ):

Markut

Hohes Haus! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen im Kärntner Landtag! Geschätzte Regierungsmitglieder! Herr Landeshauptmann! Sehr geehrte Damen und Herren! Es wurde heute in der Fragestunde schon viel über den Zukunftsfonds, über die Zukunft Kärntens und ihre wirtschaftliche Entwicklung diskutiert. Ich glaube, es zahlt sich auch aus und es ist ein guter Grund dafür gegeben, über die Zukunft Kärntens zu diskutieren, denn Kärnten insgesamt hat einerseits die Notwendigkeit auf Grund des Ist-Zustandes auf dem Arbeitsmarkt und andererseits aber, glücklicherweise, die Möglichkeit, auf Grund des Umstandes, dass 492,250.000 Euro seit genau zwei Wochen auf dem Konto der Kärntner Landesholding zur Verfügung stehen, um die Wirtschaft Kärntens anzukurbeln und neue Arbeitsplätze zu schaffen.

Dies ist der Ist-Zustand. Ich glaube, wir sind alle aufgerufen, mit großem Optimismus und Zuversicht an diese große Aufgabe heranzugehen, um diese Mittel so einzusetzen, dass es möglich ist, das, was wir für Kärnten am dringendsten brauchen, nämlich Arbeitsplätze zu schaffen, zukunftsorientierte Arbeitsplätze, in Richtung Forschung und Entwicklung, in Richtung Technologie und Infrastruktur zu investieren, dass wir das tun müssen. Wir brauchen hier eine gute Partnerschaft, nämlich die Partnerschaft der Betriebe, der Industrie Kärntens, die Partnerschaft der öffentlichen Institutionen, der Gemeinden, der ländlichen Regionen und natürlich die des Landes Kärnten und hier im Besonderen der Kärntner Landesregierung.

Möglich ist diese Situation deshalb geworden, weil wir mit unserer Hypo Alpe-Adria-Bank ein Kleinod in Kärnten bestens hüten müssen, dass hier in den letzten Jahren eine gute Entwicklung genommen wurde und dass hier zukunftsorientiert denkende Menschen in der Landesholding sich daran gemacht haben, dieses Sondervermögen des Landes Kärnten so einzusetzen, dass diese wirtschaftliche Zukunft für uns gegeben ist.

Es ist die wirtschaftliche Situation in Österreich insgesamt und natürlich auch die im Lande Kärnten dazu angetan, dass hier antizyklische Förderungen stattfinden, nämlich in einer Zeit, wo es zwar mehr Arbeitsplätze insgesamt gibt, aber dennoch die Arbeitslosenzahl nicht nachhaltig abgebaut werden kann, diesem hier entsprechend Einhalt zu gebieten. In Kärnten stehen wir vor dem Phänomen, dass wir hier zwar ständig steigende Arbeits- und Beschäftigungszahlen nachzuweisen haben, dies aber nur aus dem einen Grund, dass wir hier auf Grund unseres Tourismusschwerpunktes viele geringfügig Beschäftigte und viele Teilzeitbeschäftigte aufweisen – andererseits aber 17.200 Arbeitnehmerinnen, Frauen und Männer in Kärnten, ohne Arbeit dastehen und insbesondere davon 2.423 Jugendliche unter 20 Jahren, die dringend auf Arbeitsplätze warten. Das ist der Ist-Zustand, und da sollen wir tun. Es sind Maßnahmen zu setzen, die diesem Umstand rasch Einhalt gebieten!

Es wurde hier schon des Öfteren erwähnt, dass es dazu geeignete Maßnahmen gibt, dies zu tun. Eine davon ist der Zukunftsfonds, ist das Sondervermögen des Landes Kärnten für die wirtschaftliche Zukunft in unserem Land. Es wurde hier vor zwei Tagen ein „Masterplan“ bis zum Jahre 2014 als Rahmenkonzept vorgestellt. Es gilt jetzt daranzugehen, um diesem „Masterplan“ auch eine Struktur zu verpassen und diese Struktur entsprechend umzubauen. Es sind ein paar Eckpunkte erforderlich, um das erfolgreich durchführen zu können. Eine der wesentlichen Voraussetzungen ist es, dass wir unser Budget, unseren Landeshaushalt schrittweise konsolidieren. Dazu sind wir auf dem besten Wege. Wir haben mit dem „Budgetprogramm der Jahre 2004 bis 2009“ in unserer Zusammenarbeit der beiden stärksten Parteien Kärntens hier wesentliche Akzente gesetzt. Wir können bereits nach einem Jahr hier einen Erfolg verbuchen. Das werden wir heute bei der Behandlung der Jahresrechnung eindeutig feststellen können.

Es wird erforderlich sein, eine Neustruktur der Gesellschaften des Landes Kärnten durchzuführen, sodass hier an einem Strang gezogen wird, dass die Personalressourcen effizient eingesetzt werden und hier auch die Mittel entsprechend vergeben werden können. Es wird darüber hinaus erforderlich sein, die Projekte, die auf ihre Umsetzung warten – und es sind hier wahrlich viele – rasch umzusetzen: sei es der Bau des Lkh Klagenfurt-neu mit einem Investitionsvolumen von insgesamt 500 Millionen Euro, der hier mehr als 2.000 Arbeitsplätze bis zum Jahre 2009 sichern wird; sei es das Herangehen und das Mitfinanzieren bei großen Infrastrukturmaßnahmen wie eben beim Bau des Koralmtunnel oder geht es darum, hier das neue Verwaltungszentrum des Landes Kärnten rasch weiter zu entwickeln, dass auch hier am Bausektor Arbeitsplätze entstehen. Es wird vor allem darum gehen, dass mit Mitteleinsatz für Forschung, Entwicklung, für Technologie, für Infrastruktur und dergleichen mehr und vor allem die ländlichen Regionen entsprechende Mittel erhalten, um hier nachhaltig qualitätsorientierte Arbeitsplätze zu sichern! (Beifall von der SPÖ-Fraktion. – Vorsitzender. Ich bitte, zum Schluss zu kommen, Herr Klubobmann!)
Geschätzte Damen und Herren! Ich habe eingangs erwähnt: Es wird noch eine gehörige Portion Optimismus erforderlich sein, und diesen Optimismus sollte die Politik an erste Stelle stellen. Wenn wir optimistisch in die Zukunft gehen, wenn wir sagen, wir haben den Mut, diese Mittel so einzusetzen, dass wir jene Eckpunkte, die im Regierungsprogramm bis 2009 festgeschrieben sind, rasch umsetzen können, mehr Arbeitsplätze zu schaffen, mehr Einkommen für unsere Kärntnerinnen und Kärntner zu sichern, (Vorsitzender, das Glockenzeichen gebend: Ich bitte, zum Schluss zu kommen!) dann, glaube ich, sind wir auf einem guten Weg für die Zukunft Kärntens! (Beifall von der SPÖ- und von der F-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Ing. Scheuch das Wort.)

Markut

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hohes Haus! Herr Präsident! Das Thema „Zukunftsfonds“ haben wir schon in einer Aktuellen Stunde am 17. 3. behandelt, aber man kann über dieses Thema nicht oft genug reden. Deswegen bin ich auch froh, dass die Damen und Herren des SPÖ-Klubs auch dieses Thema zu einer Aktuellen Stunde gemacht haben. Nachdem am 24. Juni das Closing erfolgte und somit letztendlich auf Konten des Landes 500 Millionen Euro (Abg. Lutschounig: 492!) immerhin ungefähr – man möge mir die schlampige Ausdrucksweise in der Zahl verzeihen! – 7 Milliarden alte Währung hier stehen, dann, glaube ich, sollte man auch einen kleinen Rückblick wagen, nämlich in die Medienlandschaft und in die unserer politischen Mitbewerber, die unisono eine sehr kassandrische Sicht dieses Zukunftsfonds gehabt haben. So hat man die Idee des Landeshauptmannes von Kärnten und die Idee der Koalition und des Peter Ambrozy damals als „Seifenblasenpolitik“ beschrieben. Das ist ziemlich eine konkrete Seifenblase, letztendlich jetzt geworden: Das Geld ist da. Der Beirat ist konstituiert. Es ist hier mit Prof. Bodenhöfer, glaube ich, ein durchaus integerer Spezialist, der sicherlich hier eine perfekte Führungsqualität vorweisen wird. (Abg. Lutschounig: Keine Frage!)
Es gibt einen „Masterplan“, der präsentiert wurde. Hier ist vielleicht auch noch eine kleine Seitenbemerkung gestattet: Ex-Minister Strasser war bei dieser Präsentation anwesend und hat letztendlich sein Erstaunen über die Professionalität, die dieses Land heuer an den Tag legt, kundgetan. Es gibt Leuchtturmprojekte von Energiezentren bis hin Lakeside-Park, Technologiepark Villach, Breitbandoffensive. Das ist im Übrigen auch ein Antrag aus der vorigen Periode von mir – das freut mich ganz besonders! -, der sich hier jetzt im Zukunftsfonds wieder findet. Aber auch, letztendlich, und das ist entscheidend, dass hier auch regionale Schwerpunkte gesetzt werden.

Zu unserem politischen Mitbewerber ist zu sagen: Es gibt hier doch wahrscheinlich genbedingt eine gewisse Doppelbödigkeit zu orten – das muss man hier schon klarstellen -, weil Sie ja in der Kärnten-Holding einen Vertreter haben, der sich Dipl.-Ing. Farkas nennt, den ich eigentlich – und das sage ich hier auch – schätzen gelernt habe, der auch ein Spezialist seines Faches ist und immer mit uns stimmt, immer für die Zukunft Kärntens eintritt und letztendlich hier auch wirklich absolut different zu Ihrer Haltung tätig ist. (Abg. Lutschounig: Deshalb habt ihr ihn nominiert, weil er so gut ist!) Ich möchte das jetzt, Herr Abgeordneter Lutschounig, mit einem kleinen Beispiel vergleichen. Wenn letztendlich (Zwischenruf des Abg. Lutschounig) Er ist eh drinnen, in der Holding. Wahrscheinlich macht er dauernd das Andere als ihr glaubt. (LH Dr. Haider. Das ist ja unvereinbar! Habt ihr nicht verstanden, dass ihr ein Gesetz beschlossen habt, dass das unvereinbar ist! – Heiterkeit und Beifall in der F-Fraktion.) Danke für die Hilfe, aber der Nachhilfeunterricht … (Lärm im Hause. - Vorsitzender, das Glockenzeichen gebend: Am Wort ist der Abgeordnete Ing. Scheuch! Bitte, Herr Lutschounig!) Wir werden den Nachhilfeunterricht für den Kollegen Lutschounig in Zukunft vergebühren, dann werden wir für die Klubkasse doch einiges haben, weil er ja meistens unwissend hier steht.

Lassen Sie mich hier noch eines anmerken! Mir kommt das so vor, auch die Forderungen der Grünen, das heißt man hat einen Betrieb Kärnten; man hat in diesem Betrieb Kärnten durch die Hypo und durch kluge Investitionen ein Kapital erwirtschaftet. Und jetzt gibt es eine Entscheidung, weil die einzigen Lösungsangebote, die Sie haben, ist, dass man das Geld, das man verdient hat, hortet und mit den Zinsen dann ein bisserl was macht. Also wenn ich einen Betrieb habe, der positiv wirtschaftet, dann werde ich doch die Betriebsergebnisse in die Zukunft dieses Betriebes Kärnten investieren, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall von der F-Fraktion) Dann werde ich doch weitere Maßnahmen setzen, dass diese Pflanze wächst und gedeiht: dass Zukunft, dass Arbeitsplätze für unsere Kinder geschaffen werden. Wir haben hier einiges in die Waagschale zu legen. Vom Jahr 1999 bis jetzt sind 5.000 neue Arbeitsplätze entstanden, 3.500 Arbeitsplätze im High tech-Bereich. Die Arbeitslosenquote liegt im Kärntner Schnitt liegt bei 2,7 – im österreichischen Schnitt bei 7,6. Die Lehrlingsaktion hat 150 neue Lehrstellen gebracht. Jetzt rede ich gar nicht vom „Territorialen Beschäftigungspakt“ und anderen Aktionen.

Wir haben ein engagiertes Ziel. Dieses engagierte Ziel ist, 10.000 neue Arbeitsplätze zu schaffen, (Vorsitzender: Herr Klubobmann, die Redezeit ist abgelaufen. Bitte, zum Schluss zu kommen!) Investitionen in die Zukunft. Ich komme zum Schlusssatz. Eines ist ganz klar: Wenn letztendlich hier eine Kärntner Mannschaft spielt, dann rufe ich Sie auf, meine sehr geehrten Abgeordneten von Grün und ÖVP, in der Mannschaft mitzuspielen und nicht aufs eigene Tor zu schießen, sonst werden Sie nämlich vom Wähler auf die Ersatzbank geschickt werden! (Beifall von der F-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Mag. Grilc das Wort. – Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Ohne Ersatzbank!)

Ing. Scheuch

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! (Zwiegespräche in der ÖVP-Fraktion. – Vorsitzender: Am Wort ist Klubobmann Mag. Grilc!) Ich lobe den Bericht des ORF von gestern Abend zur Präsentation des „Masterplanes“ in Pörtschach! Denn dort wurde genau eines zelebriert: die Übergabe eines zweifellos sehr hoch dotierten Schecks. Nicht mehr und nicht minder. Das kam im Beitrag auch sehr deutlich heraus: „Über alles andere wird man reden.“ Wir haben auch heute darüber geredet. Es wurden viele Projekte in Aussicht gestellt: vom Koralmtunnel über Breitbandoffensive, Sozialmaßnahmen, Thermenstandorte, Quellenkauf, Energiecluster was auch immer. Forschung und Entwicklung, viele positive Dinge wurden hier ins Treffen geführt.

Eine, für viele die entscheidende Frage wurde bisher nicht beantwortet. Ich orte nämlich einen krassen Widerspruch zu dem, was uns in der Zukunft alles an Gutem blüht, zu dem, was vor kurzem in der Landesregierung beschlossen wurde, nämlich eine intensive Belastungswelle für die Kärntner Bürgerinnen und Bürger, wo daran gedacht ist, jede Bienenhütte, jedes Schrebergartenhaus zu besteuern, wo Abgaben auf Wasserleitungen, Kanalstränge, Elektrizitätseinrichtungen und sonstiges vorgesehen sind. Jetzt müssen Sie einmal den Kärntnerinnen und Kärntnern wirklich glaubhaft erklären: Entweder wir haben das Geld und können damit Initiativen setzen, wir könnten damit natürlich auch die Gemeinden entsprechend entlasten.

Wenn das so ist, warum beschließen Sie parallel dazu genau diese Belastungen? Das ist eine jener Fragen die ich heute geklärt haben möchte. Ein Zweites: Und auf dieses Kernproblem des Zukunftsfonds weise ich noch einmal darauf. Wir von der ÖVP haben immer gesagt, wir würden ein Projekt unterstützen das nach dem Stif​tungsmodell geht. Das heißt, das Kapital bleibt stehen, man verwendet jenes Geld, das durch gute Verzinsung hereinkommt. Die Koalition will das anders. Sie trägt auch dafür die Verantwortung. Und einen dritten Punkt möchte ich noch anführen und da​mit relativiert sich schon die große Zukunftshoffnung.

Wenn ich mich recht erinnere, hat noch der ausgeschiedene Finanzreferent davon gesprochen, dass in Hinkunft zumindest etwa 190 bis 195 Millionen Euro aus dem Zukunftsfonds für die Budgeterstellung des nächsten Jahres notwendig werden, weil sonst dieses Budget nicht machbar ist. Und ich sage Ihnen, die Stunde der Wahrheit und der Augenblick wird kommen, an dem Sie die Karten und die Zahlen tatsächlich auf den Tisch legen müssen! Das wird heuer im Herbst sein, im November bei der Vorbereitung, spätestens im Dezember bei der Beschlussfassung. Ich höre übrigens, dass für diese Zeit auch schon große Plakatwände bei Werbefirmen reserviert wur​den. Ich nehme an, das wird sicherlich nur für die Weihnachtswünsche sein.

Und ein Letztes: Herr Landeshauptmann, schöne Grüße aus Oberösterreich! Im Landtag von Linz ist von einem Zukunftsfonds und der Überlegung, in diese Richtung was zu tun, bis heute 10.00 Uhr nichts bekannt! Vielleicht wissen Sie mehr. Danke! (Abg. Ing. Scheuch: Da wissen die Abgeordneten nicht, was der Landeshauptmann tut! – Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort.)
Mag. Grilc

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Zu Beginn die aktuellen Arbeitslosenwerte von Kärnten. Im Juni 7,8 Prozent; das sind 838 mehr Arbeitslose als voriges Jahr und darunter 2.065 Jugendliche. So schauts in Wirklichkeit aus! (Abg. Ing. Scheuch: Österreichschnitt?) Ja, Österreichschnitt 7,6. Also wir sind das erste Mal über den Österreichschnitt drüber. (Abg. Ing. Scheuch: Und in Deutschland, wo die Grünen …) Das sagt ja nichts, dass es vorher nicht besser war. Aber diesmal sind wir über dem Österreichschnitt. Und das ist Kärnten und so schauts wirklich im Juni aus! Das sind die aktuellsten Zahlen.

Grundsätzlich zum Zukunftsfonds von der grünen Seite. Einen Fonds mit Landesver​mögen zu machen ist keine schlechte Sache, wenn man es – wie der Kollege Grilc sagt – in eine Stiftung gibt und das Geld für die nächsten Generationen bleibt. Wenn immer von 500 Millionen gesprochen wird, so wissen wohl die meisten Anwesenden hier, dass 150 Millionen, mindestens 150 Millionen, ins laufende Budget fließen wer​den müssen und dass ein Budget 2006 nur sehr, sehr schwer zu erstellen sein wird, weil auch 2005 ohne Verkauf der Landeskrankenhäuser nichts gegangen wäre und ohne Auflösung der letzten Rücklagen, nämlich von 95 Millionen auf 15 Millionen. Wo meine Angst liegt: Ich habe nichts dagegen, wenn man Gelder in die Wirtschaft tut und wenn man das Geld von der HYPO aufnimmt, wenn man das Landesvermögen verkauft. Insoferne habe ich nur Angst, dass unter den vielen Gesellschaften, der Dschungel den es jetzt gibt, das Geld wieder verschwinden wird. Es sind 350 Millio​nen, die schlussendlich bleiben, nicht so viel. Und man sieht ja jetzt schon, dass frei​händig gewisse Projekte vergeben werden und ein Teil des Geldes schon weg ist.

Und ich würde Sie bitten, das einfach mit viel mehr Vorsicht zu behandeln, weil wenn man sich anschaut, wie mit den Fachhochschulen umgegangen wird. Das Zehnfache vom Fachhochschulflopp – und das Geld ist schon wieder weg! Und, wenn ich mir die insgesamten Kosten, die Beratungskosten anschaue - wobei die HYPO-Bank noch gar nicht dabei ist mit 9 Millionen externen Beratungskosten - sind das auch schon 15 Millionen. Und das ein paar Mal. Das heißt, wir haben ein paar Jahre Zeit, uns beraten zu lassen. Und damit ist das Geld auch schon wieder weg!

Ich möchte aber ein bisschen Augenmerk legen auf die Art und Weise, wie wir in Kärnten Arbeitsplätze bewerten und beurteilen. Wenn ein Frank Stronach daher​kommt, dann wird ihm der Grund quasi geschenkt. Es wird das Gebiet aufgeschlos​sen; 1 Quadratmeter kostet 5,-- Euro und er kriegt dazu noch ein Schloss Reifnitz! (Abg. Ing. Scheuch: Das hat er aber bezahlt!) Wir haben … naja, aber die hundert … wenn das stimmt was kolportiert wird, dass 100 Quadratmeter für (Abg. Ing. Scheuch: Sind Sie jetzt gegen Stronach?!) … Nein, ich bin nicht gegen den Stro​nach, überhaupt nicht! Aber, wenn wir zum Beispiel jetzt einen Abgeordneten Gunzer anschauen, der auch ein Unternehmer ist, warum kriegt er nicht die gleichen Voraus​setzungen? Warum darf er nicht mit 20 Prozent Eigenkapital ein Hotel bauen? Und warum kriegt er nicht die Gründe geschenkt und kriegt ein Schloss mit 100,-- Euro pro Quadratmeter dazu? (Abg. Lutschounig: Weil freiheitliche Abgeordnete reich ge​nug sind!) Der Sumpf, wo ich wohne kostet 1.500,-- Euro pro Quadratmeter, da ist kein Schloss oben. Nur, damit man die Relation sieht. (Es erfolgen mehrere gleich​zeitige Einwände aus der F-Fraktion. – Lärm und Unaufmerksamkeit im Hause.) Und wenn der Abgeordnete Gunzer in die Steiermark fahren würde, würden sich da nicht alle zusammenrotten und sagen: „Boah, jetzt kommt der Gunzer! Das ist ja wahn​sinnig! Der macht uns viele Arbeitsplätze! (Dies löst Heiterkeit und mehrere Zwi​schenrufe unter den Abgeordneten der F-Fraktion aus.) Aber beim Onkel Dagobert Stronach da ist das schon so, ja! (Heiterkeit in der ÖVP-Fraktion. – Beifall von der ÖVP-Fraktion und Abg. Mag. Lesjak. – Lärm und Unaufmerksamkeit im Hause.)
Nur ein kleines Augenmerk auf unsere Situation. Mehr als die Hälfte der Wirtschafts​kammer​mitglieder, … (Der Vorsitzende das Glockenzeichen gebend: Am Wort ist der Abgeordnete Holub!) sind Alleinunternehmer; - das sind ungefähr 12.000. Ungefähr 12.000 Arbeitsplätze sind Alleinunternehmer. Das sind Menschen, die es sich nicht einmal leisten können, jemanden anzustellen, weil würden sie sich jemanden anstel​len, täte es dem besser gehen als ihnen selber. Nimmt man die Ärzte und die Men​schen aus der Landwirtschaft noch dazu, haben wir ungefähr 20.000 Menschen, die fest für das Land arbeiten, die nicht berücksichtigt werden bei solchen großen Pro​jekten. Was wir brauchen, sind angemessene Rahmenbedingungen. Wir brauchen eine Stärkung der regionalen Strukturen und wir brauchen auch ein bisschen eine Entlastung von Arbeit und ein bisschen mehr Besteuerung von Kapital. Und in diese Richtung solls gehen. Danke! (Beifall von Abg. Mag. Lesjak.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Schwager das Wort.)
Holub

Abgeordneter Schwager (FPÖ):

Schwager

Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Damen und Herren Abgeordneten! Werte Re​gierungsmitglieder! Herr Landeshauptmann! Am 5.7. in Pörtschach war ich selbst​verständlich auch bei der Vorstellung dieses Masterplans. Es war dort, kann man sagen, die gesamte wirtschaftliche und politische Führung des Landes Kärnten an​wesend. Und ich sehe das nicht so positiv. Dass dort natürlich in Propagandamanier dieser Masterplan vorgestellt wurde, weil es muss auch … (Es wird ein lautes Zwie​gespräch zwischen Abg. Ing. Scheuch und Abg. Lutschounig hörbar. – Abg. Lut​schounig: Du warst nicht in Pörtschach, - bist nicht ein Wesentlicher!?) … es muss auch, das sage ich ganz offen und ehrlich, solche Maßnahmen müssen auch ver​marktet werden. Und ich sehe das nicht so schwarz, allerdings soll sich der Optimis​mus auch in Grenzen halten, weil die Realität wird uns sonst wieder auf den Boden der Tatsachen zurückführen.

Es wurde heute schon des öfteren darüber gesprochen, besonders aus dem Blick​winkel Beschäftigung in Kärnten, dieses Zukunftsmodell zu sehen. Das ist natürlich zu unterstützen und das ist natürlich ein Problem, nicht nur von Kärnten sondern von ganz Österreich, muss man sagen, dass man halt ständig, trotz Schaffung neuer Arbeitsplätze - wie ja heute auch schon angekündigt wurde - oder Unterstützung zur Schaffung neuer Arbeitsplätze, trotzdem die Arbeitslosigkeit nicht wegzubringen ist und unter Umständen noch anwächst. Auf der anderen Seite hat der Herr Landes​hauptmann vor einiger Zeit berichtet, dass trotz Schaffung neuer Arbeitsplätze uns jährlich in Kärnten so circa 1.000 Arbeitsplätze verloren gehen, aus irgendwelchen Gründen; Insolvenzen, Firmen sperren zu und gehen woanders hin. Deshalb meine Anregung dazu. Man soll sich auch diese Seite ansehen und es vielleicht manchmal mit geringem Mitteleinsatz doch möglich ist, vorhandene Arbeitsplätze zu erhalten. Das würde uns auch helfen. Ich habe nur ein Beispiel. Ich habe gehört, dass Brückl, … dass dort zum Beispiel zu hohe … also, das ist ein sehr energieaufwendiger Be​trieb, dass da zu hohe Energiekosten sind. Ich glaube, da könnte das Land Kärnten in irgendeiner Form unterstützend eingreifen und die Arbeitsplätze wären gesichert. Auf der anderen Seite ist es anzuerkennen – das wurde heute auch schon angespro​chen – dass zum Beispiel der Magna-Konzern, wurde heute erwähnt, und der hat sich entschieden. Er siedelt sich in Klagenfurt an. Ja, sehr geehrte Damen und Her​ren, das ist von uns zur Kenntnis zu nehmen. Und trotzdem haben wir eigentlich froh zu sein, dass sich ein neuer Betrieb hier bei uns ansiedelt. Nur, sage ich auch dazu, deshalb ist es unsere Aufgabe, die Aufgabe des Landes, mit Förderungen und Len​kungen zu schauen, dass nicht nur der Zentralraum gute Betriebe bekommt sondern auch die anderen Bezirke unseres schönen Bundeslandes.

Wo ich eher skeptisch bin – und auch das wurde heute schon angesprochen – das ist, dass man sich so Schmankerl zu Gemüte führt, wie den Bau eines Buddhismus​tempels in Hüttenberg mit gewaltigen Förderungen des Landes Kärnten, wobei ich sage, Hüttenberg hat natürlich unsere ganze Energie die möglich ist notwendig. Not​wendig, dass man eine wirtschaftlich niedergehende Region wieder in Schwung bringt. Aber, ob das die richtige Maßnahme ist, wage ich zu bezweifeln, um diese Kritik hier auch anzubringen. Aber ansonsten bin ich schon der Meinung, dass dieser Zukunftsfonds, der installiert wurde und der Masterplan, dass das – und wir haben ja auch keine andere Möglichkeit, muss ich auch sagen – vorangetrieben wird und, dass das eine positive Sache für Kärnten wird, weil die Stiftungsidee der ÖVP, die auch nicht von der Hand zu weisen wäre. Aber das geht halt alles ein bisschen zu langsam, wenn man wartet bis da Zinserträge sind und die dann so kleinweise ein​fließen lässt. Da bin ich auch der Meinung, dass in diesem Fall klotzen besser ist als kleckern. (Der Vorsitzende: Sie haben noch eine halbe Minute!) Das wäre mein Bei​trag, mein positiver eben zu diesem Masterplan, der von mir selbstverständlich unter​stützt wird.

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Arbeiter das Wort.)
Schwager

Abgeordneter Arbeiter (SPÖ):

Arbeiter

(Der Abgeordnete steht eine Weile nachdenklich am Pult. – Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Nachdenkzeit wird eingerechnet!) Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Am Anfang meiner Rede würde ich nicht „Arbeit für Kärnten“ sondern „Arbeit für die Kärntnerinnen und Kärntner“ an die Spitze stellen, weil in der letzten Zeit, in den letzten Monaten eine Entwicklung eingesetzt hat, die in allen Bereichen, im Touris​mus und der Gastronomie gar schon länger, aber auch im Bereich der Gesundheits​einrichtungen, vor allem der extramuralen, aber auch in den Spitälern, wir derzeit be​reits in Österreich über 47.000 Nichtösterreicher beschäftigt haben. Dass sie im extramuralen Bereich weitgehend benötigt werden ist sicher ohne Zweifel. Deswegen sollte man auch für diesen Zukunftsfonds eine wesentlich verstärkte bessere Ausbil​dung für unsere eigenen Jugendlichen in allen Gesundheitsbereichen anstreben, und man nicht nur neue Gesetze schafft oder bessere Gesetze für das einsetzt, das heute hier ja behandelt und beschlossen wird, sondern auch die Möglichkeit der Qualifika​tionen zur Verfügung zu stellen von geeignetem Gesundheitspersonal auch in diese Richtung mit einplanen.

Nachdem man immer wieder - vor allem von Seiten der ÖVP oder von einigen Politi​kern der ÖVP - ständig die Gesundheitsreinrichtungen, vor allem die Landeskranken​häuser in Diskussion stellt, und auch das LKH-Klagenfurt, habe ich mir einmal er​laubt, heute hier dem Landtag eine Gegenüberstellung mitzuteilen, wie es derzeit in unseren Bereichen überhaupt ausschaut. Wenn man für 100.000 Einwohner, die Betten, also die Gesundheitsversorgung anschaut, so hat Österreich beim Pflegeper​sonal mit 587,4 eine der geringsten Personaldichten. Wenn man den Durchschnitt der Nachbarländer, also Slowenien, Tschechei, Deutschland usw. anschaut, ist im Pflegepersonal pro 100.000 Einwohner über 700 Personal. Und wenn man den EU-Durchschnitt anschaut, der uns ja immer vorgehalten wird, so ist dort der Durch​schnitt von Pflegepersonal mit 819,8 Personen gegenüber 587 in Österreich. Und wir sind in Kärnten – und das möchte ich in dieser Art und Weise einmal sehr deutlich sagen – noch weit unter dem Österreichschnitt.

Das Gleiche gilt bei den Ärzten. Der Österreichschnitt ist mit 332 Ärzten pro 100.000 Betten oder besser gesagt Einwohner. In den Nachbarländern mit 430 Ärzten. Und der EU-Durchschnitt ist auch mit 354 Ärzten höher als bei uns in Österreich. Und wir sind in Kärnten noch etwa 25 Prozent unter dem Österreichdurchschnitt. Warum sage ich das jetzt auch gerade in diese Richtung? Umgekehrt ist es so, dass die Ausbildung der Turnusärzte, und deswegen ist die Flucht von Jung-Fertigstudierten, sagen wir so in der Formulierung, nach Deutschland oder in deutschsprachige Län​der so groß, weil bei uns die Wartezeiten - in anderen Bundesländern schon über drei Jahre, bei uns in Kärnten schön langsam auf zwei Jahre zugeht - trotzdem, dass wir voriges Jahr im Kärntner Landtag 25 zusätzliche Turnusärztestellen beschlossen haben, die dann nicht besetzt worden sind, aus welchen Gründen immer. Da müsste man das Management und werden wir auch das Management fragen. Und ich darf auch den Gesundheitsreferenten Dr. Peter Ambrozy ersuchen, auch in dieser Rich​tung, nachdem das Thema natürlich Tagesdiskussion auch in den Spitälern draußen ist, dass wir uns in nächster Zeit sehr wohl damit befassen sollten und vielleicht eine Möglichkeit finden, auch hier für die Ausbildung bittschön, im Zukunftsbereich etwas zu tun, um eben diese – wirklich Misere – die ich so bezeichnen möchte, dann ir​gendwann zu beenden.

Wenn man die Pro-Kopf-Ausgaben in Pfund anschaut, nachdem das eine interna​tionale Studie ist, gibt Österreich im Vergleich, also von den ausgewählten EU-Sta​aten, pro Kopf 2.220,-- Pfund aus. Die Nachbarländer 2.483,-- und der Durchschnitt liegt auch weit über dem Durchschnitt in Österreich.

Also auch hier schaut es, wenn man Amerika und andere Länder anschaut, doch wesentlich anders aus, weil die doch wesentlich mehr ausgeben, allerdings an der Qualität, gerade in Amerika, ist trotzdem zu zweifeln. Auch dort geht es nach dem Motto: Wer das Geld hat, wird behandelt, wer das Geld nicht hat, soll irgendwo sich behandeln lassen. Also wir haben etwa um 12 % niedriger als die Nachbarstaaten. Man sollte das auch wirklich gegenüberstellen, (Vorsitzender: Sie haben noch eine halbe Minute Redezeit!) vor allem den Managern gegenüberstellen. Zum Beispiel auch, warum in Österreich eigentlich so viele Akutbetten benötigt werden, das werden wir zu dem Thema dementsprechend diskutieren können. Ich werde mir erlauben, auch diese Zahlen einmal auf den Tisch zu legen, weil es nicht so positiv ausschaut, auch in Österreich, weil wir in gewissen Bereichen – egal, ob angefangen beim Herzinfarkt über andere Erkrankungen – eine wesentlich höhere Sterberate haben als andere Länder. Das sind, bitte schön, internationale Unterlagen. Es gibt ein paar Bereiche, wo wir Gott sei Dank etwas besser sind, (Vorsitzender: Die Redezeit ist abgelaufen!) aber ich werde das, nachdem die Redezeit mit fünf Minuten wirklich sehr kurz ist, Herr Präsident, dementsprechend bei der Diskussion um den Gesundheitsbereich gerne dann einbringen. Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt LH Dr. Haider das Wort.)

Arbeiter

Landeshauptmann Dr. Haider (F):

Dr. Haider

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir haben in der bisherigen Debatte gesehen, dass es wenig Alternativen zu den Vorschlägen, die die Koalition vorgebracht hat, gibt. Die Tatsache, dass wir einen Zukunftsfonds mit 500 Millionen Euro zur Verfügung haben, stärkt den Kärntner Wirtschaftsraum, wird eine Dynamik ergeben und gibt uns die Chance, in der Zukunft entsprechende Projekte durchzuziehen.

Wenn Kollege Grilc gemeint hat, dass die Oberösterreicher das ohnedies nicht machen, was ich gesagt habe, nämlich die 500 Millionen selbst auch bei der Hypo aufzunehmen, dann bitte ich ihn, im „Wirtschaftsblatt“ nachzusehen, das vor zehn Tagen eine „Oberösterreich-Beilage“ gebracht hat, wo der Herr Landeshauptmann höchstpersönlich diese Ankündigung trifft. Wenn er ein Ankündigungspolitiker ist, dann sind wir Durchführungspolitiker. (Beifall von der F-Fraktion)

Ich sage Ihnen daher: Sie brauchen keine Sorge haben, dass wir im Budget mit dem Geld des Zukunftsfonds quasi Löcher stopfen. Es wird auch im Budget 2006 kein Geld aus dem Zukunftsfonds ins Budget kommen. Sie brauchen nicht die Stunde der Wahrheit abzuwarten. Ich sage es Ihnen heute schon, damit Sie mit der Gewissheit den Zukunftsfonds unterstützen können. (Beifall von der F-Fraktion. – 1. LHStv. Dr. Strutz: Damit du ruhig schlafen kannst!)

Ich beruhige Sie weiters: Wenn Sie heute den Rechnungsabschluss tätigen, dann werden Sie feststellen, dass wir mit der Nettoneuverschuldung nicht nur die Vorgaben eingehalten haben, sondern um zehn Millionen Euro unter der zulässigen Nettoneuverschuldung sind, das heißt wir haben weniger Schulden gemacht statt mehr. Und es gibt wahrscheinlich in ganz Österreich kein Bundesland, das derzeit so einen vernünftigen Budgetkurs fährt wie wir! (Beifall von der F-Fraktion)

Ich nehme auch mit Genugtuung zur Kenntnis, dass man zwar an Magna herum kritisiert, aber trotzdem sagt: „Es ist gut!“ Das zeigt also auch, wie alternativlos die Opposition in diesem Haus im Grunde genommen ist. Man kann ja nicht etwas ablehnen, was gut ist – nur sollte man endlich einmal fair genug sein, einen Großinvestor wie Magna nicht schlecht zu machen, denn er hat im Zentralraum Kärntens die gleichen Förderbedingungen wie jeder. Er kann einen Grund zur Verfügung gestellt bekommen, der von der Stadt subventioniert wird, so wie jeder andere auch. Und er hat in Reifnitz nichts geschenkt bekommen. Ich bitte Sie, Herr Kollege Holub: Nehmen Sie irgendwann einmal zur Kenntnis, dass es dem Tourismus in diesem Land wahnsinnig gut tut, wenn in Reifnitz ein internationales Managerzentrum entsteht, wo führende Unternehmer, Manager aus der ganzen Welt Urlaub machen, gleichzeitig Geschäfte mit dem Magna-Konzern abschließen! Denn wenn sie sich hier wohl fühlen, ist das die beste Reklame für den Kärntner Tourismus und wird uns auch entsprechend weiterbringen! (Beifall von der F-Fraktion)

Daher sage ich, der Fonds selbst dient in Wirklichkeit in erster Linie zur Stärkung des ländlichen Raumes. Nehmen Sie nur die Projekte, die wir bisher vorgestellt haben und die in Frage kommen werden: Breitbandinitiative, dient primär dem ländlichen Raum. Unbestritten! Das Dalai Lama-Hotel in Hüttenberg ist eine Chance für die gesamte Region, Es wird, Kollege Schwager, kein Buddhismustempel dort hingestellt, wenngleich ich manchem Politiker die buddhistische Gelassenheit wünschen würde: im Umgang mit dem, was wir hier vorhaben. (Heiterkeit und Beifall von der F-Fraktion. – 1. LHStv. Dr. Strutz: Wir werden einen Schal dem Franz geben!)

Das Designerhotel im Mölltal, endlich, um die Wertschöpfung am Mölltaler Gletscher zu verbessern, ist eine, glaube ich, ganz wichtige regionale Initiative. Die Musikakademie in Ossiach, als ganzjahrestouristische Einrichtung für Musikerziehung und für Gäste, die sich der Musik widmen wollen, ist ein Impuls für den Ossiacher See, der ohnedies ein bisschen aufgeweckt werden muss. Oder die Frage des Bioclusters im Raume Bleiburg ist eine Chance für den Südkärntner Raum. Das Rehabzentrum in Hermagor ist eine Chance für die Region, wobei ich den Bürgermeister von Hermagor ersuchen würde – nicht, weil er so viele Projekte hat – jetzt nicht wieder lästig zu werden! Gerade, weil das Rogner-Thermenprojekt am Nassfeld momentan nicht genehmigt ist. Das muss man sich also einmal geben, dass er dort ein neues Thermenprojekt nicht genehmigt, weil es seinem Landschaftsbild nicht entspricht. Ich würde die Bürgermeister schon ersuchen, nicht zu jammern, dass sie keine Arbeitsplätze kriegen, und wenn sie dann gescheite Projekte haben, dann ziehen sie das wieder hinaus. Aber du wirst ihm das sagen, damit er vernünftig wird! (Beifall von der F-Fraktion. – Vorsitzender: Herr Landeshauptmann, bitte zum Schluss zu kommen!)
Oder der Koralmtunnel oder in Bad St. Leonhard das neue Bad, das mit großer Investition 280 neue Betten und 85 neue Arbeitsplätze bringt. Das ist ja alles schon auf der Schiene, meine Damen und Herren! Ihr braucht ja nicht sagen, dass wir erst etwas überlegen werden. Das sind alles Projekte, die bereits auf der Schiene sind: Almhüttendorf am Katschberg, Neubau des Hubertushofs am Katschberg, Logistikzentrum in Fürnitz. (Beifall von der F-Fraktion) Das sind alles Dinge, die bereits auf der Schiene sind. Richtigerweise (Vorsitzender: Die Redezeit ist abgelaufen!) – darf ich einen letzten Satz sagen! – müssen wir daher schauen, dass wir aus den Arbeitslosen in Kärnten richtige Umschulungsprogramme machen. Wir haben eine Menge Arbeitslose, die im Tourismus nicht einsatzfähig sind und holen uns jetzt aus Ostdeutschland Mitarbeiter, weil die Kärntner offenbar nicht bereit sind, diese Arbeit anzunehmen. Hier hat das AMS jetzt eine Bringschuld! Die sollen sich gefälligst darum kümmern, dass sich hier die Leute für qualifizierte Ganzjahresbetriebe im Tourismus umschulen. Dann werden wir auch die Kärntner, die jetzt arbeitslos sind, zu einem großen Teil auf Arbeitsplätze unterbringen! (Beifall von der F-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Lutschounig das Wort.)

Dr. Haider

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Geschätzter Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wenn der Herr Landeshauptmann Haider seinen Kollegen Pühringer als „Ankündigungspolitiker“ bezeichnet, (Abg. Ing. Scheuch: Das hat dein neuer Klubobmann getan!) Mein Klubobmann hat etwas ganz anderes gesagt. (LH Dr. Haider: Du wirst doch nicht sagen, was dein Klubobmann sagt, stimmt nicht!) Jedenfalls weiß man in Oberösterreich nichts davon, auch im Landtagsklub nichts. Aber was den Zukunftsfonds betrifft, meine Damen und Herren, ich glaube, wie der Namen schon sagt, hier müssen wirklich Zukunftsperspektiven geschaffen werden, die beginnen. Und das vermisse ich auch im Kinderbereich, dass man wirklich die Vereinbarkeit und Beruf und Kinder und das Ja zum Kind tatsächlich verstärkt. Das findet nicht so seinen Ausdruck. Was dann weiter die Ausbildung anlangt. Hier ist einiges geplant. Das ist okay! Wir hoffen, dass sich das natürlich auch auf den Arbeitsmarkt und auf die Arbeit niederschlägt.

Was uns besonders wichtig ist – und da bin ich auch beim Kollegen Arbeiter -: dass man in der Altersvorsorge natürlich auch den Zukunftsfonds entsprechend hinrichtet, weil das ist ein Problem, das auf uns zukommt. Davor kann sich niemand drücken! (2. LHStv. Dr. Ambrozy: „Hinrichtet“, das nicht!) Das ist einfach das, was Realität ist. Nein! Zielgerichtet dient, so meine ich das, Herr Kollege! Nicht, dass wir da jetzt Wortklauberei betreiben!

Ich glaube, meine geschätzten Damen und Herren, ich war ja einer der – wie hat Kollege Schwager gesagt? – wesentlichen Teilnehmer bei dieser Unterzeichnung des „Masterplanes“, wenn ich seine Worte da so verwenden kann. Da hat zum Beispiel der Herr Kollege Landeshauptmann-Stellvertreter Ambrozy richtigerweise gesagt, dass das Lohnniveau in Kärnten niedriger ist als in anderen Bundesländern, dass die Kaufkraft nach wie vor hintennach hinkt (Abg. Ing. Haas: Das stimmt ja nicht!) und dass natürlich auch die Arbeitslosenrate viel zu hoch ist. (Zwischenruf des Abg. Dipl.-Ing. Gallo) Du warst übrigens sehr unruhig, wie er diese Aussage getätigt hat. Du hast dort herum gefiebert. Ich weiß nicht, aus welchem Grund. (Heiterkeit) Jedenfalls, der Landeshauptmann hat dann seine vielen Projekten, die uns ja hinlänglich bekannt sind, vorgestellt. Wir wissen ja und er hat auch gesagt, wortwörtlich: „Was angekündigt wird, wird auch umgesetzt, in Kärnten.“ Da möchte ich den Herrn Landeshauptmann schon fragen, was mit der Ankündigung war, wie er sich mit dem damaligen Herrn Landeshauptmann-Stellvertreter Pfeifenberger in Feistritz vor der Bärenbatterie fotografieren lassen hat und gesagt hat: „Es gibt schon einen Investor aus Deutschland. Jeder wird seinen Arbeitsplatz behalten.“, was hier passiert ist. Oder zum Beispiel dieses touristische Projekt: „Sealight in Pörtschach“. Man hört nichts mehr davon! Das war alles schon auf Schiene, sogar in der Regierung – die sind aber nicht mehr da.

Oder, Herr Kollege Strutz, das Großprojekt auf der Flattnitz, mit den 3.600 Betten: Davon habe ich nichts mehr gehört! (Lärm in der F-Fraktion) Am „Masterplan“ des Herrn Wirtschaftsreferenten scheint dieses Großprojekt nicht mehr auf. Kann sein, dass er das vergessen hat? Dann werden ihn die anderen auch einmal vergessen. Oder die große Ankündigung, das mit dem Bau des Koralmtunnels, meine Damen und Herren, der immerhin auch 140 Millionen Euro verschlingen wird, ob der aus dem Zukunftsfonds kommt oder woandersher, weiß man ja nicht, denn der Zukunftsfonds soll ja nicht angegriffen werden. Wo die 40.000 Arbeitsplätze sind, die hier geschaffen werden? Also jeder, der das sagt, denkt: „Um Gottes Willen, wo können 40.000 Arbeitsplätze damit geschaffen werden?“ Also das ist eine Utopie.

Oder die Thermeninitiative, die sicherlich zu befürworten ist, aber schon vor Jahren hätte befürwortet werden sollen: Man hätte schneller arbeiten sollen. Experten, Gurus auf dem Gebiet sagen, dass dieser Zenith überschritten ist, dass es zum Beispiel schon Probleme für die steirische Thermenregion gibt, von der Auslastung her, und dass wir hinten nachfahren. Wir sind zu spät! Er hat den Vergleich gebracht: Das wäre ungefähr so: Wenn wir jetzt einen Boom machen würden und neue Tennisplätze bauen? Ich weiß, wovon ich rede, weil ich selber im Jahr 1978 vier Stück gebaut habe, wo der Boom auch vorbei ist, wo heute nur noch eine halbe Auslastung ist. Also hintennach brauchen wir das nicht mehr zu machen! Wir müssen schauen, dass es zukunftsweisende Ideen sind, die man hier macht.

Noch einmal auf den Beirat im Zukunftsfonds zurückkommend, meine Damen und Herren: Wenn man heute sagt, (Lärm im Hause) dass zum Beispiel im Beirat die Qualität (Vorsitzender: Eine halbe Minute Redezeit noch!) durch hochwertige Personen bestückt werden soll, aber für den Präsidenten der Wirtschaftskammer oder einen Vertreter der Wirtschaftskammer dort kein Platz ist, dann weiß ich nicht, wie die Wirtschaftsimpulse in diesem Land vor sich gehen sollen. Dann muss ich sagen: Das verstehe ich eigentlich nicht!

Der Herr Landeshauptmann ist ja eigentlich nicht der Partner des Gedankens und der Initiative, dass Magna hier baut, sondern da hat sich ja der Herr Canori fotografieren lassen, wo er zeigt: „Geschafft! Wir haben Magna nach Klagenfurt gebracht.“ Der Herr Vizebürgermeister Canori. Ich glaube, dass (Vorsitzender: Die Redezeit ist abgelaufen!) daher gar nicht der Landeshauptmann sich das auf die Fahnen heften soll.

Der Zukunftsfonds soll zukunftsweisend sein! Wir wollen, dass wirklich auch für Jahre hindurch (Der Vorsitzende gibt das Glockenzeichen.) mit den Zinsen gearbeitet wird und nicht (Vorsitzender: Herr Abgeordneter!) in zwei, drei Jahren das ganze Kapital aufgebraucht ist. (Beifall von der ÖVP-Fraktion)

Lutschounig

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich darf doch ersuchen, die Redezeit ernster zu nehmen! – Als Nächste hat sich Frau Abgeordnete Mag. Lesjak gemeldet. Ich erteile ihr das Wort!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Hohes Haus! Geschätzter Präsident! Es ist interessant, dass der Titel für die heutige Aktuelle Stunde „Zukunftsfonds“ lautet. Ich darf daran erinnern, dass der Titel von der Landtagssitzung von der Aktuellen Stunde, die damals nicht durchgeführt werden konnte, lautete: „Neuordnung der Wirtschaftspolitik in Kärnten“. Wenn ich daran erinnere, was der Anlass für diesen Titel, für diese Neuordnung war, so ist uns gegenwärtig, dass es damals dieser „Booz-Allen-Bericht“ war, der interessanterweise vom damaligen Wirtschaftsreferenten Pfeifenberger beauftragt wurde und ein Rechnungshofbericht, den wir aus den Zeitungen zur Kenntnis genommen hatten. Leider! Diese beiden Berichte kommen zu einem ganz eindeutigen Urteil, einem vernichtenden Urteil über die Wirtschaftspolitik. Es heißt, dass Doppelgleisigkeiten, Zersplitterung und die Nichtabstimmung von Förderungsprogrammen und der Technologiepolitik dazu führen, dass keine kongruente Wirtschaftsförderung im Land Kärnten stattfinden kann. Auf Deutsch: Die linke Hand weiß nicht, was die rechte tut. Das ist die Wirtschaftspolitik.

Der „Booz-Allen-Bericht“ sagt, in Kärnten werde die Wirtschaftspolitik von verschiedenen Institutionen (Beiräten, Arbeitsgruppen) definiert, ohne dass jedoch eine eindeutige strategische Linie deutlich erkennbar ist. Das führe dazu, dass verschiedene Institutionen nicht kongruent aufeinander abgestimmt sind. Dadurch entsteht keine Wirtschaftspolitik aus einem Guss, und das Außenbild Kärntens bleibt unscharf. Das wird jetzt gratiniert mit einem Zukunftsfonds. Das ist ein weiterer turbulenter Schauplatz, eine Spielwiese für Politiker, weil es ja keineswegs so ist, dass die Landesgesellschaften zusammengeführt werden und verdünnt werden und dass hier irgendwie aufgeräumt wird, so wie das der Landeshauptmann angekündigt hat. Ganz im Gegenteil: Es bleibt alles, wie es ist, und der Dschungel wird sich noch einmal verfilzen.

Das ist wie eine Wiederholung dessen, was im Landesrechnungshofbericht aus dem Jahr 1991 drin steht. Ich habe da nachgelesen, auch dort wird kritisiert. Es gibt eine Zersplitterung der Zuständigkeiten, mangelndes Förderinstrumentarium und man​gelnde strukturpolitische Orientierungen. (Zwischenruf von Abg. Dipl.-Ing. Gallo.) Es ist kein Wirtschaftskonzept und die beiden aktuellen Berichte haben das gleiche Er​gebnis gezeitigt. Es gibt kein Wirtschaftskonzept und die Ziele des KWF sind also als nicht erreicht zu betrachten. Es bleibt alles beim Alten. Ich wundere mich, dass der Titel lautet: „Zukunftsfonds“. Die Wirtschaftspolitik geht genauso weiter wie bisher. Es ist allein verwunderlich der Sprachgebrauch in den Medien. Man hört dann oft von einem „Turbo“, von einem Aufholprozess, von einem Vertrag für Kärnten. Ich frage mich: Wer wird diesen Vertrag denn einklagen können in einigen Jahren, wo wir heute 11.500 Arbeitslose haben? Die könnte man ja unterbringen in diesen 10.000 Arbeitsplätzen die dann geschaffen werden. Und, wenn das nicht der Fall ist, dann sollen die auch ihr Recht einklagen können. Faktum ist, dass es noch nie so viele Arbeitslose gab wie jetzt, wie heute.

Hier habe ich vom Dienstag 5. Juli die Kleine Zeitung: „Wie berichtet, ist die Zahl der Arbeitslosen in Kärnten im Juni stärker ge​stiegen als im Bundesdurchschnitt.“ (Ein​wände von Abg. Ing. Scheuch und Abg. Dipl.-Ing. Gallo.) Ja, lests ihr keine Zeitun​gen oder was? „Keine guten Arbeitsmarktdaten in Kärnten gab es im Juni 2005; gleich 838 mehr Arbeitslose als vor einem Jahr. Ein Anstieg von 7,8 Prozent et cetera.“ Also, Faktum ist, dass die Armutsschere auseinandergeht, dass es soviel Ar​beitslosigkeit gibt wie noch nie zuvor, dass das Vermögen verkauft ist, dass der Schuldenstand sich erhöht und, dass der Schuldendienst beispielsweise allein 9 Pro​zent der Gesamtausgaben ausmacht. Hier muss man berücksichtigen, dass das Pflichtausgaben sind. Und Ermessensausgaben, - da haben wir keinen Spielraum mehr. Wer wird diesen Schuldendienst in Zukunft dann ermöglichen?

Das ist ein Turbo für die zukünftigen Belastungen. Turbo heißt: Schneller Gelder aus​geben als es eingenommen werden kann. Das ist ein Turbokapitalismus, wo Landes​vermögen praktisch privatisiert wird. Aus diesem Zukunftsfonds hätte man ja … man hätte aus der Vergangenheit lernen können und sagen können: Das Geld wird bis 2008 geparkt, erst dann wissen wir, wie viel die Hypo-Aktie wert sein wird. In der Zwischenzeit machen wir ein Wirtschaftskonzept und Strukturen und nach den Struk​turen überlegen wir die Förderungen. So wird alles auf die letzte Karte gesetzt. Das Vermögen ist verkauft und die Schulden werden ins Unermessliche steigen. Das ist Casinopolitik; - alles auf die letzte Karte!

Zukunft heißt: Die Schulden zahlen, die aus den Altlasten resultieren, deren Effizienz nicht vorhanden ist! Wenn die Wirtschaftspolitik aus der Vergangenheit viele Arbeits​plätze gebracht hätte, ja wo sind denn die dann heute? Wer kriegt diese Arbeits​plätze? Wenn man immer nur in die Zukunft schaut, dann sieht man die Probleme der Gegenwart nicht, dann hat man einen eingeschränkten Blick. (Der Vorsitzende: Sie haben noch eine halbe Minute!) Und es ist wichtig auch zu sagen, was ist im Moment das Problem. Und daher empfehlen wir - und wir haben es auch das letzte Mal beantragt – eine Evaluierung des Zukunftsfonds, damit wir sehen werden, wie viele Arbeitsplätze tatsächlich aus dem Zukunftsfonds resultiert haben. Es gehören Ziele definiert und Prioritäten festgelegt, und ein landesweites Wirtschaftskonzept nach dem man handeln kann. Das ist Aktionismus und da wird einfach Geld ver​braucht, ohne nachzudenken. (Abg. Ing. Scheuch: Dafür oder dagegen?! – Beifall von Abg. Holub.)
(Der Vorsitzende erteilt LH-Stv. Dr. Ambrozy.)
Mag. Lesjak

Zweiter Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Ambrozy (SPÖ):

Dr. Ambrozy

Ja, meine sehr geschätzten Damen und Herren! Herr Präsident! Hohes Haus! Die Debatte läuft schon eigenartig, das möchte ich hier schon sagen, weil sie einerseits aufbaut auf dem Prinzip „Vergessen“. Das heißt, alle haben vergessen, was wir vor einem Jahr hier im Rahmen des Budgetprogramms bis 2009 beschlossen und inten​siv diskutiert haben. Da ist unter anderem auch in der Budgetpolitik durchaus anged​acht gewesen, dass man zur Senkung des Nettodefizits auch Teile des Zukunfts​fonds heranzieht. Und zum Zweiten sind alle die Projekte die wir jetzt in der Öffent​lichkeit diskutieren, die teilweise intensiv im Landtag und in der Regierung diskutiert wurden, und wir machen uns jetzt in Wahrheit Gedanken, wie wir das alles auf Reihe, Schiene, bringen können oder anders ausgedrückt, wie das zukünftig finan​ziert werden kann.

Und, meine sehr geschätzten Damen und Herren! Auch das Thema „Zukunftsfonds“ und planerisches Vorgehen für die nächsten fünf Jahre ist ein Qualitätsmerkmal, das seit dem 1. April 2004 in die Politik dieses Landtages eingekehrt ist. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.) Das möchte ich hier ganz deutlich sagen! Und wir lassen uns – und das sage ich auch deutlich – das nicht kaputt reden. Denn, wenn hier gesagt wird, Frau Kollegin Lesjak, wir sollten das Geld bis 2008 parken, um dann zu schauen, was die Aktie wert ist und dann erst zu handeln beginnen. Liebe Frau Lesjak, viel​leicht sitzen Sie dann gar nicht mehr im Landtag, weil 2009 ist die nächste Wahl. Ich sicher nicht mehr. (Abg. Mag. Lesjak: Ich schon!) Und daher denke ich, dass wir – das sage ich hier auch ganz deutlich – nicht warten dürfen, sondern in Wahrheit nach vorne blicken und schauen, (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Ihr habts das Rotationsprinzip!) dass wir die Entwicklung in dem Lande entweder einleiten oder weiter bringen. Und das hat mit warten und auf die lange Bank schieben nichts zu tun. Und, wer sich in der Gegenwart verstrickt wird von der Zukunft eingeholt werden, ohne dass er sie mitbestimmt. Ich sage Ihnen das mit aller Deutlichkeit und daher haben wir einen anderen Weg gewählt.

Wir haben gesagt, es muss mit der undisziplinierten Budgetpolitik Schluss werden. Der Rechnungsabschluss 2004 zeigt, dass die Budgetziele, die wir uns gesetzt haben, eingehalten worden sind. Zweitens haben wir gesagt, es muss bis zum Jahre 2009 eine Fiskalpolitik in dem Lande gemacht werden, die am Ende den Spielraum für nachfolgende Legislaturperioden erbringt. Das ist hier beschlossen worden. Der Rechnungsabschluss zeigt, dass wir hier am richtigen Weg sind. Und das Dritte was wir gesagt haben: Wir brauchen ein Finanzierungsinstrument für das, was dieses Land an wirtschaftspolitischer und auch bildungspolitischer Entwicklung braucht. Und hier ist der Zukunftsfonds geschaffen worden.

Und ich muss Ihnen wirklich sagen. Ich war beim Closing in Wien dabei und es ist tatsächlich auch der ehemalige Innenminister, der jetzt im Finanzierungsbereich tätig ist, Strasser, dabei gesessen. Und eines ist unisono von allen Experten gesagt wor​den: In welcher Professionalität und Geschwindigkeit eine derartig große Finanz​transaktion hier in dem Land Kärnten abgewickelt worden ist, das ist anerkennens​wert! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.) Und meine sehr geschätzten Damen und Her​ren! Das ist die Qualität der Arbeit, die wir in dem letzten Jahr an den Tag gelegt haben. Und wir haben jetzt ein Finanzierungsinstrument in der Hand, mit dem wir das, was wir auch im Rahmen des Masterplans angedacht haben, umsetzen können.

Und jetzt möchte ich nur ein Wort zu dieser Stiftungsidee sagen. Es ist ja wahnsinnig faszinierend und wahrscheinlich auch populistisch zu sagen: Ja, geben wir alles in eine Stiftung und leben wir von den Zinsen, weil dann haben wir immer Kapital und wir können ein bisschen was ausgeben. Nur, da möchte ich die Kolleginnen und Kol​legen im Kärntner Landtag schon daran erinnern, welches Gesetz sie hier beschlos​sen haben und wie die tatsächlichen Verwendungszwänge – sage ich bewusst – die der Landtag dem Zukunftsfonds auferlegt hat, aussehen. Und da wissen Sie ganz genau, dass mit Ausnahme des Bereiches „Forschung und Entwicklung“ keine verlo​renen Zuschüsse, sondern andere Finanzierungsvarianten eingesetzt werden, ob das Darlehen sind, ob das Beteiligungen sind oder Ähnliches, die zumindest für den größeren Teil des Fonds einen Rückfluss ermöglichen, um ihn möglichst lang zu er​halten. Und jetzt sage ich Ihnen: Das ist eine ganz kluge Entscheidung des Land​tages gewesen, weil wir nicht gebunden sind an irgendwelche Zinslagen, die da sind, sondern in der Lage sind, Geld so einzusetzen, dass es für die Menschen draußen (Der Vorsitzende: Sie haben noch eine halbe Minute Redezeit!) zu Gute kommt. Und daher bitte ich, dass man das wirklich positiv sieht, was hier getan wurde.

Und letztlich, meine sehr geschätzten Damen und Herren, möchte ich schon auch sagen, dass man einfach der Realität ins Auge sehen muss. Es ist sehr schön, wenn der Landeshauptmann unsere Situation immer sehr positiv darstellt, aber Faktum ist trotzdem, dass wir nachdenken, wie wir die Situation verbessern können. Denn 7,8 Prozent Arbeitslose sind uns nicht wurscht, ein Aufschrei der Gebietskasse, dass die Einnahmen zurückgehen aufgrund der Einkommenssituation, ein (Der Vorsitzende: Die Redezeit ist abgelaufen! Ich bitte, zum Schluss zu kommen!) dramatisches An​steigen der Teilzeitbeschäftigten und der geringfügig Beschäftigten. Das sind Dinge, die uns zum Nachdenken anregen sollen. Und daher sage ich - wenn Sie mir noch einen Satz gestatten - (Der Vorsitzende: Einen!) wir haben alle zusammen eine Ver​pflichtung, nämlich gerade, wenn es um Schicksale der Menschen geht und ihre existenziellen Sorgen, dass wir nach Möglichkeit an einem Strang in die richtige Richtung ziehen. Denn das ist das, was die Kärntner Bevölkerung von uns erwartet. (Beifall von der F- und SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Gunzer das Wort.)
Dr. Ambrozy

Abgeordneter Gunzer (F):

Gunzer

(Abg. Lutschounig: Auch ein wesentlicher Teilnehmer!) Herr Präsident! Hohes Haus! Geschätzte Besucher und Zuhörer! Also die heutige Aktuelle Stunde lautet: „Zunkunft – Zukunft Kärnten, Zukunftsfonds“ und nicht Jammerei und der Rückblick in die Ver​gangenheit. Und wenn wir zurückblenden. Vor einem Jahr hat hier der Kärntner Lan​deshauptmann bei seiner Antrittsrede gesagt: „Unser wichtigstes Ziel dabei wird und muss es sein, dass wir uns darauf konzentrieren, Arbeit, Beschäftigung und Arbeits​plätze zu schaffen.“ Ein Jahr danach, ein knappes Jahr danach, wurden Mittel aufge​stellt, ein Sondervermögen aufgestellt in Form von 500 Millionen Euro. Und das war nur möglich, weil wir hier im Land eine äußerst erfolgreiche Bank haben, nämlich die HYPO-Bank. Die HYPO-Bank ist mittlerweile die drittstärkste Bank in Österreich und wenn Vorredner behauptet haben, hier werden Schulden gemacht, - das stimmt nicht! Man sollte sich schon vorher erkundigen, wie schauen die Bilanzen eines sol​chen Unternehmens aus. Und die HYPO-Bank Kärnten repräsentiert derzeit einen Wert von circa 2 Milliarden Euro! Und auf das können wir ganz besonders stolz sein, weil sie wahnsinnig aktiv ist, auch im Süden Europas. Und, dass man hier als Eigen​tumsvertreter der Bank Geld in die Hand nimmt, um die Zukunft Kärntens zu gestal​ten, das ist ja aber das Mindeste was wir als gewählte Volksvertreter zu tun haben, um unseren Unternehmungen, vor allem den klein- und mittelständischen Betrieben, unseren Mitarbeitern im Land die Möglichkeit geben, dass sie wirtschaften können, dass sie arbeiten können und, dass sie auch ein dementsprechendes Einkommen haben.

Und mit diesem Zukunftsfonds wurde, um den Herrn Direktor Kulterer zu zitieren: „Die größte Transaktion im deutschsprachigen Raum durchgeführt!“ Und da nützt es dann nichts, dass wir hergehen und sagen, was alles schlecht ist und was falsch ge​macht worden ist, sondern mit diesem Geld können wir unser kleines Land Kärnten weiter nach vorne bringen, und zwar müssen wir im Zuge der EU-Erweiterungen re​gional denken. Kärnten ist als eine Region als solches zu sehen. Wir haben Regio​nen mit Friaul-Julisch-Venetien, mit dem Veneto, wir haben die Region Slowenien. Und da gilt es, dass wir uns dementsprechend besser aufstellen. Und das können wir nur, wenn wir in Bildung investieren und, wenn wir in die Zukunft investieren oder auch vor allem in den ureigensten Tourismus, dass wir einen Ganzjahrestourismus zu Stande bringen, dass es Sommer und Winter, gerade auch in diesem Bereich, Arbeit gibt.

Die Globalisierung dürfen wir nicht außer Acht lassen! Die Globalisierung hat uns massiven Wettbewerbsnachteil beschert, - gerade für uns hier in Kärnten! Es ist schon angesprochen worden. Aufgrund der Globalisierung, aufgrund der Großkon​zerne, aufgrund der großen Handelsketten die beinhart über Preise verkaufen und die das letztendlich auch auf das Lohnniveau der einzelnen Mitarbeiter weitergeben. Das wird uns nicht nach vorne bringen. Da ist es wichtig, dass wir dementspre​chende Rahmenbedingungen schaffen, dass wir gerade für die klein- und mittelstän​dische Wirtschaft auch das Überleben in Zukunft sichern. Und meine sehr geehrten Damen und Herren! Das Land hat Perspektiven und bekommt mit diesem Zukunfts​fonds weitere Perspektive. Und, um das muss es uns in Zukunft auch gehen und wert sein.

Mir ist es aber auch wichtig hier anzumerken, dass andere Institutionen in diesem Land auch ihren Teil dazu beitragen. Und da kann es nicht sein, dass die Wirt​schaftskammer Österreich einen Beschluss fasst, wo sie der Mineralölwirtschaft einen 25%-igen Rabatt auf die Grundumlagen gewährt! Da frage ich mich schon, - das ist echt ein Skandal! Da werden die Großen bevorzugt, der Mineralölwirtschaft gibt man 25 Prozent Rabatt, aber den anderen Zwangsmitgliedern keinen Rabatt! Und vor allem die Klein- und Mittelständischen müssen alles voll bezahlen! Hier er​warte ich mir, dass in Zukunft auch alle anderen Institutionen, vor allem auch die Interessenvertretung dementsprechend ihren Teil dazu beiträgt. Oder, aktueller Fall: Investitionen in die Klagenfurter Messe. Die Klagenfurter Messe ist irrsinnig nach vorne orientiert und ist sehr erfolgreich, (Der Vorsitzende: Sie haben noch eine halbe Minute Redezeit, bitte!) im Vergleich zu den anderen Messen. Und wenn jetzt diese Messe in die Zukunft investieren möchte und das auch vorhat, und dann die eigene Interessensvertretung und der Präsident der Wirtschaftskammer es ablehnt, Geld zur Verfügung zu stellen, aufgrund der Beteiligung, die wie dort haben, und die Messe jetzt nicht in diesem Ausmaß investieren kann, dann muss ich ganz ehrlich sagen, dann läuft hier einiges schief. Und diese Dinge gehören korrigiert. Da sind wir alle aufgefordert, dass wir unseren Teil dazu beitragen und nicht mit absoluten Mehrhei​ten dann eine Entwicklung des Landes blockiert. Danke! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Tauschitz das Wort.)
Gunzer

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Geschätzte Regierungsmitglieder! Ge​schätzte Damen und Herren! Es ist schon faszinierend, was in diesem Haus an Un​wahrheit verbreitet wird, wenn man sich die Reden in der Aktuellen Stunde anhört, wenn davon gesprochen wird, dass Oberösterreich einen Zukunftsfonds macht, auch wenn der Herr Klubobmann der SPÖ-Fraktion da noch einen Zeitungsartikel heraus​zieht, wo leider Gottes nicht vom Zukunftsfonds drinnen steht.

Fakt ist, dass Oberösterreich das gesamte Investitionsvolumen ins laufende Budget, in die Referate aufgeteilt hat. Fakt ist, dass es in Oberösterreich keinen Zukunftsfonds gibt. Es gab einmal so etwas Ähnliches 1997 – und das ist schon eine Weile her – mit 500 Millionen Schilling, was etwas weniger ist als der viel gelobte Zukunftsfonds hier in Kärnten.

Oder wenn behauptet wird, dass aus dem Zukunftsfonds kein Geld ins Budget fließen wird: Heute, im Juli, sagt der Landeshauptmann: „Gar nichts wird passieren. Kein Budget wird reinfließen.“ Ich habe einen Regierungsakt vom 27. Jänner 2005 da. Er trägt die Unterschrift vom Herrn Landeshauptmann, wo dezidiert drinnen steht: „Von Sondereinnahmen von Seiten der Kärntner Landesholding zur Bestreitung von Aufgaben des Landes in der Höhe von insgesamt 197 Millionen Euro für das Jahr 2005 bis 2009 im laufenden Budget eingeplant.“ Einstimmig beschlossen. Das habe ich soeben ausgehoben. Es ist also keine Rede davon dass 500 Millionen zum Einsatz kommen!

Wenn ich nur heute zuhöre, in der Aktuellen Stunde, und jene Beträge zusammenzähle, die hier genannt worden sind, dann haben wir den Zukunftsfonds mit 492 Millionen Euro dotiert. 196 Millionen Euro gehen ins laufende Budget. 140 Millionen Euro, hat der Herr Landeshauptmann sehr eloquent ausgeführt, gehen in die Koralmbahn. 8 Millionen werden für die Breitbandinitiative aufgewendet, was ich für sehr sinnvoll halte. 38 Millionen bekommt die Frau Schaunig für den Ausbau der Altenheimstruktur. Dann bleiben 110 Millionen Euro übrig. Das ist die Wahrheit! Der Zukunftsfonds hat 110 Millionen Euro, die noch übrig sind, mit denen wir diese ganzen Projekte, die heute so wunderbar ausgeführt worden sind, durchführen können.

Meine Damen und Herren von der Koalition! Sie verunsichern die Menschen, wenn Sie ständig sagen: „Es gibt 500 Millionen.“! Sie wecken falsche Hoffnungen. Da werden Investitionen getätigt, und unsere Bürger vertrauen darauf, dass es das Geld geben wird. Und jeder weiß, das Geld wird es in dieser Form nicht geben. Die Wahrheit ist, dass die Kassen leer sind. Klubobmann Markut hat es ausgeführt: „Wir müssen das Budget konsolidieren.“ Fakt ist: Die Kassen sind leer. Der Budgetplan, der viel gepriesene, von 2005 bis 2009, hält nicht! Meine Herren Regierungsmitglieder, erinnern Sie sich an die letzte Regierungssitzung, vor zwei Tagen war sie! Da ist schon der erste Akt eingebracht worden, wo die Finanzabteilung ruft und sagt: „Freunde, passt auf! Der Budgetplan bis 2009 wird nicht halten. Das geht sich hinten und vorne nicht aus!“

Der Zukunftsfonds ist ein Schattenbudget, das Sie dringend brauchen, um irgendwie diese Koalition über die Runden zu bringen. Fernab von jeder Kontrolle. Denn der Rechnungshof kann nur indirekt in die Holding reinschauen und kann nur indirekt prüfen, was mit diesen 500 Millionen passiert. Wenn Sie mutig gewesen wären, wenn Sie Transparenz haben wollten, dann hätten Sie explizit hinein geschrieben, dass der Rechnungshof den Zukunftsfonds, die gesamte Holding prüfen sollte. Das haben Sie aber nicht, weil Sie überhaupt kein Interesse haben, dass irgendjemand in Ihre Budgetfuhrwerkereien, um da jetzt ein umgangssprachliches Wort zu verwenden, hinein schauen kann. Ein altes Sprichwort lautet: „Wenn du sie nicht überzeugen kannst, dann verwirre sie.“ Das ist der beste Beweis. Hier wird geredet von einem Zukunftsfonds, der – wenn alles realisiert werden würde – mindestens 1,5 Milliarden Euro haben müsste. Und das ist nichts anderes als pure Verwirrungspolitik!

Im Zukunftsfonds sind Ihre Projekte alles gigantische Einzelprojekte. Was ich nach wie vor vermisse, das ist die Kleinunternehmerförderung, wo die Mehrheit der Kärntner Unternehmen drinnen ist, die wahrlich Arbeitsplätze schaffen, langfristige Arbeitsplätze schaffen, weil die Menschen mit Haut und Haaren in ihren Firmen drinnen sind.

Wenn der Herr Landeshauptmann Oberösterreich so gerne zitiert, als wunderbares Land, so möchte ich ihn darauf hinweisen, dass Oberösterreich keinen Cent Schulden hat, ausgeglichen budgetiert. Und er soll sich nicht mit denen messen, weil in Kärnten es ganz anders ausschaut.

Ganz nebenbei, wenn Sie im Zukunftsfonds großartig reden, Sie wollen die Wirtschaft ankurbeln: Warum belasten Sie dann die Wirtschaft? Warum gehen Sie her und beschließen gleichzeitig ein Belastungspaket, wo Sie zum Beispiel den Tourismus massiv belasten durch die Erhöhung der Tourismusumlage, durch die Erhöhung der Ortstaxe, durch die Erhöhung der Kurtaxe. Meine lieben Freunde von der Koalition, das ist nicht glaubwürdig, was Sie hier machen! Wenn Sie im Zukunftsfonds, noch ganz nebenbei, die ganzen Gesellschaften, wo Sie einen eindeutigen Auftrag bekommen haben, von einem Consultingbüro, wo das festgestellt hat, was hier für wahnsinnige Dinge passieren, was hier für Probleme im Bereich der Gesellschaft existieren, dadurch lösen (Vorsitzender: Herr Abgeordneter, die Redezeit ist abgelaufen. Ich bitte, zum Schluss zu kommen!) – ganz kurz einen Satz -, dass Sie einfach alle in die Holding stecken, ist das ein bisserl wenig! Fakt ist: Die Kassen sind leer. Sie brauchen den Zukunftsfonds dringend, um zu konsolidieren. Der Herr Klubobmann Scheuch hat von einem sehr engagierten Ziel gesprochen (Der Vorsitzende gibt mehrmals das Glockenzeichen.) – ich bin schon fertig (Vorsitzender: Ja, bitte dann auch zum Schluss zu kommen!) –, das engagierte Ziel, dieses Land mit Vollgas und Turbo an die wirtschaftspolitische Wand zu fahren. Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion)

Tauschitz

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Hohes Haus! Damit ist die Aktuelle Stunde abgelaufen. Wir kommen nun zur Tagesordnung. 

Tagesordnung

Ich darf berichten, dass in der Obmännerkonferenz empfohlen wurde, die 14 Behandlungsgegenstände, die seit der Einladung zu dieser heutigen Sitzung noch in den Ausschüssen erledigt werden konnten, mit auf die Tagesordnung zu nehmen. Eine entsprechende Vorlage ist Ihnen zugegangen. Ich schlage vor und beantrage, als Tagesordnungspunkts 1a die Ldtgs.Zl. 45-14/29, Bericht und Antrag des Ausschusses für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen zur Regierungsvorlage betreffend den Rechnungsabschluss 2004 so zu beschließen. Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand! – Das ist mit der erforderlichen Mehrheit so beschlossen. Bitte? (Abg. Holub: Zur Geschäftsbehandlung!) Herr Abgeordneter Holub, wir beschließen erst eine Tagesordnung. Wenn Sie zur Geschäftsbehandlung etwas sagen wollen, werde ich Sie dann aufrufen.

Ich beantrage dann, die neu hinzu gekommenen Anträge, und zwar sind es weitere 13 Anträge, als Tagesordnungspunkte 3 bis 15, die ich jetzt verlese, zu beschließen. Tagesordnungspunkt 3: Ldtgs.Zl. 22-15/29 einen Antrag betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Objektivierungsgesetz geändert wird ./. mit Gesetzentwurf. Tagesordnungspunkt 4: Ldtgs.Zl. 22-16/29, Den Antrag betreffend die Aufnahme von BewerberInnen in den Landesdienst, Bericht gem. § 11 Abs. 3 des Kärntner Objektivierungsgesetzes an den Kärntner Landtag (Zeitraum November 2004 bis Jänner 2005). Tagesordnungspunkt 5: Ldtgs.Zl. 109-6/29, ein Antrag betreffend die neue EU-Förderungskulisse ab 2007. Tagesordnungspunkt 6: Ldtgs.Zl. 222-2/29, ein Antrag betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Mitwirkungspflicht-Änderungsgesetz geändert wird ./. mit Gesetzentwurf. Tagesordnungspunkt 7: Ldtgs.Zl. 233-2/29, ein Antrag betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Informations- und Statistikgesetz erlassen wird ./. mit Gesetzentwurf. Tagesordnungspunkt 8: Ldtgs.Zl. 81-9/29, den Antrag betreffend Kärntner Landes- und Hypothekenbank-Holding, Änderung der Satzung. Tagesordnungspunkt 9: Ldtgs.Zl. 198-2/29, den Antrag betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über die Landesumlage geändert wird. Tagesordnungspunkt 10: Ldtgs.Zl. 26-3/29: ein Antrag betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Sozialhilfegesetz 1996 geändert wird; Herabsetzung der Gemeindeanteile an der Finanzierung ./. mit Gesetzentwurf. Tagesordnungspunkt 11: Ldtgs.Zl. 183-4/29, ein Antrag betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Heimgesetz geändert wird ./. mit Gesetzentwurf. Tagesordnungspunkt 12: Ldtgs.Zl. 88-5/29, Antrag betreffend den Bericht über den Jahresabschluss 2004 der Ausgleichskasse nach LGBl. Nr. 34/1995. Tagesordnungspunkt 13: Ldtgs.Zl. 89-8/29, ein Antrag betreffend den Tätigkeitsbericht des Kärntner Bodenbeschaffungsfonds 2004. Tagesordnungspunkt 14: Ldtgs.Zl. 204-3/29, ein Antrag betreffend Handymasten, überreicht durch Abgeordneten Dipl.-Ing. Gallo. Tagesordnungspunkt 15: Ldtgs.Zl. 94-12/29, ein Bericht und Antrag betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Dienstrechtsgesetz 1994 (14. Kärntner Dienstrechtsgesetz-Novelle), das Kärntner Landesvertragsbedienstetengesetz 1994 (10. Kärntner Landesvertragsbedienstetengesetz-Novelle), das Gemeindebedienstetengesetz 1992, das Stadtbeamtengesetz 1993, das Gemeindevertragsbedienstetengesetz, das Landes-Personalvertretungsgesetz, das Kärnt​ner Gemeinde-Personalvertretungsgesetz, das Kärntner Landeskrankenanstalten-Betriebs​gesetz, das Kärntner Bodenbeschaffungsfonds​gesetz, das Kärntner Landesarchivgesetz, das Kärntner Wirtschaftsförderungsgesetz und das Kärntner Landesrechnungshofgesetz 1996 ge​ändert werden ./. mit Gesetzentwurf.

Ich darf Sie ersuchen, nun diese Tagesordnungspunkte, die hinzugekommen sind (von 3 bis 15, wie vorgetragen), auf die Tagesordnung zu nehmen. Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um ein Handzeichen! – Das ist ohne die Stimmen der Grünen so beschlossen.

Dann darf ich noch den Antrag stellen, die bisherigen, in der ursprünglichen Tagesordnung vorgesehenen Punkte 3 bis 14 als Tagesordnungspunkte 16 bis 25 zu beschließen. Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um ein Handzeichen! – Das ist mit der entsprechenden Mehrheit so beschlossen. Ich danke! Damit haben wir die Tagesordnung beschlossen.

Bevor ich nun zum Aufruf des 1. Tagesordnungspunktes komme, erteile ich Herrn Abgeordneten Holub zur Geschäftsordnungsmeldung das Wort. Bitte schön!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Hohes Haus! Herr Präsident! Ich möchte anmerken, dass wir die Tagesordnung erst nachdem wir abstimmen hätten sollen, bekommen haben. Ich gebe auch zu bedenken, dass wenn Ausschüsse um viertel vor neun stattfinden und wir um halb neun davon erfahren, das dann in die Sitzung des Tages übergeht, ein Gesetz mit über 60 Seiten und Begutachtungen dazu, sodass wir uns nicht in der Lage sehen, inhaltlich dazu Stellung zu nehmen. Wir werden versuchen, das durchzuarbeiten, aber ich glaube nicht, dass es im Sinn der inhaltlichen Arbeit sein kann, wenn man so hetzt und hudelt. Das gleiche mit dem Rechnungsabschluss. Hätte der Ausschuss vorher einberufen werden können, so hätten auch die Fragen früher beantwortet werden können. Somit wurden alle Beamten wie auch wir, die wir heute erst die Antworten teilweise erfahren haben, restlos überfordert.

Ich bitte den Landtag, halbwegs Zeiten zu bestimmen, die es möglich machen, zu arbeiten! Danke!

Holub

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich nehme diese Wortmeldung zur Kenntnis und möchte nur darauf hinweisen, dass ich sehr bemüht war, die vielen, vielen, vielen Anfragen in der entsprechenden Kürze auch den Abgeordneten die Antworten zukommen zu lassen. Ich darf ersuchen, dass eben ein Arbeitstag ein Arbeitstag ist. Und wenn man halt früher beginnt, dann ist das auch zur Kenntnis zu nehmen. Wenn ich im Vergleich auch die Arbeit im Parlament sehe, sind diese Vorgangsweisen, die hier sicherlich nur seltener vorkommen, dort ununterbrochen Praxis. Wir haben in der Obmännerkonferenz auch darüber gesprochen, mit der Meinung, dass so rasche Abfolgen von Beschlussfassungen nur ein Ausnahmefall sein können, nicht der Regelfall.

Ich komme nun zum Tagesordnungspunkt 1:


1.
Ldtgs.Zl. 45-13/29:

Bericht und Antrag des Kontrollausschusses betreffend den Bericht des Landesrechnungshofes zum Rechnungsabschluss des Landes Kärnten für das Jahr 2004

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Mag. Grilc. Ich erteile ihm das Wort!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich darf aus dem Ausschuss berichten, dass sich der Kontrollausschuss in seiner Sitzung am 30. Juni mit dieser Materie befasst hat. Die Grundlage dafür bildete ein Beschluss der Landesregierung am 23. Mai.

Der Landesrechnungshof stellt in seinem Bericht unter anderem einleitend fest, dass das Jahr 2004 insofern einige Besonderheiten aufgewiesen hat, als dieses Jahr zunächst einmal mit einen Budgetprovisorium begann. Grundlage für dieses Budgetprovisorium waren entsprechende Daten und Unterlagen aus dem Jahr 2003, seien es Landesvoranschlag bzw. Nachtragsvoranschlag. Das Budget für das Jahr 2004 wurde erst in der 4. Sitzung am 27. Mai 2004 beschlossen.

Der Landesrechnungshof stellt ziffernmäßig fest, dass für das Jahr 2004 insgesamt Einnahmen und Ausgaben in der Höhe von 1.821,894.100 Euro zur Verfügung standen. Ich möchte nur einige ausgewählte Kapitel noch zitieren. Unter anderem hat der Landesrechnungshof festgestellt, was die Beweglichkeit der Landesgebarung anbelangt, dass die Pflichtausgaben bei etwa 84,7 % des Gesamthaushaltes liegen.

Die sogenannten „Amtssachausgaben“ bei 0,69 Prozent und die sogenannten „Er​messens​aus​gaben“, also das, was man allgemein als den sogenannten „Spielraum“ bezeichnet, liegen bei 15,3 Prozent.

Der Landesrechnungshof hat des weiteren die ganze Personalfrage in verschiede​nen Bereichen eingehend beleuchtet, und hat vor allem in Hinblick auf die sogenan​nten – unter Anführungszeichen – „Dienstzettler“, das heißt also, jene Kolleginnen und Kollegen die mittels Dienstzettel angestellt wurden oder in Dienstverhältnisse ge​nommen wurden. Dazu hat er festgestellt – ich zitiere aus diesem Bericht auf der Seite 24: „Wie bereits in den Vorjahren ist bei den finanziellen Auswirkungen dieser Dienstverhältnisse eine beträchtliche Steigerung um rund 30 Prozent festzustellen. Seit 2001 haben sich die Ausgaben für diese Beschäftigungsverhältnisse mehr als verdoppelt. Angesichts der dynamischen Entwicklung empfiehlt der Landesrechnungshof, Dienstverhältnisse auf Dienstzettelbasis wegen der damit verbundenen arbeitsrecht​lichen Problematik und der Nichtanwendung der Objektivierungsregelungen nur in sachlich begründeten Ausnahmefällen einzugehen.“ Er listet auch auf, in welchen Referaten diese sogenannten „Dienstzettler“ in Beschäftigung sind. Beim Landes​hauptmann Dr. Haider etwa 40 Prozent und bei jedem anderen Referent so um die 10 Prozent. Das ist also hier in diesem Kontrollbericht festgehalten

Ein weiteres Kapitel betrifft unter anderem die Darlehen der Wohnbauförderung. Mit 31.12.2004 betrugen die Außenstände insgesamt 1,08 Milliarden Euro. Und eine An​merkung des Landesrechnungshofes zitiere ich ebenfalls wörtlich aus der Seite 43 dieses Berichtes. Es geht darum, dass die Auszahlung der Darlehen über die Lan​desbuchhaltung erfolgte und die Verwaltung allerdings von der HYPO-Alpe-Adria Bank durchgeführt wurde. Und die Bemerkung des Landesrechnungshofes dazu lau​tet wörtlich: „Die Bewegungen auf den Bestandskonten konnten für das Jahr 2004 mit den korrespondierenden Einnahmen und Ausgaben der Haushaltsrechnung nicht abgestimmt werden. Der Landesrechnungshof empfiehlt, im Zuge des Rechnungsab​schlusses 2005, in nachvollziehbarer Weise eine Abstimmung der Darlehensstände des Landes mit den korrespondierenden Ständen der HYPO-Alpe-Adria Bank AG vorzunehmen.“

Ein wesentliches Kapitel befasst sich natürlich auch mit dem Thema der Schulden. Es wird festgestellt, dass zum 31.12.2004 unter Einbeziehung der Finanzschulden diverser Rechtsträger und des Landes selbst, eine Summe von 948,08 Millionen Euro zu Buche steht. Und eine letzte Bemerkung, die ich noch zitiere aus diesem Landesrechnungshofbericht aus der Seite 59 – die lautet wörtlich: „Die Neu​verschuldung des Jahres 2004 unter Einbeziehung diverser Rechtsträger lag bei rund 0,63 Prozent des regionalen BIP – also Bruttoinlandsproduktes. Die Neuver​schuldung konnte durch außergewöhnliche Maßnahmen, wie das Vorziehen von künftigen Einnahmen, durch Verkauf landeseigener Liegenschaften oder durch Rück​griff auf in Rücklagen gebundene Reserven, in Grenzen gehalten werden. Für die Beherrschbarkeit künftiger Neuverschuldungen wird strenge Budgetdisziplin verbun​den mit Strukturreformen erforderlich sein.“ Soweit ein kurzer Bericht aus dem Aus​schuss unter Bezugnahme auf den Bericht des Landesrechnungshofes.

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.

Mag. Grilc

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich eröffne die Generaldebatte, um sie gleich wieder zu unterbrechen für die Bericht​erstattung zum Tagesordnungspunkt 1a, damit wir dann die Generaldebatte zu bei​den Punkten gemeinsam führen können. Ich komme zum Punkt


1a.
Ldts.Zl. 45-14/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen zur Regierungsvorlage betreffend den Rech​nungsabschluss 2004

Berichterstatter ist der Abgeordnete Gritsch. – Ich erteile ihm das Wort!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Gritsch (F):

Gritsch

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Bei Gegenüberstellung der Einnahmen und Ausgaben des Rechnungsabschlusses 2003 mit dem Rechnungsabschluss 2004 ergibt sich gegenüber dem vorangegangenen Rechnungsjahr eine Erhöhung des Ausgaben- und Einnahmenvolumens von rund 98 Millionen Euro bzw. rund 5,12 Prozent. Im Rechnungsjahr 2004 kommt es zu einem Nettoschuldenzuwachs von rund 62 Millionen Euro, wobei das vorangegangene Rechnungsjahr 2003 einen Nettoschuldenzuwachs von rund 94 Millionen aufwies. Die Verringerung gegenüber dem Vorjahr ist hauptsächlich darauf zurückzuführen, dass im Berichtsjahr ausga​benseitig keine überraschenden zusätzlichen Aufwendungen wie im Vorjahr, insbe​sondere auch bei der Budgetierung nicht bekannter und nicht durch Gegensteue​rungs​maßnahmen auffangbare Entfälle an Lehrerkostenersätze des Bundes bzw. Steuereinnahmen gegeben waren.

Durch einen straffen Budgetvollzug und einer etwas besseren Einnahmenentwick​lung bei den Steueranteilen, konnte vielmehr gegenüber dem Landesvoranschlag 2004 einschließlich dem Nachtragsvoranschlag, eine Absenkung des Nettodefizites erzielt werden. Das gegenüber dem Rechnungsabschluss 2003 etwas bessere Maastrichtergebis beruht auf einem geringeren Saldo im Bereich der laufenden Ge​barung des Vorjahres, gleichzeitig jedoch auf einem verbesserten Ergebnis des Sal​dos der Vermögensgebarung. So konnten im Wesentlichen einnahmenseitig zwar höhere Erträge im Bereich der Kostenersätze des Bundes für Lehrer und bei den Ge​meindekopfquoten erzielt werden, gleichzeitig ist der Verwaltungs- und Betriebsauf​wand gestiegen.

Ich ersuche um das Eingehen in die Generaldebatte.

(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte zu TOP 1 und TOP 1a und erteilt 3. Präs. Lobnig das Wort.)
Gritsch

Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren Abgeordnete! Hohes Haus! Werte Zuhörer! Die heutige Landtagssitzung möchte ich schon als eine beson​dere Landtagssitzung bezeichnen, zum Einen wo es darum geht, einen Rechnungs​abschluss 2004 zur Kenntnis zu nehmen, andererseits aber auch was die Aktuelle Stunde betrifft, wo wir über den Zukunftsfonds diskutiert haben, das heißt, die wirt​schaftliche Ausrichtung Kärntens für die Zukunft. Und in diesem Spannungsfeld und in dieser Brücke sehe ich auch die Diskussion, ausgehend von einem Rechnungsab​schluss 2004, der ja die realistischen Zahlen, das heißt, das Zahlenwerk in der Ver​gangenheit ermittelt hat und ausgehend von diesem Zahlenwerk dann ja auch letzten Endes, sich das Budget für das Jahr 2005 und diese zukünftigen Prognosen für die künftigen Jahre 2006 gestalten werden.

Wenn wir auch wissen, dass ja ausgehend von dem Landesvoranschlag, der wie be​reits vom Berichterstatter ausgeführt, erst im Mai des Vorjahres beschlossen wurde und ein Nachtragsvoranschlag 2004, der Ende des Jahres 2004 auch hier im Kärnt​ner Landtag beschlossen wurde, so sind diese beiden Zahlenwerke jetzt gebündelt in diesem Rechnungsabschluss des Jahres 2004 zu finden. Das Erfreuliche was ich hier auch erwähnen möchte, ist die gesamte Entwicklung was das Nettodefizit be​trifft, wo wir - ausgehend von gewissen Parametern - für das Jahr 2004 andere Prog​nosen ermitteln mussten, ausgehend von der Kaufkraft des Landes, ausgehend vom nominellen Bruttoinlandsprodukt, ausgehend von dem zu erwarteten Steuerertrags​anteil. Das sind jene Parameter, die natürlich sehr vorsichtig von der Finanzabteilung abgeschätzt werden müssen, um letztendes auch noch ein ausgeglichenes Budget, vor allem aber nach Möglichkeit mit einem sehr geringen Nettodefizit, zu arbeiten ist. Und hier hat sich, Gott sei Dank, auch aufgrund der steuerlichen Ertragsentwicklung auf Bundesebene gezeigt, dass wir doch mehr Bundesertragsanteile zu verzeichnen haben, das gegenüber dem Voranschlag mit rund 2,66 Prozent höher ausgefallen ist. Und das ist auch eine erfreuliche Entwicklung in diesem Bereich. So gesehen, aber auch durch einen ganz straffen Budgetvollzug, nämlich dass wir in nahezu allen Ge​barungsbereichen Mindereinnahmen, Minderausgaben, aber auch Mehrausgaben und Kürzungen in diesen Bereichen erreicht haben und somit hier in allen Geba​rungs​bereichen Einsparungen und Erhöhung von Einnahmen erzielt werden konnte, sodass letzten Endes eine Nettoneuverschuldung um 10.051.000,-- Euro gegenüber dem Landesrechnungsabschluss erreicht werden konnte und somit mit 62 Millionen hier zu Buche stehen.

Wie sieht eigentlich dann somit auch der Nettoschuldenzuwachs aus? Das ist auch eine interessante Beleuchtung. Wenn wir hier die grafische Darstellung sehen, (Der Redner hält eine Grafik in die Höhe.) hier rot der Anstieg, blau hier der Abbau und hier ein leichter Anstieg in der Entwicklung, was aber letztendes auch auf viele Para​meter zurückzuführen ist. Ich nenne nur hier beispielsweise die Ausgaben, die auch das Land Kärnten im Bereich der Pflichtschullehrer zu übernehmen. So hatten wir im Jahre 2003 noch eine Belastung von rund 23 Millionen Euro und sind diese auch im Jahr 2004 letzten Endes im Gesamtsaldo von 15,5 Millionen Euro zu betragen. Also das heißt, wir haben diese Last mitzunehmen und diese Entwicklung wird sich na​türlich noch verschärfen. Wenn wir wissen, dass wir gerade im Bereich der Pflicht​schulen jährlich rund 1.000 bis 1.200 Schülerinnen und Schüler weniger haben, so wird sich das natürlich auch auf den Planstellenbereich der Lehrerinnen und Lehrer, im allgemeinen der Pädagogen im Pflichtschulbereich, auswirken. Und wir sehen auch den Zugang natürlich der Absolventen aus dem pädagogischen Bereich, die natürlich dann auch noch länger warten werden müssen auf einen Arbeitsplatz als Pädagogen in unseren Pflichtschulbereichen.

Was betrifft aber die Länder und Gemeinden? Auch hier in diesem Bereich hat sich eine Entwicklung abgezeichnet, die für Kärnten natürlich auch – ich sage einmal, um jetzt nicht Lobeshymnen zu verbreiten - aber eine erfreuliche Entwicklung zeigt, dass Kärnten auch im Länderschuldenvergleich mit anderen Bundesländern eine klare Po​sition hat, sich im Mittelfeld zeigt. Das heißt, wir haben hier einen fünften Rang einge​nommen, sind also vor den Ländern Wien, sind vor Salzburg, sind vor dem Land Bur​genland und sind aber auch vor Niederösterreich.

Dieselbe Entwicklung, wenn wir die Landes- und die Gemeindeschulden zusammen​nehmen und hier einen Bundesländervergleich ziehen. So haben wir auch hier in diesem Bereich den Platz 5 eingenommen. Und das ist, glaube ich, meine Damen und Herren, etwas was wir natürlich herzeigen können. Die Mehr- und Minderaus​gaben in diesen wesentlichen Bereichen sind ja auch in den Erläuterungen zum Rechnungsabschluss eindeutig und auch sehr klar herausgearbeitet worden. Ich möchte hier nicht näher auf die Details eingehen, sondern nur wirklich erwähnen, das ist auch im Vergleich. Wenn man dies als Torte ansieht, (Zeigt wiederum ein Diagramm in die Höhe.) dann sieht man hier einen Landesvoranschlag 2004 und hier den Rechnungsabschluss, wo es nahezu in allen Bereichen Steigerungen bei den einnahmeseitigen Erhebungen gegeben hat, aber auch hier bei den Ausgaben, und letzten Endes auch die Ertragsanteile und Zuschüsse des Bundes sich so entwickelt haben.

Ich möchte aber auch, ausgehend von diesem Jahr 2004, schon auch auf eine Be​sonderheit hinweisen, die sich auch im Jahr 2005 hier niederschlagen wird. Wir haben natürlich im Jahr 2005 mit einer Minderung der Ertragsanteile zu rechnen - nona, nicht? - weil auch natürlich die Steuerreform des Jahres 2005 hier greifen wird, dadurch auch die Ertragsanteile, das heißt, die Bundesabgaben, die gemeinschaft​lichen Bundesabgaben sich verringern werden, wie etwa durch die Herabsetzung der Körperschaftssteuer von 34 auf 25 Prozent, das ja im heurigen Jahr bereits gegriffen hat. Und somit aber auch eine positive Anmerkung zu dem zu geben ist, weil nämlich auch durch diese steuerlichen Maßnahmen, durch diese Reform, auch mehr Geld in den Familien, aber auch mehr Geld letztendes im Betrieb, in den Unternehmen draußen bleiben wird, die letztendes auch wieder zur Stärkung der Eigenkapital​quote, zur Stärkung des Investitionsanreizes beitragen werden.

Geschätzte Damen und Herren! Der Landesrechnungshof hat ja auch diesen Bericht geprüft oder den Rechnungsabschluss einer Kontrolle unterzogen und hat hier auch die Rechtmäßigkeit des Budgetvollzuges festgestellt. Darum geht’s ja! Wir können natürlich, um einzelne Positionen jetzt ringen, ob Einnahmen/Ausgaben dort oder auf der anderen Seite besser zu gestalten gewesen wären. Letzten Endes geht es da​rum, dass wir einen Budgetvollzug beweisen konnten der von Verantwortung getra​gen ist, der letzten Endes auch den Bürgerinnen und Bürgern des Landes draußen vermittelt, dass hier sorgsam mit den Steuergeldern umgegangen wird und letzten Endes, dass wir auch mit dieser Politik eine Zukunftsperspektive für die Jugend, für unsere zukünftigen Generationen, unter Beweis stellen und diese ihnen auch mitge​ben. Das ist, meine Damen und Herren, auch ganz wichtig, damit wir hier den Men​schen auch Sicherheit geben können. Auf die einzelnen Gebarungsgruppen und diese, wo ja auch die wesentlichen Schwerpunkte sind, werde ich nicht näher ein​gehen. Ich glaube, dass sie wirklich erläuternd dargestellt … und klarerweise werden wir selbstverständlich sowohl dem Kontrollbericht des Rechnungshofes als auch dem Rechnungsabschluss unsere Zustimmung geben. Danke für die Aufmerksamkeit!

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Schlagholz das Wort.)
Lobnig

Abgeordneter Schlagholz (SPÖ):

Schlagholz

Hohes Haus! Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren! Ganz richtig ist dieses von meinem Vorredner gezeichnete rosige Bild nicht. (3. Präs. Lobnig: Keine Lobeshymne, habe ich gesagt!) Ganz ist es nicht so, ein bisserl ein Unterschied ist zur Realität zweifelsohne vorhanden. Die Rechtmäßigkeit, selbstverständlich, beider Werke ist auch von uns nicht in Frage gestellt. Es stellt sich nur die Frage, ob in allen Bereichen mit dem Steuergeld auch entsprechend sensibel umgegangen wurde, so als ob es das eigene wäre. Das stelle ich in Frage. Klarerweise, dem Rechenwerk, so wie es uns vorliegt, wird auch unsererseits die Zustimmung gegeben.

Wenn heute die ÖVP über die Presse ihre Meinung kundgetan hat und auch in der Aktuellen Stunde mit dem Vermerk aufgefallen ist: „Die Kassen sind leer.“, so möchte ich schon daran erinnern, dass die ÖVP vor wenigen Wochen ihr 60-jähriges Bestehen gefeiert hat und dass sie nicht erst seit gestern im Lande Kärnten auch wirkt, sondern dass sie sehr nachhaltig dazu beigetragen hat, dass es im Land Kärnten, wie in allen anderen Bereichen Österreichs auch, auch eine Schuldenentwicklung gegeben hat. Es sei mir schon erlaubt, darauf hinzuweisen, dass der Schuldenstand 2001/2002 eine Zunahme von mehr als 14 % hatte, dass der Schuldenstand 2002/2003 eine Zunahme von über 28 % hatte, geschätzte Damen und Herren. Und die in diesen Jahren war halt die ÖVP ein Regierungspartner, ein Koalitionär auf Landesebene. Die Schuldenentwicklung eines Landes fokussiert sich, sie entstehen nicht in einem Jahr, sondern die haben ja auch eine Geschichte. Und zu der sollte man sich auch bekennen, geschätzte Damen und Herren seitens der ÖVP!

Nicht losgelöst kann eine wirtschaftliche Entwicklung eines Bundeslandes, eines von neun Bundesländern in Österreich, von der gesamtlichen wirtschaftlichen Entwicklung in Österreich gesehen werden, geschätzte Damen und Herren. Da trägt halt die ÖVP-dominierte Bundesregierung sehr maßgeblich dazu bei, dass man halt in Österreich eine dämpfende Konjunktur haben und so gut wie nahezu kein Wachstum haben, dass der private Konsum torpediert wird durch eure Belastungspolitik, durch eure Steuerpolitik auf Bundesebene, die zweifelsohne auch Ausfluss hat. Wir können Kärnten nicht isoliert betrachten, und wir leben in Kärnten nicht isoliert. Also die ÖVP trägt schon gewaltig dazu bei, dass wir diese Situation ganz einfach vorfinden! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

Na ja, und wenn die ÖVP heute auch die Schuldenentwicklung und auch die beabsichtigten Abgabenerhöhungen im Bundesland Kärnten anspricht – Abgabenerhöhungen, zu denen ich selbstverständlich stehe -, dann muss man schon auch daran erinnern, geschätzte Damen und Herren, dass es ja nicht wenige ÖVP-Politiker im Bundesland Kärnten gibt, die eine andere Ansicht vertreten als die Abgeordneten hier, dass man sehr wohl im Bereich der Zweitwohnsitze etwas machen kann, dass man sehr wohl im Bereich der Naturschutzabgabe zu Geldern kommen muss, dass sehr wohl Reformbedarf besteht, und zwar in der Erhöhung der Orts- und Nächtigungstaxe, geschätzte Damen und Herren, im Bundesland Kärnten – ich rede gar nicht von den anderen Bundesländern, wo man sehr wohl zu diesen Landesabgaben steht -, a) zur Einführung oder b) zur Erhöhung. In Kärnten schaut es halt mit der ÖVP ein bisserl anders aus. Sie hat halt ihre Rolle der Mitverantwortung aufgegeben. Was sie nicht tun kann, und dazu sollte sie sich bekennen, das ist, die Verantwortung beiseite zu schieben. Ein Rechnungsabschluss betrachtet ein Jahr, aber es schließt einer auf den anderen nahtlos an, das heißt auch auf die Zeit 2000 oder 1999 bis 2004, wo die ÖVP im Bundesland Kärnten sehr maßvoll dazu beigetragen hat, dass halt diese Entwicklung stattgefunden hat.

Ich verweise aber auch, geschätzte Damen und Herren, darauf und möchte den Rechnungshof zitieren, und das sollte, glaube ich, für uns alle die Maxime sein, wenn er in seiner abschließenden Bemerkung richtigerweise feststellt, dass die Beherrschbarkeit künftiger Neuverschuldungen eine ganz strenge Budgetdisziplin, verbunden auch mit Strukturreformen erforderlich macht. Dazu bekenne ich mich, geschätzte Damen und Herren! Strukturreform heißt ja, ausgabenseitig sich das Budget anzusehen, heißt aber auch ein klares Bekenntnis zu zusätzlichen Einnahmen. Zu denen stehe ich!

Wenn es aber in unserem Bundesland zu zusätzlichen Einnahmen kommt, geschätzte Damen und Herren, dann muss es sein, dass auch Bescheidenheit einkehrt. Erlauben Sie mir, in ein paar Bereichen schon darauf hinzuweisen, dass hier Bescheidenheit nicht am Platze war. Im Bereich der Repräsentationen hat es halt doch gegenüber dem Jahr 2003 eine Zunahme von 40 % gegeben oder 160.000 Euro. Im Bereich von Einschaltungen und für externe Berater hat es eine Zunahme von 350.000 Euro gegeben oder 133 % Steigerung, geschätzte Damen und Herren. Da scheint mir: Wenn man eine Budget​strukturreform betrachten will, dann muss es auch so etwas geben wie Bescheidenheit, einen sensiblen Umgang mit dem Geld. Ich verweise auf die Seniorenhilfe in Kärnten. Da kann man jetzt geteilter Meinung sein, ob das richtig war oder nicht. Das bewerte ich hier gar nicht, diese so genannten Ausgleichszahlungen für Pensionisten, für die insgesamt 61.000 Euro aufgebracht worden sind. Das Geld ist zu diesen Leuten gekommen. Sie brauchen es, richtigerweise. Aber wenn nahezu der Werbeaufwand für die Ankündigungen dieser Inserate fast ebenso viel ausgemacht hat, nämlich über 45.000 Euro, dann ist das halt auch wieder Geld, das falsch in die Hand genommen worden ist. Dann hätten wir die 45.000 gleich zu den 61.000 dazu gegeben und jeder Kärntner Ausgleichszulagenbezieher hätte dann einen gewissen Anteil erhalten. Dann wäre das die so genannte Gerechtigkeit gewesen.

Geschätzte Damen und Herren! Erlauben Sie mir, auch darauf hinzuweisen: Ich bekenne mich zur Brauchtums- und Volkskultur in Kärnten. Ich bin selbst Mitglied eines solchen Vereines. Selbstverständlich! Aber ich halte es für nicht gerechtfertigt, wenn über 200.000 Euro für den Ankauf von Trachten in einem Jahr als Förderung an diverse Organisationen und Vereine ausgegeben worden sind. Dazu sind jetzt noch nicht einmal drinnen die Gelder, die für Krampusgruppen usw. auch gefördert worden sind. Ich glaube, das ist nicht ganz angebracht. Ich stehe zur Volks- und Brauchtumspflege in Kärnten, aber das scheint mir ein bisserl überzogen zu sein.

Erlauben Sie mir auch noch, darauf hinzuweisen: Ich bin niemand neidig. Wenn jemand unter dem Motto „Noch ein Tost, noch ein Ei“ zum Frühstücken einlädt, dann soll er die Inserierung dieser Einladungen, bitte schön, auch selber übernehmen. Dazu sollten wir uns schon bekennen! (Abg. Lutschounig: Bravo! – Beifall von der ÖVP-Fraktion)
Ich muss auch noch korrigieren die Bundespräsidentschaftskandidatin Frau Benita Ferrero-Waldner, eine Kandidatin der ÖVP und nicht der F oder des BZÖ. Es ist halt auch in Kärnten per Inserate angekündigt worden, dass sie unser Bundesland besuchen wird. Das hat 4.000 Euro ausgemacht. Ganz abgesehen davon, dass es ja noch einen zweiten Kandidaten gegeben hat, möchte ich schon erwähnen, dass diese 4.000 Euro eindeutig eine Fehlinvestition waren. Es wurde nämlich auf das falsche Pferd gesetzt, geschätzte Damen und Herren (Beifall von der SPÖ-Fraktion. – Lärm im Hause.)
In möchte auch bei dieser Gelegenheit auch noch folgendes erwähnen. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Die Umfragen waren wahrscheinlich anders!) Wir haben im Ausschuss – und das wurde uns auch ein bisserl zur Kritik erhoben – ein Konvolut an Fragen abgegeben, die innerhalb kürzester Zeit mit größtmöglicher Präzision von den Fachbeamten uns übermittelt worden sind. Dafür ein herzliches Dankeschön! Aber ich glaube, in dieser Debatte müsste es die ÖVP sein, die uns zu Dank verpflichtet ist. Denn wir haben eigentlich Ihre Arbeit übernommen und haben ermöglicht, dass Sie so ein Konvolut haben, in dem Sie herum stöbern können und das sie ja heute auch ein bisserl zelebrieren werden. Das heißt, wir haben eure Arbeit übernommen. Das möchte ich nur nebenbei erwähnt haben. (Abg. Lutschounig: Danke!)
Genauso, wie ich es nicht unerwähnt lassen darf, noch einmal: Kärntens Entwicklung ist nicht isoliert zu betrachten. Die Konjunktur, hier ist maßgeblich die Wirtschaftspolitik der Bundesregierung, die hier eindeutig einen falschen Weg beschreitet. Das bestätigt auch der Wirtschaftskammer-Generalsekretär Mitterlehner, der ganz klar und deutlich sagt: „Die Steuerreform ist ein viel zu geringer Beitrag zur Überwindung der Wachstumsschwäche in Österreich.“ Daher völlig klar: Nicht isoliert, der Stabilitätspakt, in dem die Länder und Gemeinden ganz massiv die Bundesfinanzen helfen, in Ordnung zu bringen. Resultierend daraus die Ertragsanteile: Wir liegen ja heute, 2004, noch immer hinter der Ertragsanteilhöhe von 2002. Und 2005 werden es wieder weniger Ertragsanteile sein! Ja, dann frage ich mich: Woher soll ein Land die Kraft nehmen, Impulse zu setzen, wenn nicht rein zufällig jetzt sich etwas strategisch richtig ergibt mit dem Zukunftsfonds, geschätzte Damen und Herren. Dass die Steuerreform alles andere ist als eine Belebung der Wirtschaft, des Wachstums und des privaten Konsums ist mehr als eindeutig bewiesen. Das beweisen ja auch die Arbeitslosenzahlen, geschätzte Damen und Herren. Immerhin ist seit Antritt der Regierung Schüssel die Arbeitslosigkeit in Österreich um 75.500 Personen gestiegen. Das soviel dazu.

Ein straffer Budgetvollzug ist von meinem Vorredner Lobnig angesprochen worden. Nicht in allen Bereichen. Einige Bereiche davon habe ich heute hier klar dargestellt. Dass das Budget dennoch so dasteht, mit einer geringeren Nettoneuverschuldung, als sie budgetiert worden ist, hat maßgeblich auch damit zu tun, dass wir Rücklagen aufgelöst haben, dass wir Verkäufe getätigt haben und dass wir einen Vorgriff auf Haftungsprovisionen bei der Hypo getan haben. Aber, geschätzte Damen und Herren, das sollten wir halt auch nicht vergessen: In den vergangenen Jahren, unter ÖVP-Beteiligung, hat völlig das Gleiche stattgefunden! Man soll heute bitte schön nicht so tun, als hätte sich die Welt innerhalb eines Jahres so verändert, dass alles, was früher war, gut war und alles, was heute ist, schlecht ist. Ich werde Ihnen sagen, was sich verbessert hat: Die Stabilität in unserem Bundesland hat sich verbessert und die Handschlagqualität hat sich verbessert. Das Montag/Dienstag-Syndrom mit der Lizitation ist beiseite. (Beifall von der SPÖ-Fraktion) Das heißt, in unserem Bundesland werden Impulse gesetzt, werden Projekte angegangen, und es werden Arbeitsplätze geschaffen.

Ich verweise auch mit Stolz darauf: Da hat die Sozialdemokratie einen gewaltigen Anteil hundertprozentig beigesteuert. Ich möchte sagen: Der Regionalfonds, der Wasserwirtschaftsfonds, das sind Projekte, über die man in der Vergangenheit wahrscheinlich gar nicht diskutiert hätte, um sie einmal umzusetzen. Das war innerhalb eines Jahres umsetzungsreif und ist in Wahrheit ein gutes Werk für die Kärntner Gemeinden. Handschrift: Rohr!

Ich verweise darauf: LKH-neu. Da hat die ÖVP immer eine blockierende Position inne gehabt. Auch hier, kann man sagen, ist Qualität im Vordergrund, und hier ist auch Mut zu richtigen und zukunftsweisenden Entscheidungen. Auch dieses Projekt wird uns á la long Kosten sparen und nicht das Gegenteil bewirken. Ich verweise auch noch darauf: In der Kärnten-Lebenssicherung sind wir so einen gewaltigen Schritt schon am Finale, dass wir folgendes sagen können. Letztendlich wird es eine Form der Förderung geben. Letztendlich wird es eine transparente, nachvollziehbare Form der Förderung geben, und es werden die Gelder dort ankommen, wo sie ankommen müssen, nämlich bei jenen, die bedürftig sind. Im Kärntner Heimgesetz, das heute zu beschließen ist, ist auch – nach einer jahrelangen Diskussion – endlich die Blockade der ÖVP nicht mehr nötig, weil sie das nicht mehr tun kann, aber sind wir jetzt wirklich auch vor der Realisierung. Auch die Kärntner Gemeinden, nicht die Ankündigung, Landesumlage abschaffen oder nicht, weil in Niederösterreich sind sie gerade beim Überlegen, sie wieder einzuführen. In Wahrheit hat es ja euer Vorgänger, der Vorgänger des heutigen Landwirtschaftsreferenten ja eh nicht drübergebracht, das zu tun. Jetzt ist es angegangen worden, die Entlastung der Gemeinden durch eine Herabsenkung der Kopfquoten wird auch bewerkstelligt.

Geschätzte Damen und Herren, das sind alles Merkmale einer neuen Politik in unserem Bundesland. Das findet alles auch Eingang in die Budgets, selbstverständlich, geschätzte Damen und Herren, weil damit wird auch das Wachstum in unserem Bundesland angeregt - was auf Bundesebene leider ein Manko ist -, und damit werden in Wahrheit bei uns Wertschöpfung und Arbeitsplätze geschaffen. Das ist das, was man heute als positiv herausstellen kann.

Ich möchte auch nicht haben, dass man den Zukunftsfonds als zweiten Landeshaushalt sieht. Dieser muss tatsächlich bewirken: dass in unserem Bundesland nachhaltig in Wertschöpfung, nachhaltig im Wachstum und im Einkommen investiert wird. Wenn ich „nachhaltig“ sage, erwähne ich noch einmal ein Beispiel, das für mich auch greifbar nachhaltig ist. Wenn es möglich ist, aus diesem Fonds das Schwefelbadprojekt in Bad St. Leonhard zu fördern, dann ist das eine nachhaltige Förderung. Hier wird eine Ressource der Gesundheit für die Menschen angewandt, das heißt wir leisten einen Beitrag zur Gesundung der Menschen, wir schaffen Arbeitsplätze, wir schaffen Einkommen, wir schaffen Wachstum. Das ist für mich ganz einfach nachhaltig. Und ich glaube, dazu sollte man sich auch bekennen!

Was das Budget anlangt, abschließend, noch einmal: Mit ein bisserl Disziplin und mit dem Mut zu Strukturreformen und mit einem kleinen Bisschen auch an Bescheidenheit in jenen Bereichen, die ich heute kritisch angemerkt habe, bin ich überzeugt davon, dass wir die Schuldenentwicklung in unserem Lande Kärnten – so, wie es der Rechnungshof empfiehlt – in den Griff bekommen werden. Das wird uns auch gelingen. Wir werden den beiden Werken zustimmen! Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Mag. Grilc das Wort.)

Schlagholz

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich nehme einige Stichworte meiner Vorredner auf. Von einer besonderen Sitzung war eingangs die Rede. In gewissem Sinn ist sie besonders, vor allem wenn man das Zustandekommen der Tagesordnung noch einmal in Erinnerung ruft, wobei ich klarstellen möchte: Rechtens ist alles, was abgelaufen ist. Es ist eine Frage der politischen Kultur, ob Ausschussobleute wenige Minuten vor einer Landtagssitzung noch wichtige Materien durchpeitschen wollen. Wir haben aus Anlass dieser Vorgänge in der vergangenen Woche bis zum heutigen Tag einen Antrag eingebracht, dass in Hinkunft – ähnlich wie in den Gemeinden – Ausschusssitzungen zumindest drei Tage vorher, unter Beilage einer Tagesordnung und der entsprechenden Unterlagen, einberufen werden sollen. Es würde einer gedeihlichen Arbeit wirklich nützen. Davon bin ich überzeugt. Nicht umsonst ist die Allgemeine Gemeindeordnung in diesen Fragen weitaus besser als unsere eigene Landtagsgeschäftsordnung. Es liegt an uns, auch hier Verbesserungen durchzuführen.

Das heißt also, ich habe durchaus den Eindruck, dass einige dieser Dinge noch schnell vor dem Sommer, gewissermaßen vor dem großen Sommerloch und den da​mit verbundenen Ablenkungen, durchgehen sollen. Ein zweites Stichwort das natür​lich schon zum Widerspruch reizt: Der straffe Budgetvollzug! Ich kann Ihnen ein gan​zes Konvolut aus diesem Bericht nennen, wie dieser straffe Budgetvollzug aus​schaut. Es beginnt damit, dass zum Beispiel allein durch Schweizer-Franken-Kredite 2,6 Millionen Euro verjubelt wurden, verloren gegangen sind! Es zeigt sich aus dem Bericht, dass beispielsweise in bestimmten Bereichen maßlos überzogen wurde. Und ansatzweise hat ja der Koalitionspartner SPÖ, in der Person des Kollegen Schlag​holz, ja so zögerlich bereits kritische Töne geäußert. Reden wir doch im Klartext! Die Repräsentationen wurden erwähnt mit einer Steigerung von rund 46 Prozent; auf immerhin stolze 560.000,-- Euro gerundet. Es sind die Empfänge mehr als verdop​pelt worden, was die Ziffer der Ausgaben anbelangt. Auch hier eine Summe von etwa 500.000,-- Euro. Die Druckkosten fast verdoppelt! Die Ausgaben für die Lan​deszeitung um fast 200.000,-- Euro hinaufgegangen, die Portokosten verfünffacht, die Informationen verdreifacht! Und es geht immer wieder in die gleiche Richtung.

Wenn ich das alles jetzt einmal über den Daumen zusammenzähle, dann sage ich salopp: Mindestens zweieinhalb Millionen Euro sind einmal für Eigenlob und Selbst​darstellung locker hinausgegangen! Und da braucht man nicht lamentieren über Er​tragsanteile oder Bundesvorgaben oder sonstiges. Das ist hausgemacht! Natürlich ist es ein Problem des Koalitionspartners. Das kenne ich aus eigenem, dass man das jetzt sozusagen als Kröte mitschluckt, natürlich mit entsprechenden Gegengeschäf​ten. Wir sind, glaube ich, politische Profis genug, um das zu wissen, wie diese Dinge … (Abg. Ing. Scheuch: Wie der Schelm denkt, so ist er! – Mehrere Einwände aus der F-Fraktion.) Die Gegengeschäfte habe ich bereits in der Aktuellen Stunde kurz er​wähnt und ich verzichte darauf, noch einmal die Gegengeschäfte auf die die SPÖ Wert legt, noch einmal anzuziehen. Aber die Auswirkungen des Rechnungsabschlus​ses 2004 weisen natürlich ins heurige Jahr und vor allem vom heurigen Jahr bereits ins nächste Budget. Das wurde ja auch richtigerweise erkannt.

Ich nehme an, dass euer eigener Landeshauptmann euch im Klub darüber informiert hat, dass er in der letzten Sitzung der Landesregierung in seiner Vorschau bereits davon sprach, dass diese bisher angesetzen rund 75 Millionen Nettoabgang im nächsten Jahr nicht mehr halten werden, weil wir Schulden aus dem Vorjahr mit​schleppen. Und sagen Sie bitte nicht, die Schulden sind so dramatisch oder positiv gesunken. Die Schulden sind in Wahrheit, wenn man alles zusammenzählt, um rund 10 Prozent gestiegen! Das ist auch aus dem Bericht schön als Ziffer ersichtlich. Der Prozentsatz 10,1 steht sogar drunter für diejenigen, die nicht selbst nachrechnen wollen. Wie auch immer. Ich wollte darauf hinweisen, dass also als Folge dessen wie wir dastehen, der Landeshauptmann selbst vor wenigenTagen in der Landesregie​rung gesagt hat, er rechnet mit einem Nettoabgang nächstes Jahr von rund 88 Millio​nen Euro, unter der Voraussetzung – wohlgemerkt - dass etwa 80 Millionen Euro aus dem Krankenanstaltenverkauf sehr wohl hereinkommen und nicht berücksichtigt sind dort rund 30 Millionen Euro für Projekte, die bereits zugesagt wurden! Also, ich weise schon darauf hin, dass es nicht so locker geht und zu sagen, wir werden das mit der Stabilität schon machen und wir sind der Handschlagpartner. Das glaube ich euch sogar, aber die Ziffern – wie gesagt – sprechen dafür, dass wir natürlich massive Probleme haben, Probleme, von denen ich noch einmal klarstelle, dass sie nicht irgendwo von außen an uns herangetragen werden, sondern sehr wohl hier im Lande gemacht werden.

Die Konsequenz für uns - und über die einzelnen Punkte werden ja meine Kollegen noch detailliert reden – die Konsequenz ist folgende: Der Bericht des Landesrech​nungshofes ist korrekt, der ist in Ordnung, der kritisiert berechtigterweise einige Dinge und hat da einfach die Ziffern aufgearbeitet. Diesem Bericht können wir natür​lich und werden wir natürlich die Zustimmung geben. Das ist klar! Dem Rechnungs​abschluss als solchen stimmen wir nicht zu, denn für die Budgetverwaltung des Vor​jahres sind die beiden Koalitionspartner einzig und allein verantwortlich und aus die​ser Verantwortung entlassen wir euch nicht! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort.)
Mag. Grilc

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Etwas zur Einbegleitung. Die Grünen haben 63 Fragen zu diesem Rechnungsab​schluss gestellt. Ich möchte mich jetzt an dieser Stelle bei allen Mitarbeitern und Be​amten bedanken, dass die Antworten auf die Fragen teilweise heute in der Früh auch noch gekommen sind. Es ist nicht ihre Schuld, dass sie so spät gekommen sind, sie haben wirklich sehr schnell gearbeitet! Ich hätte mir gewünscht, wenn der Ausschuss etwas früher einberufen worden wäre, weil wir ja auch schon die Unterlagen unge​fähr sieben, acht Wochen haben. Und dann hätten wir uns das alle im Ruhe durch​lesen können. Es steht ja allen Fraktionen zur Verfügung, auch die Antworten auf unsere Fragen. Deswegen bitte das nächste Mal, wenn es möglich ist, etwas früher! So fangen wir halt relativ wenig an, - auch mit den Antworten. Wir werden sie diese Woche durcharbeiten. Danke vielmals für diese mühevolle Arbeit und es kommt doch Einiges ans Tageslicht.

Die grüne Fraktion wird dem Rechnungsabschluss 2004 nicht zustimmen, genauso wie sie auch dem Voranschlag 2004 nicht zugestimmt hat und schon gar nicht dem Nachtragsvoranschlag 2004, wo diese ominöse doppelte Parteienförderung enthal​ten war und auch der Nachtragsvoranschlag, die 1,3 Millionen für die Seebühne, als man noch Napoleon auf der Bühne sehen wollte. Wir stimmen dem nicht deswegen nicht zu, weil wir die Opposition sind, sondern weil es einfach fahrlässig wäre, sich mitschuldig zu machen. Man braucht nur als Kärntner und Kärntnerin in die Brief​tasche schauen, man sieht die Entwicklung der letzten Jahre. Der Lohn kann nicht mithalten mit den Erhaltungskosten und schlussendlich verdienen wir Jahr um Jahr weniger und an die 90.000 Menschen in Kärnten leben schon in der Nähe der Ar​mutsgrenze. Die Finanzpolitik dieser Koalition geht nicht nur in die falsche Richtung. Ich habe das Gefühl, sie geht in überhaupt keine Richtung, und wenn, dann geht sie bergab. Man hat das Gefühl, jedes Jahr wird das Budget abgeschrieben; 2002 ist eine Kopie von 2001, und das geht so weiter bis 2005. Alle warten ab, schreiben ab und hoffen auf irgendein Wirtschaftswunder, das daherkommen wird. Und am Steuer dieses schuldengebeutelten Kärnten sitzt Dank seiner Publikumswirksamkeit ein be​geisterter, wie er selber sagt, optimistischer Jörg Haider und keiner traut sich ihm ins Steuer zu greifen. Und, um es mit den Worten seines ehemaligen Mitstreiters Heiner Zechmann zu sagen: „Er fährt dieses Land gegen die Wand!“ Wir Grüne verfolgen diese Misere schon seit dem Wahlkampf 2003. Wir haben uns auch damals schon gewundert, wie es möglich ist, so eine Materialschlacht zu führen. Ich glaube, die FPÖ hat damals allein 8 Millionen für den Wahlkampf ausgegeben und die SPÖ war ein bissel dahinter. Ich habe mich gewundert, wie groß die Kugelschreiber überhaupt werden können. Aber wie man sieht, hat man damit teilweise auch Erfolg.

Und – ja, der Kassasturz der damals von der SPÖ streng eingefordert wurde, ist nicht gekommen. Ich denke mir, der Sturz ist in dem Fall dann doch einer der ideo​logischen Art. Die Gruppierung um Dr. Strutz, wie sie jetzt von der FPÖ genannt wird, hat damals sicherlich nicht im Entferntesten daran gedacht, noch einmal die Kassa in die Hand zu bekommen. Aber genau das ist passiert. Und der Karl Pfeifenberger hat den gleichen Weg weiter gehen können, der unser Land jetzt jeden Tag um eine halbe Million Euro ärmer macht. Das ist ein Weg der keine Antworten kennt auf die Fragen: Steigender Benzin- und Energiepreise, auf die Frage steigender Arbeitslo​sigkeit und auf ein stagnierendes Wirtschaftswachstum. Ein Weg, der den Schulden​berg mittlerweile auf über 1 Milliarde Euro getrieben hat! Höhere Schulden kann nur mehr die KABEG vorweisen, die hat laut unserer Auskunft 1,1 Milliarden Euro. Und das ist einfach die normale Schuldenentwicklung. Da geht’s nach oben, da geht’s nicht nach unten! Und die Frage ist: Wie wird man die Schulden vom KWF abfangen können und wie wird man die KABEG soweit abfangen können, dass sie nicht nur immer mit neuen Darlehen die Zinsen der alten Darlehen bedient? Und das wird wirklich eine der großen Herausforderungen der nächsten Zeit sein. Und was ich er​kennen kann ist eigentlich nicht, dass die Schulden getilgt werden, sondern dass sie wirklich nach oben gehen. 2005 war schon kein Budget fast mehr möglich, ohne den Verkauf der Krankenhäuser und 2006 wird’s, nachdem die Rücklagen ja von 95 Millionen auf 15 Millionen aufgebraucht wurden, kaum mehr möglich sein. Wie sehr man beim Budget jonglieren muss, sieht man daran, dass auf der Habenseite eigentlich ein Beteiligungskapital des Landes an die Firma Zöhrer Hans ausgewiesen ist. Der Zöhrer Hans - steht auch drin - ist im Konkurs und diese Rate, die er 2004 einbezahlen sollte, kann er natürlich nicht zahlen aus dem Konkurs. Das sind in dem Fall nur 43.603,-- Euro, „nur“ unter Anführungszeichen, aber es zeigt auch, was man alles als „Haben“ in dem Land ausweist.

Jeder Tag, jeden Tag wird der Ermessensspielraum kleiner und die Pflichtausgaben größer und es wird sehr schwierig sein, das zu korrigieren. Während wirklich an die hunderttausend Kärntnerinnen und Kärntner nicht wissen, wie sie weiterkommen sollen, leben aber die Verantwortlichen in Saus und Braus. Man braucht nur schauen wie es ausschaut mit den Anschaffungen, mit den Automobilen. Ich erinnere: Letz​tens hat sich doch ein Stadtrat um ungefähr 2 Millionen Euro ein Auto gekauft. Auch das Auto des Herrn Landeshauptmannes, für das er 30 Prozent bekam, ist nicht eines der billigsten. Die Regierungsmitglieder haben pro Regierungsmitglied Verfü​gungskosten um 20.000,-- Euro aufgestockt bekommen. Das ist gerade einmal die Summe wo ein normaler armer Kärntner zwei Jahre damit auskommen muss, abge​sehen von den 17 Prozent Erhöhung in den Büros der Regierungstätigen.

Die ganzen Hochglanzbroschüren, die Events, die sich vervielfacht haben, die Reprä​senta​tions​kosten und ja, die beispiellose Selbstdarstellung für unser Steuergeld. Kleine Bonmots am Rande noch: Zwei Dienstzettler, die im Büro von Karl Pfeifenber​ger gearbeitet haben, mit Prokopf 50.000,-- Euro pro Jahr wurden aus der Budgetvor​anschlagsstelle „KWF“ bezahlt. Also, das macht mich auch wunder, wie das zu Stande kommt. Der Rechnungshof hat schon 2001 und 2002 zum Sparen geraten und schreibt diesmal: „Die Neuverschuldung konnte durch außergewöhnliche Maß​nahmen, wie das Vorziehen von künftigen Einnahmen durch Verkauf landeseigener Liegenschaften oder durch Rückgriff auf die Rücklagen gebundene Reserven, in Grenzen gehalten werden. Für die Beherrschbarkeit künftiger Neuverschuldung wird strenge Budgetdisziplin, verbunden mit Strukturreformen erforderlich sein.“ (Abg. Ing. Scheuch: Steht übrigens jedes Mal drinnen!)
Ja, das steht drin, ja! Und was macht man daraus? Die Wirklichkeit schaut so aus, dass auf unsere Kosten über unsere Verhältnisse weitergelebt wird, ein Darlehen nach dem anderen aufgenommen wird. Und, wenn man sich das bei der KABEG an​schaut wie das weitergeht, kann das nicht mehr lange weitergehen, weil ja die Kre​dite endfällig gestellt sind. Und, wenn die einmal endfällig sind, dann wird’s den gro​ßen Klescher tun! Aber, soll sein. Das ist nicht das Hauptproblem. Das Hauptproblem ist das, dass EUROSTAT schon dran ist und das überprüfen wird, ob überhaupt diese ganzen Auslagerungen, die jetzt angeblich maastrichtkonform sind, ob sich das noch machen lassen wird. Und, wenn das dann nicht mehr erlaubt sein wird, dann werden wir nicht auf 3 Prozent Minus sein sondern auf über 10 Prozent! (Abg. Ing. Scheuch: Da waren aber drei „wenn“ drinnen; drei „wenn“!) Und wie wir das dann schaffen werden, ist eine ganz andere Geschichte. Ja, schauen wir uns das an. Wir werden das Schreiben kriegen aus Brüssel.

In Wirklilchkeit schwimmt ganz Kärnten als eine große Seebühne in einem Schulden​see und die kleinen fleißigen und tüchtigen Menschen, die müssen fest rudern, wäh​rend die Anderen in der ersten Reihe sitzen und fischen. Die Schulden sind so hoch wie noch nie, die Rücklagen sind aufgebraucht, die Liegenschaften sind verkauft und der letzte Wert, den wir gehabt haben, die HYPO, das ist jetzt der Zukunftsfonds. Also, da brauchen wir schon sehr viel Humor, um das zu nehmen. Gute Nacht Kärn​ten! (Beifall von Abg. Mag. Lesjak und Abg. Hueter.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Cernic das Wort.)
Holub

Abgeordnete Mag. Cernic (SPÖ):

Mag. Cernic

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten … (Die Rednerin bricht plötzlich ab, da lautere Zwiegespräche in der F-Fraktion erfolgen.) Am Wort ist die Frau Abgeordnete Mag. Cernic! Ich bitte, zu sprechen! Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte anschließen an das, was mein Frak​tionskollege Hans Peter Schlagholz früher gesagt hat. Man muss einen Rechnungs​abschluss auch ein bisschen unter dem Aspekt begutachten und beurteilen, inwie​ferne es einen, wenigstens einigermaßen sensiblen Umgang gegeben hat mit den zur Verfügung stehenden Mitteln. Das muss man auch deshalb tun, damit aus den Schlüssen, die man da zieht, aus den Ergebnissen des Rechnungsabschlusses, man dann auch die richtigen Konsequenzen für die Zukunft zieht und manches, das nicht so gelaufen ist, wie man es sich vorgestellt hat, in den nächsten Jahren vermeiden kann.

Wie Sie vielleicht erwartet haben, habe ich mir jetzt für diese Betrachtung das Seg​ment „Kultur“ herausgesucht. Ich habe es mir deshalb herausgesucht, weil der Rech​nungsabschluss im Bereich der Gruppe 3 gegenüber dem Voranschlag eine Über​schreitung von 5,14 Millionen Euro zeigt. Das sind 11 Prozent, die mehr verbraucht wurden als im Landesvoranschlag 2004 für diesen Bereich „Kultur“ vorgesehen waren. Und ich denke mir, das ist so ein deutlicher Hinweis auf den Umstand, dass das Jahr 2004 ein Wahljahr gewesen ist.

Was ins Auge sticht – darauf hat auch schon mein Fraktionskollege aufmerksam gemacht -, ist der wirklich weiter rasant ansteigende und jedes Jahr den Voranschlag weit übertreffende Subventionsbetrag „Brauchtums- und Heimatpflege“. Dafür waren im Jahr 2001  214.000 Euro budgetiert. Dann hat sich die Gesamtsubvention 2002 auf 257.000 Euro erhöht, 2003 auf 1,758.000 Euro und 2004 gar auf 1,921.000 Euro. Diese 1,921.000 Euro sind damit um 690.000 Euro über der Voranschlagssumme gelegen, also über dem, was beabsichtigt war, auf dieser Position auszugeben. Das Geld wurde unter anderem von Bereichen wie „Sportförderung“ oder „Umweltschutz“ in Richtung dieser Voranschlagsposition „Brauchtums- und Heimatpflege“ umgeschichtet.

Das erklärt natürlich auch, dass wir, auf unsere Bitte hin, uns die einzelnen Positionen aufzuschlüsseln, eine 14-seitige Liste mit Subventionsempfängern bekommen haben. Das Studium dieser Liste ist natürlich schon ein bisschen befremdlich, weil sie von einer zum Beispiel sehr großzügigen Subvention von 20.000 Euro für den Verband der volksdeutschen Landsmannschaften Österreich, der – wie man weiß – seine Aktivitäten wirklich hauptsächlich in Wien entfaltet, bis zu einer Glockenspende für den Kärntner Rinderzuchtverband einiges an Erstaunlichem beinhaltet. Sei es, wie es sei - Hans Peter Schlagholz hat schon darauf hingewiesen -, wenn man sich anschaut, wie landesweite Einkleidung mit Trachten erfolgt ist, zwischen Oberdrauburg und Lavamünd, dann muss man zumindest davon ausgehen, dass Kärntens Schneidergewerbe sich im letzten Jahr ungemein erholt hat. Auch der Absatz von Fellen, Hörnern, Masken und ähnlichem Zubehör muss sprunghaft angestiegen sein.

Leider sind nicht alle so großzügig bedacht worden. Es gibt seit Jahren schon Bereiche, die nicht das Liebkind des Subventionsgebers sind, und das sind die Bereiche „Literatur“ und „Theater“. Im Bereich „Sonstige Theater und Bühnen“ setzt sich das fort, was sich schon in den Vorjahren gezeigt hat. Es wird nicht einmal dieser geringe Betrag, der im Voranschlag budgetiert wurde, zur Gänze ausbezahlt, sondern auch noch von diesem geringen Betrag werden regelmäßig Mittel in andere Bereiche umgeschichtet. Das ist auch heuer wieder passiert. Der geringe Betrag für alle kleinen Theater, die Kärnten hat, beträgt 262.000 Euro. Und nicht einmal die sind ausgezahlt worden!

Ich verweise nur – weil ich aus Villach komme – auf das Beispiel der Neuen Bühne Villach, die das einzige ganzjährig laufende kleinere Theater in Kärnten ist. Es bekommt vom Land nur eine Subvention von 62.700 Euro. Das hat halt auch Konsequenzen. Das bedeutet, dass die Bundessubvention genauso klein ist und das Theater nur deshalb existieren kann, weil die Stadt Villach bereit ist, den überwiegenden Teil, nämlich 75 % der anfallenden Kosten zu tragen. Das ist ein Aufteilungsverhältnis für das einzige ganzjährig laufende Theater in Kärnten, das eigentlich nicht akzeptabel ist.

Jedes Jahr gibt es auch, so auch voriges Jahr, großartig angekündigte Reorganisationsbemühungen die Zeitschrift „Die Brücke“ betreffend und die Kulturcard betreffend. Es gelingt der Kulturabteilung nicht, hier zu einer brauchbaren Belebung zu kommen: weder bei der Zeitschrift noch bei der Kulturcard. Es ist in diesem Zusammenhang doch der Umstand interessant, dass man hier in der Begründung, in der Erläuterung lesen kann: „Für 2004 ist außerdem festzuhalten, dass viele Firmen, die bisher eine größere Kooperation mit der ‚Brücke’ eingingen, auf Grund der wirtschaftlichen Lage diese eingestellt haben beziehungsweise …“ (LH Dr. Haider in der ÖVP-Fraktion: Ich habe nur gezeigt, was der oberösterreichische Landeshauptmann wirklich angekündigt hat!) Mein Gott! Gibt es eine Aufregung oder was?! So eine Aufregung! (Vorsitzender: Am Wort ist die Frau Abgeordnete Mag. Cernic. Ich bitte, fortzusetzen!) Das heißt also, diese Situation der „Brücke“ und der Kulturcard wird damit begründet, ich zitiere: „Für 2004 ist außerdem festzuhalten, dass viele Firmen, die bisher eine größere Kooperation mit der ‚Brücke’ eingingen, auf Grund der wirtschaftlichen Lage diese eingestellt haben bzw. deren Sparkurs sich bei den Inseraten stark bemerkbar macht.“ Das ist eine Rechtfertigung, die man sich wirklich zu Gemüte führen soll, besonders wenn man zu den politisch Verantwortlichen gehört, die gerne den einzelnen Kulturinstitutionen zurufen, sie sollen sich gefälligst über Sponsoren erhalten.

Zum Ansatz „Wissenschaftspflege“ ein Hinweis: Das Land Kärnten hat die Beiträge an die Österreichische Forschungsgemeinschaft eingestellt. Auch 2004 wurde – das lässt sich dem Rechnungsabschluss entnehmen – kein Beitrag an diese Forschungsgemeinschaft geleistet. Das führt dazu, dass Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, die in Kärnten leben, von den Förderprogrammen des ÖFG ausgeschlossen sind. Das ist sehr, sehr bedauerlich, denn die Zuwendungen nach Kärnten in der Vergangenheit waren aus diesen Zahlungen sehr, sehr viel höher als die Zahlungen, die das Land Kärnten selbst an diesen ÖFG geleistet hat. Wenn man feststellen muss, dass sich im Ansatz „Wissenschaftspflege“ auch genügend Geld findet, um sogar die 50-Jahr-Feier des Verbandes freiheitlicher Akademiker zu fördern, dann würde ich sehr herzlich den zuständigen Referenten ersuchen, sich im nächsten Jahr des Budgets für den ÖFG und dieser Problematik auch wirklich anzunehmen und das wieder zu überprüfen!

Zur Frage „Filmförderung“: Hier fällt besonders auf, dass wir jahrelang Hunderttausende von Euro, so auch im vergangenen Jahr – es waren 411.700 Euro – in die kommerzielle Filmförderung gesteckt haben und für diese Vergabe als Intendant den Herrn Lukas Luderer bestellt und auch großzügig bezahlt haben. Wir haben nunmehr die Situation, und da ist dem ehemaligen Finanzreferenten, Herrn Pfeifenberger, doch noch zu danken, dass im vergangenen Jahr hier eine Erleuchtung gekommen ist, dass er nämlich am 17. 8. in der Generalversammlung Cine Culture Carinthia festgestellt hat, dass der Kärnten-Effekt dieser kommerziellen Filmförderung dem Mitteleinsatz überhaupt nicht entspricht und dass er der Auffassung ist, dass die Förderung in keinem Verhältnis zum erzielten Effekt steht und dass sie daher für 2005 nicht mehr vorgenommen werden soll. Da wären 720.000 Euro vorgesehen gewesen. Ich halte das für einen großen Schritt, dass man das nicht mehr macht. Allerdings geht der Herr Manfred Lukas Luderer immer noch mit 90.000 Euro bezahlt spazieren! Ähnlich, wie der Herr Zanella auch für das Jahr 2005! Ich glaube, wenn man sich in eine Richtung bewegt, dass man solche Dinge in Zukunft verhindert, dass man langfristige Verträge für Investitionen vergibt, von denen man vorab nicht einmal weiß, ob sie sich rechnen.

Zum Stadttheater: Das Stadttheater ist, wie üblich, auch in der letzten Saison unter der budgetierten Summe geblieben. Die im Budgetprogramm festgeschriebene Deckelung des Theaterbudgets ist unter der Vorgabe vereinbart worden, dass das Theater zur Abdeckung der durch die Inflation bedingten unvermeidlichen Mehrkosten auf seine Rücklagen zurückgreifen kann. Im Dezember 2004 wurde aber auf Drängen von ÖVP und FPÖ der Stadt Klagenfurt im Theaterausschuss beschlossen, dass die Rücklagen dem Theater weggenommen werden. Der Untersuchungsausschuss zur Seebühne hat endlich Licht in das Dunkel dieses Rücklagenbeschlusses gebracht. Es hat sich heraus gestellt, dass die Stadt Klagenfurt im Frühsommer 2004 beschlossen hat, ein Innenstadtfest der Seebühnengesellschaft Cince Culture Carinthia mit 100.000 Euro zu subventionieren – allerdings nur dann, wenn das Theater seine Rücklagen zurück bezahlt. Das heißt also, ohne Rücklagenbeschluss im Theaterausschuss hätte Klagenfurt keinen Cent an die Seebühne ausbezahlen können. Und so, wenn man das Ganze rückwirkend betrachtet, kam dieser wahrscheinlich fragwürdigste Beschluss zustande, der je im Theaterausschuss gefällt wurde. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Da waren Sie aber dabei!) Natürlich, ich nehme uns nicht aus. Mittlerweile ist es so, dass allen, die sich ernsthaft mit der Theaterfinanzierung beschäftigen, klar ist, dass man einen Betrieb mit 260 Arbeitnehmerinnen und 76 % Personalkosten mit einem gedeckelten Budget und ohne Wertsicherung und ohne verfügbare Rücklagen an die Wand fahren würde. Das wurde uns vor wenigen Tagen im Kulturausschuss auch vom Geschäftsführer der Neuen steirischen Theaterholding eindrucksvoll vorgerechnet. Dafür – das möchte ich hier noch einmal mit aller Deutlichkeit feststellen – ist die SPÖ nicht zu haben! Wir wollen die derzeitige, hervorragende Qualität und die Zahl der Produktionen am Theater aufrecht erhalten, die Arbeitsplätze sichern, weil alle betriebswirtschaftlichen Kennzahlen des Theaters halten jedem österreichweiten Vergleich stand! Das geht nur – das wissen wir mittlerweile alle – mit einem wertgesicherten Budget.

In dem Zusammenhang ergeht eine ganz, ganz dringende Aufforderung an die FPÖ- und ÖVP-Koalition in der Stadt Klagenfurt, sich nicht vor ihren Zahlungsverpflichtungen zu drücken! Der Finanzierungsanteil der Stadt ist mit 40 % deutlich niedriger als in anderen Bundesländern. Graz zahlt derzeit 45 % des Förderbedarfes.

Positiv hervorheben möchte ich, und ich möchte die Gelegenheit nützen, die tadellose Vorgangsweise bei der Bestellung des neuen Intendanten. Hier wurde vom neuen Kulturreferenten, Vorsitzenden des Theaterausschusses, rechtzeitig ausgeschrieben, denn das Theater hat eine Vorlaufzeit von zwei Jahren. Es wurde eine erstklassige Fachjury bestellt, die jederzeit gut argumentierbar ist. Und ich glaube, wir haben gute Aussichten, einen guten Intendanten oder eine gute Intendantin zu bekommen – vorausgesetzt natürlich, dass wir die Finanzierung wieder auf gesicherte Beine stellen. Geregelte Finanzierungsverhältnisse werden auch die Grundlage für eine eventuelle Änderung der Rechtsform des Theaters sein. Hier sind wir gerne bereit, offen über Vor- und Nachteile zu diskutieren, um die beste Lösung zu finden.

Die größte Abweichung vom Voranschlag in der Haushaltsgruppe 3 sind mit 2,6 Millionen Euro die Mehrausgaben für das Personal des Kärntner Musikschulwerkes. Das ist zum einen auf die unvermeidbaren Bezugserhöhungen mit 1. Jänner 2004 zurückzuführen, die hier aber – im Gegensatz zum Theater – nicht hinterfragt werden, und zum anderen auf eine an sich von allen befürwortete Ausweitung des Musikunterrichts durch das Musikschulwerk. Das ist im Sinne einer sinnvollen Freizeitgestaltung für unsere Kinder und Jugendlichen ein Schritt, den wir absolut befürworten, wo wir uns auch immer dafür eingesetzt haben. Allerdings wird es bei einer weiteren Entwicklung notwendig sein, dass man den Ausgleich zwischen den großen Kulturinstitutionen im Auge behält! Es wird nicht vertretbar sein, dass man einerseits dem Topbetrieb Theater das existenziell notwendige wertgesicherte Budget verweigert und auf der anderen Seite den Topbetrieb Musikschulwerk beliebig weiter expandieren lässt. Ich glaube, dass hier Augenmaß und Ausgewogenheit zwischen den einzelnen Bereichen wichtig sind!

Zuletzt erlauben Sie mir, bitte, noch eine kurze Bemerkung zur Seebühne! Obwohl im letzten Jahr Millionen Euro, teilweise aus dem Landesbudget, vom Bund, von halböffentlichen Institutionen, in den Seebühnensommer 2004 geflossen sind, war es ein fürchterlicher Bauchfleck. Daran war nicht nur das Wetter schuld. Das haben die verschiedenen Zeugenaussagen vor dem Untersuchungsausschuss sehr, sehr deutlich gezeigt. Genau genommen ist nichts anderes passiert, als dass sich die Fehler der Vorjahre fortgesetzt haben. Es wurden handelnde Personen eingesetzt, die vom Kulturmanagement keine Ahnung hatten, weil man einfach nicht einsehen will, dass das eine Profession ist, dieser Bereich Kultur. Wenn man den ordentlich bearbeiten will, dann braucht man dafür eine entsprechende Ausbildung.

Es ist die Finanzierung gänzlich ungeklärt gewesen. Und das Problem der Finanzierung wurde einfach wie eine heiße Kartoffel vom einen zum anderen geschubst, womit auch bewiesen wäre, dass die Gründung einer Gesellschaft noch nicht die Finanzprobleme lösen kann.

Und zum Dritten war die Planungszeit wegen mangelnder Entschlusskraft der poli​tisch Verantwortlichen wie immer in den Vorjahren viel zu kurz. Das gilt übrigens auch - und das geht jetzt in Richtung ÖVP - das gilt auch für das nächste Jahr. Und daher halte ich alle Zurufe, man solle 2006 wieder eine Eigenproduktion versuchen, für nicht seriös. Wir sind viel zu spät dran, es ist schon wieder Juni. Wir sind viel zu spät dran für eine Eigenproduktion im nächsten Jahr! Wir haben zwei Jahre Vorlauf​zeit im Theater; ich weiß nicht, wann sich das irgendwann einmal herumsprechen wird, dass das einfach so ist. Und eine professionelle, hochklassige Eigenproduktion ist im Juni 2005 für den Sommer 2006 nicht mehr auf die Füße zu stellen.

Ich folge daher sogar dem zuständigen Referenten Haider, der vor dem Untersu​chungs​aus​schuss ausgeführt hat, er könne sich vorstellen, dass das so weitergeht wie heuer. Ich folge ihm wirklich, weil ich glaube, es wird auch im Jahr 2006 nichts anderes übrig bleiben als die Bühne wieder unterzuvermieten und drauf zu achten, dass es möglichst zu keiner oder zu möglichst geringen Belastungen der Taschen der Kärntner Steuerzahler kommt. Und, wenn man 2007 etwas machen will und, wenn man wieder zu Eigenproduktionen kommen will, dann müsste man jetzt anfan​gen, sich das zu überlegen. Insgesamt also einige Anregungen die dieser Bereich insbesonders, glaube ich, bietet. Und das zeigt der Rechnungsabschluss sehr sehr deutlich, wie man Fehler in Zukunft vermeiden muss, weil wir werden uns solche, wie sie hier passiert sind, in Zukunft nicht mehr leisten können. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Lesjak das Wort.)
Mag. Cernic

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus Haus! Verehrte Zuhörerinnen und Zuhörer auf der Bühne! Ich möchte ganz allgemein zum Rechnungshofbericht etwas sagen. Ich bin schon sehr verwundert, wenn ich höre „das steht ja jedes Jahr drin im Rech​nungshofbericht“, es gibt ja einige ziemlich massive Kritikpunkte. Und wenn ich das höre, dass das jedes Jahr drin steht, dann frage ich mich: Wozu sprechen wir dann überhaupt darüber? Wozu haben wir einen Rechnungshofbericht, wenn das was da​rin festgehalten wird, eigentlich nicht eingehalten wird, wenn das eigentlich überlesen wird und so getan wird, als wenn es ihn nicht gebe. Ich möchte meinen Vorredner Rolf Holub nicht wiederholen, aber das, was ich immer meine mit: „Das ist die Kärnt​ner Handschrift der Finanz- und Wirtschaftspolitik“, damit meine ich zum Beispiel auch die Beherrschbarkeit künftiger Neuverschuldungen. Und das geht ja wirklich eindeutig aus dem Rechnungshofbericht hervor, wo hier die Schwächen liegen. Es wird eine strenge Budgetdisziplin eingefordert, verbunden mit Strukturreformen. Und, wenn ich da lese, „Strukturreformen“ dann ist es genau das, was ich in der Aktuellen Stunde bereits gesagt habe, dass es wichtig ist, hier Reformen durchzuführen, die Landesgesellschaften zusammenzuführen, ein einheitliches gut abgestimmtes Wirt​schaftskonzept zu haben. Dann werden sich hier Budgetdisziplinen einstellen und es wird auch mehr Transparenz gegeben sein.

Was noch sehr auffällig ist in diesem Rechnungshofbericht, das ist vorne in der Vor​anschlagsvergleichszahlung. Aus dem geht hervor, hier wird sichtbar, welche Finanz​trans​aktionen durchgeführt wurden. Da steht drinnen – also für all diejenigen, die ihn nicht gelesen haben, jetzt noch einmal: „Aus dem Bericht zu den Kreditumschichtun​gen und von den von der Abteilung 4, Finanz- und Wirtschaft zur Verfügung gestell​ten Listen geht hervor, dass im Rechnungsjahr 2004 Kreditumschichtungen in der Höhe von 242.479.019,93 Euro vorge​nommen wurden. Ja, welche Kreditumschich​tungen waren das? – und wie sind die vorgenommen worden? Von welcher Post in welche andere Post ist da etwas herumverschoben worden? Das ist genau das, was wir immer einfordern, - die Transparenz! Das möchten wir wissen, welche Verschie​bungen hier stattfinden. Und wenig später heißt es dann: „Bei der gegenständlichen Gestaltung handelt es sich um ressortübergreifende Vorgriffe auf künftige Budgets.“ Und das machen wir auch jetzt, das was jetzt passiert mit Zukunftsfonds et cetera, KABEG, das sind ressortübergreifende Vorgriffe auf zukünftige Budgets die gleich​zeitig mit Rückzahlungsverpflichtungen verbunden werden. Derartige Vereinbarun​gen insbesondere über die Rückführung, wären in Hinkunft in einer verbindlichen und eindeutigen Form vorweg abzuschließen und, da sie nach Ansicht des Landesrech​nungshofes nicht unter die Ermächtigung für Kreditumschichtungen subsummierbar sind, im Interesse der Wahrung der Budgethoheit dem Kärntner Landtag gesondert zur Genehmigung vorzulegen, Also, alles das, was hier verschoben wird in den außerbudgetären Schulden, Kreditumschichtungen et cetera.

Das entspricht auch dem, was wir immer sagen, wir brauchen hier eine verbindliche und eindeutige Form im Vorhinein und auch im Nachhinein die Kontrolle. Es soll ja so sein, dass der Landtag tatsächlich die Budgethoheit wahrt. Das ist ja im Moment nicht gegeben. Über die außerbudgetären Schulden hat der Landtag nicht zu be​schließen und gibt’s auch hier keine Diskussionen. Aber das wäre wirklich für die Zukunft sinnvoll, dass wir das so machen. Und ich bitte schon sehr, diesen Bericht nicht nur zur Kenntnis zu nehmen, sondern ernst zu nehmen und sich auch danach zu halten.

Sichtbar wird diese Budgetpolitik am Besten in den Repräsentationskosten, die sich ja beträchtlich gesteigert haben im Unterschied zum Vorjahr. Wir haben hier eine Steigerung von fast 40 Prozent! Und, wenn man sich da anschaut, was da in der Gruppe 0, zum Beispiel, gefördert wurde, dann ist schon sehr zu hinterfragen, wel​che Absicht steckt da dahinter? Welche Ziele sollen damit eigentlich erreicht wer​den? Welche politische Gewichtung steckt da dahinter? Wieso wird das Geld nicht dort eingesetzt wo es gebraucht wird? Also, ich muss hinterfragen, warum zum Bei​spiel die Wirtschaftsgespräche Stronach insgesamt rund 21.000,-- Euro gekostet haben? Um 21.000,-- Euro – ich habe mir das ausgerechnet – könnten 30 Sozialhil​febezieher einen Monat lang leben! Also 30 Personen könnten einen Monat leben von einem Event, das innerhalb von zwei Stunden durchgeführt wurde! (Mehrere gleichzeitige Einwände aus der F-Fraktion. – Lärm und Unruhe im Hause.)
Dann habe ich was gefunden, die sogenannte „Ladies Lounge“. Ich wusste nicht, was das ist, weiß das auch jetzt nicht genau. Im Internet habe ich dann was gefun​den, so Fotos und so weiter. Also, das ist ja offenbar ein Treffpunkt für gut betuchte Frauen und bietet eine Bühne für politische Angehörige. Aber da ist die Frage: Was ist der Nutzen daraus? Wer hat was davon? Wenn man dieses Geld in arbeitsmarkt​politische Maßnahmen investieren würde, dann hätte jemand was davon! Im Gegen​teil, das Geld für arbeitsmarktpolitische Maßnahmen ist zurückgegangen! Da habe ich auch gestaunt, gefunden, Eintrittskarten für Grease; zwar nur um 1.445,-- Euro, aber trotzdem, das ist Steuergeld. Und immer wurde betont, Steuergeld wird nicht für die Seebühne verwendet, trotzdem hat man Karten gekauft für die Aufführung Grease. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Da sind rein nur betuchte Leute eingeladen worden! …)
Die, die haben, denen wird gegeben! Es muss das Geld dorthin kommen, wo es ge​braucht wird und nicht an eine Stelle, wo es eigentlich nicht gebraucht wird. Also, das ist schon interessant, dass diese Repräsentationskosten sich steigern und Leuten zu Gute kommen, die das eigentlich nicht notwendig haben. Die Dispositionsmittel der Regierungsmitglieder belaufen sich nach dem Rechnungsabschluss auf circa 477.000,-- Euro und bewegen sich damit im Rahmen des Voranschlages. Ursprüng​lich waren ja weniger vorgesehen, aber der Rechnungsabschluss 2003 weist eben​falls nur circa 333.000,-- Euro aus. Also, Zusatzausgaben wurden hier getätigt in Zei​ten allgemeiner Sparsamkeit, mit einer Steigerung von 43,33 Prozent! Ein eigenarti​ges Bild bietet sich einem auch, wenn man sich anschaut: Landesregierung – Sekre​tariate, der Ansatz. Die pragmatisierten Bediensteten stehen im Voranschlag mit 1.224.000,-- Euro zu Buche und die Vertragsbediensteten mit 629.000,--. Im Rech​nungsabschluss 2004 findet sich aber genau das umgekehrte Verhältnis. Die Beam​ten stehen hier mit 732.000,-- Euro zu Buche, die Vertragsbediensteten mit über
 1 Million sind hier verbucht. Warum haben sich die Kosten für die pragmatisierten Bediensteten um 40 Prozent verringert und jene der Vertragsbediensteten gegen​über dem Voranschlag um 104,67 Prozent erhöht? Also, mehr als verdoppelt! Hat man sich vielleicht aufgrund der Erfahrungswerte so verschätzt oder hat man gehofft, dass eine größere Anzahl von Personen pragmatisiert wird? Aber vielleicht haben diese Personen ihre Dienstprüfungen nicht geschafft. Es ist anzunehmen, dass es durch die Regierungsumbildung im Gefolge der Wahl, auch zum Wechsel der Teams gekommen ist natürlich, und so eine ganz andere Personalstruktur entstand. Den​noch ist die Steigerung der Gesamtkosten der Sekretariate um 13,69 Prozent nicht zu rechtfertigen. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Weil die Grünen so viele Anfragen stellen! – Abg. Ing. Scheuch: Ja, aber in eurem Klub seids auch gut versorgt bei zwei Abgeord​neten!)
Bemerkenswert ist auch, dass mit dem Personal nicht das Auslangen gefunden wer​den konnte, sodass die Lohnkosten zweier Bediensteter auf Dienstzettelbasis im Se​kretariat Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Pfeifenberger in einer Höhe von 100.000,-- Euro aus den Mitteln des Wirtschaftsförderungsfonds gekommen ist. Also, auch hier gibt es wenig Transparenz und es ist anzuregen, dass die Dienstzettler auch nicht unter den Sachausgaben, sondern dort verbucht werden, wo sie auch hin​gehören, - nämlich ins Personal. Interessant ist auch die Budgetierung der Landes​zeitung, die war auch sehr optimistisch angesetzt. Trotz des neuen Personals scheint es nicht gelungen zu sein, hier solide zu wirtschaften. Bei der Post „Druckkosten, Papier und sonstiges Fertigungsmaterial“ kam es zu einer Überschreitung des Ver​anschlagten um fast 100 Prozent, 93,33 Prozent! Was ist der Grund für diese Kostenexplosion fragen wir da. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Sie müssen ja unterscheiden wenn ich jetzt 20 Euro verdopple auf 40 … ) Ja, das sagt schon was! Also das ist ja viel mehr Geld. Es ist zu einem Abgang insgesamt … ich komme auf 277.000,-- Euro. Also, das ist irgendwie nicht nachvollziehbar.

Ebenso verhält es sich mit „Infor​mation und Dokumentation“. Also hier sprechen die Zahlen für sich. Gegenüber dem Rechnungsabschluss 2003 kam es zu keiner gro​ben Veränderung. Die Ausgaben stiegen hier um 313,17 Prozent! Wie ist denn das zu erklären? Welche Druckwerke wurden unter diesem Ansatz finanziert und wie ist das zu rechtfertigen, dass es hier zu einer Steigerung kommt? Ich habe ein bisschen geschaut; es ist ja hauptsächlich tatsächlich Eigenwerbung. Es geht da um Einschal​tungen, nicht von allen Regierungsmitgliedern, sondern sehr häufig vom Landes​hauptmann bzw. Landeshauptmann-Stellvertreter Pfeifenberger, damals noch. Und sehr gewundert hat mich auch, dass ich gefunden habe – es gab letztes Jahr 43 Fototermine! In einem Jahr 43 Fototermine! Da ist zu fragen: Was macht man mit diesen vielen Fotos und wo kommen die dann hin? (Abg. Trettenbrein: Anschauen!) Ist das Arbeit für Kärnten, (Abg. Trettenbrein: Viel Arbeit für die Fotografen!) wenn man Fototermine hat? – Ich weiß es nicht.

Beim Ansatz „Landespressebüro, Marketing“ kam es in den letzten Jahren zu einer deutlichen Ausgabenerhöhung. Auch hier eine Steigerung um 51,54 Prozent! Ebenso sind die Bedienungen von bestimmten Institutionen und so weiter und Mitgliedsbei​träge auch sehr hinterfragenswert. Wenn man dann schaut, muss ich … in den Mit​gliedsbeiträgen an Institutionen, dann muss ich mich schon sehr wundern, dass der Verein „Förderung Kärntner Arbeitsstiftungen“ läppische 650,-- Euro gekriegt hat. (Abg. LH-Stv. Dr. Ambrozy: Das ist die Höhe des Mitgliedsbeitrages! …) Und im Unterschied findet man … ja, und wo, … aber Förderung habe ich auch keine ge​funden. (Abg. Ing. Scheuch: Wer sucht, der findet!) Aus den Unterlagen gingen sie nicht hervor, dafür habe ich was anderes gefunden und zwar „Auslandsösterreicher Weltbund“ – das ist auch ein Verein – und einen Fonds zur Unterstützung österrei​chischer Staatsbürger im Ausland. Der hat insgesamt 22.267,76 Euro erhalten. Und die Auslandsösterreicher haben etwas über 15.000,-- Euro erhalten. Und da muss ich schon fragen: Was ist der Nutzen davon? Was tun diese Leute eigentlich für Kärnten? Wer sind denn die österreichischen Staatsbürger im Ausland? Ich würde sagen: Wieso macht man nicht einen Fonds zur Unterstützung österreichischer Staatsbürger im Inland? Also diese Mittel könnte man für soziale Zwecke verwenden. Auch hier könnten etliche sozial benachteiligte Familien lange Zeit gut leben und hät​ten eine gesicherte Existenz.

Erfreulich ist hier, dass auch der „Österreichische Arbeitsring für Lärmbekämpfung“ gefördert wird. Es soll halt auch nach Kärnten durchdringen, dass es so etwas gibt. Verwundert bin ich auch, wenn ich mir die Beiträge an Institutionen deutschspra​chiger Altösterreicher und Beiträge an Institutionen Kärntner Menschenrechtspreis anschaue. Und hier muss ich ein Ungleichgewicht feststellen, weil Südmark Gott​scheer Altsiedlerverein et cetera einmal 13.500,--; einmal 5.000,--; einmal 33.000,-- Euro zur Verfügung gestellt kriegen, hingegen beim Kärntner Menschenrechtspreis die Selbsthilfe Kärnten gerade einmal 4.000,-- Euro, und das Missionskloster Wern​berg auch 4.000,-- Euro. Wie Sie sich erinnern können, haben sie ja den Kärntner Menschenrechtspreis erhalten und eigentlich müsste man sich schon dafür genieren, dass das so wenig ist, weil, wenn man das vergleicht: Was ist denn da die politische Gewichtung? Diese hohe Förderung zum Beispiel an die Südmark. Was ist die Süd​mark? Das umfasst eine kleine Gruppe, eine kleine Gruppierung, und da geht’s im Wesentlichen um nationale Rechte, wo hingegen der Kärntner Menschenrechtspreis praktisch die ganze Menschheit ins Auge fassen muss, weil es um Menschenrechte geht. Und hier wäre eine Umschichtung der Mittel wirklich gegeben.

Was ich noch gefunden habe, und das ist auch interessant. Die Österreichische Bi​schofs​konferenz hat eine Förderung oder Mitgliedsbeitrag von 50.000,-- Euro ge​kriegt. Das halte ich für keine sehr gute Investition. Das ist keine Zukunftsinvestition, würde man vielleicht sagen. Die Politik soll sich nicht in Religion einmischen, auch umgekehrt nicht. Die Kirche sorgt schon selber dafür, dass sie sich auflöst und ich glaube nicht, dass dieses Geld auch jemanden zu Gute kommen wird. Danke schön, ich melde mich später noch einmal. (Beifall von Abg. Holub)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Lutschounig das Wort. – Da der aufgerufene Abgeord​nete aber nicht anwesend ist, erteilt der Vorsitzende Abg. Schwager das Wort.)
Mag. Lesjak

Abgeordneter Schwager (FPÖ):

Schwager

Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Abgeordnete zum Kärntner Landtag! Mit der kleinen Aufzählerei werde ich mich nicht allzu lange aufhalten. Ich möchte aber doch darauf eingehen, was die Frau Abgeordnete Mag. Cernic und jetzt auch die Frau Abgeordnete Mag. Lesjak angeführt haben.

Ich – das sage ich offen und ehrlich – bin sehr dankbar, dass die Brauchtums- und Heimatpflege jetzt besser gefördert wird als in den vergangenen Jahrzehnten, weil dort Menschen tätig sind, über Jahrzehnte, die unsere Volkskultur in Kärnten hier erhalten und die ihre Freizeit und ihr eigenes Geld hier hineinbuttern. Dass die eine Anerkennung vom Land Kärnten bekommen, halte ich für sehr richtig! Dasselbe gilt auch für die Volksdeutschen Verbände, Altösterreicher und auch für die Auslandsösterreicher, die ja im Ausland für unser Land und für Kärnten positiv sprechen und Werbung machen. Das soll man einsehen! Der Schulverein Südmark auch, weil er auch vom Land Kärnten eine Unterstützung bekommt – abgesehen davon, dass ich selber dort Mitglied bin. Der Gründer dieses Schulvereines Südmark war kein Geringerer als der Peter Rosegger. Natürlich war dieser Schulverein Südmark notwendig, um eben deutsche Schulen im Grenzland zu erhalten. Das ist ja nichts Schlechtes, und das wollen wir unterstützt haben.

Aber insgesamt, zur Jahresrechnung 2004 ist zu sagen: Es ist ja ohnehin alles gegessen. Wir haben schon Rechnungsabschlüsse gehabt, zum Beispiel der Rechnungsabschluss 2002, die weder die Zustimmung der ÖVP und auch nicht der SPÖ gefunden haben und in diesem Hause nicht zur Kenntnis genommen wurden. Das hat auch keine Konsequenzen gehabt. Es hat ohnehin alles das in der Ablage zu enden.

Ich möchte mich auch für die Fragestellungen der SPÖ und auch der Grünen bedanken! Ich habe das heute im Laufe des Vormittags bekommen, einen Teil davon gelesen und möchte sagen, dass die eine oder andere Kritik mit Sicherheit berechtigt ist oder auch nicht, um das festzustellen. Was mir mehr Sorgen macht, das wäre, dass ohnehin weder die Landesregierung noch der Kärntner Landtag das Heft so richtig in der Hand haben. Wir haben ja vom Berichterstatter gehört, dass nur 15 % des Gesamtbudgets frei verfügbar ist und alle anderen Gelder hier gebunden sind, teils für die Verwaltung, teils für das Personal, um nur einige dieser schwierigen Sachen, wie sie da laufen und wie es auch in jeder Gemeinde ist, hier festzustellen.

Eingehen möchte ich auch noch darauf, weil das hier angekündigt wurde, dass Mindereinnahmen der Ertragsanteile durch die Steuererleichterungen auch bei der Körperschaftssteuer und anderen Steuerreformen, dem zum Opfer gefallen ist und natürlich die Gemeinden anteilsmäßig, so wie auch das Land Kärnten, da Mindereinnahmen zu verzeichnen haben. Aber es kann natürlich nicht so sein, dass man das dann durch dieses Belastungspaket kompensiert, das die Landesregierung jetzt vorhat. Ich möchte schon darauf hinweisen, dass die Wirtschaftsdaten und der „Wirtschaftsbericht“, der vor wenigen Tagen herausgekommen ist, ausweist, dass es in Kärnten überhaupt keine Einkommenssteigerung gibt. Man kann ja nicht auf der anderen Seite vielleicht da und dort eine Steuererleichterung für die gesamten Staatsbürger, aber auch für die Kärntner machen und dass das Land und die Gemeinden das dann dadurch kompensieren, dass sie ihre Gebühren, Steuern und Taxen erhöhen. Das möchte ich dazu gesagt haben.

Die Landesregierungsmitglieder müssen es sich halt auch gefallen lassen, dass die Abgeordneten, die die Finanzhoheit haben, die Regierungsmitglieder und auch den Herrn Landeshauptmann ermahnen, in Zukunft die Budgetzahlen einzuhalten und einen äußerst sorgsamen Umgang mit den Steuermitteln der Kärntnerinnen und Kärntner zu pflegen. Ich habe dem Budget 2004 zugestimmt und werde selbstverständlich auch der Jahresrechnung 2004 meine Zustimmung geben!

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Lutschounig das Wort.)

Schwager

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Geschätzter Herr Präsident! Danke, dass ich jetzt doch drankommen kann. Das war ein Missverständnis (Vorsitzender: Aber nicht von mir!) von meinem Kollegen Tauschitz. Nein, nicht vom Präsidenten – von uns selbst. Danke!

Meine geschätzten Damen und Herren! Es ist ja heute sehr viel schon von den Kolleginnen und Kollegen gesagt worden. Tatsache ist, dass natürlich die Finanzschuldenquote in Kärnten gegenüber dem Jahre 2003 von 3,93 % auf 4,26 % beim BIG gestiegen ist. Das sind Zahlen und Fakten, die man eigentlich nicht schönreden kann. Wenn man hier wirklich einige Schmankerl erwähnen kann und auch etwa im Bereich der Kultur, wo unser Landeskulturreferent – oder die beiden haben es sich ja aufgeteilt, der Herr Landeshauptmann und der Herr Landeshauptmann-Stellvertreter Strutz – zuständig ist, wenn man den „Heimatherbst“ hernimmt, dass eine nicht budgetierte Ausgabe von 325.000 Schilling erfolgt ist, dann muss man sagen: Es ist alles gut, alle Initiativen, die passieren. Aber wenn sich der „Heimatherbst“ auf Veranstaltungen hinaufsetzt, die ohnedies und immer wieder alljährlich wiederkehrend stattgefunden haben und man sich jetzt auf einmal eine Bühne schafft, um dort Geld zu verteilen, dann halte ich das schlicht und einfach für einen Unsinn, für eine Geldverschwendung sondergleichen! (2. LHStv. Dr. Ambrozy: Das habt ja ihr beschlossen! – Lärm im Hause.) Herr Kollege Ambrozy, das war ja nicht so gemeint, (2. LHStv. Dr. Ambrozy: Also dann nicht aufregen!) dass dort zu den bestehenden Veranstaltungen auf einmal entweder der Herr Pfeifenberger oder der Herr Landeshauptmann hingekommen ist und dann dort großzügig verteilt hat, an Vereine, wo man hintennach – ich bin selbst ein Kulturträger, das ist überhaupt keine Frage – gesagt hat: „Wir hätten es gar nicht notwendig gehabt. Kein Mensch hat das beantragt, und jetzt, auf einmal, haben wir das Geld gekriegt.“ So schaut das dort aus! (Abg. Ing. Scheuch: Ihr habt das ja so haben wollen! – Lärm und Heiterkeit in der F-Fraktion.) Ja, ich kann dir einige aufzählen. Da werde ich mich da nicht noch einmal melden, weil der ist in unmittelbarer Nähe, der Verantwortliche. (Abg. Ing. Scheuch: Sag nur einen: MGV Maria Rain! Oder was?! – Weiterhin Lärm im Hause. – Vorsitzender, das Glockenzeichen gebend: Am Wort ist der Herr Abgeordnete Lutschounig!) Es darf einfach nicht sein, dass solche Veranstaltungen dazu missbraucht werden, dass es nur noch Jubelveranstaltungen, und zwar von wirklich reinrassig einer Partei sind. (Abg. Ing. Scheuch: Parteiveranstaltungen der ÖVP?) Das ist nicht das, was wir unter Heimat Kärnten verstehen. Es ist gut, wenn es auch eine gastronomische Belebung im Herbst, in der Zeit der Nachsaison, gibt. Das ist überhaupt keine Frage, aber nicht, wenn alle Veranstaltungen dort auf diese Fahnen geheftet werden und noch zusätzlich mit Geld ausgestattet werden. Diese 325.000 Euro zusätzlich, die nicht einmal budgetiert sind, sprechen ja eine eigene Sprache.

Außerdem kommt dazu noch der Posten der nicht einzeln bezeichneten Subventionsempfänger. Wo das hingeht, das weiß wahrscheinlich der Referent oder auch nicht. Jedenfalls ist es verbraucht worden. Wenn man weiß, dass zum Beispiel auch auf der anderen Seite, was nicht den Kulturbereich betrifft, sondern … Wohl, ein Schmankerl vom Kulturbereich habe ich noch, das mir sehr aufgefallen ist, und zwar eine Summe von 73.000 Euro in der Gemeinde Steindorf, unter dem Begriff „Schaffung von kultureller Infrastruktur der Gemeinde“. Alle anderen haben dort gekriegt: 1.500 bis 3.000, 4.000 Euro maximal. Die Gemeinde Steindorf ist zufällig eine Gemeinde der Frau Bürgermeister Mittermüller und die Heimatgemeinde, glaube ich, unseres Präsidenten. (Abg. Ing. Scheuch: Da werden sich aber die Steindorfer freuen!) Nein, aber warum aus diesem Bereich ein so großer Ansatz kommt, das ist immerhin eine Million Schilling für Infrastruktur. Ich kann mir vorstellen, dass die Kollegen Markut und Ferlitsch auch für kulturelle Infrastrukturmaßnahmen in ihren Gemeinden ein Geld nötig hätten. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Ein Steinhaus? – Lärm im Hause.) Das schaut natürlich schon ein bisserl danach aus, dass man auch die eigenen Leute immer wieder bevorzugt. Das hat man dem Kollegen Wurmitzer vorgeworfen, wo wir nachgerechnet haben, dass die SPÖ viel, viel mehr gekriegt hat, auch anteilsmäßig, die SPÖ-Bürgermeister, als die eigenen. Aber es ist immer wieder der Vorwurf gekommen. (Aufregung und Lärm in der SPÖ-Fraktion) In diesem Fall glaube ich auch, dass dieser Vorwurf gerechtfertigt ist, dass hier einseitig politische Freunderlwirtschaft betrieben worden ist, meine geschätzten Damen und Herren! (Vorsitzender: Robert, darf ich dir etwas sagen!) Herr Präsident, du darfst immer etwas sagen. (Vorsitzender: Es ist darum gegangen, die überhöhten Baukosten des Vorgängerbürgermeisters abzudecken, für einen Kultursaal und Turnsaal. Und das war die Million Schilling! – Beifall von der F-Fraktion. – Lärm im Hause.) Für kulturelle Infrastrukturmaßnahmen?

Meine Damen und Herren, dass wir aus dem Kulturbereich jetzt schon Maßnahmen für ein Kulturhaus oder für andere Infrastrukturmaßnahmen setzen? – Okay, dass das gemacht worden ist, aber nicht aus diesen Ansätzen! (Einwand des Abg. Dipl.-Ing. Gallo) Dafür gibt es BZ, dafür gibt es Sonder-BZ und andere Maßnahmen, aber nicht aus diesem Kulturansatz. Er fällt auch eindeutig auf. Er ist der riesengrößte Ansatz in diesem Bereich überhaupt. Alle anderen nehmen sich, wie gesagt, eher bescheiden aus. Ja!

Zum Tourismus: Da fällt mir auch etwas auf, was natürlich mit dem damals bevorstehenden Wahlkampf überhaupt nichts zu tun hat: ein „Tourismusgipfel“ im Casineum. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Den gibt es jedes Jahr!) Ja, der ist jedes Jahr. Das stimmt. Aber ein Jahr zuvor hat er nicht einmal ein Viertel des Budgets beansprucht, was er jetzt gebraucht hat! Und auf einmal, man höre und staune, meine Damen und Herren: Es ist ja witzig, dass das erstens einmal auf 15 verschiedene Posten aufgeteilt ist, dass keine Summe so riesengroß in Erscheinung tritt. Aber in Summe kommt man auf 45.280 Euro, was der „Tourismusgipfel“ an einem Tag gekostet hat. Also das ist natürlich zufälligerweise im Februar, ich weiß nicht, am 29. Februar oder wann das stattgefunden hat. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Am 30.?!) Und am 7. März, einige Tage später, war dann die Landtagswahl. Also man ist hier wirklich sorglos mit dem Geld umgegangen. Von der sprichwörtlichen Bescheidenheit, von der Kollege Schlagholz gesprochen hat, war überhaupt kein Ansatz da, war überhaupt keine Rede! Da bin ich durchaus auch bei ihm, dass man mit diesen Dingen bescheidener umgehen kann und umgehen soll. Außerdem gibt es noch einmal für den „Tourismusgipfel“ zusätzliche Kosten. Ich weiß ja nicht, das ist ja alles angeführt, von 35.000. Also dieser Gipfel hat eine Million Schilling gekostet, nach unserem alten Geld. Also es ist wirklich nicht bescheiden und sparsam mit den Dingen umgegangen worden.

Ich glaube, meine verehrten Damen und Herren, auf der anderen Seite wirft man unserem Referenten vor bzw. ein Dringlichkeitsantrag liegt ja schon vor, dass man ihm das ländliche Wegenetz wegnimmt, wo man ihm nachsagt, dass er Freunderlwirtschaft mit den Geldern für den ländlichen Wegebereich betreibt. Also da musst du einmal mit den betroffenen Bürgermeistern reden - es ist egal, welchen Couleurs sie angehören -, sie sind dort Partner des jeweiligen Agrarreferenten. Und es wird wirklich nach objektiven Kriterien auch der Abteilung 10L und der Unterabteilung Agrartechnik hier vorgegangen. Ihm vorzuwerfen, mit den bescheidenen Mitteln, die er hat, dort (Abg. Ing. Scheuch: Da habe ich eine andere Meinung!) die Freunderlwirtschaft zu betreiben? Wenn man ihm mehr Geld zur Verfügung stellt und er nicht rückzahlt … (Abg. Ing. Scheuch: Der verbaut das Wenige nicht einmal!) Ja, wenn er, bitte schön, Mitte oder Ende November erst das Geld kriegt, dass bauliche Maßnahmen in diesem Jahr, Kollege Scheuch, nicht mehr umgesetzt werden können, liegt doch klar auf der Hand: Das geht nicht mehr! Die Bauwirtschaft hört im November auf, wenn das Wetter kalt und nass wird. Da kann man nicht mehr die Asphaltierungen vornehmen. Da kann man nicht mehr die baulichen Maßnahmen vornehmen, die er dann, im heurigen Frühjahr, natürlich sofort verbaut hat. Das ist im Nachtragsvoranschlag dann erst dahin gekommen. (Abg. Ing. Scheuch: Deswegen werden wir es nehmen. Wir werden es verbauen!) Ihr könnt es? Ich weiß, du bist ein Schotterbaron, mit großem Vermögen ausgestattet, und dein Bruder auch. Du tust dir da vielleicht ein bisserl leichter. Jedenfalls, die Baufirmen können das nicht mehr. Somit war dieses Geld dann auch nicht mehr verwendbar.

Ja, meine Damen und Herren, dieser Rechnungsabschluss … (2. LHStv. Dr. Ambrozy: Ihr habt das schon vorher gehabt. Das ist ein alter Schmäh!) Nein, die Zusage hat er eben nicht gehabt. Das war auf Grund einer Intervention nach dem Nachtragsvoranschlag am 20. November gegeben. Das ist schriftlich nachweisbar und nachvollziehbar. Danach ist erst gebaut worden.

Wenn in dieser Jubelbroschüre, die jetzt der Herr Landeshauptmann hinaus gegeben hat, wo er die Säulen aufzeigt, wie viel Geld verteilt worden ist und wo unter anderem im Jahr 1998, wie er schreibt, in Vorwahlzeiten die ÖVP viel Geld ausgegeben hat, dann ist das genauso eine Unwahrheit und ein Unsinn, weil damals nicht mehr Geld aus dem Budget gekommen ist. Das hätten wir überhaupt nicht gehabt, sondern zusätzliche EU-Mittel sind damals gekommen, und zwar in gewaltiger Höhe, weil die Italiener und Franzosen gestrickselt haben, wie man so schön sagt. Daher sind sie von der EU bestraft worden. Wir haben zusätzliche Gelder gekriegt. Wir haben gesagt: „Wir machen die Projekte und setzen die um, die in den Gemeinden schon da sind.“ Wir haben dann versucht, auf diese Art und Weise schnell zu helfen.

Und der Kollege Bürgermeister Marbek von Poggersdorf wird das bestätigen können. Sein Vorgänger Leitmann, die dort fertige Projekte gehabt haben, die haben binnen einem Monat dieses Projekt realisiert. Und, wie er mich angerufen hat sagt er: „Du, das Projekt ist fertig!“ – habe ich das gar nicht glauben können. Dort sind, glaube ich, wirklich nach der Besichtigung die Geräte schon hinter der Staudn gestanden und haben bereits begonnen. Und so haben wir dort die Projekte, die eben umsetzungs​reif waren, einfach tatsächlich auch gemacht. (Abg. Ing. Scheuch: Mußt einfach den Martinz ablösen! – Haben wir ja gar nichts dagegen!) Ja, vielleicht wäre es auch gut, einen anderen Klubobmann zu kriegen bei den Freiheitlichen. Aber darüber wird der eigene Klub zu befinden haben, gelt? (Abg. Ing. Scheuch: Wir sind ja zufrieden!) Ich bin mit meinem auch zufrieden, aber ihr müsst ihm mehr Gelder in die Hand geben, damit man dann auch im Zuge des Regionalfonds und über diese Diskussion – oder die Diskussion werden wir heute hier noch abführen – auch die Mittel und seinen Bei​trag leisten wird können, weil mit nichts kann man nichts machen. Und, wenn das Geld für andere Jubelbroschüren und nur dafür verwendet wird, dass man Shows und Events und große Auftrittsbühnen hat, dann wird in den verschiedensten Berei​chen das Geld natürlich fehlen. Für so eine Politik sind wir nicht zu haben, daher können wir diesem Rechnungsabschluss die Zustimmung selbstverständlich nicht geben. Danke schön! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Tauschitz das Wort.)
Lutschounig

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Werte Zuhörerinnen und Zuhörer! Zu allem Anfang noch eine kurze Aufklärung von vorhin, auch wenn da Zettel ausgeteilt werden. Eine Anleihe zur Förderung der forschenden Unternehmen mit dem Zu​kunftsfonds in Kärnten zu vergleichen ist ungefähr so, wie wenn man ein Kinderspar​buch mit einem Hedge-Fonds vergleicht. Aber bitte, es wird auch mit Zetteln, die mar​kiert sind, das Argument nicht besser; es bleibt einfach eine Falschmeldung! (Abg. Zellot: Vom Pühringer!) Der Herr Kollege Schlagholz hats ausgeführt. Es ist notwen​dig, den Budgetplan strikt einzuhalten und dieses Budget und der Rechnungsab​schluss ist ein Beweis dafür.

Jetzt frage ich: Warum ist es so notwendig, den Budgetplan so genau einzuhalten? Warum brauchen wir denn diesen Budgetplan bis 2009, an den wir uns so streng halten müssen und wo der Rechnungsabschluss jetzt der erste Beweis dafür ist, dass es nicht passiert ist? Ganz einfach, - weil wir das Budget sanieren müssen! Und wenn wir ein Budget sanieren müssen, dann kann man nicht hergehen und einfach sagen: Wir haben eh 10 Millionen Euro weniger Nettoneuverschuldung! Da muss man hinterfragen: Wie sind denn diese 10 Millionen Euro zu Stande gekommen, wenn wir Mehreinnahmen von 200 Millionen Euro und Mehrausgaben von 188 Millionen Euro im Budget haben. Dann frage ich: Wo war da der Spargedanke? Wenn wir schon mehr eingenommen haben, dann hätten wir das doch anderwertig verarbeiten müssen, um das Budget nachhaltig zu sanieren und, um nachhaltig wie​der Geldwerte zu sammeln mit denen wir unsere Kredite bedienen können. Das Geld ist in Wahrheit - und dieser Rechnungsabschluss ist der Offenbarungseid - mit bei​den Händen beim offenen Fenster hinaus geworfen worden! Ich habe mir hier einige Schmankerln herausgeschrieben. Viele davon sind schon erwähnt worden und ich kann mich eigentlich bei diesen Schmankerln inhaltlich nur meinen Vorrednern an​schließen, aber ein paar möchte ich trotzdem zitieren.

Zum Bespiel aus der Kulturabteilung hats auch eine Anfrage seitens der SPÖ-Fraktion gegeben. Welche konkreten Ausgaben wurden über den VA 30012 ausge​geben? Das ist eine Kulturgeschichte. Da steht drinnen: Insgesamt geht’s um 264.000,-- Euro und von diesen 264.000,-- Euro sind ungefähr 100.000,-- Euro sehr detailliert aufgelistet (Kulturpreisverleihung et cetera, Kärntner Galerie, Symposium, Songfestival) alles so Beträge um 10.000,--/20.000,-- Euro. Und dann kommt unten plötzlich ein Betrag mit 163.000,-- Euro heraus (Sonstiges, Kultursommer, Heimat​museum, Preview und Pressekonferenzen). 163.000,-- Euro aus dem Kulturbudget, zufälligerweise in einem Jahr mit einem Landtagswahlkampf, erscheint mir doch ein wenig viel und doch ein wenig undurchsichtig.

Dass die Repräsentationsausgaben um 46 Prozent erhöht wurden in diesem Wahl​kampfjahr ist hinlänglich bekannt, dass bei den Empfängen 128 Prozent mehr aus​gegeben wurde als veranschlagt war, ist hinlänglich bekannt; dass es bei den Dienst​zettlern Steigerungen gegeben hat von 274 mehr Personen die einen Dienstzettel in der Regierung haben, ist hinlänglich bekannt. Und dann wird hier im Haus davon ge​sprochen, dass die Handschlagsqualität gestiegen ist! (Abg. Markut: Ich werde Sie dir gleich beweisen! – Du wirst es gleich erfahren!) Ich weiß schon, dass die ÖVP-Fraktion eine gute Handschlagsqualität hat, aber ich frage bitte: Wo ist denn die Handschlagsqualität bei diesem Rechnungsabschluss? Wo hat man denn mit Hand​schlagsqualität die Zahlen eingehalten, die Vorgaben eingehalten? Das ist einfach nicht passiert! Man hat das Geld mit beiden Händen hinausgeworfen! Also, ich will die Schmankerln da; - Konzerthaus 100 Prozent, 325.000,-- Euro Heimatherbst; mein Vorredner hats erwähnt. Gleichzeitig hat man die Heimatverbände um 23.000,-- Euro gekürzt. Bei der Wohnbauförderung hat man 8,5 Millionen mehr ausgegeben; 500.000,-- bei der Wasserbeseitigung, 1,7 bei der Wasserversorgung! Das ist ja alles prinzipiell gut, ich bin dafür, dass wir noch viel mehr Geld ausgeben, nur, wenn wir es nicht haben, können wir es nicht ausgeben! Und, wenn wir uns einen Budgetfahrplan auferlegen und wenn die Koalition sich so rühmt, diesen Budgetfahrplan einzuhalten, dann muss ich das auch tun und nicht heraußen am Rednerpult sagen: „Wir halten eh alles ein!“- und in Wahrheit sind wir bei den meisten Ansätzen weit darüber.

Für wirtschaftspolitische Maßnahmen kurz vor der Landtagswahl 125.000,-- Euro für einen Abend auszugeben und von diesen 125.000,-- Euro 50.000,-- Euro dafür zu bezahlen, dass man Referenten bekommt. Da frage ich schon: Welche Sinnhaftigkeit haben 50.000,-- Euro, die nur dafür eingesetzt sind, dass gewisse Personen 20 Minu​ten im Casineum ein Referat halten? Könnte man mit diesen 50.000,-- Euro in vielen, vielen Bereichen nicht mehr erreichen in dem Land? Könnte man diese 50.000,-- Euro nicht besser einsetzen und sind - 1,8 Millionen werden es ungefähr sein, in Schilling noch gerechnet – nicht ein bisschen viel für einen Abend eine schöne Ver​anstaltung zu haben? Also, da hört sich bei mir jegliche Relation auf, da hört sich bei mir jegliches Verständnis auf, weil da gibt’s einfach nichts mehr! Das Ganze ist in Wahrheit der Bericht über eine Propagandapolitik, wo ein Personenkult aufgebaut wird, der in anderen Regionen dieser Erde eher an irgendwelche kommunistischen Systeme erinnert, weil nur dort gibt’s eine so hohe Anzahl an bezahlten Fotos von den Führern des Landes. Und hier wird ganz einfach Geld rausgeschmissen wo nur geht und wo man nur irgendwie kann, um irgendwo noch die eine oder andere Wäh​lerstimme zu erhaschen. Es hat funktionier, das ist keine Frage. Zu welchem Preis ist die Frage, die hier zu stellen ist.

Und, wie gewisse Fraktionen mit dem Geld anderer Leute umgehen, kann man ja tagtäglich und allwöchentlich in diversen bunten Zeitschriften in Österreich lesen. Mir kommt das ein bisschen so vor, so als wäre die Hauptprämisse auf diesem Rech​nungsabschluss: „Was kost´ die Welt mit Steuergeld!“ Die Fakten: Die Nettoneuver​schuldung 88 Millionen, 83 Millionen Euro sind schon eingerechnet worden; wenn man diese 83 Millionen Euro dazuzählt, sind wir irgendwo bei 170 Millionen Euro. In der letzten Regierungssitzung hat die Finanzabteilung sehr interessant aufgerufen, oder der Rechnungshof, strengere Budgetdisziplin, Strukturreformen, Einsparung bei Förderungen, Erhöhung der Landesabgaben. Das ist allerdings passiert. Auf Kosten der Bürger wird gespart, aber bei den großen Sturkturreformen ist überhaupt nichts passiert. Wo ist denn die Verwaltungsreform? Wo sind denn die Kompetenzzentren in der Verwaltung? Wo ist denn die Besoldungs- und die Pensionsreform? Wo ist denn die umgesetzt? – Nirgendswo! Das wären nachhaltige Maßnahmen, wo man Geld nachhaltig sparen kann! Und wir müssen sparen! Ich glaube, da sind wir uns in diesem Haus alle einig, auch die Mitglieder dieser Koalition. Reformen passieren überhaupt nicht und sind auch nicht passiert! Aus diesem Rechnungsabschluss geht überhaupt nichts in diese Richtung hervor, ganz im Gegenteil! Wir haben Liegen​schaften in der Höhe von 113 Millionen Euro verkauft in den letzten Jahren. Wir haben Rücklagen in der Höhe von 160 Millionen Euro aufgelöst, wir haben Vorgriffe auf die Einnahmen der HYPO-Bank gemacht, wir haben Vorgriffe auf die Wohnbau​förderung gemacht und es hat in Wahrheit keine Rückführung stattgefunden.

Und wir sprechen immer davon oder es ist heute das Wort gefallen – ich habe es mir irgendwo aufgeschrieben – Kärnten ist so super, weil wir liegen bei den Schulden im Mittelfeld. Ich habe da einen Akt: Bericht Rechnungsabschluss, - ich glaube Seite 34 ist das. Da steht drinnen, wie es denn ausschaut mit den Finanzschulden gesamt des Landes. Bezieht man die Finanzschulden diverser Rechtsträger für die das Land haftet in die Finanzschulden des Landes mit ein, erhöht sich der Finanzschulden​stand des Landes zum 31.12.2004 auf rund 546 Millionen Euro! Also insgesamt 948,8 Millionen Euro! Das ist schwarz auf weiß. Das ist die Tatsache! Ob das jetzt im Budget drinnen ist, ob das nicht im Budget drinnen ist, ob wir das irgendwie ver​stecken, ob wir das über eine Holding abhandeln, ist vollkommen egal. Fakt ist: Wir haben fast eine 1 Milliarde Euro Schulden in diesem Land! Und dieser ganze Rech​nungsabschluss und der Budgetfahrplan sieht nicht vor, dass wir diese Schulden los werden. Da gibt’s eine nette Anmerkung aus der Finanzabteilung – wo habe ich sie? Kurz noch von der Finanzabteilung was anderes, – dass die Erhöhung der Landes​abgaben, die gefordert wurde und auch die da drinnen ist, das Budget schon gar nicht retten wird und, dass die Finanzmittel für die Zukunft schon wieder steigen werden. Allein im Personalbereich um 7,6 Millionen Euro, wo wir genau wissen, dass wir im Personalbereich sparen müssen.

Und, wenn wir nicht beginnen zu sparen in diesem Land, dann kann man noch so schöne Worte hier am Rednerpult verwenden, da kann man noch so schön alles schönreden mit wunderbaren Bildern, die man selber bezahlt und Agenturen, die man beauftragt, alles in Hochglanz zu produzieren, den Menschen Glauben machen, dass eh alles in Ordnung ist. Fakt ist: Gar nichts ist in Ordnung! Die Finanzabteilung sagt, sie kann derzeit keine Tendenzen in Richtung Einsparung erkennen, es gibt keine Einhaltung beim Budgetprogramm. Der Rechnungsabschluss des letzten Jahres ist der beste Beweis dafür, - mit den Überschreitungen, die wir in allen Bereichen haben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren der Koalition, so wird das Erfolgsmodell Kärnten nicht funktionieren! So wird Ihr Masterplan auch nicht funktionieren! Ich hoffe, dass sich die Koalition in der Sommerpause zurückzieht und ein bisschen überlegt, ein bisschen abkühlt, wie man wirklich zukunftsweisend nachhaltige Bud​getpolitik machen kann. Dieser Rechnungsabschluss ist ein Offenbarungseid für eine wirklich grausige Budgetpolitik und ich hoffe, dass die Koalition im nächsten Jahr nach dieser Sommerpause umdenkt und wünsche Ihnen alles Gute. Wir von der Op​position werden auf jeden Fall weiterhin aufzeigen, was in diesem Land schiefläuft. Wir werden weiterhin den Finger dorthin legen, wo es Ihnen weh tut und da wird die gesamte Propaganda und die gesamten Ablenkungsmanöver nichts helfen. Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort.)
Tauschitz

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Durch den Fragenkatalog der Grünen, die 63 Fragen, ist doch einiges Licht in den Rechnungsabschluss 2004 gekommen. Des​wegen möchte ich auch bitten, das Prozedere – wenn möglich – so beizubehalten. Der Dritte Präsident Lobnig war auch so weit und so fair, die Fragen im Ausschuss anzunehmen und weiterzuleiten, weil nur auf diese Art und Weise können wir zu unseren Antworten kommen. In letzter Zeit hat er aber Schimpf gekriegt und dann ist angedacht worden, dass wir direkt an den Präsidenten eine schriftliche Anfrage stellen müsen. Also ich bitte, vielleicht könnten wir so fair sein, weil die Antworten nutzen uns allen was und es ist ja nichts Schlimmes, wenn man ein bisschen Licht hineinbringt in gewisse Geldflüsse. Deswegen gleich unsere Frage 44, wo wir gefragt haben: Wie hoch sind die Schulden der KABEG gesamt am Ende 2004? Und da er​gibt sich eben die Zahl 1 Million – 1 Milliarde! – eine Million wäre schön; 1,135.343.962,52 Euro! Also das ist schon ein ziemlich großer Brocken, wobei die Schulden der KABEG beim Land mit 466 Millionen angegeben sind.

Mein Lieblingsbereich ist natürlich meistens die Kultur, weil ich auch daher komme, - und deswegen bin ich immer noch sehr traurig, dass die Literaturförderung mit 115.000,-- Euro nicht einmal 10 Prozent von dem ausmacht, was Brauchtum be​kommt. Und, wenn ich mir wirklich diese vielen, vielen Seiten von Trachtenanschaf​fungen anschaue, dann möchte ich nicht in die Kultur zurückgehen sondern ein Lodengeschäft eröffnen, weil da mache ich sicherlich weitaus mehr als seinerzeit bei den kleinen Theaterbühnen, die übrigens jetzt schon sehr erfolgreich getötet wurden. Es gibt, glaube ich, nur mehr eine, die ganzjährig arbeitet, das ist die ehemalige Vil​lacher Sudiobühne. Alle anderen müssen ihre Häuser verkaufen, weil sie ihrer Pas​sion gefrönt haben, und weil sie auch Versprechen geglaubt haben, die sie von diver​sen Politikern bekommen haben, sogar schriftlich! Zum Bespiel das Serious Theater, -auf Englisch: „This isn´t serious!“ - und ist damit auch gestorben. Ja, Prestigepro​jekte haben den Vorrang; die Seebühne Cine Culture Carinthia – bei mir schreibt man es mit „s“ – und heißt „ohne“ auf Lateinisch. Aber da sind 5 Millionen Euro an Steuergeldern hineingeflossen und auch das MMKK, da kamen im Jahre 2004 1,5 Million Euro hinein. Filmförderung ohne Volkskino gerade einmal 20.000,--. Da kön​nten wir uns ein bisschen mehr leisten, hoffe ich doch, weil vielleicht können wir unsere schöne Landschaft auch anderen in Filmen zeigen.

Noch zwei, drei Besonderheiten, abgesehen von den Spatenstichfeiern, die da 34 waren und wo man eigentlich immer Einschaltungen getätigt hat bei Regionalmedien und auch bei der Kärntner Woche. Also, immer so 1.800,-- auch für Steuergeld, die abgesehen von den Spaten – recht günstig waren. Aber auch Brauereien waren da immer dabei. Da gibt’s eine große Auflistung, wo das Geld hingeflossen ist. Noch eine Geschichte zum Kulturbudget: Und zwar hatte sich der Landeshauptmann voriges Jahr auf den Herzogstuhl gesetzt und da Pensionen verteilt. Abgesehen davon, dass die ganze Aktion weitaus teurer war als das Geld, was er verteilt hat, kamen die Mittel – die umgeschichtet wurden, nämlich 1,5 Millionen Euro, wovon nur 60.000,-- ver​wendet wurden – aus dem Kulturbudget und sind dann eben auf die Anschlagstelle „Seniorenhilfe“ umbudgetiert worden.

Und eines noch zu unserem Beerenanwälten – habe ich lange gesucht, von wem er gezahlt wird, von welcher Voranschlagstelle. Jetzt weiß ich es: Er kommt aus der Voranschlagstelle „geschonte Arten“, da kriegt er seinen Lohn her. Hoffentlich wird er weiter geschont. Danke! (Dies löst Heiterkeit im Hause aus. – Beifall von Abg. Mag. Lesjak.)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Lesjak das Wort.)
Holub

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Hohes Haus! Geschätzter Präsident! Ich möchte noch auf zwei Gruppen eingehen. Die eine ist die Gruppe 4 „Hilfe zur Sicherung des Lebensbedarfs“. Hier sind auch mehr Gelder ausgegeben worden. Es gibt eine leichte Steigerung gegenüber dem Rechnungsabschluss. Hier ist zu bedenken, dass sich die Ausgaben und der Spielraum dieses Budgetpostens in der Zukunft massiv erweitern werden müssen, weil wir auf eine soziale Entwicklung zusteuern, die sozusagen heute schon absehbar ist. (Abg. Ing. Scheuch: Aber ihr stimmt ja nie zu!) Das ist eine notwendige Herausforderung, hier mehr zu investieren, diesen Budgetposten prinzipiell aufzustocken, weil nur eine soziale Absicherung auch für eine wirtschaftliche Entwicklung nachhaltig ist. (Abg. Ing. Scheuch: Wenn Sie nicht zustimmen.) Also nur die Gesundheit und das sozusagen gelingende Leben von Arbeitnehmern, Arbeitnehmerinnen garantiert der Wirtschaft einen Erfolg. Die psychosoziale Gesundheit ist ein wesentlicher Faktor in der Wirtschaftsentwicklung. Nur dann, wenn das gegeben ist, ist auch die Voraussetzung da. Man spricht ja zum Beispiel auch von „Humanressourcen“. Darauf muss geschaut werden!

Ich darf nur daran erinnern, dass die Armutsschere wieder auseinander geht. Seit 2004 ist die Armut wiederum steigend. Wir wissen aus dem „Armuts- und Reichtumsbericht“ vom Juni 2004, dass die Armutsgefährdung bei 11 % liegt. Also 11 % der Gesamtbevölkerung sind arm oder armutsgefährdet. Der Bericht zur sozialen Lage der Bundesregierung brachte ein noch dramatischeres Ergebnis hervor, nämlich dass es 13 % der Gesamtbevölkerung sind, die arm oder armutsgefährdet sind. Was wäre denn, wenn man den Zukunftsfonds in diesen Bereich investiert?! (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Jeder will das anders machen!) Die Gelder vom Zukunftsfonds sollten ins Sozialbudget fließen, weil hier das Geld gebraucht wird! Wir haben hier ganz hohe Pflichtausgaben und wenig Ermessensausgaben. Das wird in der Zukunft nicht gehen, weil sich die Bezieher und Bezieherinnen von öffentlichen Geldern massiv ausweiten werden.

Ein Weiteres ist die Gruppe 7, die Wirtschaftsförderung. Also hier könnte man vieles einsparen und umschichten in das Sozialbudget. Wir haben hier die Frage gestellt, welche Einschaltungen von wirtschaftspolitischen Themen in welchen Medien und unter welchem Ansatz verbucht wurden, weil hier es nämlich auch eine Steigerung gab. Ich möchte keine Prozentzahl nennen, ich möchte das in absoluten Zahlen sagen. Diese Position macht 615.449 aus. Da gab es eine Abweichung vom budgetierten Wert von etwas mehr als 350.000 Euro, also um mehr als die Hälfte sind hier die Ausgaben gestiegen! Wenn man dann schaut, wofür das Geld ausgegeben wurde, dann ist das auch sehr interessant, weil sozusagen der Sprachgebrauch, die Titel, vielsagend sind: „Kärntner Wirtschaft wächst auch 2004 weiter.“ Hier steht in den Zeitungen: „Die Konjunktur kommt ins Schwanken. Die Konjunktur wird sich nicht so entwickeln wie prognostiziert.“ WIFO und IHS sagen, es werden keine 3 oder 4 % sein, sondern bleiben. Die „Kleine Zeitung“ hat das geschrieben: „Konjunktur kommt ins Schnaufen“. Das weiß man immer dann – das hat ja eine eigenartige Struktur, ein Muster. Zuerst sagt man: „Die Wirtschaft soundso viel wachsen.“ Dann heißt es am Jahresende: „Die Wirtschaft wird doch nicht so viel wachsen.“ Also das Wachstum wird nicht eintreten. Genauso klingen die ganzen Ankündigungen. Das sind lauter Jubelankündigungen, also eine Anfangsmetaphorik: immer beginnt irgendetwas: „Neue Chancen“. Und dann der sinnige Titel: „Für wenig Geld in die Welt.“ Das ist an Ironie nicht zu überbieten. „Neue Chancen für Kärntens Wirtschaft“, dreimal. „Das Unternehmen Kärnten stellt sich vor. Positive Impulse. Zukunftsdialog beflügelt.“ Also wenn man immer anfängt, wo gibt es denn dann einmal ein Ergebnis?! Der Blick in die „Arbeitslosenstatistik“ spricht eine ganz andere Sprache. Vom Schönreden wird ja die Situation nicht besser. Man kann ja nicht ankündigen, dass etwas besser wird – abgesehen vom realistischen Gehalt, der da drinsteckt -, wenn dieses Ereignis dann doch nicht eintritt. Man muss ja auch dazusagen, welche Grenze das hat, wenn die Kärntner Wirtschaft wächst. Ja, wohin wächst sie denn, und welche Ziele möchte man tatsächlich erreichen? Danke schön! (Beifall vom Abg. Holub)

(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Ing. Scheuch das Wort.)

Mag. Lesjak

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist viel Pessimismus heute hier am Rednerpult verstreut worden. Mich wundert, dass der eine oder andere Abgeordnete nicht schon längst sich im gelobten Land, vielleicht Deutschland oder in einem anderen Bundesland, befindet. Aber gut, das sei dahin gestellt! Es ist letztendlich auch das Recht der Opposition, sich kritisch zum Budget zu äußern. Das nehmen wir auch so zur Kenntnis. Das ist an sich nicht das große Problem.

Nur, Klubobmann Grilc, wenn du gemeint hast, dass hier ein Schnellverfahren eingeleitet worden ist, sozusagen die Koalition sich in einer Art Überrumpelungstaktik gegenüber der benachteiligten und nicht in Gespräche eingebundenen Opposition hier hervor getan hat, dann ist das jetzt nicht mehr nur die halbe Wahrheit, sondern das ist eigentlich beinahe schon die Unwahrheit, weil letztendlich hat es zwei Sitzungen dazu gegeben. Du weißt das. Es hat auch im Kontrollausschuss eine Sitzung gegeben, wo du diesem Budget selbst zugestimmt hast. Das heißt, du hast die Zahlen und das Budget gehabt.

Eines muss ich schon sagen: In zwei Sitzungen des Budgetausschusses hat es von Seiten der ÖVP nicht eine einzige Frage gegeben. Nicht eine! (Abg. Mag. Grilc: Die Kritik war bezogen auf andere Punkte!) Ja, aber es hat keine einzige Frage gegeben. Und jetzt ist hier die Frage letztendlich auch an dich zu stellen: Kritik ja, muss ich jetzt sagen, das ist okay! Aber wenn man hergeht und die Arbeit im Ausschuss verweigert, um letztendlich damit hier am Rednerpult versucht, politisches Kleingeld zu machen, indem man sagt: „Wir haben eigentlich gar keine Möglichkeit gehabt, das anzuschauen, zu lesen, uns damit zu beschäftigen.“, dann ist das eigentlich eine Vorgangsweise, die ich zumindest von deiner Person nicht gewohnt bin.

Wir könnten auch eine lange Diskussion darüber führen, wer wie viel von den Repräsentationsmitteln ausgegeben hat. Ich habe hier vom Empfang der Frau EU-Beauftragten und nicht Präsidentin gewordenen Kandidatin der ÖVP bis hin zum Empfang der ÖVP-Altnationalräte Gorton, bis über CDs vom, weiß ich nicht, Grafensteiner Bürgermeister, die alle in diesen Mitteln drinnen sind. Das ist auch richtig so. Und wir bekennen uns zu dem. Das unterscheidet uns: Wir freuen uns, wenn der Bürgermeister von Grafenstein 30 CDs verteilen kann, wo ein Kärntner Chor singt. Wenn man das nicht möchte, dann muss man das auch hier klar sagen!

Hier gibt es auch einen wirklich auch ideologischen Abgrenzungsversuch meinerseits zur SPÖ, zu unserem Koalitionspartner, weil ich meine, wenn man 200.000 Euro für Trachten in Kärnten ausgibt, dann hat das zwei Effekte: Dann hat das den Effekt, erstens einmal, dass ich Kärntner Wirtschaft belebe – das müsste auch im Sinn der ÖVP liegen, wie ich glaube – und hat darüber hinaus aber auch noch einen anderen Effekt, nämlich die Identität dieser Vereine zu stärken, zu zeigen, (Beifall von der F-Fraktion) einfach auch ein Signal zu setzen: „Ihr seid uns das wert!“ Wenn hier der Abgeordnete Lutschounig heraußen steht und meint, die hätten das gar nicht gewollt, dann ist mir niemand bekannt, kein einziger Verein in Kärnten, der ehrenamtlich arbeitet, ist mir bekannt – im Gegensatz zum Herrn Lutschounig, der hier behauptet hat, es gäbe mehrere, die nicht Unterstützung brauchten. Das werden wir den Trachtenvereinen auch sagen. Wir werden ihnen sagen, dass der Herr Lutschounig der Meinung ist, dass sie zu viel Geld haben. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Dem Almenverein!) Das muss man letztendlich auch draußen vertreten. Ich bin schon neugierig, wenn wir das nächste Mal gemeinsam im Bezirk unterwegs sind, Kollege Hueter, wie das dann sein wird. Da bin ich echt neugierig, weil das letzte Mal waren wir gemeinsam bei einem Kranzelsingen, wo der Kollege Lutschounig auch anwesend gewesen ist. Da hat er aber ganz anders gesprochen.

Ich sage hier ganz klar: Wir bekennen uns zur Volkskultur. Es ist ein wichtiger Teil. Und ich bin nicht dafür, dass hier Mittel gekürzt werden, sondern ich bin dafür, dass es hier sogar noch zu einer Mittelverstärkung kommt. Ganz klar und ganz eindeutig! Nachdem ich aber ein Versprechen abgegeben habe, hier nicht zu lang am Rednerpult zu verweilen – wird vielleicht den einen oder anderen durchaus auch freuen; ein Schmunzeln beim Klubobmann der ÖVP, der wahrscheinlich schon ein bisschen auch hungrig ist, zeigt mir, dass ich hier am richtigen Weg liege -, ist doch klar zu sagen, dass wir die Verantwortung, und darum geht es, dass wir von der Koliation, von der Koa … (Der Klubobmann lacht über seinen Versprecher) Wahrscheinlich ist jetzt wirklich schon ein Zungenbrecher hier am Werk. Das heißt, dass wir von der Regierung die Verantwortung für dieses Budget sehr gerne übernehmen. Wir werden auch den Menschen sagen, wer die Verantwortung für viele gute Bereiche, für die Arbeitsplätze und andere Sachen, für zukunftsweisende Investitionen dieses Landes hier getätigt hat. Dagegen zu sein, ist kein Programm, aber natürlich das Vorrecht der Opposition. Danke! (Beifall von der F-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Markut das Wort.)

Ing. Scheuch

Abgeordneter Markut (SPÖ):

Markut

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen im Kärntner Landtag! Viel wurde heute hier an Zahlenwerk präsentiert, über die heraus gezogenen Details zum Teil Kritik geübt – andererseits natürlich auch die Zahlen in diese Richtung gebracht, dass durchaus 1.821 Millionen Euro in Richtung Wirtschaftsbelebung geflossen sind. Weil eines dürfen wir bei diesen Zahlenwerken nie vergessen: dass ein Budget und folglich auch die Jahresrechnung in Zahlen gegossene Politik bedeuten. Und diese Politik, die im abgelaufenen Berichtsjahr, im Jahr 2004, von der neuen Koalition für Kärnten durchgeführt wurde, kann sich sehen lassen, in vielen Bereichen! Wir sind aber ehrlich und offen genug - und wir sollten überhaupt mehr Ehrlichkeit in der Politik auch einfor​dern! ‑, zu sagen, dass wir den Weg, den wir eingeschlagen haben, noch nicht zur Gänze erreicht haben; dass dort und da ausgabenseitig Bescheidenheit durchaus noch zu erwarten ist und dass insgesamt gesehen die Entwicklung der finanziellen Mittel durch den Rückfluss der Bundesertragsanteile, durch die Steuerpolitik des Bundes, weniger Steuermittel nach Kärnten fließen werden und wir ohnehin alle Referenten, alle Abgeordneten und Bereichssprecher aufgefordert und vor die Realität gestellt sind, dort und da überhaupt die Politik und die Budgetpolitik insgesamt zu überdenken!

Man kann sollte es aber auch nicht verschweigen, dass diese 1.821 Millionen Euro in Kärnten viele Arbeitsplätze bedeuten, im Bereich der Bediensteten des Landes Kärnten, der ausgegliederten Rechtsträger, dass die Investitionen Arbeitsplätze bewirken, sie verstärken und schaffen. Das sollte man nicht vergessen!

Es wurde heute auch viel von „Verantwortung“ geredet, von „Handschlagsqualität“ und dergleichen mehr. Ich möchte hier, um die Diskussion nicht unnötig in die Länge zu ziehen, nur zwei Zahlen zitieren. Der Rechnungsabschluss aus dem Jahre 2003 hat mit folgendem Ergebnis abgeschlossen: „Die Neuverschuldung im Jahre 2003 betrug in Bezug auf das regionale Bruttoinlandsprodukt 0,36 % oder 115.967 Euro.“ Hier war die ÖVP sehr wohl beteiligt! Und nicht nur im Jahre 2003, sondern vom Jahre 2000 weg war sie mit beteiligt! Man muss dem schon die Neuverschuldung im Jahre 2004 von 65 Millionen Euro gegenüberstellen. Das ist immerhin eine Reduktion von 50 Millionen Euro oder um ein zehntel Prozent des regionalen Bruttoinlandsproduktes. Und das ist eine wesentliche Verbesserung gegenüber den Budgets der Vorjahre!

Es wurde heute hier oft von der Handschrift der einzelnen Parteien und Fraktionen gesprochen. Ich möchte der ÖVP, die sich heute hier sehr kritisch geäußert hat, vor allem auch über die letzten vier Jahre, schon eines ins Stammbuch schreiben: „Beim Verscherbeln des Familiensilbers, geschätzte Kollegen, ward ihr mit dabei, beim Verkauf der aushaftenden Wohnbauförderungsdarlehen. Eine Milliarde Euro wurde an Landesvermögen in den Jahren 2000 bis 2005 veräußert! Das dürfen wir nicht vergessen! Und dass wir heute beinahe denselben Schuldenstand haben als im Jahre 2000: Hier haben wesentlich euer Referent, euer Agrarreferent und eure Referate mitgewirkt. Und das war ein Referent namens Landesrat Georg Wurmitzer! (Beifall von der SPÖ-Fraktion und von der F-Fraktion)
Wenn es so richtig gewesen wäre, geschätzte Kollegen, dann frage ich mich: Wo ist heute der Herr Wurmitzer, wenn er so erfolgreich war, mit seiner Verteilungsaktion im Jahre 2003?!

Wir haben auch Handschlagqualität bewiesen beim Rechnungsabschluss 2003. Und es war nicht leicht, nahezu eine Zerreißprobe in unserem Landtagsklub, ob wir dem Rechnungsabschluss 2003 die Zustimmung erteilen oder nicht. Wir haben uns dafür entschieden, weil wir uns für das Regieren für die Zukunft entschieden haben, weil wir uns für ein besseres Kärnten entschieden haben. Wir haben die Handschlagqualität bewiesen und haben hier die Versäumnisse – wenn es welche gegeben hat – genauso wie die Erfolge der ÖVP hier mit getragen und mit unterschrieben. Denn in den Zahlen des Jahres 2003 steckt die Politik der ÖVP und der FPÖ. Man kann hier manches kritisieren. Es wird dadurch nicht „richtiger“. Nur muss man eines dazusagen: Man sollte nicht so schnell die Dinge in den Papierkorb werfen. Es zahlt sich aus, manchmal gewisse Sachen länger aufzubewahren.

Insgesamt möchte ich für den Klub der SPÖ und für die Fraktion der Sozialdemokraten sagen: Wir werden der Jahresrechnung 2004 die Zustimmung erteilen, weil der Ansatz zu einer Konsolidierung des Budgets hier erkennbar ist.

Der Schuldenstand wurde um 50 Millionen Euro reduziert und wir haben vor, das Budgetprogramm und das Budget auf dem Budgetpfad den wir vorher gezeichnet haben, von 2004 bis 2009 konsequent zu verfolgen. Und ich lade alle ein, hier mitzutun!

Und wenn die ÖVP uns rät, wir mögen über den Sommer - in der Sommerpause - darüber nachdenken, wie wir eine bessere Budgetpolitik machen können, so möchte ich der ÖVP empfehlen, in der Sommerpause darüber nachzudenken, was sie für Kärntens Wirtschaft und für die Zukunft Kärntens zu tun hat. (Abg. Warmuth: Genau! – Beifall von der F- und SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt als letztem Redner LH-Stv. Dr. Ambrozy das Wort.)
Markut

Zweiter Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Ambrozy (SPÖ):

Dr. Ambrozy

(Die ersten Begrüßungsworte erfolgen ohne Unterstützung des Mikrofons. – Der Vor​sitzende entschuldigt sich für die späte Freigabe.) Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hohes Haus! Ich möchte nicht nur nicht auf die Diskussion eingehen, einige Wortmeldungen haben sich ja selbst gerichtet und es ist für mich ein Vergnügen ge​wesen, der ÖVP zuzuhören. Offensichtlich hat sie alles sich in Erinnerung geholt, was an Kritik an der Periode 2000 bis 2004 von uns gesagt worden ist. Die Ziffern haben das bestätigt. Aber, wenn Sie heute Kritik üben, dann kann ich nur sagen, dann haben Sie damals wider besseres Wissen gehandelt. Das zum Einen.

Zum Zweiten: Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Da wird eine Position – deshalb habe ich mich eigentlich zu Wort gemeldet – so breitgetreten; die Dienst​zettler! Und eigentlich erwarte ich mir auch aufgrund der Ausbildung derjenigen, die das am Rednerpult gesagt haben, dass man sich ein wenig informiert, bevor man das öffentlich plakatiert. Denn es stimmt, dass zum Stichtag 31.12. jene 700 und noch etwas Dienstzettler im Dienst waren. Ich kann Ihnen heute sagen, dass zum Stichtag 1.4. dieses Jahres insgesamt 483 Dienstzettler im Dienst sind. Stichtagregelungen haben an sich, dass sie ein verfälschtes Bild abgeben. Und ich werde Ihnen jetzt auch kurz die Struktur der Dienstzettler im Lande sagen, damit Sie sehen, dass die Dramatik nicht so ist, wie Sie sie hier darstellen und wir auch – das sage ich dazu – bemüht sind, das sukzessive in normale Dienstverhältnisse umzuwandeln. Denn, wenn Sie heute die Dienstrechtsnovelle beschließen, dann wissen Sie ganz genau, dass der dienstrechtliche und auch sozialrechtliche Status zwischen einem Landes​bediensteten und einem Dienstzettler sehr unterschiedlich ist, insbesondere was das Thema „Abfertigung neu“ betrifft. Daher haben wir hier noch eine Aufgabe vor uns.

Aber von den insgesamt 483 Dienstzetteln, die wir im Land haben, entfallen etwa - oder genau – 144 auf sogenannte „Pegelmesser“. Das sind jene, die im Dienste der Abteilung 18 Pegelstände abmessen und eigentlich nur geringfügig Beschäftigte sind, die wir auch gar nicht anstellen können und die Betroffenen auch gar nicht wollen, weil sie eine nur kurzfristige Aufgabe haben. Wir haben 50 Musiklehrer auf Dienst​zettel beschäftigt, um die jeweiligen Notwendigkeiten und Spitzen auszugleichen, Krankenstände auszugleichen, um die mehr als 12.000 Musikschülerinnen und Musikschüler in Kärnten ordnungsgemäß mit Unterricht zu versorgen.

Wir haben im Bereich der Dienstzettel 49 externe Vortragende an der Krankenpflege​schule und an den Akademien, die alle nur im Wege des Dienstzettels beschäftigt sind, nebenbeschäftigt sind, weil sie bestimmte Fachbereiche unterrichten, die das notwendig machen. Das heißt, wenn man das jetzt herunterbricht von den derzeit 483 im Dienststand befindlichen auf die tatsächlichen Dienstzettler, die in den Abtei​lungen oder Bezirkshauptmannschaften tätig sind, dann kommen wir auf eine Zahl von 189, wobei ich Ihnen auch noch sagen will, dass von den insgesamt 483 Dienst​zettlern 224 geringfügig Beschäftigte sind. Das sind zum Teil auch Personen die als Aushilfsreinigungskräfte angestellt werden. (Abg. Ing. Scheuch: Die Frau Lesjak will alle außeschmeißn!) Auch das ist etwa ein Grund, warum wir zu bestimmten Stichta​gen Spitzen haben; das war am 31.12. offensichtlich der Fall, weil wir in vielen Be​reichen Aushilfskräfte aufgrund von Krankenständen, Urlauben und alles mögliche, anstellen müssen.

Das heißt also, ich glaube, man sollte das Bild nicht so dramatisch zeichnen. Wir haben de facto einen Überhang an Beschäftigten durch Dienstzettel korrekt von rund 289 und es wird Aufgabe auch der Personalpolitik der nächsten Zeit sein, sukzessive abzubauen oder – was auch wichtig ist – ein Bekenntnis abzugeben, dass wir eben zur Bewältigung der Aufgaben mit dem jetzigen Stellenplan nicht zu Rande kommen. Das ist hier auch eine Erkenntnis aufgrund der Zunahme der Aufgaben der Verwal​tung trotz Verwaltungsreform.

Und vielleicht noch einen Punkt, den ich sagen möchte, weil es hier von der Kollegin Lesjak gesagt wurde. Grundsätzlich werden Dienstzettel zu Lasten des jeweiligen Sachaufwandes oder materiellen Budgets verrechnet. Das heißt, wenn wir im Sozial​bereich zur Bewältigung bestimmter Aufgaben Dienstzettel brauchen, dann geht das zu Lasten des Sozialbudgets. Etwa bei Projektabwicklungen oder Projekten, die kurz​fristig ausgestellt werden. Und das ist an und für sich – würde ich sagen – die Syste​matik hinter den Dienstzetteln und sie werden auch dort, wo sie nicht dem Sachbud​get zugerechnet werden, auf einer eigenen Budgetpost im Rahmen der Landesamts​direktion verrechnet, sodass sie auch transparent von den jeweiligen Summen her zu sehen sind. Das würde ich meinen, sollte man hier sagen vor der Öffentlichkeit, da​mit nicht der Eindruck entsteht, dass da eine gewaltige Aufpauschung von Personal da ist, sondern hier ist eine kontinuierliche Entwicklung nach unten die wir auch weiter präzise verfolgen werden, auch im Interesse der betroffenen Dienstnehmer. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)

Dr. Ambrozy

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Damit ist die Generaldebatte … es gibt keine weitere Wortmeldung. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort zum Tagesordnungspunkt 1. – Ich erteile Klubobmann Mag. Grilc das Wort für das Schlusswort!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident, ich mache vom Schlusswort insoferne Gebrauch, als ich richtigstellen möchte: Die ÖVP hat dem Rechnungsabschluss 2003 nicht zugestimmt! – Das nur zur Klarstellung. Im Übrigen beantrage ich das Eingehen in die Spezialdebatte!

Mag. Grilc

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Das Eingehen in die Spezialdebatte ist beantragt. Wer damit einverstanden ist, bitte ich um ein Handzeichen! – Das ist mit überwältigender Mehrheit so beschlossen. – Ich bitte, zu berichten!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Der Landtag wolle beschließen:

Der Bericht des Landesrechnungshofes vom 23. Juni 2005, Zahl: LRH 74/B/2005, über das Ergebnis der Überprüfung des Rechnungsabschlusses des Landes Kärnten für das Jahr 2004, wird zur Kenntnis genommen.

Ich ersuche um Annahme.

(Der Bericht wird einstimmig beschlossen.)

Mag. Grilc

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Damit haben wir den Tagesordnungspunkt 1 erledigt. Wir kommen nun zum Tages​ordnungspunkt 1a zurück und ich erteile dem Berichterstatter das Schlusswort!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Gritsch (F):

Gritsch

Ich verzichte auf das Schlusswort und beantrage das Eingehen in die Spezialde​batte.

(Der Antrag auf Eingehen in die Spezialdebatte wird mit den Stimmen von F-, SPÖ-Fraktion und von Herrn Abgeordneten Schwager beschlossen.)
Der Rechnungsabschluss des Landes Kärnten für das Haushaltsjahr 2004 wird ge​mäß Artikel 62 der Kärntner Landesverfassung, LGBl.Nr. 85/1996, genehmigt.

Ich beantrage die Annahme.

(Dieser Antrag wird mit den Stimmen von F-, SPÖ-Fraktion und mit der Stimme von Abgeordneten Schwager beschlossen.)

Gritsch

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Damit haben wir den Tagesordnungspunkt 1a beendet und ich werde mir erlauben, jetzt die Sitzung bis zur Mittagspause bis 15.00 Uhr zu unterbrechen und ich bitte den Kollegen Präsidenten Ferlitsch dann des Amtes zu walten. Irgendjemand hat telefoniert? – ich möchte ersuchen, 10,-- Euro in die Kasse abzuliefern, damit unsere Aktionen auch mit Finanzmittel ausgestattet sind. Ich wünsche Guten Appetit!

(Unterbrechung der Sitzung von 13.41 Uhr bis 15.02 Uhr.)
Dipl.-Ing. Freunschlag

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Hohes Haus! Wir setzen die Sitzung fort und kommen nun zu den Dringlichkeitsanträgen. Ich ersuche den Schriftführer um die Verlesung des ersten Antrages! 

Mitteilung des Einlaufes

Ferlitsch

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

A. Dringlichkeitsanträge:


1.
Ldtgs.Zl. 13-7/29:

Dringlichkeitsantrag des Freiheitlichen Landtagsklubs betreffend Referatseinteilung in der Landesregierung

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, eine Verordnung über die Änderung der Referatseinteilung der Kärntner Landesregierung in der Form zu beschließen, dass die Angelegenheiten der Förderung und Erhaltung des ländlichen Wegenetzes vom derzeit zuständigen Referenten auf ein anderes Mitglied der Landesregierung aufgeteilt wird.

(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Ing. Scheuch zur Begründung der Dringlichkeit das Wort.)

Mag. Weiß

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hoher Landtag! Herr Präsident! Der ländliche Raum – und hier spreche ich sicherlich für alle politisch Tätigen in Kärnten und auch für alle politischen Parteien – liegt uns am Herzen. Es ist eine der wichtigsten Zukunftsmaßnahmen, diesen ländlichen Raum zu sichern und vor allem die Menschen, die in diesem ländlichen Raum leben, mit der nötigen Infrastruktur auszustatten.

Wenn ich von Infrastruktur im ländlichen Raum rede, dann meine ich natürlich auch als eine der wichtigsten Maßnahmen das ländliche Wegenetz. Die Regierung hat sich dazu bekannt, 2005 elf Millionen Euro, davon drei Millionen aus dem Regionalfonds, für dieses ländliche Wegenetz zu budgetieren. Fakt ist leider – das muss man hier traurigerweise feststellen -, dass allein im Jahr 2004 von diesen sage und schreibe doch ordentlichen Finanzpaketen für den ländlichen Raum eben 4,2 Millionen nicht verbaut wurden. Ganz im Gegenteil! 1,6 Millionen Schilling wurden umgewandelt für agrarische Operationen, meine sehr geehrten Damen und Herren, damit der Herr Landesrat Martinz, den ich hier schlichtweg für dieses wichtige Referat als Fehlbesetzung bezeichnen möchte, Wahlversprechen der ÖVP erfüllen kann und sich nicht dem wichtigen Thema, nämlich das ländliche Wegenetz auszubauen, widmet.

Fakt ist auch, dass Landesrat Martinz damit in einer guten Tradition der ÖVP steht. Es war schon zu Zeiten des Herrn Wurmitzer so, dass es nicht wichtig gewesen ist, ob ein ländliches Wegenetzprojekt in der Prioritätenliste vorne gewesen ist, sondern besonders wichtig war, dass man die Nummer von Sekretär des Herrn Wurmitzer gemacht hat. Viele, viele Projektbetreiber wurden vertröstet. Man hat immer gesagt: „Sie sind an der Stelle 3. Nächstes Jahr kommt das. – Sie sind an der Stelle 4. Übernächstes Jahr kommt das.“ Dann sind fünf Jahre in das Land gegangen, und dann war man immer noch an der Stelle 4. Andere Projekte wurden realisiert. Jetzt ist mir schon klar, dass natürlich auch die Mitwirkung der Gemeinden hier eine Rolle spielt, dass andere Komponenten hier auch zum Tragen kommen. Aber Fakt ist, dass dieses System, wie es hier herrscht, weder transparent ist noch eine ordentliche Prioritätenliste hat, die Reihungen nicht erkennbar sind und letztendlich hier einfach eine gewisse Freunderlwirtschaft sich eingeschlichen hat. Das kann nicht im Interesse der Kärntnerinnen und Kärntner liegen und schon gar nicht der ländlichen Bevölkerung liegen.

Das heißt wir sind immer lösungsorientiert. Und die Lösung wäre hier, diese Gelder und die Zuständigkeit einfach in den Regionalfonds zu übergeben, um letztendlich den Presseaussendungen des Herrn Landesrates, wo er meint, man bestrafe die Bevölkerung, entgegen zu wirken. Wir werden die Bevölkerung mit dieser Maßnahme nicht bestrafen, sondern belohnen, weil endlich ihre wichtigen Projekte abgearbeitet werden. Bestraft werden nur Leute, die letztendlich hier nichts weiter bringen. Wir können es uns einfach nicht leisten – und da kann man auch nicht mehr zuschauen -, wenn hier nichts weiter geht.

Letztendlich ist auch wieder eine gewisse Doppelbödigkeit, wie heute schon einmal erwähnt, auch zu erkennen. (Vorsitzender: Die Redezeit beträgt noch eine Minute, bitte!) Danke, Herr Präsident! Ich werde mich natürlich dran halten. Auch hier gibt es eine gewisse Doppelbödigkeit, weil wenn man für den ländlichen Raum sich einsetzt und dann nicht handelt, hat das ja teilweise beim Herrn Landesrat Methode. Ich nenne nur die „Landesausstellung Gmünd“. Hier fordert er auch, dass mehr Geld für „Kärnten Wasser reich“ zur Verfügung gestellt wird. Seinen bescheidenen Anteil hat er bis zum heutigen Tag nicht zur Überweisung gebracht. Das wird man auch den Oberkärntnern und Oberkärntnerinnen hier sagen müssen. Ähnliches bei den Förderungsrichtlinien der Landwirtschaft. Hier haben wir ausgemacht, dass es Parteienverhandlungen gibt. Was hat der Herr Martinz getan? – Seinen Handschlag wieder nicht gehalten, ist wiederum in den Förderungsbeirat gegangen und hat uns dann wieder mit einem Beschluss konfrontiert, wo das ländliche Wegenetz mehrmals vorkommt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, und jetzt schließe ich wirklich, sagen Sie es doch ehrlich: Der Herr Landesrat Martinz hat kein Herz für die ländliche Bevölkerung und für die Bauern. Deswegen werden wir das machen, dann braucht er sich nicht mehr darum zu kümmern und kann seine Zeit, schon wie bisher, (Vorsitzender: Die Redezeit ist abgelaufen!) mit Jammern letztendlich verbringen! Danke vielmals! (Beifall von der F-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Mag. Grilc das Wort.)

Ing. Scheuch

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Noch nie war die Begründung für einen Dringlichkeitsantrag so fadenscheinig und sachlich falsch wie die eben vorgenommene! Ich weise zunächst einmal zwei Dinge energisch zurück: den Begriff der „Freunderlwirtschaft“, den hat es im Agrarreferat nie gegeben (Abg. Ing. Scheuch: Nachweislich!) und auch schon überhaupt nicht unter dem Landesrat Martinz. Das Zweite, er hätte „… kein Herz für den ländliche Raum“, das ist eine Wertung, die so negativ ist, dass sie sich selbst disqualifiziert.

Tatsache ist – und Sie können darüber diskutieren, wie immer Sie wollen -, dass in Wahrheit der Landeshauptmann unfähig ist, auch nur die leiseste Kritik an seiner Person zu ertragen. Und Sie folgen ihm mit diesem Antrag in seiner Befindlichkeit. Es ist eine Vorgangsweise, die wir von der ÖVP energisch zurückweisen! Es ist eine politische Bestrafungsaktion und ein Willkürakt, wie er in den letzten Jahrzehnten noch nie in diesem Hohen Hause stattgefunden hat! (2. LHStv. Dr. Ambrozy: Stimmt nicht!) Vielleicht ward ihr an welchen beteiligt? Das kann schon sein – aber wir, als ÖVP, jedenfalls nicht. Wir weisen das energisch zurück und werden auch in der weiteren Diskussion inhaltlich klarstellen, wie sehr die kolportierten Ziffern und die Vorgangsweisen falsch sind.

Ich sage noch einmal: Hier geht es darum, einen Referenten „abzumontieren“. Die Vorgangsweise, wie wir sie heute am ganzen Vormittag schon erleben, von den Ausschüssen beginnend über verschiedene andere Bereiche, ist einfach jene, dass die Koalition, offenbar um Festigkeit zu zeigen, über die Opposition drüberfährt. Wir lehnen das ab! (Beifall von der ÖVP-Fraktion)

Mag. Grilc

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Es liegt mir zur Dringlichkeit keine Wortmeldung mehr vor. Wir kommen zur Abstimmung über die Dringlichkeit. Es ist Zweidrittelmehrheit erforderlich. Wer dem zustimmt: Bitte um ein Handzeichen! – Das ist die erforderliche Zweidrittelmehrheit.

Wir kommen damit zur Behandlung der Materie. Als Erster zur Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Franz Schwager. Ich darf dir das Wort erteilen!

Ferlitsch

Abgeordneter Schwager (FPÖ):

Schwager

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Ich werde diesem Dringlichkeitsantrag meiner ehemaligen Kollegen keine Zustimmung geben. Ich habe auch der Dringlichkeit nicht zugestimmt, aus folgenden Gründen: Einmal erstens, in der Begründung hinten steht, dass die Referatseinteilung auf andere Regierungsmitglieder aufzuteilen sei. Das wissen wir alle hier in diesem Haus, wie das dann ausschaut, weil dann geht wahrscheinlich überhaupt nichts mehr weiter. Deshalb ist das schon einmal aus diesem Grund abzulehnen. Wenn nicht definitiv ein Regierungsmitglied für etwas verantwortlich ist, sondern teile das auf mehrere Regierungsmitglieder auf, dann wissen wir eh schon, wie das funktioniert. Das ist das eine.

Das andere möchte ich auch dem Freiheitlichen Landtagsklub nahe bringen. Das ist uns ja selber auch schon passiert und nicht nur einmal. Die Älteren unter uns hier im Hause wissen, wie das geht. 1984 hat Dr. Haider das erste Mal eine Landtagswahl gewonnen und einen Sitz von der ÖVP. Dann hat man als Strafsanktion - er war damals vorher der Referent für Gewerbe und Tourismus - ihm das weg genommen und ihm, als Strafe, den Straßenbau gegeben, in der irrigen Meinung, damit könnte man seine Karriere aufhalten. Wie es ausgegangen ist, wissen wir auch alle.

Das zweite Mal hat man ihn mit Mehrheitsbeschluss (1991) abgesetzt. Wir sollten nicht die Zeitung um 21 Jahre zurückschalten und auch nicht die Zeit um 14 Jahre zurückschalten. Das ist das eine, weil ob jemand, der ein Referat hat – und das steht der ÖVP zu – gute oder schlechte Arbeit leistet, das entscheidet bei der nächsten Wahl der Wähler. Ich bin der Meinung, die Kontinuität, (Abg. Ing. Scheuch: Es geht um das Vorgehen gegen die Leute!) die Kontinuität soll in der Landesregierung gewahrt werden, weil mit ständigen Referatsabtauschen nichts getan ist! (Abg. Ing. Scheuch: Die Kontinuität des Nichtstuns!) Das ist deine Meinung. Du hast sie eh da dargetan. Noch dazu hast du das, Herr Klubobmann, hier wortwörtlich gesagt, dass das eine Bestrafung sein sollte. Das hat jeder gehört und wird auch im Protokoll nachzulesen. (Beifall von der ÖVP-Fraktion) Ich meine, mit solchen Strafsanktionen will ich ganz sicher nichts zu tun haben! (Abg. Ing. Hueter: Bravo! Super! - Beifall von der ÖVP-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Lutschounig das Wort.)

Schwager

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Meine geschätzten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Präsident! Erstens möchte ich klarstellen: Am Vormittag hat der Herr Kollege Abgeordneter Scheuch gemeint, dass ich im Oberland war und dort etwas anderes gesagt hätte, als ich hier gesagt hätte. Das stimmt nämlich überhaupt nicht! Ich war in Oberkärnten, das stimmt – aber ich war dort nur als Sänger und habe dort nur gesungen und kein Wort geredet. Überhaupt nichts! (Zwischenruf des Abg. Ing. Scheuch) Ich war als Botschafter der Kärntner Kultur dort, lieber Kollege! (Heiterkeit und Lärm im Hause) Gesagt habe ich nichts! Vielleicht hast du etwas gehört? Vielleicht habe ich so schön harmonisch gesungen, dass dir das irgendwie ins Herz gegangen ist. Das mag durchaus sein! Aber zu Wort gekommen sind andere dort – ich jedenfalls nicht! (Abg. Ing. Scheuch: Deine Vergesslichkeit ist ungeheuerlich. Ich habe mit ihm geredet! – Lärm im Hause.) Soviel vielleicht einmal dazu. Ja, mit dir habe ich geredet, aber (Vorsitzender: Am Wort ist Herr Abgeordneter Lutschounig, und die Redezeit beträgt nur fünf Minuten! Bitte!) Meine geschätzten Damen und Herren! Nein, jetzt sind 20 Minuten. (Lärm und Zwischenruf im Hause) Fünf? Okay! Gut!

Meine geschätzten Damen und Herren! Da geht es, glaube ich, wirklich nicht darum, dass man einem Referenten etwas wegnimmt und dass man sagt, man will mehr Einfluss irgendwo haben, sondern da geht es Grundsätze einer politischen Hygiene, einer politischen Kultur.

Und ich glaube, meine Damen und Herren, was heute hier offenbar die Koalition macht, das ist etwas, was tatsächlich an den Grundrechten der Demokratie rüttelt. Und das macht mich so bedenklich, weil wenn man etwas, oder ein Referent dann aufsteht der irgendwo seine kritischen Äußerungen macht, weil er einfach mit dem vorhandenen Budget nicht die gesamten Projekte umsetzen kann, und wenn er dann auch kritisch in die Medien geht und man ihm dann sofort das Referat entzieht, das ist die typischste Methode, alle mundtot zu machen. Einen jungen Abgeordneten lie​fert man aus, den schickt man sofort einen Prozess an den Hals. (Abg. Ing. Scheuch: Der Arme!) Den Referenten nimmt man das „Ding“ weg! Ja, wenn das eure Auffas​sung von Demokrativerständnis ist, dann Gute Nacht Demokratie! (Mehrere Einwän​de aus der F-Fraktion. – Unaufmerksamkeit und Lärm im Hause.) Dann habe ich wirklich große Sorgen, meine Damen und Herren, um die Zukunft dieses Landes. Da geht’s nicht darum, ob jetzt ein paar Millionen Schilling der Herr Martinz zu verwalten hat oder in der Zukunft vielleicht der Herr Rohr, oder wer auch immer, sondern es geht darum, dass man wirklich an den Grundwerten rüttelt. Und das ist das, was uns so bedenklich stimmt!

Und ich glaube, das ist in diesem Hohen Haus wirklich ein ernster – heute ist ja schon einmal davon gesprochen worden – dass es ein historischer Tag ist. Es ist wirklich ein historischer Tag, wenn man an den Grundwerten der Demokratie rüttelt. Und es kann nicht sein, dass speziell auch der Herr Landeshauptmann in seinen Schreiben was er hinausgibt anführt, dass der Herr Martinz mit dem Geld nicht um​gehen kann, dass er das Geld nicht verbraucht. Natürlich sind vom Programm neue Straßensanierungen gemacht worden, - das stimmt ja - und das andere Geld ist so spät gekommen, dass er das – wie gesagt, das habe ich heute schon einmal gesagt – im Herbst aufgrund der Witterungsverhältnisse nicht mehr umsetzen konnte. Kol​lege Scheuch, wenn Sie das nicht einsehen wollen! Aber, dass jemand, der tat​sächlich das Geld verschleudert, die Seebühne versenkt mit den Steuergeldern, der einen Flieger kauft, weil er irgendeinem offenbar in der Schuldigkeit ist und einen Be​trieb der insolvent ist, dann noch ein öffentliches Geld in Form von Steuergeldern zu​schießt und der dann dem Herrn Landesrat Martinz vorwirft, er ist säumig in seinem Referat. Uns und der ÖVP und dem Landesrat Martinz sind der ländliche Raum ein Anliegen, meine geschätzten Damen und Herren! Und das zeigt er; geben Sie ihm mehr Geld, dann kann er diese Dinge auch im Regionalfonds umsetzen. (Abg. Ing. Scheuch: Er hat ja nicht einmal das verbraucht! – Mehrere Zwischenrufe aus der F-Fraktion. – Unruhe im Hause) Ja, Sie können ja dran zeigen, wenn der neue Refe​rent oder die neue Referentin - wer immer das übernehmen wird - mit dem gleichen Geld, das ihm zur Verfügung steht, das machen wird können, dann werde ich vor euch den Hut ziehen und werde sagen: (Abg. Ing. Scheuch: Jawohl! – Beifall von der F-Fraktion.) Jawohl, das ist in Ordnung, das ist okay! Aber mit den vorhandenen Mitteln und mit den zugesprochenen Projekten geht das einfach nicht! Wir haben hunderte Projekte da um 300,--/400,-- Millionen Euro und wir haben dann jährlich vielleicht maximal 10 Millionen Euro zur Verfügung. Wie das gehen soll, das weiß ich nicht. Das Wunder der Geldvermehrung gibt es auch im Budget nicht.

Und meine Damen und Herren! Wir sind Realisten genug, dass wir (Der Vorsitzende: Die Redezeit beträgt noch 1 Minute!) viele Umsetzungen haben, viele Projekte die tatsächlich umgesetzt werden müssen im ländlichen Raum. Aber der Kollege Martinz ist wirklich einer, den der ländliche Raum nicht nur bei den Sonntagsreden ein Anlie​gen ist, sondern der immer wieder versucht, diesen ländlichen Raum zu stärken und ihn nicht auszuhöhlen. Was Sie hier machen, können Sie ruhig machen, diese Be​strafungsaktion gegenüber unserem Referenten. Dass wir nicht mitgehen ist eh ganz klar, aber ich glaube, dass auch der Wähler und die Öffentlichkeit das jedenfalls nicht goutieren wird. (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Ing. Hueter das Wort.)
Lutschounig

Abgeordneter Ing. Hueter (ÖVP):

Ing. Hueter

Herr Präsident! Hoher Landtag! Geschätzte Damen und Herren! In Oberkärnten ist eigentlich alles in Ordnung, - da darf ich dich beruhigen (Angesprochen ist Abg. Ing. Scheuch.) – aber im Mölltal scheint einiges ein bisschen falsch zu laufen. Das ist richtig, was der Robert gesagt hat. Der Robert Lutschounig war oben, war anwesend, aber gesagt hat er gar nichts! (Abg. Ing. Scheuch: Er hat mit mir geredet!) Er wird sicherlich Servus gesagt haben. Das ist der Anstand, das täte ich auch. (Heiterkeit in der F-Fraktion.) Das tue ich auch immer, ist ja logisch! Nur, die Diskussion, die jetzt hier geführt wird; also, wenn wir im Land Kärnten keine anderen Themen und keine anderen Sorgen mehr haben, dann Gute Nacht Mölltal! (Abg. Trettenbrein: Wohl, das ländliche Wegenetz liegt uns am Herzen!) Gute Nacht Mölltal, wenn du sonst nichts mehr hast als wie so was, eine Bestrafungsaktion für einen Referenten, wo wirklich nachweislich, bitte, die Wahrheit … Weißt du, beim ländlichen Wegenetz, das kannst mir glauben, da kenne ich mich ein bisschen aus, und da wird mit Zahlen jongliert von 11,2 und weiß ich was noch alles. (Zwischenruf aus der F-Fraktion.) Ja, das wird alles durchaus sein.

Ich weiß halt eines, und das ist der Punkt über den ich – ehrlich gesagt – fast ein bis​schen erschüttert bin. Wir diskutieren heute über Dinge – und am Vormittag haben wir das eigentlich sehr gut bei der ganzen Diskussion gehört – wie das Geld heute verteilt wird, wie sehr sorglos – das muss ich wirklich sagen – mit Millionen jongliert wird. Wo eine Seebühne, wo halt ein Flieger gekauft wird, wo Dinge verschoben werden nach links, nach rechts; es kennt sich kein Mensch aus. Und dann kommen genau die Leute da heraus und nennen andere Nasenbohrer. Ich werde Ihnen ein​mal sagen: Bei uns in der Gemeinde Berg habe ich einen ehemaligen politisch Gleichgesinnten, der deiner Fraktion angehörte, ich glaube – er ist jetzt schon ge​storben – der wäre jetzt noch bei der FPÖ. Und weißt, was der mir gesagt hat? Das war ein ganz ein angesehener Mensch, ein Förster. Der hat gesagt: „Wer anderen in der Nase bohrt, - hörens genau zu – ist selbst ein, mit „S“ fängts an; das lasse ich deiner Fantasie über, gelt!: (Abg. Ing. Scheuch: Herr Präsident!) Nix, Herr Präsident! Und das trifft genau bei dir zu. Du tust bei allen anderen so maßregeln, tuast genau so was aufstellen und selber fehlst zwei Kilometer. Und das macht mir Sorge, dass hier auch die Sozialdemokratie da mitgeht, weil ich glaube, das ist eine reine Bestra​fungsaktion für einen Menschen, der einfach (Abg. Ing. Scheuch: Setzen „nicht ge​nügend“!) mit den zur Verfügung stehenden Mitteln versucht, das Maximale zu tun. Ja, geben Sie mehr Geld! – ist ja ganz einfach! Gib´ ihm mehr Geld! Gebts ihn als Finanzreferent das Dreifache. Du wirst sehen, wir verbrauchen jeden Euro (Abg. Ing. Scheuch: Setzen! Setzen!) und nicht weniger, sondern mehr würden wir gerne tun! Nur, so zu zeigen; - das ist zu wenig Kurt! Du musst auch einmal anfangen zu lernen, das was du verheißen hast, einzuhalten. Du mit deinem Vorgänger als Finanzreferent haben bei uns soviel verheißen - da kann ich eine ganze Lawine aufzählen - und hats nicht eingehalten. Und dann gehst du heraus zum Rednerpult und fängst an, groß zu reden. Ich würde einmal selbst in mich kehren und dann tust bei den Ande​ren Nase bohren. Das was ich dir früher gesagt habe, das trifft bei dir ganz genau zu.

Und jetzt geht’s mir um Eines noch, was mich eigentlich schon ein bisschen sehr – wie soll ich sagen – nachdenklich stimmt. Dass wir heute da über etwas, über einen Referatswechsel diskutieren, nur weil sich einer getraut hat das aufzuzeigen, sowie es im Koalitionsübereinkommen drin steht. Und da steht eben drin, dass im Jahr 2006 3,2 Millionen Euro fürs ländliche Wegenetz vorgesehen werden. Also, wenn das nicht mehr erlaubt ist zu sagen, dann mache ich mir wirklich über die Zukunft im Landtag große Sorgen! (Abg. Ing. Scheuch: Ich mache mir keine Sorgen, weil du Gott sei Dank nichts zu sagen hast!) Das heißt, einer der kritisch ist, wird bestraft, wird gelehrmeistert und darf dann noch das tun, was du ihm oder irgendeiner von eurer Seite so quasi erlaubt, was er tun darf. Ja, bittschön, so kanns ja nicht sein! Wenn wir heute groß von Demokratie reden, dann müssen wir bittschön die Grund​werte der Demokratie einhalten! Und die heißen halt einmal, dass auch Kritik, die an​gebracht ist, bittschön auch erlaubt sein muss! Und das tät ich bitten, dass wenig​stens die SPÖ – weil, die anderen machen mir ein bisschen Sorgen – das einmal überlegen würde und diesem Antrag bitte nicht die Zustimmung erteilt. Danke schön! (Beifall von der ÖVP-Fraktion und den Grünen.)
Ing. Hueter

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Bevor ich dem nächsten Redner das Wort erteile, ersuche ich die Damen und Herren Abgeordneten, bei der Wortwahl so vorzugehen, dass das Hohe Haus in der Würde nicht irgendwo gekränkt wird. – Äls Nächster zu Wort gemeldet ist der Herr Abgeord​nete Zellot! – Ich darf dir das Wort erteilen!

Ferlitsch

Abgeordneter Zellot (F):

Zellot

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine geschätzten Damen und Herren! Ich werde viel​leicht ein bisschen in meiner Rede auf die Sachebene eingehen. Und wir haben ja heute im Rahmen des Kärntner Zukunftsfonds und auch im Rahmen des Jahresab​schlusses und der Budgets der vergangenen Jahre auch, über die vielen verschiede​nen Aktivitäten gesprochen. Und eines kann ich nicht verstehen, dass man hier – vor allem von der ÖVP-Fraktion, die sich sehr stark für den ländlichen Raum einsetzt – gegen den Heimatherbst ist, der ja nicht nur im städtischen Bereich sondern auch hier im ländlichen Bereich stattfindet, auf Almen und so weiter, um die Volkskultur dort voranzutreiben, um natürlich ihr Referat auch aufzuwerten, mit der sie auch in der Werbung die Belebung der Almen natürlich durchgeführt werden.

Und ich glaube, dieser Dringlichkeitsantrag ‑ be​zogen auf diesen Konflikt mit diesem Referat - zieht sich natürlich nicht nur auf die Politik, sondern auf den Menschen in diesem Land zurück, meine geschätzten Damen und Herren! Weil die Menschen in diesem Land jetzt langsam schon gewöhnt sind, dass gewisse Dinge aufgrund der neuen Regierungszusammensetzung etwas rascher durchgezogen werden. Und jetzt stoßen sie natürlich auf einen Punkt mit dem ländlichen Wegenetz; und das kann mir keiner sagen - was Sie ja selbst anführen - dass 1.350 Anträge wahrscheinlich erst von diesem Jahr zusammengekommen sind. Das sind natürlich sehr, sehr viele Alt​lasten (Abg Lutschounig: Eben! Eben!) und sehr, sehr viele frustrierte Anrainer, die in einer langen Warteliste arbeiten. Meine geschätzten Damen und Herren! Ich bin wirk​lich einer jener, der sich viele Beschwerden vor allem vom ländlichen Raum ansieht und es geht immer um Wege, die natürlich schon lange warten. Ich weiß, es gibt dort irgendwo auch Probleme, die auch rechtliche Probleme sind, aber es sind einige dabei, die auch natürlich zu unrecht zu lange warten. Und vielleicht darf man hier auch ein paar Zahlen nennen über die 2. Sitzung des Kärntner Regionalfonds, der hier die Übersicht über diesen Förderungsbedarf gibt. Und hier sehen Sie: Für 2005 – ich zähle ich einmal das Jahr 2005 auf – Gemeindestraßen 957.000,-- Euro, dann überregionale Radwege, die natürlich auch eine Belebung des ländlichen Raumes sind 607.000,-- Euro. Dann Ortsdurchfahrten - ist auch eine Belebung und eine Aus​stattung, Besserstellung des ländlichen Raumes: 614.600,-- Euro. Im Straßenbau beim Kanal – weil er ja auch im ländlichen Raum gebraucht wird – über 1 Million Euro!

Und jetzt kommen wir zum Punkt. Und beim Punkt 2 des Programmes für das länd​liche Wegenetz stehen 7.000,-- Euro. Meine geschätzten Damen und Herren! Über 2006 und 2007 steht ja gar nichts dabei! Steht ja gar nichts dabei, weil (Abg. Lut​schounig: Eben! Eben! Danke vielmals!) hier natürlich kein Anforderungsprofil ist. Und das zeigt natürlich … (Abg. Lutschounig gibt dazu Beifall.) das zeigt natürlich, dass hier in diesem ländlichen Wegebau keine Initiative ist. Und ich muss schon meinen Klubobmann Scheuch unterstützen, dass es bis heute leider noch nicht ge​lungen ist, zweimal den Landwirtschaftsförderungsbeirat anzulaufen und noch immer nicht draufkommt, dass man endlich einmal eine Trennung macht: Was ist die land​wirtschaftliche Förderung und wo ist der Punkt für das landwirtschaftliche Wegenetz? Bitte, es gibt ja heute kein Programm für die Landwirtschaft, wo man sagt: Wo gibt es die neuen Richtlinien für die Förderung der Landwirtschaft? (Der Vorsitzende: Die Redezeit beträgt noch 1 Minute!) Und das ist bis heute noch nicht geschehen! – Herr Präsident ich komme gleich zum Schluss – und ich glaube, das ist ein wesentlicher Punkt. Und das zeigt ja auch, dass der Herr Landeshauptmann hier nicht nervös geworden ist. Der Herr Landeshauptmann macht sich Sorgen um die Bevölkerung im ländlichen Raum und hat diesen Brief an Bäuerinnen und Bauern und Anrainer hinausgegeben. Und was ist eigentlich daraus geworden: Dass sich sehr sehr viele gemeldet haben und bestätigt haben, dass sie in der letzten Zeit natürlich auch benachteiligt worden sind. Das sind natürlich Altlasten, die sich immer ange​häuft haben, und die kann man hier natürlich vom Rednerpult mit einem rethorischen Untergriff nicht erledigen. Hier muss man Taten setzen! Und deswegen ist dieser Dringlichkeitsantrag, meine geschätzten Damen und Herren! (Beifall von der F-Frak​tion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort.)
Zellot

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Ich würde die Sache in zwei Ebenen tei​len. Das Eine ist die inhaltliche Ebene, - das sollte man sich irgendwie anders aus​machen können. Das Andere ist die Ebene des Prozederes. Da geht man heute sicherlich einen Schritt zu weit, dafür sind die Grünen sicherlich nicht zu haben. Beim Franz Schwager sieht mans erfrischend wie man entscheiden kann, wenn man nach reinem Gewissen entscheiden kann. Weiter so! – und wir sind natürlich nicht dabei! (Beifall von der ÖVP-Fraktion und Abg. Mag. Lesjak.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Tauschitz das Wort.)
Holub

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Zuhörer und Zuhö​rerinnen! Liebe Damen und Herren von der Koalition! Dieser Akt, dieser Dringlich​keitsantrag, ist eine demokratiepolitische Bankrotterklärung für dieses Haus, ist eine demokratiepolitische Bankrotterklärung für die politische Kultur in diesem Land, ge​gen die wir uns entschieden, entschiedenst wehren wollen! Einen kurzen Rückblick auf meinen Vorredner, weil er gesagt hat, die ÖVP müsste zweimal in den landwirt​schaft​lichen Förderungsbeirat. Wir waren zweimal dort! Wir haben zweimal einstim​mige Beschlüsse erhalten, aber die Regierung hat es abgelehnt! Die Regierungskoa​lition hats abgelehnt und deshalb geht nichts weiter, und nicht, weil wir im landwirt​schaftlichen Förderungsbeirat irgendetwas nicht einbringen!

Dieser Dringlichkeitsantrag ist eine Strafexpedition gegen den letzten aufrechten und ehrlichen Politiker mit Rückgrat in dieser Landesregierung, der sich auch getraut, Missstände aufzudecken und die Wahrheit zu sagen. Aber offenbar hat diese Koa​lition aus BZÖ und SPÖ von Anfang an einen Vernichtungsfeldzug gegen die ÖVP vorgehabt. Sei es, dass wir zu Beginn schon im EU-Referat beschnitten wurden, die Parteienförderung gekürzt wurde, der Regionalfonds eingerichtet, wegen dem sie jetzt auch noch das Wegenetz – einfach so – mit einer Mehrheit, einer 80%-igen Re​gierungsmehrheit, Koalitionsmehrheit, auch hier im Landtag wegnehmen. Aber offen​bar, und das ist der BZÖ-Fraktion ins Stammbuch geschrieben, hat die BZÖ verges​sen, mit wem sie auf Bundesebene in Koalition sitzt und wer auf Bundesebene dafür sorgt, dass sie in den hohen Positionen und die fetten Einkommen haben. (Zwi​schenruf von Abg. Markut.) Das dürfen Sie nicht vergessen, weil da haben wir auch noch ein kleines Stück mitzureden.

Die BZÖ soll sich gut überlegen, was sie diesbezüglich unternimmt! (Lärm in der F-Fraktion) Aber Sie werden schon sehen (Abg. Dipl.-Ing. Gallo lacht.) – auch Sie, Herr Kollege Gallo, sollten sich das überlegen! Vertrauen Sie mir. Aber Sie werden schon sehen, wie jene bürgerlichen Wähler reagieren werden, die bei der letzten Landtagswahl die FPÖ gewählt haben, weil sie bürgerlich sind! Wenn die FPÖ und die jetzt zum BZÖ gemauserten Blauen alles unternehmen, um die letzte bürgerliche Kraft in diesem Land mundtot zu machen und auszulöschen: (Abg. Ing. Scheuch: Das gelingt euch schon selber!) Ich sage Ihnen, es wird Ihnen nicht gelingen, meine Damen und Herren. Es wird Ihnen wahrlich nicht gelingen!

Und zur SPÖ nur ein Wort: (1. LHStv. Dr. Ambrozy: Jetzt begießt’s euch schon selber? – Heiterkeit im Hause.) Ich finde das gar nicht witzig, Herr Landeshauptmann-Stellvertreter! (Wiederum Heiterkeit im Hause) Es ist von Seiten der SPÖ nur mehr peinlich und lächerlich, wie sich die SPÖ willig vor den Karren der FPÖ bzw. des BZÖ spannen lässt, um dieses Land in den Dreck zu ziehen! Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Markut das Wort.)

Tauschitz

Abgeordneter Markut (SPÖ):

Markut

Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen im Hohen Haus! Wieder einmal ist einer der jungen Abgeordneten, der sich offensichtlich wirklich nur mit solchen Äußerungen Aufmerksamkeit verschaffen kann, aufgefallen, dass er hier Diskriminierungen von sich gibt. Denn wenn hier heraußen jemand behauptet, das letzte Regierungsmitglied, das letzte aufrechte Regierungsmitglied mit einem geraden Rückgrat, dann ist das eine Diskriminierung anderer. Das ist der Punkt eins.

Der Punkt 2: Den Vernichtungsfeldzug gegen die ÖVP kann ich nicht wahrnehmen. Den hat die ÖVP selbst im Zuge der Wahlauseinandersetzung im Jahre 2004 äußerst erfolgreich geführt: Wie man sieht, mit einem Minus von mehr als 50 % bei den Abgeordneten.

Zweitens, geschätzte Damen und Herren, glaube ich, ist der ländliche Raum nicht dazu geeignet, hier heraußen eine derartige Polemik an den Tag zu legen! (Beifall von der SPÖ-Fraktion) Uns geht es hier in erster Linie um die sachliche Auseinandersetzung. Wir können heute ruhigen Gewissens hier herstehen und sagen: Wir diskutieren darüber, dass hier eine Änderung schlicht und einfach erforderlich ist! Wir haben vor der Landtagswahl den Vorschlag gemacht, die Straßenagenden zusammenzuführen, weil die Bürger es nicht unterscheiden können, ob für eine Bundesstraße der Bund zuständig ist – mittlerweile die Länder -, für eine Landesstraße das Land, für eine Gemeindestraße die Gemeinde, für das ländliche Wegenetz eine Agrarabteilung. Den Konsumenten draußen und den Bürgerinnen und Bürgerinnen unserer Gemeinden ist es letztlich egal: Sie haben das Anrecht, für ihr Steuergeld – und das ist hoch genug! – eine ordnungsgemäße Straße zu erhalten. Straßen sind die Adern, die die Menschen miteinander verbinden. Und daraus sollte man nicht politisches Kleingeld wechseln. (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
Das tut aber die ÖVP seit Jahrzehnten! (Abg. Lutschounig: 15 % sollen sie nun zahlen!) Das tut die ÖVP seit Jahrzehnten, lieber Kollege Lutschounig. Ich wollte es nicht sagen, aber hier rächt sich auch ein bisschen die Politik des Bauernbundes, die jeweils vor den Kammerwahlen ruft und verspricht, dass ihnen schon während der Wahlzeit die Gelder ausgehen. Das ist nämlich auch ein Faktum! In diesem speziellen Fall heute hier müssen wir sagen, dass der Regionalfonds aus einem einzigen sachlichen Grund eingerichtet wurde, nämlich dass die Geldmittel effizienter eingesetzt werden. Und das ist die Absicht des Regionalfonds.

Kollege Zellot hat soeben hier aus der letzten Beiratssitzung aus dem Regionalfonds zitiert. Wenn vom zuständigen Referenten, Herrn Landesrat Martinz, Schreiben an die Gemeinden hinaus gehen – und ich selbst habe eines auf Grund meiner Anträge als Bürgermeister erhalten -, „… dass laut Anweisung des Referenten, Landesrat Dr. Martinz, keine weiteren Projekte vorerst begonnen werden können.“, dann lässt das daraus ableiten, dass hier bewusst die Projektvorbereitung verzögert wird, um etwas abzutasten, wie es eventuell noch besser gehen könnte und dass man unter Umständen – weil in den Richtlinien steht, dass eine Gesamtfinanzierung vorhanden sein muss – daraus Politik gemacht werden kann. Das ist der Grund, geschätzte Kollegen, dass auch wir sagen: Das ländliche Wegenetz gehört in eine Hand. Das gehört dort hin in den Regionalfonds, wo die Mittel vergeben werden, wo ein objektiver Beirat darüber wachen wird, wie die Mittel und wie die Projekte verteilt werden.

Eines sage ich hier aber auch: Wir sind nicht für eine Bestrafungsaktion zu haben, und wir sehen es auch nicht so. Wir haben aber andererseits auch nicht vergessen, dass es sehr wohl die ÖVP-Vertreter waren, vor vier Jahren, als unserer Landesrätin Gabriele Schaunig die Referatsbereiche „Kindergartenwesen“ und „Familienwesen“ entzogen wurden. Hier hat die ÖVP tatkräftig mitgewirkt. Wir sehnen uns nicht nach Rache. Wir werden dasselbe nicht von dieser Stelle aus fordern, sondern wir werden heute diesem Dringlichkeitsantrag und diesem Antrag die Zustimmung erteilen, um der Landesregierung die Möglichkeit zu geben, zu beraten, wie die Mittel effizienter eingesetzt werden können. Wenn es notwendig ist und wenn die Bereitschaft zur konstruktiven Zusammenarbeit nicht gegeben ist, dann muss in diesem Fall wahrscheinlich ein Referatswechsel herbeigeführt werden können! (Beifall von der SPÖ- und von der F-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Ing. Scheuch das Wort.)

Markut

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hoher Landtag! Herr Klubobmann Grilc, Sie haben angekündigt und ich habe eigentlich gewartet, dass hier von Ihnen die Zahlen vorgelegt werden und dass hier die Sachargumente obsiegen. Im Gegenteil! Ihre Leute sind hier heraus gegangen und haben mich als „Sch.“ bezeichnet. Andere haben gemeint: „Die Politik ist in den Dreck gezogen.“ Ich weiß schon, dass Mut nicht gerade etwas ist, mit dem Sie ausgestattet sind, weil wenn Sie jetzt „Sch.“ als „Schwein“ bezeichnen, ist das auch vielleicht so in Ordnung. Aber der Präsident hat ja darauf hingewiesen: Wenn ich so eine Rede hier halten würde, dann wäre ich wahrscheinlich in der „Kleinen Zeitung“ auf der Titelseite, mit dem … (Abg. Lutschounig: Du warst eh auf der Titelseite!) Ja, natürlich war ich auch dort auf der Titelseite. Da werden Sie aber bald nicht mehr sein, meine lieben Freunde! Wahrscheinlich wollen Sie mit solchen Aktionen dort hingelangen. Fakt ist, dass es Missstände in diesem Referat gibt. Und es ist ein Fakt, dass das Geld, das Sie jetzt fordern, nicht einmal verbraucht worden ist. Fakt ist – das sage ich Ihnen hier, und das ist ein Angebot -: Wir werden Ihnen zeigen, wie das geht. Und am Ende des Tages sollen die Leute draußen entscheiden: Haben wir mehr Wege gebaut? Haben wir mehr Projekte umgesetzt? Gibt es von unserer Seite ein transparenteres System? Ist es nachvollziehbar? – Dann, meine sehr geehrten Damen und Herren, wird der Tag der Rechnungslegung sein. Ich sehe dem gelassen entgegen. Ich freue mich darauf, weil ich einfach weiß, dass eine verantwortungsvolle Regierung mit dem Regionalfonds hier tätig sein wird, die nachvollziehbar für die Bevölkerung hier etwas weiter bringt. Das ist der entscheidende Bereich. Und dafür sind wir auch da – nicht um uns in untergriffigen Wortgefechten von oben bis unten anzuschütten. Herr Hueter, sehen Sie, das mache ich hier nämlich nicht bei Ihnen. Es liegt mir auch fern! Somit, summa summarum, geht es einfach darum, die Möglichkeit zu eröffnen, in diesem Bereich etwas weiter zu bringen.

Eines sage ich hier schon: Handschlagqualität ist etwas Wichtiges! Wenn Handschlagqualität etwas Wichtiges ist, dann weise ich noch einmal auf den Landwirtschaftlichen Förderungsbeirat hin, wo letztendlich keine Parteienverhandlungen stattgefunden haben. Ich erinnere Sie, Herr Klubobmann Grilc, können sich erinnern: Am Montag sind wir zu den Parteiengesprächen dort zusammen gesessen! Dort hat Landesrat Martinz am Tisch gesagt, er ist abgestimmt mit der Gemeindeabteilung, alles sei in Ordnung, und ich könnte doch Kontakt mit dem Chef der Abteilung, Sturm, aufnehmen. Ich war über diese Aussage von Landesrat Martinz erstaunt; in einem Gespräch, wo man gegenüber am Tisch sitzt und wo man sich eben nicht die Unwahrheit ins Gesicht sagt. Kurze Zeit später – ich war noch gar nicht im Klub in meinem Büro, wurde ich wieder einmal mit der Wahrheit konfrontiert, mit der „Handschlagqualität“ konfrontiert, denn da hat man dann gesehen, dass es nicht möglich war, im Regionalfonds sich für die Geldmittel für das ländliche Wegenetz zu entscheiden, weil es zu keiner Abstimmung zwischen Martinz und dem Gemeindereferat gekommen ist. Das hat der Herr Landesrat Rohr in einer Presseaussendung im Originaltext auch dargelegt.

Somit ist hier einfach kein Staat zu machen. Aus dem Grund ist es wirklich allerhöchste Zeit, deswegen auch die Dringlichkeit, reinen Tisch zu machen, ein transparentes System einzuführen, wo die Bauern wissen, woran sie sind und wo vor allem die ländliche Bevölkerung weiß, was ihr Wegenetz wert ist, wann es gebaut wird und wann ihre Projekte zur Umsetzung kommen und wo vor allem eines nicht mehr ist: dass es eine politische Abhängigkeit hin zu einer Partei gibt. Das unterstelle ich Ihnen hier wirklich: Das ist die wahre Empfindlichkeit Ihrerseits heute hier.

Deswegen schreien Sie heute hier so auf und machen hier Hühnerhofstimmung, weil Sie wissen, (Vorsitzender: Die Redezeit beträgt noch eine Minute!) dass die eine oder andere ÖVP-Versprechung, die Sie hier im agrarischen Bereich gemacht haben, jetzt nicht mehr einhaltbar sein wird. Aber ich denke, wir sind ja nicht dazu da, ÖVP-Wahlversprechen zu erfüllen, sondern für die Bürger etwas weiter zu bringen. Danke! (Beifall von der F-Fraktion und vom KO Abg. Markut)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Strauß das Wort. – 3. Präs. Lobnig: Er hat ja noch einige Wege zu bauen!)

Ing. Scheuch

Abgeordneter Strauß (SPÖ):

Strauß

Geschätzter Herr Präsident! Herr Landeshauptmann-Stellvertreter! Hoher Landtag! Vorerst einmal: Seit 9 Uhr früh tagt der Kärntner Landtag. Ich bedanke mich besonders beim Herrn Landeshauptmann-Stellvertreter, dass er heute bei dieser Landtagssitzung dabei ist! Ich vermisse aber natürlich etwas als Demokrat: Die restlichen Mitglieder der Kärntner Landesregierung, vor allem wenn man sich um den Rechnungsabschluss bemüht und den diskutiert, wo sehr viele Themen der Finanzwirtschaft, sehr viele Themen der Kultur heute angesprochen worden sind, wo der Kulturreferent, der Finanzreferent und gerade jetzt, wo es auch um das Thema „ländliches Wegenetz“ geht, der Agrarreferent und EU-Referent nicht hier ist.

In der letzen Woche war ich bei einigen Sitzungen, wo man über das Thema „Entwicklung Kärnten im inneralpinen Raum“, aber auch über die Kooperation Slowenien, Julisch-Venetien gesprochen hat. Ich habe immer den Eindruck: Wir haben tolle Veranstaltungen, mit irrsinnig viel Papier – aber die Lösungen, die wir wirklich für Kärnten brauchen, werden eigentlich immer weit weg geschoben. Wie es unserer Klubobmann, Karl Markut, heute schon gesagt hat: Wir sind ein Jahr jetzt in der Regierung, in dieser Koalition, und man erkennt schon jetzt die Handschrift auch der Sozialdemokratie, die sich wirklich Gedanken macht, was in der Zukunft Kärntens passieren wird.

Gerade in jenen Bereichen – und als Bürgermeister kann ich davon wirklich ein Lied singen – sehe ich es. Einer der heutigen Debattenredner hat gemeint: „Es gibt im ländlichen Wegenetz Anträge, die 20 Jahre alt sind.“ Das stimmt auch! Ich habe selbst Bürger in unserer Gemeinde und Bezirk. Die Anträge sind 20 Jahre alt und älter! Aber wir sind alle genauso verwundert, wenn man dann im Bezirk oder über die Bezirksgrenzen hinaus unterwegs ist, wo plötzlich dann, im letzten Jahr, asphaltiert worden ist und teilweise die Bürgermeister selbst gar nicht gewusst haben, wer den Antrag gestellt hat - aber die Straße ist tipptopp hergerichtet worden.

Meine Forderung war es immer, dass hier eine Situation eintritt, dass der Antragsteller, unsere Bürgerinnen und Bürger, nicht eine Reihe von Anträgen stellen müssen, sondern wirklich eine kompetente Stelle haben, wie den Regionalfonds, wo man alle Projekte mit einbaut, aber natürlich auch mit den Gemeinden spricht und darüber verhandelt, wie weit die Gemeinden in der Lage sind, auf Grund ihrer knappen Budgetmittel auch hier finanzielle Begleitungen mitführen zu können.

Es wird nichts bringen, wenn ein Referent im ländlichen Wegenetz eine Zusage gibt, die Gemeinde aber auf Grund ihrer Budgetknappheit womöglich über den Regionalfonds keine Mittel aufbringen kann oder unter Umständen auch der Regionalfonds die Mittel momentan nicht hat. Das führt zu einer wesentlichen Verunsicherung der Bevölkerung einerseits und andererseits dazu, dass diese Anträge nicht behandelt werden, sondern zurückgestellt und womöglich auf den Nimmerleinstag verschoben werden.

Was wir brauchen, um in der Zukunft für Kärnten wirklich etwas weiter zu bringen: Wir müssen neben dem Zukunftsfonds natürlich auch bereit sein, gegenwärtig vieles zu verändern, der Änderung zu unterziehen. Ich glaube gerade der Ansatz und dieser Antrag, der heute hier im Landtag diskutiert wird, das ländliche Wegenetz und den Regionalfonds so zu bündeln, dass wir da zukunftsorientierte Maßnahmen im ländlichen Bereich setzen sollen und können, das ist der richtige Antrag und der richtige Weg, den wir auch gehen sollten! (Beifall von der SPÖ-Fraktion. – 3. Präs. Lobnig: Bravo!)

(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Mag. Grilc das Wort.)

Strauß

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zunächst ein​mal noch ein Hinweis darauf, auf das Gespräch vom Montag. Der Kollege Scheuch und der Kollege Schlagholz haben, glaube ich, in diesem Gespräch eines erkannt: Wenn man dem Regionalfonds für das ländliche Wegenetz nicht zwischen drei und sagen wir fünf Millionen Euro sofort zur Verfügung stellt, kann er nicht starten. Das haben beide in diesem Gespräch eigentlich nach eingehender Diskussion begriffen, - was für sie spricht. Und ich denke, dass einer der Hintergründe des Dringlichkeits​antrages jener ist, dass man weiß, man wird von Seiten der Koalition dieses Geld setzen. Man wills nur nicht Landesrat Martinz in die Hand geben, sondern dem Lan​desrat Rohr.

Und ein Zweites. Ich war lang genug Bürgermeister, damit mir hier niemand irgend​ein „X“ für ein „U“ vormachen kann. Alle Projekte die stocken haben gewisse Hinter​gründe, entweder stellt die Gemeinde ihr Geld nicht zur Verfügung oder – was sehr häufig vorkommt – es können sich die Anrainer und Grundeigentümer nicht einigen. Und jetzt frage ich wirklich: Wer wird einen Weg bauen solange nicht die Unterschrif​ten der Betroffenen da sind? Und ein Drittes: Sie können aus den alten Verträgen nicht aussteigen. Sie haben Bringungsrechtsverhandlungen abgeführt mit 70 Prozent Landesförderung, maximal 5 Prozent üblicherweise der Privatbeteiligten. Und jetzt wünsche ich jedem neuen Referenten wirklich viel Glück, ob er es erreicht, dass plötzlich der Landeszuschuss von 70 zugesagten - schriftlich zugesagten – herunter​geht auf 55 und gleichzeitig die Verpflichtungserklärung der Beteiligten, die ja auch schriftlich vorliegen muss bevor man bauen kann, von 5 zum Beispiel auf 15 Prozent hinaufgeht. Also, wenn wir in der Sache bleiben, dann sollten Sie auch diese Dinge bedenken; und das sind jetzt wirkliche Argumente dafür, dass es natürlich erklärbar ist, dass einige Sachen lange hängen geblieben sind. Nur, jetzt wirklich herzugehen und zu sagen: „Gut! Wir setzen ein Mehrfaches an Geld, nur bei neuem Referenten“; das ist also die billige Masche, die wir aber schon durchschaut haben und die wahr​scheinlich der wahre Hintergrund ist. Daher noch einmal aus diesen Überlegungen heraus: Nein, zu diesem Dringlichkeitsantrag! (Abg. Ing. Scheuch: Wer hat denn ge​sagt, es ist abgestimmt?!)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dipl.-Ing. Gallo das Wort.)
Mag. Grilc

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Herr Klubobmann Grilc, ich bin bei dir, wenn wir sachlich argumentieren. Du hast früher einige Dinge als sachlich falsch be​zeichnet; - ich mache das auch - nenne das Inserat des Herrn Landesrates Martinz; da ist so gut wie alles sachlich falsch! Und ich gehe auch davon aus, dass das nicht aus seiner Tasche bezahlt worden ist sondern ebenso aus Steuergeld, genau das was ihr heute lautstark kritisiert habt. Nämlich: „Kein Geld mehr für den Straßen- und Wegebau“ - ist mit Sicherheit sachlich falsch. Genauso wie gleich im ersten Absatz: „Dass der Straßenbau in den Tälern und Gemeinden praktisch auf Null reduziert wer​den soll.“ Auch das ist, vorsichtig ausgedrückt: Falsch! Und, weil so oft von Bestra​fung die Rede war, - das ist euer Vokabular, das verwendet der Herr Landesrat Mar​tinz hier im Zusammenhang mit den Bürgern, die bestraft werden sollen.

Tatsache ist, dass unter Landeshauptmann Haider die Mittel für das ländliche Wege​netz aufgestockt worden sind, von 5 Millionen auf über 11 Millionen Euro! Und hier habe ich eine schöne Grafik, aus der zu ersehen ist, … (Abg. Lutschounig: Ja, aber das stimmt ja bitte nicht!) wie die ÖVP vorgeht. Nämlich vor einer Wahl 1998 (Abg. Lutschounig: Ich habe da heute schon gesagt, wie das war!) unter Zernatto werden die Mittel aufgestockt. Bei uns ist es nach der Wahl, denn wir haben Argu​mente … (Einwand aus der ÖVP-Fraktion.) Ja, bei euch kommt immer die Jammerei. Und der Unterschied ist: Wir arbeiten! Und jetzt ist der Regionalfonds geschaffen worden; der richtige Zeitpunkt nachzudenken, wie optimiert werden soll. Und dieser Antrag ist ein Antrag zur Optimierung. (Abg. Lutschounig: Gute Nacht!) Verstehen Sie das einmal so! Denken Sie einmal bitte positiv! (Abg. Lutschounig: Aber mit den gleichen Mitteln kann er es nicht. – Wenn ihr ihm mehr Geld gebt … ) Und, wenn jetzt die Regierung aufgefordert wird nachzudenken, wie man die Mittel besser ein​setzen kann, ist das genau der richtige Weg. Wir arbeiten und ihr jammert. Jammert weiter!

Dipl.-Ing. Gallo

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Es liegt mir keine weitere Wortmeldung zur Dringlichkeit mehr vor. Wir kommen zum Teil der Abstimmung über den Inhalt dieses Antrages. Wer damit einverstanden ist, bitte um ein Handzeichen! – Danke, das ist mit Mehrheit so beschlossen! (Abg. Mag. Grilc: Zur Geschäftsbehandlung, Herr Präsident!) Zur Geschäftsbehandlung, Herr Klubobmann!

Ferlitsch

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Aus Protest gegen diesen Abstimmungsvorgang und gegen diese Bestrafungsaktion unseres Landesreferenten ziehen wir aus und neh​men an der weiteren Sitzung nicht teil! – (Die ÖVP-Abgeordneten verlassen den Sit​zungssaal. – Abg. Ing. Scheuch: Man könnte auch Arbeitsverweigerung sagen! – Abg. Warmuth: Früher Sommerurlaub!)
Mag. Grilc

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

So, wir kommen zum Dringlichkeitsantrag Numero 2. – (Es kommt zu mehreren Ein​wänden aus der F-Fraktion. – Unruhe im Hause.) Bitte, Herr Schriftführer! (Der Vor​sitzende hält mit Schriftführer Direktor Mag. Weiß eine kurze Unterredung über die weitere Vorgangsweise.) Da dieser Dringlichkeitsantrag nicht begründet werden kann, wird dieser Dringlichkeitsantrag zum normalen Antrag und wird dem Aus​schuss für Wirtschaft und Finanzen zugewiesen. (Es herrscht Unruhe und Unauf​merksamkeit im Hause.)

Wir kommen zum Dringlichkeitsantrag der SPÖ-Fraktion. – Bitte, Herr Schriftführer!

Ferlitsch

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:
Mag. Weiß

Der Dringlichkeitsantrag lautet:


3.
Ldtgs.Zl. 227-3/29:

Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten des SPÖ-Klubs mit folgendem Wort​laut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, dafür Sorge zu tragen, dass die herausragende Sommersportveranstaltung Kärntens, nämlich der Kärnten Ironman, mittels Vertrag mit dem Weltverband bis 2011 verlängert wird.

(Der Vorsitzende erteilt zur Begründung der Dringlichkeit Abg. Mag. Dr. Kaiser das Wort.)
Mag. Weiß

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Danke! Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Dieser gegenständliche Antrag zielt darauf ab, dass sämtliche Unterstützung, die von der öffentlichen Hand möglich ist und im Rahmen des Machbaren erscheint, getan werden soll, um die so wichtige Veranstaltung, den „Ironman Kärnten“ um weitere fünf Jahre für die Zeit von 2007 bis 2011 an unser Bundesland zu binden.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sie alle haben es erlebt aus Funk, aus Medien in der Stimmung der Bevölkerung, dass es kaum andere Veranstaltungen gibt, die eine so hohe Akzeptanz, eine so hohe Mitarbeitsbereitschaft in der Bevölke​rung haben, wie es dieser Ironman ist. Zusätzlich gibt es darüber hinaus auch einen hohen Stellenwert an internationaler Bedeutung der unser Bundesland für manche Augenblicke in den Mittelpunkt des Interesses rückt. Es gibt aber auch ganz unleug​bare wirtschaftliche Daten, die eine große Investition von öffentlichen Steuermitteln in dieses Projekt, und damit für eine nachhaltige und längerfristige Nutzung begründen lassen. So sind insgesamt 2.200 Teilnehmerinnen und Teilnehmer an diesem Iron​man beteiligt; 100.000 Zuschauer sind entlang der Strecke von dieser Veranstaltung begeistert. Vom volkswirtschaftlichen Aspekt her verzeichnen wir insgesamt 40.000 Nächtigungen, 20.000 und mehr davon in der Landeshauptstadt. Und wir haben ins​gesamt einen Plussaldo von 11 Millionen an volkswirtschaftlichem Nutzen in unse​rem Land durch diese Veranstaltung zu verzeichnen. Man kann daher uneinge​schränkt sagen, dass es sowohl in sportlicher, in wirtschaftlicher und damit unmittel​bar verbunden in touristischer Hinsicht, ein ausgezeichnetes, ein gelungenes Projekt ist.

Mit dem gegenständlichen Dringlichkeitsantrag unterstreichen wir die Aussagen von Sportreferenten Ambrozy, von Landeshauptmann Dr. Haider, dass wir mit diesem Dringlichkeitsantrag auch den Willen der Kärntner Bevölkerung, der sich in dieser einmaligen und sehr hohen Identifizierung mit dieser Veranstaltung immer wieder ausdrückt, weiterhin Ausdruck verleihen und, dass wir dem auch den notwendigen Nachdruck auf internationaler Ebene geben werden. Denn es muss auch offen aus​gesprochen werden, meine Damen und Herren, dass die Gefahr droht, dass dieser Erfolg für unser Bundesland durch diese Veranstaltung natürlich auch die Begehrlich​keit anderer Veranstaltungsorte geweckt hat und wir daher gut beraten sind, mit allem Nachdruck dessen die öffentliche Hand fähig ist, für den Verbleib, für die wei​tere Durchführung von fünf Jahren des Ironman in Kärnten einzutreten!

Ich möchte die Gelegenheit nutzen, um von dieser Stelle auch jenen Veranstaltern, die die eigentliche Arbeit tätigen, dem Team des Triathlons, des Triangles, zu ihrer Leistung zu gratulieren. Sie haben damit einen wichtigen Stein in einer sportwirt​schaftlichen Entwicklung für unser Bundesland gesetzt. Und ich sage noch einmal, dass allein jede Person, die die Möglichkeit hat, als Zuschauer, Aktiver – oder wie auch immer – dabei zu sein, weiß, dass dieser Dringlichkeitsantrag einer ist, der den mehrheitlichsten Willen der Kärntner Bevölkerung entspricht. Ich ersuche daher die anderen noch im Saal verbliebenen Fraktionen, diesen Antrag zu unterstützen! (Bei​fall von der SPÖ-Fraktion.)
Mag. Dr. Kaiser

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Ja, lieber Herr Abgeordneter! Du hast die Begründung so exzellent durchgezogen wie die Teilnahme beim Ironman. Gratuliere dazu! Als Nächster zur Dringlichkeit zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Willegger! Zur Dringlichkeit, bitte!

Ferlitsch

Abgeordneter Willegger (F):

Willegger

Hochgeschätzter Präsident! Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Ich kann diesen Dringlichkeitsantrag wirklich nur mit wärmsten Herzen unterstützen. Ich möchte gerne ein Zitat bringen von Cubertain. Pierre Cubertain sagt: „Damit 100 ihren Körper bilden, ist es nötig, dass 50 Sport betreiben! Und damit 50 Sport betreiben, ist es nötig, dass 20 sich spezialisieren. Damit sich aber 20 spezialisieren, ist es nötig, dass 5 zu überragenden Gipfelleistungen fähig sind.“ Und zu diesen Gipfelleistungen waren wirklich 2.200 Sportler in Klagenfurt fähig. Dieser Ironman hat für diese Re​gion irrsinnig viel gebracht, nämlich wenn man bedenkt: Vor 7 Jahren sind sie mit knapp 150 Teilnehmern gestartet. Jetzt sind sie angewachsen auf 2.200 Teilnehmer.

Und mit 100.000 Zusehern ist das, das wichtigste Sportereignis in Österreich! Das muss man sich vor Augen halten! (Beifall von der F-Fraktion.) – So ist es! Mit Ab​stand das wichtigste Sportereignis von Österreich und zwar deswegen, weil Schi fahren, die an und für sich die beliebteste Sportart Österreichs ist, in eine Randsport​art abgesunken, weil nur in Österreich - vielleicht in Teilen Deutschlands - wird Schi fahren noch life übertragen. Und dieser Ironman aus Klagenfurt wurde von mehr als 20 Fernsehstationen, wie RAI, UNO, SRG, ZDF und so weiter, übertragen. Und die Wiener Sportjournalisten, die ja eine ganz besondere Art von Spezies sind, die haben die Augen aufgemacht.

Und ich zitiere den Bernd Traschitzger von der Kleinen Zeitung: „Wiener Sportjourna​listen, zum ersten Mal dienstlich beim Ironman in Klagenfurt dabei, staunten nicht nur, - sie schwärmten.“ Wie wichtig diese Sportart für uns ist, und diese Sportveran​staltung, das zeigt eben der Werbeeffekt. Weil wenn Profis, und Profis haben das schon ermitteln können, diesen Werbeeffekt durch diese Übertragungen, durch die Zeitungen allein - großformatig bitte - erste und letzte Seite! Und alles gratis übers Land hinaus! Der Werbeeffekt würde uns 10 Millionen Euro kosten. Daher unter​stützen wir diesen Dringlichkeitsantrag wirklich von wärmsten Herzen. Und wir waren ja schon immer dafür, dieses wirk​liche Event in Kärnten beizubehalten und auch für die nächsten fünf Jahre in Kärnten zu sichern. Danke schön!

Willegger

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Es liegt mir zur Dringlichkeit keine weitere Wortmeldung mehr vor. Wir kommen zur Abstimmung über die Dringlichkeit. Wer damit einverstanden ist, bitte um ein Hand​zeichen! – Danke, das ist die erforderliche Zweidrittelmehrheit. Es stimmten alle Ab​geordneten dafür. Wir kommen zur inhaltlichen Diskussion und ich darf gleich als ersten Abgeordneten Bürgermeister Köfer das Wort erteilen!

Ferlitsch

Abgeordneter Köfer (SPÖ):

Köfer

Herr Präsident! Hohes Haus! Vorerst einmal darf ich zu Beginn meiner Wortmeldung meiner Verwunderung Ausdruck verleihen, dass ich als noch sehr junger Abgeord​neter hier sitze und die Debatte verfolge. Und ich muss sagen, es ist peinlich genug miterleben zu müssen, was ich da in den letzten fünf Stunden erlebt habe. Das ist vielleicht nur mein persönlicher Eindruck. Ich kenne diese Dinge nicht aus irgend​welchen Rathäusern dieses Landes. Und, wenn das der Stil ist, der offensichtlich hier gepflogen wird - ganz egal jetzt von welcher Partei und wem auch immer - möchte ich mich damit nicht unbedingt identifizieren. Aber, mein Thema ist ein anderes. Wir kommen zum Dringlichkeitsantrag.

Und, wenn man davon ausgeht, dass 40 Millionen Haushalte dieses Sportevent verfolgt haben, dann muss ich sagen, ist das schon sehr beeindruckend, was in den letzten Jahren geschehen ist. Und ich kann dazu nur gratulieren, kann jedem Teil​nehmer nur gratulieren, weil das muss man zuerst bewältigen, wenn man diese Stre​cken auch kennt und, wenn man persönlich versucht, nur eine davon zu bewältigen. Dann Hut ab vor all jenen, die das Ziel erreicht haben!

250.000 Euro für die nächsten fünf Jahre sind absolut gerechtfertigt, wenn man das mediale Fenster bedenkt. Und ich unterstütze auch als Sportsprecher sehr klar die​sen Antrag. Aber, man sollte nebenbei nicht vergessen, dass wir auch mit dem Bau des EM-Stadiums, die wohl größte Sportförderung des Landes ausschütten werden und dadurch aber auch zahlreiche Ansuchen für kleinere Vereine, für Gemeinden, die ja auch vorliegen in Bezug auf die Kunstrasenplätze, die ja auch tausenden jungen Sportlern zur Verfügung stehen sollen, nicht ganz vergessen darf.

Sanierungsbedürftige Sportstätten haben wir nach wie vor und, bitte, letztendlich auch die Behindertensportvereine, die ja absolut boomen und einen Zuwachs verzeichnen, in dieser Frage in einer allfälligen Diskussion zu berücksichtigen!

Ich darf, ganz kurz, zum Schluss kommend, auch den Kommentar von Heinz Traschitzker wörtlich verlesen, der in seinem letzten Abschnitt schreibt: „Es reicht ein Bruchteil von dem Geld, was auf einer anderen Bühne, nicht umweit der Ironman-City, in den Sand gesetzt wurde.“ Danke für Ihre Aufmerksamkeit! (Beifall von der SPÖ-Fraktion und den Grünen)

Köfer

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Es liegt mir keine weitere Wortmeldung mehr vor. Wir kommen zur Abstimmung über den Inhalt dieses Antrages. Wer dem die Zustimmung erteilt: Bitte um ein Handzeichen! – Das ist wiederum einstimmig so beschlossen. Ich danke sehr! 

Tagesordnung
(Fortsetzung)

Wir kommen nunmehr zum Tagesordnungspunkt 2:


2.
Ldtgs.Zl. 170-7/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen zur Regierungsvorlage betreffend den Haftungsrahmen des Landes für den Kärntner Regionalfonds

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Gritsch. Ich erteile dir das Wort!

Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Gritsch (F):

Gritsch

Herr Präsident! Hohes Haus! Entsprechend dem vorliegenden Vereinbarungsentwurf ist geplant, dass vom Land Kärnten die Haftungen bzw. Garantien für die ordnungsgemäße und vollständige Rückzahlung der vom Kärntner Regionalfonds im Gesamtzeitraum 2005 bis 2009 innerhalb des festgelegten Fremdfinanzierungsrahmens aufzunehmende Fremdmittel bis zu insgesamt 30 Millionen Euro, zuzüglich Zinsen, Gebühren und sonstigen Kosten gegenüber dem jeweiligen Geldgeber übernommen werden. (Den Vorsitz übernimmt um 16.02 Uhr 3. Präs. Lobnig.)

Da der Kärntner Regionalfonds die Möglichkeit hat, die in einem Kalenderjahr nicht zur Gänze ausgeschöpften Teile des Rahmens für die Aufnahme von Fremdmitteln in den Folgejahren zu nutzen, ist es sinnvoll, den Antrag betreffend die Ermächtigung bzw. Zustimmung zur Haftungsübernahme auf den Gesamtzeitraum 2005 bis 2009 zu beziehen.

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.

(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt 2. Präs. Ferlitsch das Wort.)

Gritsch

Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Die Einrichtung des Regionalfonds ist fürwahr für die Gemeinden ein Segen, nachdem die Tatsache so ist, dass gerade in der jetzigen Zeit, in den vergangenen Jahren, aber auch in Zukunft in vielen Gemeinden die Abwasserentsorgung im Vordergrund steht und damit verbunden zahlreiche Wegsanierungen, zahlreiche Ortsplätze und vieles andere mehr mitsaniert werden muss. Da man die gesamten Kosten nicht auf die Abwasserentsorgung übergeben kann, ist es zweckmäßig, dass dieser Regionalfonds eingerichtet wurde. Wichtig ist für uns die Tatsache, dass die Abwicklung der einzelnen Vorhaben in den Gemeinden raschest über die Bühne geht, raschest finanziert wird und, wie wir bei der letzten Kuratoriumssitzung mitreden konnten, zahlreiche Projekte bereits beschlossen werden konnten.

Die Gemeinden werden mit dem heutigen Beschluss des Kärntner Landtages in die Situation kommen, dass sie rasch zu ihrem Geld gelangen und rasch auch in weiterer Folge die Baumaßnahmen durchführen werden können. Dies gibt einerseits die Möglichkeit, dass auf vielen Gemeindestraßen der Asphalt sofort angebracht werden muss, dass auf der zweiten Seite die Bevölkerung nicht lange durch die Schlaglöcher fahren muss und auf der dritten Seite natürlich auch eine Beschäftigungspolitik im Zusammenhang mit den Firmen durchgeführt werden kann. Ich glaube, das soll im Vordergrund stehen!

Des Weiteren hatte man vor x-Jahren auch mit dem Regionalfonds für die Orts- und Regionalentwicklung zahlreiche Projekte in den Gemeinden verwirklichen können. In den letzten Jahren ist das allerdings wieder ins Hinterfeld geraten. Mit der Einrichtung dieses Regionalfonds wird man auch in diesem Zusammenhang das eine oder andere durchführen können.

Ich persönlich danke allen Verantwortlichen, die diesen Regionalfonds bewirtschaften, an vorderster Stelle natürlich Landesrat Rohr, der es versteht, mit der Umsichtigkeit, unter Einbindung aller notwendigen Erfahrungswerte den richtigen Weg zu beschreiten! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

(Es liegt keine Wortmeldung mehr vor. – Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird mit den Stimmen der Sozialdemokraten und der Freiheitlichen angenommen.)

Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Gritsch (F):

Gritsch

Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Gemäß Art. 64 Abs. 1 Kärntner Landesverfassungsgesetz wird die Kärntner Landesregierung ermächtigt, für Anleihen, Darlehen und sonstige Verbindlichkeiten, die der Kärntner Regionalfonds entsprechend den Bestimmungen des Kärntner Regionalfondsgesetzes sowie der mit dem Land abgeschlossenen Vereinbarung zur Aufbringung seiner Fondsmittel zeichnet, aufnimmt bzw. eingeht, in den Jahren 2005 bis 2009 Haftungen bzw. Garantien bis zu einem Gesamtbetrag von höchstens 30 Millionen Euro, zuzüglich Zinsen, Gebühren und sonstigen Kosten zu übernehmen.

Ich beantrage die Annahme.

(Der Antrag wird mit den Stimmen der Sozialdemokraten und der Freiheitlichen angenommen.)

Gritsch

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt:

3. 
Ldtgs.Zl. 22-15/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa zur Regierungsvorlage betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Objektivierungsgesetz geändert wird

./. mit Gesetzesentwurf

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Mag. Dr. Kaiser. Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa ist die erste Lesung erfolgt. Ich erteile dem Berichterstatter das Wort!

(Den Vorsitz übernimmt nun wieder 2. Präs. Ferlitsch.)

Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Danke! – Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Ich kann berichten, dass der Ausschuss sich in seiner Sitzung vor kurzem sehr intensiv mit diesem Kärntner Objektivierungsgesetz und der entsprechenden Änderung beschäftigt hat. Es hat einen mehrheitlichen Beschluss für diese Änderungen gegeben. Die ÖVP-Fraktion hat mit dem Hinweis, dass sie auf eine obligatorische Anhörung eines Personalbüros bei Objektivierungsverfahren beharrt und dass sie gegen die im Gesetzesentwurf vorgeschlagene Kannbestimmung auf fakultative Nutzung dieses Ganzen, um Kosten einzusparen, sich ausspricht. Wie gesagt, die Debatte ist erfolgt und wurde dann mehrheitlich, wie ich ausgeführt habe, beschlossen.

Ich ersuche um Eingehen in die Generaldebatte.

(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Holub das Wort.)

Mag. Dr. Kaiser

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! Nur eines noch zum Regionalfonds: Natürlich sind wir auch für den Regionalfonds, nur habe ich viel zu wenig Unterlagen gehabt, um so eine große Haftung mit reinem Gewissen unterschreiben zu können.

Beim Objektivierungsgesetz steht: „Gutachter dürfen aus Personalberatungsbüros herangezogen werden.“ Ich weiß, dass es oft einmal sehr teuer sein kann. Das muss aber nicht sein. Bisher mussten Gutachter herangezogen werden. Deswegen werden wir dem nicht zustimmen. Wir wollen es so objektiv wie möglich haben. Danke! (Beifall von Abg. Mag. Lesjak)

(Es liegt keine Wortmeldung mehr vor. – Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Der Antrag wird mit Mehrheit angenommen.)

Holub

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Artikel I: Das Kärntner Objektivierungsgesetz – K-OG, LGBl. Nr. 98/1992, in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 50/2000, des Landesverfassungsgesetzes LGBl. Nr. 57/2002 und der Kundmachung LGBl. Nr. 92/1997, wird wie folgt geändert:

1. In § 4 Abs. 6 lit. f entfällt das Wort „Kärnten“.

2. § 15 Abs. 7 zweiter Satz lautet: „Gutachter dürfen aus Personalberatungsbüros herangezogen werden.“

Artikel II: (1) Dieses Gesetz tritt an dem der Kundmachung folgenden Monatsersten in Kraft.

(2) Im Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Gesetzes anhängige Verfahren zur Betrauung mit Leitungsfunktionen im Landesdienst sind nach den bisher geltenden Bestimmungen weiterzuführen.

Ich ersuche um Annahme von Artikel I und II.

(Art. I und II werden mit Mehrheit angenommen. – Berichterstatter:)

Kopf und Eingang:

Gesetz vom 7. Juli 2005, mit dem das Kärntner Objektivierungsgesetz geändert wird

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:

Ich ersuche um Annahme.

(Kopf und Eingang werden mit Mehrheit angenommen. – Vorsitzender: Bitte, dritte Lesung! – Berichterstatter:)

Der Landtag wolle beschließen:

Dem Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Objektivierungsgesetz geändert wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.

Ich ersuche um Annahme der dritten Lesung.

(Der Gesetzentwurf wird in dritter Lesung mit Mehrheit angenommen.)

Mag. Dr. Kaiser

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 4:


4.
Ldtgs.Zl. 22-16/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa zur Regierungsvorlage betreffend die Aufnahme von Bewerber/Bewerberinnen in den Landesdienst; Bericht gemäß § 11 Abs. 3 des Kärntner Objektivierungsgesetzes an den Kärntner Landtag (Zeitraum: November 2004 bis Jänner 2005)

Berichterstatter ist Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo. Ich erteile dem Berichterstatter das Wort!

Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Danke schön! – Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren des Hohen Hauses! Zu diesem Tagesordnungspunkt liegt, ich bin fast geneigt, zu sagen, in der gewohnten Weise ein Bericht der Landesregierung für den Zeitraum November 2004 bis Jänner 2005 vor. Dieser Bericht ist im Ausschuss für Rechts-, Verfassungs- und Volksgruppenangelegenheiten vor zwei Tagen behandelt worden und mit Mehrheit von Freiheitlichen und Sozialdemokraten dem Landtag zugeleitet worden.

Ich bitte um Durchführung der Generaldebatte.

(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Holub das Wort. – Berichterstatter Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Willst du mir meine Bestzeit zusammenhauen? – Abg. Holub lacht.)

Dipl.-Ing. Gallo

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Ich will nicht die Bestzeit vom Abgeordneten Gallo zusammenhauen, nur geschwind, wenn ich da lese, wie viel Leute aufgenommen werden, ohne objektiviert worden zu sein, wie viel sich gleichzeitig bewerben und ein paar hundert schlussendlich dann in einer Tranche 19 eingestellt werden, ohne objektiviert worden zu sein: Dann sind wir nicht dabei! Danke! (Beifall der Abg. Mag. Lesjak)
(Es liegt keine Wortmeldung mehr vor. – Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Der Antrag wird mit Mehrheit angenommen.)

Holub

Berichterstatter Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Der Landtag wolle beschließen:

Der vierteljährliche Bericht über die Aufnahme von Bewerber/Bewerberinnen in den Landesdienst für den Zeitraum November 2004 bis Jänner 2005 gemäß § 11 Abs. 3 des Kärntner Objektivierungsgesetzes, LGBl. Nr. 98/1992, in der geltenden Fassung, wird unter Wahrung des Grundrechtes auf Datenschutz zur Kenntnis genommen.

Ich beantrage die Annahme.

(Der Antrag wird mehrheitlich angenommen.)

Dipl.-Ing. Gallo

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 5:


5.
Ldtgs.Zl. 109-6/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa betreffend regelmäßige Berichte betreffend neue EU-Förderkulisse ab 2007

Berichterstatter ist Abgeordneter Köfer. Ich darf dir das Wort erteilen!

Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Köfer (SPÖ):

Köfer

Herr Präsident! Hohes Haus! Ich darf berichten, dass die Antragsteller Karl Markut und Peter Kaiser die Kärntner Landesregierung auffordern, dem Kärntner Landtag regelmäßig Bericht über die Vorbereitung in Kärnten im Hinblick auf die für die ab 2007 geltenden neuen Regeln der EU-Förderkulisse vorzulegen.

Die Begründung dafür: Ab 2007 werden auf EU-Ebene neue Regeln im Hinblick auf die Förderkulisse gelten. Für diese neuen Regeln gilt es, sich auch entsprechend vorzubereiten.

Um nunmehr auch den Kärntner Landtag über die Vorbereitungen entsprechend zu informieren, sollten seitens der Kärntner Landesregierung dem Kärntner Landtag regelmäßig Informationsberichte vorgelegt werden.

Ich ersuche um das Eingehen in die Generaldebatte.

(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Mag. Dr. Kaiser das Wort.)

Köfer

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Den Worten des Berichterstatters nur kurz hinzufügend ein paar inhaltliche Punkte, warum die SPÖ-Fraktion diesen Antrag eingebracht hat, der dann von allen Parteien, die im Unterausschuss vertreten waren, auch Unterstützung erfahren hat.

Wie bereits berichtet, geht es bei der neuen EU-Förderkulisse im Wesentlichen darum, dass die Anliegen unseres Bundeslandes Kärnten im Kontext der gesamtösterreichischen Position einen entscheidenden und einen bedeutenden Stellenwert bekommen. Es hat derzeit eine neue Konstellation gegeben, dass ein Beirat, bestehend aus den wesentlichsten Abteilungen des Landes Kärnten, unter Führung des Kärntner Wirtschaftsförderungsfonds diese Angelegenheiten koordiniert, dass es permanente Berichte an die Kärntner Landesregierung gibt, dass wir aber der Auffassung waren, dass der Kärntner Landtag als Souverän und auch aus letzter Konsequenz auch für die Budgetverantwortlichkeit zeichnend, ebenso diese Berichte empfangen sollte, was mit diesem Antrag ausgedrückt wurde.

Erlauben Sie mir aber, noch zwei oder drei kurze Gedanken hinzuzugeben, die im Zusammenhang mit der Diskussion über die neue Förderkulisse von aus meiner Sicht eminenter Bedeutung sind. Wir haben in einer sehr komplizierten und komplexen Situation darauf zu achten, dass die Position Kärntens innerhalb der österreichischen Gesamtpositionierung entsprechend vertreten ist. Das ist umso schwieriger, als Kärnten – wenn man Beiträge versus Rückfluss aus EU-Mitteln anschaut – an und für sich eher in den Bereich eines Nettoempfängers kommt. Daher werden wir ganz akribisch darauf achten müssen, dass diese Bereiche, wo Mittel in den Bereich Kärnten zurückführen auch entsprechend dotiert sind. Wir müssen aufpassen, dass auch auf österreichischer Bundesebene, nämlich in der Verantwortlichkeit der Bundesregierung nicht aliquote Rücknahmen in der Regionalförderung getätigt werden, mit der Begründung, dass auch der Anteil des EU-Budgets, der EU-Fonds, geringer wird. Hier wird es wichtig sein, dass insbesondere unsere Grenzregionen eine entsprechende Dotierung auch zukünftig erfahren.

Ich möchte noch darauf hinweisen, dass wir die Chance zu nutzen haben, in diesem Kärnten-Konzept, das erstmals auch in den Strukturfonds der Europäischen Union die Ballungsräume, also der Bereich Klagenfurt und Villach, in den Förderbereich mit hinein kommen können und dass wir dort große Chancen haben, wo wir bereits auf Grund der Weitsicht politischer Vorväter und –mütter sehr viel Furore gemacht haben, nämlich im interregionalen und internationalen Bereich. Ich sage nur das Schlagwort Alpe-Adria, wo eben die grenzüberschreitenden Gebiete auch als zukünftige Förderkulisse bei gemeinsamen Projekten einen hohen Stellenwert bekommen werden.

Ich möchte mit einem weiteren Punkt aber auch darauf hinweisen, und hier finde ich mich jetzt in unterschiedlichster parteiideologischer Provenienz, dass jetzt immer wieder der Bereich der – nehmen wir es vereinfacht und zusammengefasst – Kapita​lismuskritik, einen sehr hohen Stellenwert hat. Und erlauben Sie mir, dass ich diesen gegenständlichen Antrag auch dazu verwende, Sie hier mit einem Gedanken wei​terhin auch zu beschäftigen, dass ich glaube, dass es gerade hier in diesem Bereich der internationalen Politik und Strukturpolitik wichtig sein wird, dass wir mit der Euro​päischen Union bei aller Kritik, trotzdem jene Solidargemeinschaft auch weiterhin forcieren und weiterentwickeln helfen, die als einzige durch den Kohäsionsfonds so etwas Ähnliches wie eine interstaatlíche Umverteilungspolitik mit den Verteilungen Nettozahler/Nettoempfänger überhaupt angeht.

Ich glaube, dass das in weitere Entwicklungen – und ich zitiere jetzt Schlagworte, die Sie genauso gut kennen wie ich – Global-Marshall-Plan, supernationale Institutionen, globale Politperspektiven, wir uns genau in diese Richtung so weiterentwickeln wer​den müssen, besser natürlich, um viele Fehler, die innerhalb des europäischen Be​reiches passiert sind vermeidend, aber letztendlich damit einer politischen Grundhal​tung Ausdruck verleihend, die ich jetzt sehr verkürzt und sehr zugespitzt als ein Pri​mat der Politik über die Ökonomie, anders formuliert, dass die Politik die entschei​denden Rahmenbedingungen zu stellen hat unter deren Prämissen sich die Wirt​schaft auch zu entwickeln hat, als eine einzige Möglichkeit sehe, um dieser derzeit latent vorhandenen und da und dort auch sehr sehr berechtigten Kapitalismuskritik etwas Positives in weiterer Sicht entgegenzusetzen.

Meine Damen und Herren! Ich kann es sehr verkürzt anders formulieren. Das Kapital, das Finanzkapital ist längst anonym und international. Es wird höchste Zeit, dass dort wo Politik in der Lage ist Rahmenbedingungen zu setzen, diese Internationalität einen höheren, einen globalen Stellenwert bekommt. Ich komme zum Schluss und möchte noch einmal regional auf ein positives Beispiel verweisen, das uns in Rich​tung der neuen Förderkulisse allen Mut machen sollte. Ich finde beispielsweise die sehr enge Kooperation der Universität Klagenfurt mit den Universitäten im Alpe-Adria-Raum, im konkreten wie bereits vor einer Woche an der Universität entwickelt, mit den Universitäten Lubljana, Koper, Maribor, mit Trieste und Udine, als etwas äußerst Positives. Ich sehe hier wirklich gute Chancen und wir sollten auch die Gele​genheit nutzen, die guten Kontakte zu Slowenien und damit auch zum zuständigen Kommissar für Forschung und Entwicklung im Rahmen der Nutzung des 6. Rahmen​programmes für Forschung und Entwicklung für Kärnten im interregionalen Zusam​menhang so nutzbar zu machen, dass damit Positives für unser Land, die wirtschaft​liche Entwicklung und damit für die Bevölkerung entsteht. Ich danke Ihnen! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dipl.-Ing. Gallo das Wort.)
Mag. Dr. Kaiser

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Ich verspreche Ihnen nicht zuviel; jetzt wird es mir gelingen, zeitmäßig meinen Vorredner zu überholen, denn er hat sehr ausführlich bereits dazu Stellung genommen. Ich möchte daran erinnern, dass wir vor wenigen Wochen im April einen fast wortidenten Antrag hier beschlossen haben, mit einer kleinen Ausnahme. Damals war die EU-Osterweiterung angeführt, aber es geht auch um Berichte betreffend die Förderkulisse ab 2007. Die Akzeptanz der EU wird ja vielfach mit den möglichen Förderungen in Verbindung gebracht, wird so ak​zeptiert. Daher ist es auch ganz wichtig, dass wir uns informieren. Wir haben im Aus​schuss eine sehr ausführliche Diskussion und Information gehabt. Jetzt werden Be​richte kommen. Da wird es wichtig sein, sich diese auch zu Gemüte zu führen. Ich gehe davon aus, dass diese auch gelesen werden. Sie werden dennoch Papier blei​ben. Daher ist noch etwas noch wichtiger, nämlich dieses Papier mit Leben zu erfül​len, denn die Menschen werden sich dann mit der EU identifizieren, wenn sie mer​ken, dass ihnen das nicht nur materiell etwas bringt sondern all das, was an Verspre​chungen gemacht wird, auch tatsächlich stattfindet.

In diesem Sinne wünsche ich uns allen gute Berichte und schließe mit der Mitteilung, dass wir von freiheitlicher Seite diesem Antrag selbstverständlich auch die Zustim​mung erteilen werden. (Beifall von der F-Fraktion.)
(Da keine weitere Wortmeldung mehr vorliegt, erteilt der Vorsitzende dem Berichter​statter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird einstimmig so beschlossen.)
Dipl.-Ing. Gallo

Berichterstatter Abgeordneter Köfer (SPÖ):

Köfer

Der Kärntner Landtag wolle beschließen, dass die Kärntner Landesregierung aufge​fordert wird, dem Kärntner Landtag regelmäßig Berichte über die Vorbereitungen (in Kärnten) im Hinblick für die ab 2007 geltenden neuen Regeln der EU-Förderkulisse vorzulegen.

Ich beantrage die Annahme.

(Der Antrag wird einstimmig beschlossen.)
Köfer

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Ich komme zum Tagesordnungspunkt


6.
Ldtgs.Zl. 222-2/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Rechts-, Verfassungs-, Volks​gruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa zur Regierungsvorlage betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Mitwirkungspflicht-Änderungsgesetz geändert wird



./. mit Gesetzentwurf

Der Berichterstatter ist Abgeordneter Klubobmann Ing. Scheuch.

Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa ist die erste Lesung erfolgt. Herr Berichterstatter, ich erteile dir das Wort!

Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Danke für die Worterteilung! Hoher Landtag, im Wesentlichen geht es in diesem Ge​setz darum, Begriffe der Gendarmerie durch Begriffe der Polizie zu ersetzen. Ich bitte um Eröffnung oder beziehungsweise Eingehen in die Generaldebatte.

(Der Vorsitzende eröffnet und schließt gleichzeitig wieder die Generaldebatte und er​teilt dem Berichterstatter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte sowie die ziffernmä​ßige Abstimmung. – Der Antrag über das Eingehen in die Spezialdebatte wird ein​stimmig beschlossen. Ebenso wird über die ziffernmäßige Abstimmung einstimmig abgestimmt. – Berichterstatter:)
Der Landtag wolle beschließen:

Das Mitwirkungs-Änderungsgesetz, LGBl.Nr. 35/1999, wird wie folgt geändert:

Ziffer 1, Ziffer 2

Ich beantrage die Annahme.

(Die Annahme von Ziffer 1 und Ziffer 2 erfolgt einstimmig. – Der Vorsitzende: Kopf und Eingang! – Berichterstatter:)
Gesetz vom 7.7.2005, mit dem das Mitwirkungsplicht-Änderungsgesetz geändert wird

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen.

(Die Annahme von Kopf und Eingang erfolgt einstimmig. – Der Vorsitzende: Dritte Lesung!)
Der Landtag wolle beschließen:

Dem Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Mitwirkungspflicht-Änderungsgesetz ge​ändert wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.

(Auch die Annahme der 3. Lesung erfolgt einstimmig.)
Ing. Scheuch

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Ich komme zum Tagesordnungspunkt


7.
Ldtgs.Zl. 233-2/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Rechts-, Verfassungs-, Volks​gruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa zur Regierungsvorlage betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Informa​tions- und Statistikgesetz erlassen wird



./. mit Gesetzentwurf

Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa ist die 1. Lesung erfolgt.

Berichterstatter ist Abgeordneter Klubobmann Mag. Grilc. Nachdem er nicht im Ple​num ist und die Sitzung verlassen hat, darf ich Herrn Obmann Mag. Ragger um den Bericht ersuchen!

Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Ragger (F):

Mag. Ragger

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren des Hauses! Im vor​liegenden Gesetzesentwurf, nämlich dem Kärnter Informations- und Statistikgesetz geht es im Wesentlichen darum, dass der Umweltinformationsrichtlinie, die von der EU vorgegeben worden ist, Rechnung getragen worden ist und, dass im Landessta​tistikgesetz erstmalig die Möglichkeit besteht, dass selbstständige Aufträge von Sei​ten der Landesregierung an die Landesstatistik erteilt wird zur Erreichung, zur Unter​suchung von verschiedenen statistischem Zahlenmaterial. Es sind auch verschie​dene Strafbestimmungen, welche im Ausschuss diskutiert worden sind, eingezogen worden, insbesondere deshalb, um dem Datenschutz Rechnung zu tragen.

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.

(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Holub das Wort.)
Mag. Ragger

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Dieses Informations- und Statistikgesetz enthält verschiedene Materien. Erst einmal die Auskunftspflicht, dann ein Umweltin​formationsgesetz mit Umsetzung der Umweltinformationsrichtlinie und der ARVOS-Konvention, dann ein Datenschutzgesetz und eine Richtlinie für Weiterverwendung von Dokumenten öffentlicher Stellen, sowie ein Statistikgesetz. Generell ist anzumer​ken, dass es im Sinne der Übersichtlichkeit und Transparenz nicht sinnvoll ist, Rege​lungen mit verschiedenen Zielsetzungen in einem Gesetzestext zusammenzufassen. In diesem Fall haben wir uns aber alles genau angesehen und es wurden auch die ganzen Kritikpunkte des Bundeskanzleramtes miteingearbeitet. Und somit ist es doch ein Vorteil für die Umweltinformation, dass man jetzt den Zustand von Luft und Atmosphäre, Wasser, Boden, Land und Landschaft eben abfragen kann, außer ich komme von Lärm und Strahlung, dass es eine Informations- und Auskunftspflicht gibt. Das Gesetz wird sicherlich unsere Umwelt ein bisschen besser machen und auch die Information - als Beispiel will ich Fürnitz anführen; – da wüssten wir jetzt schon alle mehr, wenn das Gesetz schon da gewesen wäre. Danke!

(Da keine weitere Wortmeldung mehr vorliegt, erteilt der Vorsitzende dem Berichter​statter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird einstimmig so beschlossen. – Der Berichterstatter beantragt das paragraphenweise Abstimmen. – Dieser Antrag wird wiederum einstimmig beschlossen.)
Holub

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Ragger (F):

Mag. Ragger

1. Abschnitt:

Allgemeine Auskunftspflicht

§ 1 Auskunftspflicht

§ 2 Recht auf Auskunft

§ 3 Auskunftserteilung

§ 4 Auskunftsverweigerung

2. Abschnitt

Umweltinformation

§ 5 Förderung der Umweltinformation; informationspflichtige Stellen

§ 6 Freier Zugang zu Umweltinformationen

§ 7 Mitteilungspflichten

§ 8 Mitteilungsschranken

§ 9 Rechtschutz

§ 10 Gebühren

§ 11 Veröffentlichung von Umweltinformationen

§ 12 Umweltzustandsbericht

3. Abschnitt

Datenschutz

§ 13 Anwendungsbereich

§ 14 Anwendung des Datenschutzgesetzes 2000 (abgekürzt DSG 2000)

4. Abschnitt

Weiterverwendung von Dokumenten öffentlicher Stellen

§ 15 Anwendungsbereich

§ 16 Ermächtigung zur Bereitstellung

§ 17 Benützungsentgelt

§ 18 Bedingungen für die Weiterverwendung

§ 19 Service

5. Abschnitt

Landesstatistik

§ 20 Aufgaben

§ 21 Grundsätze

§ 22 Beschaffung und Verarbeitung von Daten

§ 23 Personenbezogene Daten

6. Abschnitt

Gemeinsame Bestimmungen

§ 24 Eigener Wirkungsbereich

§ 25 Strafbestimmungen

§ 26 Abgabenbefreiung

§ 27 Umsetzungshinweise

§ 28 Inkrafttreten und Außerkrafttreten

Ich beantrage die Annahme.

(Die Annahme des Antrages erfolgt einstimmig. – Der Vorsitzende: Kopf und Ein​gang! – Berichterstatter:)
Gesetz vom 7.7.2005 über Auskunftspflicht, Datenschutz und Statistik des Landes (Kärntner Informations- und Statistikgesetz – K-ISG)

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:

Ich beantrage die Annahme.

(Der Antrag wird einstimmig beschlossen. – Der Vorsitzende: Dritte Lesung! – Be​richterstatter:)
Dem Entwurf eines Gesetzes über Auskunftspflicht, Datenschutz und Statistik des Landes (Kärntner Informations- und Statistikgesetz – K-ISG) wird die verfassungs​mäßige Zustimmung erteilt.

Ich beantrage die Annahme.

(Die Annahme der 3. Lesung erfolgt einstimmig.)
Mag. Ragger

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt


8.
Ldtgs.Zl. 81-9/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Wirtschaft, Finanzen, Infrastruk​tur, Wohnbau und Verkehr zur Regierungsvorlage betreffend Kärntner Landes- und Hypothekenbank-Holding, Änderung der Satzung

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Mag. Ebner. – Ich erteile dir das Wort!

Ferlitsch

Abgeordneter Mag. Ebner (F):

Mag. Ebner

Geschätzter Herr Präsident! Kolleginnen und Kollegen des Landtages! Die nunmehr vorliegende Beschlussfassung ist ein weiterer Schritt im Bereiche des Sonderver​mögens Zukunft Kärnten zur Finanzierung und Unterstützung von im Interesse des Landes gelegenen Vorhaben. Die Diskussionen des heutigen Tages haben schon ausführlich darüber berichtet. Ich glaube, dass ich als Berichterstatter von weiteren Worten Abstand nehmen kann und beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.

(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Gunzer als Erstem das Wort.)
Mag. Ebner

Abgeordneter Gunzer (F):

Gunzer

Herr Präsident! Hohes Haus! Die Änderung der Satzungen für die Kärntner Landesholding haben insbesondere den Sinn, dass das Sondervermögen Zukunft Kärnten des Landes Kärnten ganz genau darin geregelt ist, und zwar dass die Mittel eingesetzt werden: für die Infrastruktur, für die Bildung, für die Forschung, für die Informations- und Kommunikationstechnik, für die Regionalentwicklung, für die Kultur, für Tourismus, für die Schaffung von Ganzjahrestourismus, für den Umweltschutz und für die Sicherung der überregional bedeutenden Wasservorkommen. Die Mittel des Sondermögens Zukunft Kärnten werden weiters eingesetzt für die Finanzierung diverser Produkte in Kärnten, wie zum Beispiel interkommunale Gewerbeparks.

Entscheidend dabei ist auch – und das erwähne ich hier ganz besonders -, dass es mir wichtig ist, dass definitiv in diesen Satzungen vorgesehen ist, wofür dieses Geld verwendet wird und nicht, wie schon mehrmals andiskutiert worden ist, zum Beispiel zum Schuldenabbau verwendet wird. Das ist ein entscheidender Faktor. Es bestehen ein Aufsichtsrat sowie ein Vorstand, es wird auch ein Beirat installiert, die über die Anträge für diesen Zukunftsfonds regelmäßig Bericht erstatten müssen. Die Aufsicht hat letztendlich die Landesregierung. Danke!

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Köfer das Wort.)

Gunzer

Abgeordneter Köfer (SPÖ):

Köfer

Herr Präsident! Hohes Haus! Unter dem § 6a Sondervermögen Zukunft Kärnten finden wir in einigen Punkten die Aufgaben des Sondervermögens Zukunft Kärnten, die darin bestehen, in direkten oder indirekten Finanzierungen und Unterstützungen von im Interesse des Landes Kärnten gelegenen Maßnahmen in die Attraktivität des Wirtschaftsstandortes zu erhöhen und nachhaltig bestehende Arbeitsplätze zu sichern. Wir finden unter Punkt a die Infrastruktur, die Bildung, die Forschung und Entwicklung, die Informations- und Kommunikationstechnik, die Kultur, den Tourismus, den Umweltschutz und ganz besonders die Regionalentwicklung. Da kann man dann lesen, dass durch die Aktivierung und die Ausschöpfung der endogenen Entwicklungspotenziale in den Regionen Kärntens zur Sicherung eines wirtschaftlichen, gesunden und leistungsfähigen ländlichen Raumes dies insbesondere durch Programme und regionale Leitprojekte – und jetzt kommt es: - in den weiteren Ausbau und die Forcierung vorhandener Stärken des Zentralraumes nachhaltige Aufwertung erfahren sollen.

Ich ersuche, dass wir diesen Bereich, den ländlichen Raum, nicht ganz vergessen sollten! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Lesjak das Wort.)

Köfer

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! Wir können und werden diesem Gesetz unsere Zustimmung nicht geben, aus bekannten Gründen. Wir haben ja die Konstruktion dieses Beirats und des Gesetzeswerks, der Kärnten Holding, ja auch nicht zugestimmt; aus verschiedenen Gründen. Es sei nur erwähnt, dass völlig unklar ist, wer tatsächlich über die Projekte entscheidet. Wer wird das sein, der darüber entscheiden wird, welches Projekt gefördert wird? Das ist vielleicht der Geschäftsführer, vielleicht aber auch nicht. Jedenfalls ist es sicher nicht der Beirat, der nur eine beratende Wirkung hat und eine Empfehlung abgeben kann. Also dieser Beirat kann irgendetwas sagen – er muss aber nicht gehört werden.

Die Kärntner Landesholding unterliegt der Aufsicht des Landes. So will ich mir schon erwarten, dass sie auch der Aufsicht des Landtages unterliegt, als gemeinsame Aufsicht der Landesregierung. Weder haben wir eine Kontrolle noch irgendeine Einflussmöglichkeit, geschweige denn haben wir ausreichende Informationen, was mit diesen Geldern passiert. Daher können wir diesem Gesetz wirklich nicht zustimmen! (Abg. Ing. Scheuch: Vielleicht ist es gut? – Beifall vom Abg. Holub.)

(Es liegt keine Wortmeldung mehr vor. – Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort.)

Mag. Lesjak

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Ebner (F):

Mag. Ebner

Sehr geehrter Herr Präsident! Kolleginnen und Kollegen, ich verzichte diesmal auf das Schlusswort nicht. Ich möchte nämlich nach 20 Jahren kommunalpolitischer Erfahrung in Klagenfurt in Koalition mit der Österreichischen Volkspartei festhalten, dass ich demokratiepolitisch bedenkliches Verhalten von einigen Kollegen der ÖVP-Fraktion hier heute feststellen musste, denn in 20 Jahren kommunalpolitischer Tätigkeit sind mir solche Äußerungen und so ein Verhalten von Seiten dieser Fraktion nicht vorgekommen. Ich bedauere es ausdrücklich, dass es nicht möglich ist, Ihnen das zu sagen, nur sollten wir auch die Stärke haben, Kritik auch auszuhalten und nicht die Landtagssitzung entsprechend zu verlassen. Denn es wäre richtig gewesen, sich auch hier unter diesem Tagesordnungspunkt zu Wort zu melden.

Damit beantrage ich das Eingehen in die Spezialdebatte.

(Dieser Antrag wird mit Mehrheit angenommen. – Berichterstatter:)

Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Gemäß § 24 Abs. 2 K-LHG idF LGBl. Nr. 42/2005 wird die in der Aufsichtsratssitzung der Kärntner Landesholding am 10. 6. 2005 einstimmig beschlossene anliegende Änderung der Satzung der Kärntner Landes- und Hypothekenbank-Holding (Kärntner Landesholding) genehmigt.

Ich beantrage die Annahme.

(Der Antrag wird mit Mehrheit angenommen.)

Mag. Ebner

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 9:


9.
Ldtgs.Zl. 198-2/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Wirtschaft, Finanzen, Infrastruktur, Wohnbau und Verkehr zur Regierungsvorlage betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über die Landesumlage geändert wird 

./. mit Gesetzesentwurf

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Mag. Ebner. Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen, Infrastruktur, Wohnbau und Verkehr ist die erste Lesung erfolgt. Bitte, Herr Berichterstatter!

Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Ebner (F):

Mag. Ebner

Hoher Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! In den Erläuterungen ist bereits das Wesentliche des Inhaltes dieses Tagesordnungspunktes vorgetragen worden. Im Ausschuss war es nach ausführlicher Diskussion so, dass ein Abänderungsantrag der ÖVP keine Mehrheit gefunden hat. Der Abänderungsantrag der SPÖ zur Konkretisierung der entsprechenden Formulierung hat sehr wohl eine antragsmäßige Zustimmung im Ausschuss gefunden.

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.

(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte. – Es liegt keine Wortmeldung vor. – Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte.)

Mag. Ebner

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Ich lasse zuerst über die Spezialdebatte abstimmen. Wer damit einverstanden ist: Bitte um ein Handzeichen! – Danke, das ist einstimmig so beschlossen. Weiters stimmen wir über die ziffernmäßige Abstimmung ab. Wer damit einverstanden ist: Bitte ebenfalls um ein Handzeichen! – Das ist wiederum einstimmig so beschlossen.

Es liegt mir weiters ein Abänderungsantrag von Seiten der ÖVP vor. Dieser Antrag wurde nicht in der Spezialdebatte eingebracht. Nachdem die Herren Abgeordneten der ÖVP nicht da sind, können wir diesen Antrag auch nicht zur Abstimmung bringen.

Bitte fortzufahren!

Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Ebner (F):

Mag. Ebner

Artikel I: Das Gesetz über eine Landesumlage, LGBl. Nr. 22/1967, in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 50/1973, 60/1979, 29/1985, 66/1989, 79/1993, 72/1996, 58/2001, wird wie folgt geändert:

Damit beantrage ich die Annahme.

Mag. Ebner

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Die Annahme wurde beantragt. Wer damit einverstanden ist: Bitte um ein Handzeichen! – Danke, das ist einstimmig so beschlossen. Kopf und Eingang!

Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Ebner (F):

Mag. Ebner

Gesetz vom 7. Juli 2005, mit dem das Gesetz über eine Landesumlage geändert wird

Mag. Ebner

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Der Landtag … Ich unterbreche kurz. Was war jetzt da? (Schriftführer und Vorsitzender besprechen den Vorgang.)

Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Ebner (F):

Mag. Ebner

Ziffer 1. § 1 Abs. 2 lautet:

(2) Die Höhe der Landesumlage wird für die Jahre 2005 bis 2008 mit 7,8 vH der ungekürzten rechnungsmäßigen Ertragsanteile der Gemeinden an den gemeinschaftlichen Bundesabgaben (§ 11 Abs. 1 erster Satz des Finanzausgleichsgesetzes 2005, BGBl. I Nr. 156/2004) mit Ausnahme der Werbeabgabe festgesetzt.

2. § 2 Abs. 2 lautet:

(2) Die Finanzkraft des Vorjahres wird ermittelt durch Heranziehung

a) der Grundsteuer für Steuergegenstände gemäß § 1 Abs. 2 des Grundsteuergesetzes 1955, BGBl. Nr. 149, unter Zugrundelegung der Messbeträge des Vorjahres und eines Hebesatzes von 360 vH und

b) von 39 vH der tatsächlichen Erträge der Kommunalsteuer und der Lohnsummensteuer des zweitvorangegangenen Jahres.

Artikel II: Artikel I dieses Gesetzes tritt am 1. Jänner 2005 in Kraft.

Ich beantrage die Annahme.

Mag. Ebner

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Die Annahme wurde beantragt. Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um ein Handzeichen! – Danke, das ist einstimmig so beschlossen. Kopf und Eingang!

Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Ebner (F):

Mag. Ebner

Kopf und Eingang, noch einmal:

Gesetz vom 7. Juli 2005, mit dem das Gesetz über eine Landesumlage geändert wird

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:

Ich beantrage die Annahme.

Mag. Ebner

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Die Annahme wurde beantragt. Wer damit einverstanden ist: Bitte um ein Handzeichen! – Danke, das ist so beschlossen. Wir kommen zur dritten Lesung.

Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Ebner (F):

Mag. Ebner

Dritte Lesung:

Dem Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über eine Landesumlage geändert wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.

Ich beantrage die Annahme.

Mag. Ebner

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Die Annahme über die dritte Lesung wurde beantragt. Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um ein Handzeichen! – Danke, das ist wiederum einstimmig so beschlossen.

Zwischenzeitig darf ich die Damen und Herren Pensionisten und Pensionistinnen und den Herrn Regierungsrat Jäger herzlich begrüßen. Es freut uns, dass Sie an dem Geschehen im Kärntner Landtag Anteil nehmen! (Beifall im Hause)
Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 10:


10.
Ldtgs.Zl. 26-3/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport zur Regierungsvorlage betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Sozialhilfegesetz 1996 geändert wird; Herabsetzung der Gemeindeanteile an der Finanzierung 

./. mit Gesetzentwurf

Berichterstatterin ist Frau Abgeordnete Mag. Trannacher. Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport ist die erste Lesung erfolgt. Frau Berichterstatterin, ich erteile Ihnen das Wort!

Ferlitsch

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Trannacher (SPÖ):

Mag. Trannacher

Herr Präsident! Hohes Haus! Liebe Zuhörer und Zuhörerinnen! Mit der Regierungsvorlage, mit der das Kärntner Sozialhilfegesetz 1996 geändert werden soll, geht es im Wesentlichen um drei Bereiche. Einer, der sehr zentral ist und schon seit langer Zeit auf der Tagesordnung dieses Hauses steht und der mit dieser Gesetzesänderung einmal zunächst umgesetzt wird, ist die Herabsetzung des Gemeindeanteiles. Ein weiterer Punkt ist die sprachliche Veränderung des Sozialhilfegesetzes in einigen wesentlichen Punkten, auch wenn diese Veränderung nicht weitreichend genug ist und erst in einer großen Novelle des Sozialhilfegesetzes dann tatsächlich bereinigt werden wird. Ein dritter Bereich ist, dass die Rechte und Kompetenzen der Sozialhilfeverbände erweitert und vergrößert werden sollen.

Der Gesetzentwurf wurde im Ausschuss für Soziales behandelt und dort auch mehrheitlich beschlossen. Ich beantrage hiermit die Eröffnung der Generaldebatte.

(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Dr. Prettner das Wort.)

Mag. Trannacher

Abgeordnete Dr. Prettner (SPÖ):

Dr. Prettner

Geschätzter Herr Präsident! Hoher Landtag! Geschätzte Zuhörer auf der Tribüne! Zur Änderung des Sozialhilfegesetzes ist festzustellen, dass es eine Tatsache ist, dass die Sozialhilfeempfänger von Tag zu Tag an der Anzahl sich erhöhen. Es ist auch eine Tatsache, dass die Bundesregierung, die seit 2.000 hier am Werken ist, seit fünf Jahren, die finanziellen Belastungen auf die einzelnen Bürgerinnen und Bürger dieses Landes abwälzt. Die Reformen oder Gebührenerhöhungen, wie man es eigentlich besser bezeichnen könnte oder, wie Sie selber mit schmeichelweicher Sprache sagen, die Pensionsharmonisierungen wirken sich knallhart auf die Brieftaschen der einzelnen Bürgerinnen und Bürger aus. Hiervon sind vor allem die Pensionisten betroffen. Es kommt in Wahrheit zu Pensionskürzungen. Alleine wenn ich die Zahlen der Sozialhilfeempfänger im Pflegebereich mir anschaue und die Tendenz, die hieraus abzulesen ist, heißt, dass wir von Jahr zu Jahr über 10 % Steigerung haben und zur Zeit über 2.700 Sozialhilfeempfänger im Pflegebereich haben. Das ist eine erschreckende Tatsache.

Wir haben heute am Vormittag die Arbeitsplatzsituation diskutiert. Wir haben auch festgestellt, dass die Arbeitslosenquote bei uns eine sehr hohe ist, also 7,8 % Arbeitslosenquote. Dadurch sind natürlich die Beiträge der Personen im Versicherungsbereich entsprechend niedrig, vor allem die Sozialversicherung, die GKK klagt über zusätzliche Beitragsverluste

Die Menschen werden praktisch in die Armut gedrängt. Es ist aber auch eine Tatsache, dass die Gemeinden immer mehr in die Armut gedrängt werden. Wir haben bereits jetzt eine Anzahl von 50 Abgangsgemeinden in unserem Bundesland, weil auch hier die Regierung bemüht ist, alle Kosten und finanziellen Belastungen auf die kleinsten Kommunen zu übertragen. Also wenn wir hier die Tendenz der Gemeindebeiträge zu den Sozialhilfen betrachten, so sieht man, dass es hier einen enormen Anstieg nimmt und auch in Zukunft nehmen wird.

Wenn wir die Bundesländer untereinander vergleichen, so hat Kärnten mit 60 % der Finanzierung der Sozialhilfe einen sehr hohen Anteil. Das einzige Bundesland, das uns hierbei überholt, ist Salzburg mit 65 % Anteil der Gemeinden an den Sozialhilfebeiträgen. Ich glaube, jeder Bürgermeister, der hier ist, wäre froh, in Tirol Bürgermeister zu sein, weil hier sind die Sozialhilfebeiträge nur 35 %.

Wenn wir uns so anschauen, dass der Gemeindebund schon seit Jahren darauf hin​weist, dass die Beiträge für die Sozialhilfe für die Gemeinden immer höher werden, so sieht man, dass schon bereits im Jahre 1999 in dieser Richtung urgiert wurde. Es wurde eine Resolution des Kärntner Gemeindebundes auf Änderung des Finanz​schlüssels auf 50 : 50 beantragt. Es wurde auch im Jänner 2001 im Landtag ein ein​stimmiger Beschluss gefasst. Im Feber 2001 wurde dieser Antrag jedoch von ÖVP und FPÖ an den Ausschuss zurückverwiesen. Nun ist es gelungen, dass jetzt relativ rasch dieser Schlüssel doch geändert wird und es von Jahr zu Jahr zu einer einpro​zentigen Absenkung des Gemeindebeitrages in Zukunft kommen wird. Aber es wird allein nicht nur bei der Absenkung dieses Schlüssels für die Gemeinden und dieses Prozentsatzes für die Gemeinden bleiben können, weil sonst wird es so gehen - wie es der Herr Abgeordnete Holub heute in der Früh schon gezeigt hat - irgendwann einmal wird’s tilt machen.

Und so ist es nur der umsichtigen Führung unserer Landesrätin Schaunig zu verdan​ken, dass sie bereits hier Schritte setzt, (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Was hat Sie dir denn versprochen!? – Mehrere Einwände aus der F-Fraktion. – Unruhe im Hause.) nämlich im Bereich der Lebenssicherung, der sozialen Mindestsicherung für die einzelnen Bürger, die vor allem den Einzelnen und den Menschen wieder Unterstützung geben sollte, sowie ein Starterkabel der Batterie Starthilfe geben soll, zur eigenständigen Erwerbstätigkeit. Wieder Anschluss zu finden ins Erwerbsleben für Leute die keine Arbeit haben beziehungsweise sollen bürokratische Hürden gesenkt werden. Und die vielen Töpfe an Förderungen, die es zurzeit gibt sollen umgeleert werden in ein Fass mit Boden. Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Ragger das Wort.)
Dr. Prettner

Abgeordneter Mag. Ragger (F):

Mag. Ragger

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren des Hauses! Das Kärntner Sozialhilfegesetz 1996, hat - wie ich meine - eine Änderung erfahren. Die​ser Änderung sind vorausgegangen in der alten Legislaturperiode der Ansatz, dass wir diesen Schlüssel 60 : 40, 60 waren also die Gemeinden und 40 Prozent trägt das Land, langsam ändern werden. Das hat, richtig wie es die Frau Abgeordnete Tran​nacher gesagt hat, Folgewirkungen, nämlich einerseits Mehrbelastungen für das Land. Das heißt, im Jahre 2006 werden wir 1,1 Millionen Euro mehr an Sozialhilfeab​gaben aufwenden müssen, das bis zum Jahre 2009 auf einen Beitrag von 4,5 Millio​nen Euro ansteigen wird. Im Gegenzug dazu werden natürlich diese Gemeinden entlastet. Das heißt, der Schlüssel wird bis zum Jahre 2009 langsam auf einen Be​reich von 56 Prozent abgesenkt. Jetzt ist der Schlüssel die eine Sache und das An​bieten von Sozialleistungen natürlich die andere Sache.

Was für uns eine wichtige Maßnahme war - und da haben wir uns auch mit der Sozialreferentin sehr gut verständigt war - dass sowohl im privaten Bereich der Alten​heime und Pflegeheime als auch im öffentlichen Bereich der Sozialhilfeverbände es die Möglichkeit geben muss, dass auch den einzelnen Körperschaften des öffent​lichen Rechtes als auch den privaten Heimen die Möglichkeit offeriert wird, auch im privaten Bereich Tagesbetreuung anbieten zu können. Für uns hat die eine Seite den Grund, dass wir vor allem ausländische Möglichkeiten von Tagesbetreuungen hintan​halten wollen. Man denke zum Beispiel an tschechische oder polnische oder auch ungarische Arbeitskräfte, für die aufgrund der Übergangsbestimmungen schon vor​her - vor Beitritt dieser Länder in die Europäische Union - die Möglichkeit geschaffen worden ist, dass sie im Tagesbedarf Leistungen anbieten können und auf der ande​ren Seite die Möglichkeit, dass man eine Grundversorgung sicherstellt für das Alt​werden zuhause. Das waren Grundüberlegungen die vordergründig in erster Linie bei uns maßgebend waren, aber auch der Bereich dieser flächendeckenden Versor​gungen von Tagesanbietern für den privaten und den halböffentlichen Bereich.

Weiters haben wir vor allem in diesem Gesetz mittlerweile die Möglichkeit, dass auf​grund dessen, dass sämtliche Bundesländer mit einer 15a – B-VG-Vereinbarung, die ja einer Vereinbarung beigetreten sind, um den Kostenersatz in Angelegenheiten der Sozialhilfe zu regeln, hier letztendlich heute die Zustimmung erteilt wird, weil es vor allem wichtig ist, dass zum Beispiel, wenn Sozialhilfeleistungen in Anspruch genom​men werden von anderen Bürgern aus anderen Bundesländern, hier klare Kostenre​gelungen zwischen den einzelnen Bundesländern ausgemacht werden.

Im Großen und Ganzen ist dieses Kärntner Sozialhilfegesetz, diese Novellierung, wichtig und ein wichtiger Schritt für die Weiterentwicklung der sozialen Sicherheit in unserem Land und daher ist er von unserer Seite auch zu begrüßen. Danke! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Lesjak das Wort.)
Mag. Ragger

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Diesem Gesetz werden wir selbstverständ​lich zustimmen. Es ist wichtig, dass die Gemeinden entlastet werden, sie waren bis​her sehr belastet und werden das auch in Zukunft sein. Und diese Herabsetzung der Gemeindeanteile wird es den Gemeinden ein bisschen erleichtern. Trotzdem muss gesagt werden, dass in diesem Bereich mehr Mittel, finanzielle Mittel notwendig sein werden, wenn ich daran denke, dass ja im Herbst die Kärntner Lebenssicherung kommen soll - Herbst oder Winter - die ja wirklich eine vorbeugende Maßnahme gegen die Armut und gegen die Armutsgefährdung sein sollte. Dann muss ich wirk​lich warnen, dass so eine Leistung natürlich Mittel erfordert, die wir jetzt in diesem Budget nicht haben. Eine echte Lebenssicherung heißt, dass niemand unter der Armutsgrenze leben soll, niemand soll unter 765,-- Euro im Monat leben, kein einzi​ger Kärntner und keine Kärntnerin! Jeder soll die Möglichkeit haben, den Lebens​standard zu sichern und auch den Zugang zum Arbeitsmarkt und zur gesellschaft​lichen Teilhabe haben.

Die Kärntner Lebenssicherung soll also keine Sozialhilfe neu sein. Das Sozialhilfe​gesetz hat sehr viele Schwächen und auch hier werden wahrscheinlich Bereinigun​gen von Statten gehen, ebenso wie die Verwaltung, die ja jetzt auch einen Gutteil die​ses Geldes verbraucht. Danke! (Beifall von Abg. Holub.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Arbeiter das Wort.)
Mag. Lesjak

Abgeordneter Arbeiter (SPÖ):

Arbeiter

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Die Wortmeldung von Mag. Ragger hat mich hier herausgerufen, weil genau das, was du hier behauptet hast, dass auslän​dische Arbeiter also nicht österreichische Arbeiter mit diesem Gesetz das heute be​schlossen wird, verhindert werden. Da muss ich schon eine tatsächliche Berichtigung bei dir anbringen! Deine Regierung in Wien hat vor einigen Wochen beschlossen, dass 15 Prozent Leasingarbeiter (Mag. Ragger: Deine Regierung … ! Einwände von Abg. Mag. Ragger und Abg. Ing. Scheuch.) deine Regierung! Es ist nicht meine Re​gierung, sondern die Freiheitlichen haben das beantragt draußen, dass 15 Prozent Leasingarbeiter – 30 Prozent habens haben wollen - 15 Prozent habt ihr euch mit der ÖVP geeinigt. Man sollte bei diesen Tatsachen bleiben! Was das bedeuten wird bitte bei uns in allen Bereichen des Sozial- und Gesundheitswesens, das werdet ihr sel​ber zu verantworten haben. Aber man sollte hier, wenn ein Gesetz beschlossen wird, nicht mit falschen Wortmeldungen … Kollege Ragger, das bin ich von dir nicht ge​wohnt, das muss ich in aller Deutlichkeit sagen!

Wir haben jetzt bereits in Österreich 47.000 Beschäftigte aus anderen europäischen Nachbarländern. 47.000 Beschäftigte! (Abg. Dipl.-Ing. Freunschlag: Warum?) Ja, weil die Regierung in Wien nicht in der Lage ist, die Ausbildung mit eigenen Leuten so zu betreiben, dass wir auch unsere Arbeitsplätze abdecken könnten. (Abg. Dipl.-Ing. Freunschlag: Nein, das glaube ich nicht!) Lieber Kollege Freunschlag! Du bist solange im Geschäft, du weißt das ganz genau! Und das ist nicht eine Tagesversor​gung, die gemacht wird mit diesen Leasingarbeiten, sondern das funkitoniert völlig anders. Und wenn du einmal aus der Tschechei, aus der Slowakei oder aus anderen Ländern hereinfahren würdest, würdest sehen, wie Busse 14-tägig voll mit Gesund​heitsberufen in Österreich hereinfahren und bei uns – nicht nur jetzt in Wien und Nieder- und Oberösterreich, sondern bereits in Kärnten – Arbeitsplätze für die wir sehr wohl Inländer hätten, wegnehmen, weil jetzt die Möglichkeit im Gesetz besteht, 15 Prozent Leasingarbeiter sogar offiziell aus diesem Bereich einzustellen, und wie Leasingarbeiter bezahlt werden. Wenn ich den Kollegen Gunzer aus der Wirtschaft da anschaue, das weiß er wahrscheinlich besser als ich. Wir kennen das auch in unseren Bereichen. Bis jetzt sind ja diese Kolleginnen oder Kollegen aus dem Ausland ja überwiegend in extramuralen Bereichen eingesetzt worden. Stimmt nicht! Sie haben …. (Mikrofonstörung) Schon längst, auch in den Anstalten – das ist gar keine Frage! Und sie werden in der nächsten Zeit, wenn wir nicht gemeinsam hier auf​passen werden, auch den Kärntnerinnen und Kärntnern, die im Gesundheitsbereich arbeiten, ihren Arbeitsplatz gefährden. Ich werde euch erinnern, wenn es der Fall ist.

Und Herr Klubobmann, gerade dich in deiner Richtung erinnernd, wenn wir zu die​sem Thema sehr schnell, wahrscheinlich auch im Herbst bereits hier herinnen näm​lich diskutieren werden. Das Gesetz ist in Ordnung! Dass die Gemeinden entlastet werden, ist in Ordnung! Darüber brauche ich mich nicht verbreitern, das haben an​dere Redner gemacht. Tun wir nicht so, als wenn wir bittschön einen Riegel vorschie​ben könnten, Magister Ragger, dass genau das, was jetzt mit euren Leuten in Wien in der Bundesregierung beschlossen worden ist, verhindert werden kann. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Da keine weitere Wortmeldung mehr vorliegt, erteilt der Vorsitzende der Berichter​statterin Abg. Trannacher das Wort.)

Arbeiter

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Trannacher (SPÖ):

Mag. Trannacher

Ich möchte von dem Recht ein Schlusswort zu halten, ausnahmsweise Gebrauch machen, weil es mir ganz wesentlich ist, zu sagen, dass es tatsächlich um zwei unter​schiedliche Bereiche geht, was das Sozialhilfegesetz anbelangt. Das Eine ist die Finanzierung und da ist es ein ganz wesentlicher Teil, dass die Belastung der Ge​meinde endlich etwas abgesenkt wird. Gleichzeitig – und da bin ich mit dem Gebhard Arbeiter völlig einer Meinung – geht’s darum, das Leistungsangebot bedürfnis- und bedarfsgerecht auszubauen und auch auszuweiten. Und vor allem den Menschen in diesem Land die Sicherheit zu geben, dass sie entsprechend ihrer Bedürfnisse und auf der anderen Seite, dass die Menschen in diesem Land entsprechend ihrer Quali​fikation diesen Sozialbereich auch tatsächlich so abdecken können, dass wir beruhigt in diesem Land krank werden können, arm werden können und manchmal auch in Schwierigkeiten geraten. In diesem Sinne ersuche ich um die Eröffnung der Spezial​debatte!

(Das Eingehen in die Spezialdebatte wird einstimmig beschlossen. – Der Antrag auf ziffernmäßige Abstimmung wird ebenfalls einstimmig beschlossen.)

Mag. Trannacher

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Trannacher (SPÖ):

Mag. Trannacher

Artikel I ….

Mag. Trannacher

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Moment! Entschuldigung! Bitte noch etwas Geduld! Und zwar liegt mir wiederum ein Abänderungsantrag der ÖVP-Fraktion vor. Nachdem die Abgeordneten nicht im Hohen Hause sind, können wir diesen Antrag nicht behandeln und fahren somit in der Tagesordnung fort bzw. im Abstimmungsvorgang fort.

Ferlitsch

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Trannacher (SPÖ):

Mag. Trannacher

Artikel I

Ziffer 1, 2, 3 … (Vom Schriftführer wird die Berichterstatterin aufmerksam gemacht, den Artikel I zu verlesen.) – Den lese ich? – Okay!

Artikel I

Das Kärntner Sozialhilfegesetz 1996 – K—SHG 1996, LGBl.Nr. 30 in der Fassung der Gesetze LGBl.Nr. 88/2001 und 140/2001 sowie der Kundmachung LGBl.Nr. 52/1997, wird wie folgt geändert:

Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4, Ziffer 5, Ziffer 6, Ziffer 7, Ziffer 8, Ziffer 9, Ziiffer 10, Ziffer 11, Ziffer 12, Ziffer 13, Ziffer 14, Ziffer 15, Ziffer 16, Ziffer 17, Ziffer 18, Ziffer 19, Ziffer 20, Ziffer 21, Ziffer 22, Ziffer 23

Ich beantrage die Annahme. – Äh, nein, entschuldige! – Ja doch, ich beantrage die Annahme!

(Der Artikel I wird einstimmig beschlossen. – Berichterstatterin:)
Mag. Trannacher

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Trannacher (SPÖ):

Mag. Trannacher

Artikel II

Ich beantrage die Annahme.

(Art. II wird einstimmig angenommen. – Berichterstatterin:)

Gesetz vom 7. 7. 2005, mit dem das Kärntner Sozialhilfegesetz 1996 geändert wird

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:

Ich beantrage die Annahme.

(Kopf und Eingang werden einstimmig angenommen. – Vorsitzender: Dritte Lesung! – Berichterstatterin:)

Dem Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Sozialhilfegesetz 1996 geändert wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.

Ich beantrage die Annahme.

(Der Gesetzentwurf wird in dritter Lesung einstimmig angenommen.)

Mag. Trannacher

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 11:


11.
Ldtgs.Zl. 183-4/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport zur Regierungsvorlage betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Heimgesetz geändert wird ./. mit Gesetzentwurf

Berichterstatterin ist Frau Abgeordnete Dr. Prettner. Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport ist die erste Lesung erfolgt. Bitte, Frau Berichterstatterin!

Ferlitsch

Berichterstatterin Abgeordnete Dr. Prettner (SPÖ):

Dr. Prettner

Die Novelle zum Kärntner Heimgesetz wurde aus mehreren Gründen notwendig, einerseits weil es um eine Anpassung an bundesgesetzliche Bestimmungen geht, und zwar hinsichtlich des Konsumentenschutzgesetzes, das heißt es soll dem Schutz der Bewohner eines Heimes dienen. Es sollte auch verwaltungsstrafrechtliche Relevanz daraus erwachsen. Strafen bis 15.000 Euro können verhängt werden.

Zweitens geht es um die Genehmigungsvoraussetzung für die Leitung von Heimen, und zwar in fachlicher und qualifizierter Hinsicht. Drittens geht es um die Voraussetzung für die Untersagung des Betriebes und Schließung von Einrichtungen, wenn Gefahr im Verzug ist. Viertens geht es um die Familienpflegestellen. Hier soll klar determiniert werden, wie viele Personen untergebracht werden dürfen und wie schwer der Grad der Pflegebedürftigkeit sein darf.

Ich bitte um das Eingehen in die Generaldebatte.

(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Mag. Ragger das Wort.)

Dr. Prettner

Abgeordneter Mag. Ragger (F):

Mag. Ragger

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren des Hauses! Am vorigen Mittwoch haben wir den letzten Feinschliff dieses Sozialhilfegesetzes bzw. dieses Heimgesetzes getroffen, zwischen der Landesrätin und den Freiheitlichen. Im Wesentlichen waren für uns ein paar Punkte in diesem Gesetz von besonderer Wichtigkeit. Dieses Gesetz symbolisiert den Sockel für die Weiterentwicklung der Alten- und Pflegeheime in Kärnten. Auf diesem Heimgesetz aufgebaut ist die Heimverordnung, welche die Ausführung, Ausbekleidung und den Schlüssel für den Einsatz der Arbeitskräfte regelt. Es ist uns insbesondere darum gegangen, dass diese Kleinsteinheiten, die sich langsam über die letzten Jahre hinweg entwickelt haben, erhalten bleiben bzw. auf Grund der Ausbildung, die sie teilweise, leider Gottes, muss man sagen, nicht haben. Das hat uns die Volksanwaltschaft zum Vorwurf gemacht, im Endeffekt, dass es zu schwarzen Schafen in Gallizien, im Lavanttal, vielleicht im Bezirk Völkermarkt gekommen ist. Wir haben deshalb eine Zweiteilung dieses Bereiches gemacht. Wir haben auf der einen Seite, diese, die zuerst nur anzeigepflichtig gewesen sind, nämlich bis zu drei pflegefremde Personen in diese privaten Pflegestellen unterzubringen und fünf Personen zu Wohnzwecken unterzubringen, diese aus der Anzeigepflicht heraus genommen und in die Bewilligungspflicht hinein gegeben. Das heißt, anders gesagt: Auch diese kleinen Pflegeeinheiten müssen jetzt in ein Bewilligungsverfahren. Wenn die Voraussetzungen nach dem Kärntner Heimgesetz, also nach der Heimverordnung vorliegen, werden sie auch eine Bewilligung erhalten.

Ein weiterer Punkt war jener, dass wir, um diese Investitionen, wie sie letztendlich gesetzt haben, hintanhalten und sie amortisieren können, eine Übergangsfrist eingezogen haben. Das konnten wir mit Hilfe unserer Verfassungsabteilung, Frau Dr. Havranek, auch sicherstellen, dass das funktioniert.

Insbesondere war wichtig, dass wir aufbauend auf diesem Heimgesetz, das letztendlich, wie schon früher ausgeführt, diesen Sockel bildet, auch in Hinkunft an der Verordnung gemeinsam mit der Landesrätin arbeiten werden, wo es uns vor allem darum geht, dass dieser Altenfachbetreuer und Altenhelfer anerkannt wird und dieser sozusagen auch dann in der Verordnung seinen Niederschlag findet. Das gleiche war auch, wo wir überein gestimmt haben, bei der wirtschaftlichen Besetzung eines Altenheimes und eines Pflegeheimes, nämlich dahingehend, dass es ganz klar eine Pflegeleitung geben muss, die letztendlich vor Ort und tatsächlich die Überprüfung durchführt, dass eben die Qualität gehalten werden kann. Das Zweite war, dass dieser Heimleiter zwar dort die Funktion eines Heimleiters genießt, aber dass man nicht für jedes Heim einen Heimleiter bestellen kann. Man muss ja auch überlegen, dass es zum Beispiel private Heimbetreiber gibt oder auch vielleicht Sozialhilfeverbände, die eine Expositur oder eine Zweigstelle führen und hier bei jeder Einsetzung eines Heimleiters natürlich die Verwaltungskosten sich erhöht hätten.

Ich gebe der Landesrätin absolut Recht, dass wir rigorose Strafmaßnahmen einziehen müssen. Das ist auch jetzt im Gesetz zum Niederschlag gekommen. Letztendlich ist es, glaube ich, für uns alle wichtig – und da stimmen wir alle überein -, dass wir in erster Linie die Qualität halten müssen, die Qualität ausbauen müssen. Die Leistung muss zumutbar sein. Es muss auch wirtschaftlich verträglich sein. Daher glaube ich, dass mit diesem Sockel des Kärntner Heimgesetzes ein gutes Gesetz vorliegt, das auch sehr lange gereift hat, muss man sagen, und auch in Hinkunft, dass man sich diese Verordnung noch einmal anschauen wird, dass man nach einer ersten Evaluierungsphase dann Möglichkeiten findet, wie man diese Schlüssel, die ja abgesenkt werden, das heißt für zweieinhalb Einheiten muss ich eine Diplomkrankenschwester bzw. eine Fachkraft anbieten, nochmals überprüft.

Viele kleine Punkte wird es auch noch geben. Wir haben in vielen Gesprächen mit der Abgeordneten Trannacher schon einmal die gewissen Situationen angeschaut. Ich glaube auch, dass wir im September guten Willens sind, dass wir in dieser Verordnung auch gewisse Adaptierungen machen können, die eben notwendig sind, die zweckmäßig sind und die letztendlich, bei allen übereinstimmend, der Qualität Rechnung tragen. Das ist, glaube ich, die Wichtigkeit. Das sollte man in diesem Gesetz berücksichtigen! Ich glaube, dass man damit dem Genüge getan hat. Danke schön! (Beifall von der F-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Trannacher das Wort.)

Mag. Ragger

Abgeordnete Mag. Trannacher (SPÖ):

Mag. Trannacher

Verehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Ich gebe dem Herrn Kollegen Ragger in weiten Bereichen vollkommen Recht. Ich glaube, es geht mit dem Kärntner Heimgesetz tatsächlich darum, einen Bereich, der eher zu den ganz großen Herausforderungen in unserer Gesellschaft gehört, nämlich die Betreuung und Pflege alter hilfs- und/oder pflegeabhängiger Menschen so sicherzustellen, dass die Qualität der Betreuung und Pflege tatsächlich auch gewährleistet werden kann.

Es ist gleichzeitig ein sehr sensibler Bereich, weil man mit Überregulierung letztendlich auch die Qualität nicht steigern kann. Dieser Entwurf, der jetzt vorliegt, dieses Gesetz, ist ein sehr guter Kompromiss, der in weiten Bereichen auch die bundesgesetzlichen Regelungen (das Heimvertragsgesetz und das Heimaufenthaltsgesetz) nachvollzieht, das vor allem aber – und das ist für mich ein ganz wesentlicher Bereich – die Bewohner- und Bewohnerinnenrechte stärkt. Es geht darum, dass die Betroffenen, diejenigen, die in Institutionen oder teilstationären Einrichtungen die Leistungen in Anspruch nehmen, auch tatsächlich die Anwältinnen und Anwälte ihrer eigenen Bedürfnisse werden. Es geht darum, Vertrauenspersonen unter den Bewohnerinnen und Bewohnern zu installieren. Es geht darum, bei den Kostenabrechnungen Transparenz sicherzustellen und vor allem – das ist ein zentraler Punkt – geht es um Rechtssicherheit.

Es geht auch darum, die Heimbetreiber und die Betreiber von so genannten Familienpflegestellen in die Pflicht zu nehmen, eine entsprechende Betreuungs- und Pflegequalität auch sicherzustellen, eine professionelle Pflegedienstleitung auch zu installieren und auch die Heimleitung in Hände zu legen, die die entsprechende Qualifikation aufweisen.

Ich denke – und da gehe ich mit dem Kollegen Ragger konform -, dass die Durchführungsbestimmungen, die Heimverordnung, noch in einigen Bereichen verbesserungswürdig sind, im Sinne einer tatsächlichen Qualitätsverbesserung für pflegeabhängige, betreuungsbedürftige Menschen. Ich denke, dass wir da im Herbst tatsächlich auch zu einer Lösung gelangen werden, die in der Praxis hält. Denn es hilft uns auch die allerbeste Gesetzgebung und Verordnung nichts, wenn sie in der Praxis nicht umsetzbar ist.

In diesem Sinne bin ich sehr froh, dass dieses Heimgesetz heute einstimmig hier beschlossen werden kann und denke, dass wir in unserer weiteren Arbeit an diesem Thema auch immer wieder weiter arbeiten müssen, denn der Bereich verändert sich, die Bedürfnisse verändern sich. Wie gesagt, es ist eine der größten politischen Herausforderungen, mit der demographischen Alterung unserer Gesellschaft so umzugehen, dass auch wir – die wir ja in den mittleren Jahren sind – in der Zukunft Strukturen vorfinden, wo wir unser Alter auch tatsächlich auch als einen Lebensabschnitt genießen können und nicht als einen Lebensabschnitt erdulden müssen. Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Lesjak das Wort.)

Mag. Trannacher

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Wir werden diesem Gesetz selbstverständlich zustimmen, weil das wirklich ein großer Wurf ist. Dieses Gesetz wird Qualitätsverbesserungen bringen und beinhaltet natürlich Qualitätssicherung auf vielen Ebenen durch verbindliche Standards, wo es einfach notwendig ist, diese Standards auch flächendeckend einzuziehen. Es kann nämlich sein, dass Betreiber irgendwie ihre traditionellen angestammten Arbeitsweisen weiterführen. Es ist natürlich so, dass das ein historisch gewachsener Bereich ist. Da haben sich auch einige Arbeitsweisen eingespielt und sind zu einem Standard geworden. Wichtig ist aber, dass wir wirklich die medizinische und pflegerische Grundversorgung der Menschen, die diese Leistungen in Anspruch nehmen, sicherstellen.

Wichtig ist auch, dass bestimmte Qualifikationen anerkannt werden. Der Konsumentenschutz wurde auch schon erwähnt. Heimbewohner haben natürlich Rechte, und die können sie auch einfordern. Wie gesagt, die Qualitätssicherung ist ein Hauptmerkmal. Heimleitung und Pflegeleitung müssen wirklich fachkundig sein, sonst ist eine Versorgung nicht gewährleistet. Danke! (Beifall vom Abg. Holub)

(Der Vorsitzende erteilt LR Mag. Dr. Schaunig-Kandut das Wort.)

Mag. Lesjak

Landesrätin Mag. Dr. Schaunig-Kandut (SPÖ):

Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Sie können sich vorstellen, dass der heutige Tag für mich als Sozialreferentin ein besonders erfreulicher ist. Ich möchte mich bei den Abgeordneten aller Fraktionen ganz herzlich für die konstruktive Umsetzung des Heimgesetzes bedanken. Ich glaube, dieser Gesetzesweg ist ein Musterbeispiel dafür, wie rasch man auf neue Herausforderungen reagieren kann, wenn alle politisch Verantwortlichen entsprechend dazu beitragen. Dafür bin ich sehr dankbar und darüber bin ich sehr froh!

In den letzten Wochen und Monaten sind uns zwei Meilensteine im Bereich der Versorgung der älteren Generation gelungen. Zum einen wurde die Heimverordnung nach einer sehr langen Entstehungsgeschichte letztendlich in Kraft gesetzt – zum anderen wird heute das Kärntner Heimgesetz beschlossen, mit vielen Maßnahmen - meine Vorrednerin und Vorredner haben das ja bereits ausgeführt -, die für die ältere Generation ganz, ganz wichtig sind.

Und Kärnten befindet sich hier in einer sehr guten Tradition. 1996 war Kärnten eines der ersten Bundesländer, das ein Heimgesetz überhaupt erschaffen hat, um die Be​treuung der älteren Generation auch sicherzustellen. In den letzten Jahren gab es immer wieder Veränderungen und Adaptierungen, und heute im Jahr 2005 stellen wir viele Passagen des Heimgesetzes auf eine neue Basis. Es wurde erwähnt, der Kon​sumentenschutz wird gestärkt. Wir wissen alle, dass ein Heimplatz heute schon eine sehr große Summe Geld kostet. Und die Bewohnerinnen und Bewohner haben das Recht, dafür auch als Konsumentinnen und Konsumenten und als Dienstleistungs​einkäuferInnen angesehen zu werden und nicht als Empfängerinnen von Almosen, wie ihnen in Heimen angeboten werden. In den Heimverträgen sind hinkünftig konsu​mentenrechtliche Bestimmungen zu verankern.

Die Möglichkeit wird auch geschaffen, wie Qualitätsstandards, die wir in der Heimverordnung festgelegt haben, letztendlich auch zu kontrollieren und zu exeku​tieren, nämlich durch ein erhöhtes Strafausmaß, das tatsächlich einen Anreiz bietet, für all jene, die sich halt nicht an die Spielregeln halten, hier es auch zu verspüren, wenn die öffentliche Hand es sanktioniert, zum Anderen auch durch die Möglichkeit einer Ersatzvornahme. Das bedeutet, dass von Seiten des Landes Ersatzkräfte in die Häuser geschickt werden können, wenn dort der erforderliche Personalstand nicht eingehalten wird. Ich möchte aber betonen, dass das Maßnahmen sind, die einige Wenige betreffen, die sich nicht entsprechend an die Gesetze halten. Ich möchte auch meine Freude darüber zum Ausdruck bringen, dass wir in Kärnten eine Heim​landschaft haben, wo sehr viele Betreiber, sehr viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter tagtägliche ganz tolle Arbeit leisten. Ich war gerade vor kurzem in einigen Heimen wo psychobiografische Pflegemodelle neu implementiert wurden. Und Sie können mir glauben, den Bewohnerinnen und Bewohnern gehts gut und den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern die damit arbeiten auch.

Dieses Gesetz garantiert letztendlich aber auch für die Steuerzahlerinnen und die Steuerzahler, dass wir das Geld, das die öffentliche Hand aufwendet, auch die Lei​stungen erbracht werden die aus diesen öffentlichen Mitteln bezahlt werden.

Es bleibt mir am Schluss als Sozialreferentin, mich nur noch beim Hohen Landtag zu bedanken für diese wirklich konstruktive Zusammenarbeit. Und in Anbetracht, wie diese Problemlage in Kärnten hier gelöst wird, bin ich guten Mutes, dass wir auch den hinkünftigen Herausforderungen in diesem Bereich mit der gleichen Geschwin​digkeit und mit der gleichen fachlichen Kompetenz begegnen werden können. (Beifall von der F- und SPÖ-Fraktion.)
(Da keine weitere Wortmeldung mehr vorliegt, erteilt der Vorsitzende der Berichter​statterin das Schlusswort.)
Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Berichterstatterin Abgeordnete Dr. Prettner (SPÖ):

Dr. Prettner

Ja, zum Schluss möchte ich vielleicht nur noch sagen, dass diese Änderung des Heimgesetzes mit den Stimmen der SPÖ und des BZÖ oder dem Freiheitlichen Klub beschlossen wurde; die ÖVP hat dagegen gestimmt. Ich beantrage jetzt das Ein​gehen in die Spezialdebatte.

(Dieser Antrag wird einstimmig beschlossen. – Der Antrag über die ziffernmäßige Ab​stimmung wird ebenfalls einstimmig beschlossen. – Berichterstatterin:)
Das Kärntner Heimgesetz – K-HG, LGBl.Nr. 7/1996, in der Fassung des Gesetzes LGBl.Nr. 9/2003, wird wie folgt geändert:

Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3 § 4 lautet: Information der Bewohner, Ziffer 4 § 6 lautet: Ver​pflichtung im Bezug auf Vertragsinhalte und Bewohnerrechte, Ziffer 5, Ziffer 6, Ziffer 7, Ziffer 8, Ziffer 9, Ziffer 10, Ziffer 11, Ziffer 12, Ziffer 13, Ziffer 14, Ziffer 15, Ziffer 16, Ziffer 17, Ziffer 18, Ziffer 19, Ziffer 20, Ziffer 21, Ziffer 22, Ziffer 23, Ziffer 24, Ziffer 25, Ziffer 26, Ziffer 27 und Ziffer 28.

Ich beantrage die Annahme.

(Der Artikel I wird einstimmig beschlossen. – Berichterstatterin:)
Artikel II

Absatz 1, Absatz 2, Absatz 3

Ich beantrage die Annahme.

(Der Artikel II wird einstimmig beschlossen. – Der Vorsitzende: Kopf und Eingang! – Berichterstatterin:)
Gesetz vom 7.7.2005, mit dem das Kärntner Heimgesetz geändert wird

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:

(Kopf und Eingang wird einstimmig beschlossen. – Der Vorsitzende: Dritte Lesung! – Berichterstatterin:)
Der Landtag wolle beschließen:

Dem Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Heimgesetz geändert wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.

(Die 3. Lesung wird einstimmig beschlossen.)
Dr. Prettner

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Ich komme zum Tagesordnungspunkt


12.
Ldtgs.Zl. 88-5/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Gemeinden und ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt zur Regierungsvorlage betreffend den Bericht über den Jahresabschluss 2004 der Ausgleichskasse nach LGBl.Nr. 34/1995

Berichterstatter wäre Abgeordneter Ing. Hueter; - er ist nicht anwesend. Ich darf die Vorsitzende des zuständigen Ausschusses, Frau Abg. Mag. Cernic um den Bericht bitten!

Ich erteile der Berichterstatterin, Frau Abgeordneten und Vorsitzenden des Aus​schusses für Gemeinden und ländlichen Raum das Wort!

Ferlitsch

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Cernic (SPÖ):

Mag. Cernic

(Es dauert eine Weile, bis die Berichterstatterin ihre Unterlagen zur Hand hat.) Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Präsident! Die Kärntner Landesre​gierung hat in ihrer 23. Sitzung am 26.4.2005 beschlossen, dass dem Landtag der Bericht der Ausgleichskasse vorgelegt werden soll. Das ist in der Sitzung des Aus​schusses für Gemeinden und ländlichen Raum in der 18. Sitzung am 5. Juli bespro​chen und beschlossen worden. Der Bericht über den Stand der Gebarung der Aus​gleichskasse im Jahr 2004 zeigt für dieses Jahr Ausgaben in der Höhe von 1,499.253,58 Euro; dem stehen gegenüber Einnahmen in der Höhe von 1,493.294,34 Euro. Allerdings musste, um diesen annähernden Ausgleich zu errei​chen, eine Auflösung von Termineinlagen in der Höhe von 50.000,-- Euro vorgenom​men werden, da der Rechnungsabschluss 2004 einen Abgang von 55.999,24 Euro aufgewiesen hat. Gegenüber 2003 wurden vermehrt Kontrollen durchgeführt, daher haben sich auch die Einnahmen aus den Kontrolluntersuchungen erhöht. Es wurden die Kosten, die aus BSE-Untersuchungen resultieren, wie zum Beispiel Wegeent​schädigung, Probenentnahmen, nochmalige Untersuchungen der Proben, der Aus​gleichskasse aus Landesmitteln rückerstattet.

Ich bitte um das Eingehen in die Generaldebatte.

(Der Vorsitzende eröffnet und schließt gleichzeitig wieder die Generaldebatte, da keine Wortmeldung mehr vorliegt. – Der Vorsitzende erteilt der Berichterstatterin das Schlusswort. – Die Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort und ersucht um das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird einstimmig beschlossen. – Berichterstatterin:)
Der Landtag wolle beschließen:

Der Bericht über die Gebarung der Ausgleichskasse für das Jahr 2004 vom 22.3.2005, Zahl: 10V-4300-7/1/2005, nach § 13 Abs. 4 FUGG wird zur Kenntnis ge​nommen.

Ich bitte um die Annahme.

(Der Bericht wird einstimmig beschlossen.)
Mag. Cernic

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt


13.
Ldtgs.Zl. 89-8/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Gemeinden und ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt zur Regierungsvorlage betreffend den Tätigkeitsbericht des Kärntner Bodenbeschaffungsfonds 2004

Berichterstatter ist Abgeordneter Strauß. – Ich erteile dir das Wort!

Ferlitsch

Abgeordneter Strauß (SPÖ):

Strauß

Herr Präsident! Hoher Landtag! Gemäß § 36 Abs. 4 des Kärntner Bodenbeschaf​fungsfonds​gesetzes hat der Fonds bis zum 31. März des Folgejahres für das abge​laufene Geschäftsjahr der Landesregierung über den Stand der Gebarung des Fonds und über die Förderungsfinanzierung nach diesem Gesetz über ihre Ausführung Bericht zu erstatten. Das ist geschehen und die Landesregierung stellt den Antrag und ist verpflichtet, dem Landtag einen Antrag des Bodenbeschaffungsfonds vorzu​legen.

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.

(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt KO Ing. Scheuch das Wort.)
Strauß

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hoher Landtag! Wie gewohnt liegt ja jedes Jahr der Bericht des Kärntner Bodenbeschaffungsfonds Kärntens hier vor. Es hat einmal ein Redner der SPÖ gesagt: „Ein Bild sagt mehr als tausend Worte.“ Und heute freut es mich ganz besonders, dass am Anfang des Berichtes hier der Ankauf der Koschierquelle in Paternion vermerkt werden konnte. Ein Konzept, das seitdem ich im Landtag bin, immer wieder Freude macht, dass es auch hier möglich ist und auch sichtbar wird, dass der Landtag so tätig sein kann, dass er wirklich Zukunfts​sicherung für unsere Kinder betreibt, nämlich im Ankauf von Wasserressourcen.

Sonst ist natürlich zu sagen, dass man auch stolz darauf sein kann, dass die bisher zugeführten Mittel aus dem Bodenbeschaffungsfonds eine Höhe von 14 … weit über beinahe 15 Millionen Euro erreicht haben und auch das Finanzierungsprogramm für das jetzige Jahr steht, wobei es Richtwerte gibt, wo fünf Jahre für Gemeindebedarf sind; 3,300.000,-- fürs Gewerbe, 8 Jahre, auch mit 300.000,--; 8 Jahre für Trinkwas​sersicherungsvorkommen mit 940.000,-- und letztendlich dann für langfristige Versor​gung noch einmal 1 Million. Grundsätzlich ist zu sagen und das freut mich - und das sieht man auch hier aus dem Bericht – dass auch der ländliche Raum insbesondere in den Genuss dieses Förderprogrammes kommt, weil von sämtlichen Mitteln in der Verteilung selbst - zum Beispiel der Bezirk Spittal, der ja sicherlich mit Hermagor gemeinsam als ländlichster Bezirk eigentlich Kärntens bezeichnet werden darf – hier 21 Prozent der Mittel für wichtige Gemeindeprojekte lukrieren kann. Und, wenn man sich die Liste durchliest, welche Gemeinden hier zum Zug gekommen sind, mit wel​chen Projekten, glaube ich, kann jeder Bürgermeister stolz sein.

Und auch der Kärntner Landtag kann ein bisschen stolz sein, dass dieser Förde​rungsmecha​nismus wirklich allseits bekannt und allseits genutzt ist. Schließend bleibt mir natürlich auch bei der Beamtenschaft den Dank, nämlich für die Erstellung dieses Machwerkes, abzuliefern. Es ist ein guter Beweis von guter Kärntner Politik. Wir freuen uns über diesen Bericht. Danke! (Beifall von der F-Fraktion und Abg. Markut von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mock das Wort.)
Ing. Scheuch

Abgeordneter Mock (SPÖ):

Mock

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr Präsident! Es ist an sich vom Boden​beschaf​fungsfonds, wenn man den Bericht gelesen hat, vieles schon gesagt worden. Man muss natürlich sagen, dass die Arten der Förderung und Beratung der Förder​werber ein ganz ein wichtiger Teil bei diesem Fonds ist,.- dass man dort einen Mitar​beiter hat, den Herrn Diplomingenieur Besold, der nicht nur Verwalter dieses Fonds ist, sondern auch versucht, die Gemeinden in Grundstücksbewertungen, Verkehrs​wert​ermitt​lungen zu beraten. Das ist ein sehr wichtiger Punkt, dass man diese Be​reiche auch sehr ernst nimmt in diesem Fonds und natürlich weiß man auch, dass die Zukunft und dieses interkommunale Denken in den Gemeinden ein wesentlicher Punkt sein wird.

Und, der Klubobmann Scheuch hats ja früher schon gesagt, diese Finanzierungen, bisher vom Land zugeführten Mittel von 14,9 Millionen Euro Eigenkapital, Stand 31.12. mit 12,8 Millionen Fremdkapital; Stand 31.12.2004 mit 13,4 Millionen und die öffentlichen Darlehensforderungen an die Gemeinden von 26,2 Millionen. Bewegt hat dieser Fonds – und ich glaube, das ist ganz interessant; ich habe mir das aus diesem Bericht heraus geschrieben – 300 Hektar Flächen.

Diese 300 Hektar Flächen, meine Damen und Herren, die sind an sich nicht nur für Wirtschaftsförderung interessant, sondern man hat auch viele interessante Projekte abgehandelt, wie zum Beispiel die Autobahnraststätte Techelsberg, die teilweise über diesen Fonds finanziert worden ist. Grundankauf Museum Liaunig ist ein ganz interessantes Projekt gewesen, das man aus diesem Fonds heraus finanziert hat. Erweiterung Industriepark wie St. Veit zum Beispiel, wäre ohne diesen Fonds kaum möglich gewesen. Die Umfahrung Filterwerk Mahle ist auch, was die Wirtschaft betrifft, eine ganz interessante Förderung gewesen. Oder ein Biomassezentrum und Industrieflächen der Gemeinde Sachsenburg.

Die zukünftigen Schwerpunkte dieses Fonds werden sein: interkommunale Zusammenarbeit der Entwicklung von Gewerbeflächen. Wir haben ein Projekt derzeit in Diskussion, Althofen und St. Andrä. Was man sicherlich für die Zukunft ernster nehmen sollte: dass man Industrieflächenankauf aus diesem Fonds heraus und dann interkommunal diese Flächen dann schlussendlich den Unternehmen zur Verfügung stellt.

Die Industrieflächensicherung langfristig wird ein Thema sein, das der Fonds zu bewältigen haben wird. Die Abstimmung – und das ist ein ganz wichtiger Punkt – mit der Raumplanung, mit dem Kärntner Wirtschaftsförderungsfonds und der Entwicklungsagentur, wenn dieses Paket zusammengespielt wird, ist der Fonds, mit einer tollen Berechtigung ausgestattet. Ich glaube, dass dieser Fonds auch den Gemeinden wie auch der Wirtschaft sehr gut helfen wird können. (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

(Es liegt keine Wortmeldung mehr vor. – Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird einstimmig angenommen.)

Mock

Berichterstatter Abgeordneter Strauß (SPÖ):

Strauß

Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Der anliegende Tätigkeitsbericht des Kärntner Bodenbeschaffungsfonds für das Geschäftsjahr 2004 wird zur Kenntnis genommen.

Ich beantrage die Annahme.

(Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Strauß

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 14:


14.
Ldtgs.Zl. 204-3/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Gemeinden und ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt zur Petition betreffend Handymasten, überreicht durch Abgeordneten Dipl.-Ing. Gallo

Berichterstatterin ist Frau Abgeordnete Wilma Warmuth. Ich erteile dir das Wort!

Ferlitsch

Berichterstatterin Abgeordnete Warmuth (F):

Warmuth

Geschätzter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordneten! Die Petition bezieht sich darauf, dass es verstärkt zu Mitwirkungsrechten der ortsansässigen Menschen kommen soll, wenn die Aufstellung von Funkmasten in Ortsgebieten geplant ist.

Ich ersuche um Eingehen in die Generaldebatte.

Warmuth

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Die Generaldebatte ist eröffnet. Als Erster zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo. Ich darf aber auch ersuchen, dass der Herr Dritte Präsident Lobnig nunmehr den Vorsitz übernimmt! Bitte, Herr Abgeordneter!

Ferlitsch

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Danke, Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! In Paternion – im Ort, nicht in der Gemeinde – haben sich 237 Bürgerinnen und Bürger artikuliert, nämlich sie wollen keinen weiteren Handymasten mehr im Ort. Es gibt schon einige. Ich gehe davon aus, dass wie im Ausschuss sich auch der Landtag hinter diese Petition stellen wird, daher bedanke ich mich vorweg für diese Unterstützung. Ich verhehle aber nicht, dass diese Unterstützung im Widerspruch zum Herrn Standortbürgermeister steht, der sich den Ausschussberatungen verweigert hat. Ich will das nicht weiter ausführen, aber die Artikulation der Menschen vor Ort ist auch mit ein Grund, warum sich immer mehr Menschen nicht vertreten fühlen. Denn das ist eine Art von Bürgernähe, die keine Nähe bedeutet.

Die Sendemasten sind nach wie vor ein Riesenproblem. Ich habe jetzt, seit ich diesem Landtag angehöre, 12 Jahre, damit zu tun. Diese Geschichte zieht sich wie ein roter Faden durch die Jahre. Es hat viele Versuche gegeben, die Dinge ein bisschen in den Griff zu bekommen. Allein, es ist scheinbar bis jetzt nicht viel gelungen. Daher war es sehr wohltuend, als die Auskunftsperson, Prof. Kundi uns im Ausschuss mitgeteilt hat, dass alle Initiativen, die auf Länderebene, auf Gemeindeebene gestartet und beschlossen werden, nach Wien geschickt werden und dort sehr wohl Wirkung zeigen. Denn die Menschen sind nach wie vor verunsichert. Es gibt eine jüngste Umfrage, wo immerhin 40 % der Menschen so etwas wie Besorgnis, wie Ängste, wie Verunsicherung artikuliert haben.

Auf der anderen Seite gibt es auch einen Versorgungsauftrag der Betreibergesellschaften. Ich gehe davon aus, dass wir alle Mobiltelefone benützen und damit mit dazu beitragen, dass dieser Versorgungsauftrag zu erfüllen ist.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Was wir nicht bestreiten können, ist daher die Notwendigkeit – aber was es zu bewältigen gibt, ist ein doch ziemlich bedeutender Wildwuchs. Denn die Bereitschaft, Alternativen anzubieten, ist bei den Betreibern nicht vorhanden, daher ist auch ein Versuch, das Ganze ein bisschen in den Griff zu bekommen, der in der Vergangenheit gescheitert, nämlich so etwas wie einen Sendemastenkataster zu installieren. Die Betreiber weigern sich, ihre Daten bekannt zu geben, weil sie sich damit der Konkurrenz – so meinen sie – ausliefern würden und der Wettbewerb dadurch sozusagen gefährdet wäre.

Es ist auch der Versuch unternommen, dieses so genannte Side-sharing einzuführen, also einen Masten für mehrere Betreiber zu verwenden. Der Herr Prof. Kundi hat ausgeführt, dass es neben technischen Schwierigkeiten nicht notwendigerweise dadurch auch zu einer Erhöhung der Belastungen kommen muss. Daher ist das ein Weg, der doch weiter verfolgt werden könnte, wobei überhaupt die Wege sehr verschieden sind, weil die Wege sehr verschieden sind. Es wäre beispielsweise die Möglichkeit, wenige Masten aufzustellen. Das würde bedingen eine hohe Belastung für relativ wenige Menschen, die in der Nähe dieser Masten wohnen. Man könnte ein bestimmtes Gebiet abdecken. Der andere Weg wäre, mehrere Masten mit weniger Belastung, allerdings für wieder mehr Menschen, weil ein verdichteteres Netz hier installiert werden müsste.

Was mir imponiert hat, war, dass die Auskunftsperson – im Gegensatz zu anderen - vor allem zur medialen Aufarbeitung des Themas nicht in einer reißerischen Form, sondern in einer sehr ausgewogenen, sehr wissenschaftlich fundierten, sehr glaubwürdigen und sehr nachvollziehbaren Form seine Aussagen gemacht hat und auch darauf hingewiesen hat, dass es eine sehr langen Streit, was diese Hochfrequenzenfelder betrifft, gibt. Er hat auch erklärt, warum es diesen Streit unter den Experten gibt. Das hat damit zu tun, dass die einen eher eine physikalische, die anderen eher eine biologische Betrachtungsweise vorziehen.

Wir sind daher nicht am Ende der Diskussion, denn auch – und ich sage das im Vollbesitz meiner geistigen Kräfte – eine mögliche Mastensteuer sollte als Regulativ nicht außer Acht gelassen werden. Wir werden das bei den Beratungen eines weiteren Antrages von uns, der noch im Ausschuss ist, sicher auch mit in die Diskussion bringen.

Ein Lösungsweg scheint der zu sein, dass doch verstärkte Mitwirkungsrechte der Menschen vor Ort eingesetzt werden können, so etwas wie eine Bürgerbeteiligung, in derem Rahmen auch Standortalternativen eingesetzt werden sollten. Denn wir müssen am Ball bleiben. Die GSM-Technologie wird 2013 auslaufen. Dann haben wir 100 % erreicht. Aber die neue UTMS-Technologie wird dazu führen, dass es in den nächsten Jahren zu einer Verdoppelung der Zahl der Sendemasten kommen wird. Wir dürfen nicht zulassen, dass die Menschen vor Ort auch dadurch entzweit werden, dass die einen dafür Geld bekommen und die anderen die Belastungen haben.

Daher schließe ich mit meinem Dank an alle, die mit diesem Antrag oder mit dieser Petition mitgegangen sind und auch eine doch sehr gute Diskussion bisher im Ausschuss und ich gehe davon aus, auch hier im Landtag, ermöglicht haben! Herzlichen Dank! (Beifall von der FPÖ-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Cernic das Wort.)

Dipl.-Ing. Gallo

Abgeordnete Mag. Cernic (SPÖ):

Mag. Cernic

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist in der Tat, muss ich sagen, für uns im Ausschuss diese Initiative ein besonders interessanter Anstoß gewesen, um die Problematik der Handymasten zu diskutieren. Abgesehen davon ist sie aktuell geworden durch die Vorgänge in Niederösterreich bezüglich der Handymastensteuer.

Tatsächlich ist es so, dass es in der Bevölkerung zu diesem Thema sehr kontroversielle Standpunkte gibt. Es will jeder sein Mobiltelefon benützen und nach Möglichkeit überall einen Empfang haben, auf der einen Seite – und auf der anderen Seite gibt es aber einen hohen Prozentsatz in der Bevölkerung, fast 90 % weisen die Statistiken aus, die die vielen Handymasten, die in der Landschaft und in den Orten errichtet werden, als ästhetisches Problem, als Problem des Ortsbildes sehen. Es gibt etwa 40 % der Bevölkerung, die angeben, dass das für sie nicht nur ein ästhetisches Problem ist, sondern dass sie sich wirklich durch die Nähe solcher Masten gesundheitlich beeinträchtigt fühlen. Dazu waren die Auskünfte des Umweltmediziners Dr. Michael Kundi vom Institut für Umwelthygiene in Wien, der bei uns als Auskunftsperson im Ausschuss war, besonders interessant.

Wir haben ihn danach gefragt, ob diese Empfindung dieser Leute als eine subjektive Empfindung zu betrachten ist, ob also eine Art Placeboeffekt hier auftritt. Das hat er verneint. Er hat gesagt, nein, das glaubt er nicht. Er glaubt – und es gibt mittlerweile Hinweise genug dafür -, dass wenn man im Ortsgebiet solche Masten aufstellt, Menschen in der Nähe solcher Masten wohnen, es doch einen geringen Anteil an der Bevölkerung gibt, der besonders empfindlich auf elektromagnetische Wellen reagiert. Daher kann also durchaus auch sein, dass es sich hier um ganz objektiv empfundene Beeinträchtigungen handelt. Es ist allerdings bis heute nicht möglich, den kausalen Zusammenhang wirklich herzustellen zwischen den oft sehr unspezifischen Beschwerden und der eventuell gegebenen Strahlenbelastung.

Wenn man weiß, dass der menschliche Organismus tatsächlich kein Sinnesorgan zur Wahrnehmung elektromagnetischer Wellen hat – unterhalb einer bestimmten Grenze können wir das überhaupt nicht wahrnehmen -, dann ist einem klar, wie schwer der Nachweis zu führen ist. Aber es ist ähnlich wie wenn man sagt: „Es gibt Lärmbelastung.“ Man kann zwar nicht direkt nachweisen, dass durch den Lärm der Herr X und die Frau Y diese oder jene Störung haben, aber wir alle wissen, dass Lärmbelastung zu objektiven Beeinträchtigungen der Gesundheit führen kann.

Das heißt also, die Hinweise verdichten sich schon, dass man sich bezüglich der Standorte, auf denen man solche Handymasten aufstellt, erheblich mehr Gedanken machen sollte, als man das bisher getan hat. In Österreich haben wir einen fast bananenrepublikartigen Zustand diesbezüglich. Wir haben in unseren Nachbarländern keine so offene Gesetzgebung bezüglich des Aufstellens von diesen Handymasten. Das nur zu den Feststellungen unserer Vertreter der Mobilfunkbetreiber, die so tun, als würde eine Einschränkung sie gleich an den Rand des Ruins bringen. Das ist sicher nicht so der Fall!

Derzeit regelt das Telekommunikationsgesetz eigentlich dieses Aufstellen von Handymasten oder, besser gesagt, es regelt das eigentlich überhaupt nicht. Es ist ein Bundesgesetz, und es ist für die Länder sehr schwer, hier zusätzliche gesetzliche Vorgaben zu erlassen, weil die ja irgendwo in Einklang auch mit den bundesgesetzlichen Vorgaben stehen sollten. Das heißt, man hat eine Situation, wo es der Gemeinde auch beispielsweise sehr, sehr schwierig wird, hier einzugreifen, der Gemeindevertretung. Es gibt praktisch keine Kommunikation zwischen den Betreibern, die eine Sendeanlage aufstellen und den offiziellen Gemeindevertretern. Das passiert indirekt. Es wird mit Privatpersonen verhandelt, und dann wird aufgestellt.

Das hat der Herr Gallo schon gesagt: Es hat uns wirklich sehr, sehr objektiv in seinen Haltungen die Auskunftsperson, Prof. Kundi, gesagt, er geht davon aus, dass eine Regelung, die zumindest die Bevölkerung in Zukunft in die Fragen der Aufstellung einbezieht, dringend notwendig ist.

Und unter diesem Aspekt, glaube ich, muss man die Sache betrachten. Es muss ein erhöhter Druck von den Gemeinden, von den Ländern ausgehen, dass die bundes​gesetzlichen Vorgaben hier einschränkender werden, dass es Möglichkeiten gibt, auch vor Ort eingebunden zu werden in das Aufstellen dieser Masten. Das umso mehr, als die kommende Technik, nämlich das UMTS - dieser Mobilfunkstandard der dritten Generation, der auch in der Lage ist, durch deutlich höhere Datenübertragung eben auch alle multimedial aufbereiteten Seiten zu empfangen und zwar in großer Geschwindigkeit, dass diese UMTS-Technologie noch mehr Standorte erfordern wird, ein noch dichteres Netz erfordern wird. Derzeit haben die Betreiber den Auftrag, 50 Prozent der Empfänger mit dem UMTS-Standard zu versorgen. Das heißt, was sie derzeit machen ist einfach, die UMTS-Technologie dort zu installieren wo wir Ballungsräume haben. Wenn aber dieser 100-Prozent-Auftrag auch bezüglich UMTS ergeht – und er wird irgendwann einmal ergehen – dann wird das auch den länd​lichen Bereich voll erwischen. Und bevor das passiert, sollten wir schauen, dass wir zu einer Regelung kommen. Daher werden wir im Herbst sofort die Beratungen fort​setzen, den Antrag, den die Freiheitliche Partei eingebracht hat, hier weiter behan​deln.

Und jetzt möchte ich noch zu dem Vorwurf an den armen Bürgermeister Eder kom​men (Diese Worte werden humorvoll vorgetragen.) Wir haben, weil wir in dieser Sitzung den Gesundheitsreferenten gehört haben und uns beim Termin nach seinem Terminkalender gerichtet haben, diese Sitzung sehr kurzfristig einberufen, sodass sowohl der Herr Bürgermeister Eder als auch die Vertreter der Betreiber nicht kom​men konnten. Sie haben aber gesagt, dass sie höchstes Interesse haben, natürlich ihre Sicht der Dinge darzulegen. Und wir werden das im Herbst so organisieren, dass wir hier sicherlich zu einem zufrieden stellenden Ergebnis kommen. Wenn der Bür​germeister dann auch noch dringend gewünscht ist, dann werden wir ihn sicherlich dazu überreden können, Herr Gallo, auch im Ausschuss aufzutreten. Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Vouk das Wort.)
Mag. Cernic

Abgeordneter Vouk (SPÖ):

Vouk

Herr Präsident! Hoher Landtag! Liebe Kolleginnen und liebe Kollegen! Zum Bürger​meister Eder nur etwas. Er ist ein sehr beliebter Bürgermeister, lieber Herr Kollege Gallo, das weißt du ja. Hat einen großen Rückhalt in der Bevölkerung, - du brauchst dir nur die Wahlergebnisse – ich kann sie dir gerne zukommen lassen – anschauen. Ich denke, man sollte nicht über jemanden reden, der nicht da ist. (Einwand von

1. Präs. Dipl.-Ing. Freunschlag.)
Ich möchte aber grundsätzlich zu dieser Petition folgendes festhalten. Herr Präsi​dent, da darf ich auch dich bitten, dass du mir zuhörst! Ich werde mich ganz kurz hal​ten. Es ist eine Problematik, die uns wirklich in den Gemeinden tagtäglich beschäftigt. Hier hat die Technik die Regelungen überholt. Es gibt einen Wildwuchs. Betreiber müssen erst den Gemeinden anzeigen, dass sie auf gewissen Punkten Handy​masten eben aufstellen. Und wir haben das zur Kenntnis zu nehmen. Die Bauord​nung greift hier nicht, das Ortsbildpflegegesetz ist hier eher zahnlos. Die Bevölkerung ist da sehr verunsichert. Es gibt ein Für und Wider auch von den Experten und alle Initiativen, die zu einer Verbesserung dieser Situation bei​tragen, sind zu unterstüt​zen. Und ich danke, dass der Kollege Gallo diese Petition auch eingebracht hat. (Bei​fall von der SPÖ-Fraktion und Abg. Trettenbrein.)
(Da keine Wortmeldung mehr vorliegt, erteilt der Vorsitzende der Berichterstatterin das Schlusswort. – Die Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort und bean​tragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird einstimmig so be​schlossen.)
Vouk

Berichterstatterin Abgeordnete Warmuth (F):

Warmuth

Der Landtag wolle beschließen:

Die Petition vom 21.2.2005 betreffend Handymasten, überreicht durch den Abgeord​neten zum Kärntner Landtag Dipl.-Ing. Johann Alois Gallo, wird zur Kenntnis genom​men.

Ich ersuche um Annahme.

(Die Annahme der Petition erfolgt einstimmig.)
Warmuth

Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt


15.
Ldtgs.Zl. 94-12/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Rechts-, Verfassungs-, Volks​gruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa zur Regierungsvor​lage betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Dienstrechtsgesetz 1994 (14. Kärntner Dienstrechtsgesetz-Novelle), das Kärntner Landesvertragsbedienstetengesetz 1994 (10. Kärntner Landes​vertragsbedienstetengesetz-Novelle), das Gemeindebedienstetengesetz 1992, das Stadtbeamtengesetz 1993, das Gemeindevertragsbediensteten​gesetz, das Landes-Personalver​tre​tungs​gesetz, das Kärntner Gemeinde-Personalvertretungsgesetz, das Kärnt​ner Landeskrankenanstalten-Be​triebsgesetz, das Kärntner Bodenbeschaffungsfondsgesetz, das Kärnt​ner Landesarchivgesetz, das Kärntner Wirtschaftsförderungsgesetz und das Kärntner Landesrechnungshofgesetz 1996 geändert werden



./. mit Gesetzentwurf

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Mag. Ragger.

Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa ist die erste Lesung erfolgt.

Ich erteile dem Berichterstatter das Wort!

Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Ragger (F):

Mag. Ragger

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren des Hauses! Schwer​punkt dieses Gesetzesentwurfes sind: Der Entfall des provisorischen Dienstverhäl​tnis im Kärntner Dienstrechtsgesetz 1994; Angleichung an einen Amtsverlust nach § 27 Strafgesetzbuch und die Anzeigepflicht nach § 84 Strafprozessordnung. Die Neuregelung der Führungskräfteschulung, Einführung der Familienhospizfreistellung, Klarstellung hinsichtlich der Auswirkung der verschiedenen Arten der Karenzur​laube auf zeitabhängige Rechte, die Anbindung der Kinderzulage im Bezug der Familien​beihilfe, die Neuformulierung des Geltungsbereiches der Gesetze K-LVBG und des K-GVBG und die Einführung der Abfertigung neu für Vertragsbedienstete.

Weiters die Vorschriften über den Personalstandsausweis für Gemeindevertragsbe​diens​tete und die Aufhebung überholter Rechts​vorschriften zur Deregulierung des Dienst​rechtes. Weiters wurden zahlreiche redaktionelle Anpassungen vorgenommen.

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.

(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Holub das Wort.)
Mag. Ragger

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Ich nehme an, das ist sicherlich ein tolles Gesetz, aber wir haben es erst um halbneun heute in der Früh bekommen; es hat 60 Seiten! Wir haben den ganzen Tag versucht, die Frau Ley-Schabus zu erreichen, - das ist nicht gelungen. Ich kann dem nicht zustimmen, weil ich nicht weiß, was ich da mitbestimmen würde. Danke!

Holub

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Es liegt keine weitere Wortmeldung vor. – (Abg. Arbeiter gibt gerade in diesem Augenblick seine Wortmeldung ab.) Wir hören ausnahmsweise noch einmal Herrn Abgeordneten Arbeiter, bitte!

Lobnig

Abgeordneter Arbeiter (SPÖ):

Arbeiter

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Ich glaube, dass die Veränderung oder Novellierung von 10 Gesetzen eine ganz wichtige Angelegenheit ist, ohne jetzt ein​gehend auf die Veränderungen bei den Beamten, - vielleicht doch auf einen kleinen Hinweis. Die Ausgleichszulage, die hier in diesem Gesetz novelliert wird, beinhaltet einige sehr interessante Regelungen. Wir werden sie zur Kenntnis nehmen, weil das scheinbar der Wunsch unserer beschäftigten Kolleginnen und Kollegen aus den Re​gierungssekretariaten, aus den Klubs und wo immer ist. Aber, es ist dann schon sehr interessant, wenn ein Beamter versetzt wird, dass er alles, was er an Nebengebüh​ren erhalten hat, er dann weiterhin in einer sogenannten „Ausgleichszulage“ be​kommt – was in Ordnung ist, was auch in der Vergangenheit in Ordnung war – aller​dings war diese Ausgleichszulage abbaufähig. Was das bedeutet, brauche ich – glaube ich – diesem Hohen Haus nicht erklären.

Was mir aber auffällt im 2. Absatz – und das möchte ich da schon zumindest zur Kenntnis bringen, weil der Herr Holub das Gesetz nicht gelesen hat, dann darf ich ihm sagen, er soll die Seite 13 nehmen und im 2. Absatz steht das drinnen; eine interessante Formulierung: „Wenn jemand eine überdurchschnittlich hohe pauscha​lierte Überstundenvergütung §“ - erspare ich euch – „erhalten hat und die eine ge​wisse Zeit bekommt – etwa siebeneinhalb Jahre“ – dann bekommt er die umg´​schauter weiter! Und das ist neu! Ich sage es bewusst. Irgendwann werden wir in Zukunft, wenn wirklich einer unserer Kolleginnen und Kollegen in diesen Genuss kommt, dass es dann dementsprechend negative Äußerungen gibt. Wir werden das so zur Kenntnis nehmen, aber die wesentliche Änderung – und ich werde mich sehr kurz halten – ist die Abfertigung neu. Die Abfertigung neu, die ja im privaten Bereich schon seit längerer Zeit gilt - nicht im öffentlichen Bereich - ist es auch höchst an der Zeit, dass – glaube ich – hier eine Regelung kommt, wobei es ganz wesentlich ist, dass der 1.6. – Kollege Holub – Stichtag ist, dass bei den alten und länger Dienen​den diese Abfertigung neu nicht zum Tragen kommt, weil sie nicht nur Verbesserun​gen sondern auch gravierende Schlechterstellungen beinhalten würde. Allein jetzt ist es so, dass wenn man 25 Jahre als Vertragsbediensteter im Lande tätig ist, 12 Mo​natsgehälter gezahlt werden. In der Abfertigung und allem sind siebenundreißigein​halb Jahre; allein von der Zeit her wäre das natürlich – glaube ich – wenn jemand schon längere Zeit arbeitet – nicht zumutbar.

Aber was noch dazu gehört eben zu diesem Gesetz, ist die Mitarbeitervorsorgekasse, die die Landesregierung im Einvernehmen mit der Dienstnehmervertretung, § 9 Ab​satz 4 des Landespersonalvertretungsgesetzes. Und hier gibt es eine sehr interes​sante Formulierung: „… und nach Anhörung der Gewerkschaft Öffentlicher Dienst Kärnten zu erfolgen hat.“ Kollege Trettenbrein, wir hätten hier lieber gehabt, dass das Personalvertretungsgesetz einfach als Interessensvertreter formuliert gewesen wäre. Das war angeblich nicht möglich, wurde mit uns auch mehrmals dann verhandelt, weil das hätte wirklich alles offen gelassen in allen Bereichen, nachdem wir jetzt da 10 verschiedene Gesetzesnovellierungen machen, wenn jetzt dieser Überbegriff hier drinnen steht. Aber wir können auch mit dieser Formulierung leben. Herr Präsident, das wars. Mehr wollte ich gar nicht zu diesen Änderungen sagen. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Da keine weitere Wortmeldung mehr vorliegt, erteilt der Vorsitzende dem Berichter​statter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird mehrheitlich, ohne Stimmen der Grünen beschlossen. – Der Berichterstatter beantragt weiters das artikel- und ziffernmäßige Abstimmen. – Auch dieser Antrag wird mehrheitlich ohne Stimmen der Grünen so beschlossen.)
Arbeiter

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Ragger (F):

Mag. Ragger

Jetzt geht’s los! Artikel I – Das Kärntner Dienstrechtsgesetz 1994 (KDRG 1994), LGBl.Nr. 71, in der Fassung der Gesetze LGBl.Nr. 103/1994, 16/1995, 74/1995, 14/1996, 58/1996, 131/1997, 71/1998, 66/2000, 54/2002, 63/2003, 39/2004, 45/2004, ..… /2005 und des Landesverfassungsgesetzes, LGBl.Nr. 57/2002, sowie der Kundmachungen LGBl.Nr. 89/1994 und 14/1995, wird wie folgt geändert:

Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4, Ziffer 5, Ziffer 6, Ziffer 7, Ziffer 8, Ziffer 9, Ziffer 10, Ziffer 11, Ziffer 12, Ziffer 13, Ziffer 14, Ziffer 15, Ziffer 16, Ziffer 17, Ziffer 18, Ziffer 19, (Der Berichterstatter die Ziffern in einem raschen Tempo aufrufend: Ihr könnt mit​klatschen auch!) – Ziffer 20, Ziffer 21, Ziffer 21, Ziffer 22, Ziffer 23, Ziffer 24, Ziffer 25, Ziffer 26, Ziffer 27, Ziffer 28, Ziffer 29, Ziffer 30, Ziffer 31, Ziffer 32, Ziffer 33, Ziffer 34, Ziffer 35, Ziffer 36, Ziffer 37, Ziffer 38, Ziffer 39, Ziffer 40, Ziffer 41, Ziffer 42, Ziffer 43, Ziffer 44, Ziffer 45, Ziffer 46, Ziffer 47, Ziffer 48, Ziffer 49, Ziffer 50, Ziffer 51, Ziffer 52, Ziffer 53, Ziffer 54, Ziffer 55, Ziffer 56, Ziffer 57, Ziffer 58, Ziffer 59, Ziffer 60, Ziffer 61, Ziffer 62, Ziffer 63, Ziffer 64, Ziffer 65, Ziffer 66, Ziffer 67, Ziffer 68, Ziffer 69, Ziffer 70.,Ziffer 71, Ziffer 72, Ziffer 73, Ziffer 74, Ziffer 75 Anhang, Ziffer 76, Ziffer 77, Ziffer 78 Anhang Anlage 11.

Ich beantrage die Annahme.

(Die Annahme von Artikel I, Ziffer 1 bis Ziffer 78 plus Anlage 11, wird mehrheitlich beschlossen. – Berichterstatter:)

Artikel II

Das Kärntner Landesvertragsbedienstetengesetz 1994 (K-LVBG 1994), LGBl.Nr. 73, in der Fassung der Gesetze LGBl.Nr. 17/1995, 75/1995, 131/1997, 71/1998, 66/2000, 54/2002, 63/2003, 45/2004, ……../2005 und des Landesverfassungsge​setzes, LGBl.Nr. 57/2002 sowie der Kundmachungen LGBl.Nr. 89/1994, 51/1999 und 4/2001, wird wie folgt geändert:

Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4, Ziffer 5, Ziffer 6, Ziffer 7, Ziffer 8, Ziffer 9, Ziffer 10, Ziffer 11, Ziffer 12, Ziffer 13, Ziffer 14, Ziffer 15, Ziffer 16, Ziffer 17, Ziffer 18, Ziffer 19, Ziffer 20, Ziffer 21, Ziffer 22, Ziffer 23, Ziffer 24, Ziffer 25, Ziffer 26, Ziffer 27, Ziffer 28, Ziffer 29, Ziffer 30, Ziffer 31, Ziffer 32, Ziffer 33, Ziffer 34, Ziffer 35, Ziffer 36, Ziffer 37, Ziffer 38, Ziffer 39, Ziffer 40, Ziffer 41, Ziffer 42, Ziffer 43, Ziffer 44, Ziffer 45, Ziffer 46, Ziffer 47, Ziffer 48, Ziffer 49, Ziffer 50, Ziffer 51 mit der Anlage 15.

Ich beantrage die Annahme.

(Die Annahme von Artikel II, Ziffer 1 bis Ziffer 51 und der Anlage 15, wird mehr​heitlich beschlossen. – Berichterstatter:)
Artikel III: Das Gemeindebedienstetengesetz 1992 (K-GBG), LGBl. Nr. 56, in der Fassung der Gesetze LGBL. Nr. 39/1993, 45/1994, 12/1995, 79/1995, 131/1997, 71/1998, 66/2000, 54/2002, 45/2004, …/2005 und des Landesverfassungsgesetzes, LGBl. Nr. 57/2002, sowie der Kundmachungen LGBl. Nr. 83/1992, 9/1993 und 23/1994, wird wie folgt geändert:

Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4, Ziffer 5, Ziffer 6, Ziffer 7, Ziffer 8, Ziffer 9, Ziffer 10, Ziffer 11, Anlage 1

Ich beantrage die Annahme.

(Art. III mit den Z. 1 bis 11 und Anlage wird mehrheitlich angenommen. – Berichterstatter:)

Artikel IV: Das Stadtbeamtengesetz 1993 (K-StBG 1993), LGBl. Nr. 115, in der Fassung der Gesetze LGBl. Nr. 45/1994, 13/1995, 80/1995, 59/1996, 131/1997, 71/1998, 66/2000, 54/2002, 63/2003, 45/2004 und des Landesverfassungsgesetzes, LGBl. Nr. 57/2002, sowie der Kundmachungen LGBl. Nr. 60/1994, wird die folgt geändert:

Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4, Ziffer 5, Ziffer 6, Ziffer 7, Ziffer 8, Ziffer 9, Ziffer 10, Ziffer 11, Ziffer 12, Ziffer 13, Ziffer 14, Ziffer 15.

Ich beantrage die Annahme.

(Art. IV mit den Z 1  bis 15 wird mehrheitlich angenommen. – Berichterstatter:)

Artikel V: Das Gemeindevertragsbedienstetengesetz (K-GVBG), LGBl. Nr. 95/1992, in der Fassung der Gesetze LGBl. Nr. 45/1994, 76/1995, 34/1996, 131/1997, 71/1998, 66/2000, 54/2002, 45/2004, …/2005 und der Kundmachung LGBl. Nr. 9/1993, wird wie folgt geändert:

Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4, Ziffer 5, Ziffer 6, Ziffer 7, Ziffer 8, Ziffer 9, Ziffer 10, Ziffer 11, Ziffer 12, Ziffer 13, Ziffer 14, Ziffer 15, Ziffer 16, Ziffer 17, Ziffer 18, Ziffer 19, Ziffer 20, Ziffer 21, Ziffer 22, Ziffer 23, Ziffer 24, Ziffer 25, Ziffer 26, Ziffer 27, Ziffer 28, Ziffer 29, Ziffer 30, Ziffer 31, Ziffer 32, Ziffer 33, Ziffer 34, Ziffer 35, Ziffer 36, Ziffer 37, Ziffer 38, Ziffer 39, Ziffer 40, Ziffer 41, Ziffer 42, Ziffer 43.

Ich beantrage die Annahme.

(Art V mit Z. 1 bis 43 wird mehrheitlich angenommen. – Berichterstatter:)

Artikel VI: Das Landes-Personalvertretungs​gesetz (K-LPVG), LGBl. Nr. 49/1976, idF der Gesetze LGBl. Nr. 71/1993, 71/1998, 86/2001 und der Kundmachung LGBl. Nr. 36/1988, wird wie folgt geändert:

Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3.

Ich beantrage die Annahme.

(Art. VI mit den Z. 1 bis 3 wird mehrheitlich angenommen. – Berichterstatter:)

Artikel VII: Das Kärntner Gemeinde-Personalvertretungsgesetz (K-GPVG), LGBl. Nr. 40/1983, in der Fassung der Gesetze LGBl. Nr. 28/1992, LGBl. Nr. 68/1993 und LGBl. Nr. 82/2001, wird wie folgt geändert:

Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3.

Ich beantrage die Annahme.

(Art VII mit den Z. 1 bis 3 wird mehrheitlich angenommen. – Berichterstatter:)

Artikel VIII: Das Kärntner Landeskrankenanstalten-Betriebsgesetz (K-LKABG), LGBl. Nr. 44/1993, idF der Gesetze LGBl. Nr. 86/1996, 18/2001, 66/2001, 16/2002 und der Kundmachungen LGBl. Nr. 3/2001 und LGBl. Nr. 4/2003, wird die folgt geändert:

Ziffer 1, Ziffer 2.

Ich beantrage die Annahme.

(Art. VIII mit den Z. 1 und 2 wird mehrheitlich angenommen. – Berichterstatter:)

Artikel IX

Ich beantrage die Annahme.

(Art. IV wird mehrheitlich angenommen. – Berichterstatter:)

Artikel X

Ich beantrage die Annahme.

(Art. X wird mehrheitlich angenommen. – Berichterstatter:)

Artikel XI

Ich beantrage die Annahme.

(Art. XI wird mehrheitlich angenommen. – Berichterstatter:)

Artikel XII

Ich beantrage die Annahme.

(Art. XII wird mehrheitlich angenommen. – Berichterstatter:)

Artikel XIII: Aufhebung von Rechtsvorschriften

Absatz 1 Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4; Absatz 2, Absatz 3, Absatz 4, Absatz 5 Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4; Absatz 6, Absatz 7, Absatz 8, Absatz 9.

Ich beantrage die Annahme.

(Art. XIII mit Abs. 1 bis Abs. 9 wird mehrheitlich angenommen. – Berichterstatter:)

Artikel XIV: Absatz 1 Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4, Ziffer 5, Ziffer 6; Absatz 2, Absatz 3, Absatz 4.

Ich beantrage die Annahme.

(Art. XIV mit Abs. 1 Z. 1 bis 6 sowie Abs. 2 bis 4 wird mehrheitlich angenommen. – Vorsitzender: Kopf und Eingang! – Berichterstatter:)

Gesetz vom 7. Juli 2005, mit dem das Kärntner Dienstrechtsgesetz 1994 (14. Kärntner Dienstrechtsgesetz-Novelle), das Kärntner Landesvertragsbedienstetengesetz 1994 (10. Kärntner Landesvertragsbedienstetengesetz-Novelle), das Ge​meindebedienstetengesetz 1992, das Stadtbeam​tengesetz 1993, das Gemeindevertragsbedienste​tengesetz, das Landes-Personalver​tretungs​ge​setz, das Kärntner Gemeinde-Personalvertre​tungsgesetz, das Kärntner Landeskranken​anstalten-Betriebsgesetz, das Kärntner Bodenbe​schaffungsfondsgesetz, das Kärntner Landes​archivgesetz, das Kärntner Wirtschafts​förde​rungsgesetz und das Kärntner Landesrechnungs​hofgesetz 1996 geändert werden

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:

Ich beantrage die Annahme.

(Kopf und Eingang werden mehrheitlich angenommen. – Vorsitzender: Bitte, zur dritten Lesung! – Berichterstatter:)

Dem Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Dienstrechtsgesetz 1994 (14. Kärntner Dienstrechtsgesetz-Novelle), das Kärntner Landesvertragsbedienstetengesetz 1994 (10. Kärntner Landesvertragsbedienstetengesetz-Novelle), das Gemeindebedienstetengesetz 1992, das Stadtbeamtengesetz 1993, das Gemeindevertragsbedienstetengesetz, das Landes-Personal​vertretungsgesetz, das Kärntner Gemeinde-Per​sonalvertretungsgesetz, das Kärntner Landes​krankenanstalten-Betriebsgesetz, das Kärntner Bodenbeschaffungsfondsgesetz, das Kärntner Landesarchivgesetz, das Kärntner Wirtschafts​förderungsgesetz und das Kärntner Landes​rechnungshofgesetz 1996 geändert werden, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.

Ich beantrage die Annahme.

(Der Gesetzentwurf wird in dritter Lesung mehrheitlich angenommen.)

Mag. Ragger

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Wir kommen damit zum nächsten Tagesordnungspunkt:


16.
Ldtgs.Zl. 135-5/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Gemeinden und ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt zur Regierungsvorlage betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Jugendwohlfahrtsgesetz geändert wird; Herabsetzung der Gemeindeanteile an der Finanzierung 

./. mit Gesetzentwurf

Berichterstatter ist der Abgeordnete Strauß. Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Gemeinden und ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt ist die erste Lesung erfolgt. Ich erteile dem Berichterstatter das Wort!

Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Strauß (SPÖ):

Strauß

Danke! – Herr Präsident! Hoher Landtag! Wie der Präsident schon ausgeführt hat, geht es um eine Änderung des Kärntner Jugendwohlfahrtsgesetzes. Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.

(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Warmuth das Wort.)

Strauß

Abgeordnete Warmuth (F):

Warmuth

Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren! Wenn wir mit heutigem Beschluss das Jugendwohlfahrtsgesetz zu Gunsten der Gemeinden unseres Landes abändern, so lösen wir damit, zumindest im ersten Schritt, ein Problem, welches seit Jahren die Gemeinden schwerstens belastet. Beispiel: Gemeinde Deutsch Griffen im Gurktal, eine Steigerung der sozialen Angelegenheiten in den letzten zehn Jahren um 625 %!

Erfreulich ist, dass ab 1. Jänner 2006 die jährliche Belastung der Gemeinden von ursprünglich 60 % nunmehr um 1 % pro Jahr reduziert wird, sodass bis 2009 die Gemeindezahlungen auf 57 % sich belaufen werden. Die Mehraufwändungen von insgesamt 3,858 Milliarden Euro trägt nun das Land.

Geschätzte Damen und Herren! Wenn wir heute von der Jugendwohlfahrt sprechen, so müssen wir aber auch kritisch anmerken, dass dieser soziale Bereich noch nicht optimal gestaltet ist und dass es auch zu kostengünstigeren Strukturen im Inland kommen muss und dass zumindest auch ausreichendes Angebot für die Jugendlichen in Kärnten vorhanden sein sollte.

Tatsache ist auch, dass für die Jugendlichen pro Jahr die Unterbringung in anderen Bundesländern Millionen Euro an Steuergeldern verschlingt – das heißt aber auch, dass die Wertschöpfung in anderen Bundesländern stattfindet. (Zwiegespräche und damit Lärm im Hause.) – Vielleicht kann man ein bisserl ruhig sein, Herr Präsident! Entschuldige schon! (Vorsitzender: Ich bitte um Aufmerksamkeit!)

Wenn wir heute vom Explodieren von Kosten im Jugendwohlfahrtsbereich sprechen, so müssen wir aber auch feststellen, dass es bisher schon mehr als drei Jahren dauert, dass endlich ein so genannter „Bedarfs- und Entwicklungsplan“ für die Jugendwohlfahrt zur Verfügung gestellt werden sollte. Hier ist die Frau Landesrätin seit mehr als drei Jahren säumig! Es wurde auch unsererseits bereits im Jahr 2002 ein diesbezüglicher Antrag eingebracht.

Wir fordern daher vom künftigen „Wohlfahrtsplan“, dass die Betreuung und die Versorgung von Jugendlichen bedarfsgerecht und effizient angeboten werden kann, dass die Angemessenheit der Leistungen regelmäßig überprüft wird und dass künftige Entwicklungen im Jugendwohlfahrtsbereich besser planbar und transparenter werden. Daraus resultierend wird auch möglich sein, die überdimensionalen Kosten zu Lasten der Gemeinden und des Landes besser in den Griff zu bekommen.

Selbstverständlich werden wir dieser Gesetzesvorlage auch zustimmen! (Beifall von der F-Fraktion)

(Es liegt keine Wortmeldung mehr vor. – Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte.)

Warmuth

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Ich ersuche die Abgeordneten, die Plätze einzunehmen! – Wir kommen in den Abstimmungsvorgang. Die Spezialdebatte wurde beantragt. Wer dem zustimmt: Bitte um ein Handzeichen! Das ist einstimmig so beschlossen.

Ich muss noch verlesen: „Gemäß § 61 Abs. 6 Kärntner Landtagsgeschäftsordnung können Abänderungsanträge nur in der Spezialdebatte eingebracht werden. Eine Behandlung des vorliegenden ÖVP-Abänderungsantrages ist daher nicht möglich, da die Abgeordneten der ÖVP nicht mehr an der Sitzung teilnehmen.“

Ich bitte den Berichterstatter, zu berichten!

Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Strauß (SPÖ):

Strauß

Artikel I: Das Kärntner Jugendwohlfahrtsgesetz, LGBl. Nr. 139/1991 in der Fassung der Gesetze LGBl. Nr. 42/1997, 6/1998, 35/1999, 88/2001, 140/2001 und 57/2002 sowie der Kundmachung LGBl. Nr. 9/1993, wird wie folgt geändert:

Ziffer 1. Der Klammerausdruck im Titel lautet:

„(Kärntner Jugendwohlfahrtsgesetz – K-JWG)“

Ziffer 2. Im § 44 Abs. 2 wird mit Wirkung vom 1. Jänner 2009 der Hundertsatz „60 v.H.“ durch den Hundertsatz „56 v.H.“ ersetzt.

Ziffer 3. § 45 lautet: „§ 45 Kostenersatz an andere Länder

Für den Ersatz der für Maßnahmen der Jugendwohlfahrt aufgewendeten Kosten an Träger der Jugendwohlfahrt anderer Länder gilt § 70 des Kärntner Sozialhilfegesetzes 1996 sinngemäß.“

Artikel II: Im § 44 Abs. 2 des Kärntner Jugendwohlfahrtsgesetzes in der im Einleitungssatz des Artikel I angeführten Fassung wird der Hundertsatz „60 v.H.“

a) für die Zeit vom 1. Jänner 2006 bis zum 31. Dezember 2006 durch den Hundertsatz „59 v.H.“,

b) für die Zeit vom 1. Jänner 2007 bis zum 31. Dezember 2007 durch den Hundertsatz „58 v.H.“ und

c) für die Zeit vom 1. Jänner 2008 bis zum 31. Dezember 2008 durch den Hundertsatz „57 v.H.“

ersetzt.

Ich beantrage die Annahme.

(Art. I und II werden einstimmig angenommen. – Vorsitzender: Kopf und Eingang! - Berichterstatter:)

Gesetz vom 7. 7. 2005, mit dem das Kärntner Jugendwohlfahrtsgesetz geändert wird

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:

Ich beantrage die Annahme.

(Kopf und Eingang werden einstimmig angenommen. – Vorsitzender: Dritte Lesung. – Berichterstatter:)
Strauß

Berichterstatter Abgeordneter Strauß (SPÖ):

Strauß

Dem Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Jugendwohlfahrtsgesetz geän​dert wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.

Ich beantrage die Annahme.

(Die 3. Lesung wird einstimmig beschlossen.)
Strauß

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Somit haben wir diesen Tagesordnungspunkt erledigt. Wir kommen zum Tagesord​nungspunkt


17.
Ldtgs.Zl. 208-2/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Gemeinden und ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt betreffend Hochwasserschutz durch Zweckwidmung der Katastrophenfondsmittel

Berichterstatter ist ebenfalls der Herr Abgeordnete Strauß. – Ich erteile dem Bericht​erstatter das Wort!

Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Strauß (SPÖ):

Strauß

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Mit Eingabe vom 17. März hat der SPÖ-Landtagsklub den Antrag mit dem Betreff „Hochwasserschutz durch Zweckwid​mung der Katastrophenfondsmittel“ eingebracht. Der Ausschuss für Gemeinden und ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt, hat in seiner 17. Sitzung am 21. Juni beschlossen, an den Landtag folgenden Antrag zu stellen:

Der Landtag wolle beschließen:

1. Die zur Vorbeugung von Hochwasserschäden im Katastrophenfonds vorgesehe​nen Mittel zur Gänze den Ländern für Maßnahmen des vorbeugenden Hochwasser​schutzes zur Verfügung zu stellen und

2. durch eine Änderung des § 5 des Katastrophenfondsgesetzes 1996 entweder die Deckelung der Höhe der Rücklage aufgehoben oder die Bildung von zweckgebunde​nen Rücklagen im Bundesbudget ermöglicht wird.

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.

(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Trettenbrein das Wort.)
Strauß

Abgeordneter Trettenbrein (F):

Trettenbrein

Herr Präsident! Hohes Haus! 135 potenzielle Hochwassergefahrenbereiche in In​dustrie-, Verkehrs- und Siedlungsbereichen in Kärnten sind laut einer internen Erhe​bung bekannt. Hochwasserschutzmaßnahmen sind hiefür dringend notwendig. Eine Vorschau für einen Zeitraum von fünf Jahren hat einen Baubedarf von 108 Millionen Euro ergeben. Das würde einen Bundesmitteleinsatz von jährlich 9,8 Millionen Euro notwendig machen. Dem gegenüber steht seit fünf Jahren ein gleich bleibender Bun​desmittelanteil von 5,2 Millionen Euro. Gemeinden und Gemeindeverbände müssen zur Zeit circa auf vier bis fünf Jahre vertröstet werden, um ihre Projekte umsetzen zu können. Schon eine Erhöhung der Bundesanteile um 50 Prozent würde ein jährliches Bauvolumen von 15 Millionen Euro bewirken. Die Wartezeiten würden auf ein vertret​bares Maß reduziert werden und es würden natürlicherweise auch Arbeitsplätze ge​schaffen.

In den letzten sechs Jahren wurden circa 53 Millionen Euro in Schutzmaßnahmen investiert, also jährlich circa 9 Millionen Euro. Dem Antrag, dass die im Katastro​phenfonds vorgesehenen Mittel zur Gänze den Ländern zur Verfügung gestellt wer​den sollen, werden wir natürlich zustimmen. Interessant für mich sind aber schon Teile der Begründungen in diesem SPÖ-Antrag. Ich zitiere kurz: „Statt in die Sicher​heit der Bevölkerung zu investieren, holt sich die Bundesregierung Jahr für Jahr aus dem Katastrophenfonds ein Körberlgeld für das allgemeine Budget. Im Jahr 2000 waren es 22,6 Millionen; im Jahr 2001 78 Millionen Euro.“ Und jetzt kommts: „Der Grund dafür liegt im § 4 des Katastrophenfondsgesetzes 1996.“ Jetzt frage ich Sie, geschätzte Kollegen der SPÖ: Wer war 1996 in der Regierungsverantwortung? – Es waren Ihre Kollegen in Wien, die dieses Katastrophenfondsgesetz beschlossen haben und dieses Körberlgeld sozusagen mitbeschlossen haben!

Nichtsdestotrotz freuen wir uns, dass dieses Gesetz geändert werden soll und wir werden diesem Antrag natürlich zustimmen. (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt 2. Präs. Ferlitsch das Wort.)
Trettenbrein

Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Lieber Kollege Trettenbrein, du hast vollkommen richtig geraten oder gesagt, (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Fest​gestellt!) – oder festgestellt - dass 1996 eine andere Regierung am Werk war, aber der Landwirtschaftsminister war einfach auch von der ÖVP. Und die haben damals schon gemeinsam versucht, das Geld abzuschöpfen und zu ändern. Aber in Wirklichkeit, wegnehmen und auflösen wollte den Katastrophenfonds der Herr Minister Grasser! Der war das damals. Nur das starke Einwirken des Gemein​debundes hat das verhindert! Nunmehr stehen wir vor der Situation, dass über den 29 Millionen Euro praktisch das Geld wirklich ins Budget abgeschöpft wird und damit zahlreiche Projekte in Österreich nicht verwirklicht werden können.

Diese 29 Millionen – dürfen wir nicht vergessen – werden auf alle neun Bundeslän​der aufgeteilt und das erfordert natürlich Einsparung. Und die Tendenz oder der Wunsch ist natürlich der, dass dann das Land hilfreich einsteigt und mitfinanziert. Das wird natürlich nicht gehen, wenn der Bund die Mittel einschränkt. Nur zur Sache selbst noch einmal: Ich glaube Katastrophenschutz ist wohl Schutz von Menschen, von Hab und Gut. Und wir haben die ganze Verpflichtung darauf zu schauen, dass wir in diesem Zusammenhang wirklich das Menschenmöglichste machen und auch die Finanzierung sicherstellen. Und ich kann berichten, dass wir am vergangenen Freitag gemeinsam mit Landesrat Rohr eine Baustellenbesichtigung durchgeführt haben, wo der erste Bauabschnitt im Bereich der Wildbach- und Lawinenverbauung und des Amtes für Wasserwirtschaft im Bereich des Vorderberger Baches - wo ja der ganze Ort und vieles darüber hinaus verwüstet wurde - besichtigt haben. Dort wurden die Mittel selbstverständlich richtig eingesetzt und man kann jetzt sagen, dass die Menschen dort mit einer gewissen Sicherheit weiterleben können.

Trotzdem ist zu sagen, dass wir in diesem Bereich dieses Abschnittes, dieses einen Baches noch 10 Millionen Euro in den nächsten Jahren brauchen werden! Und, wenn ich nur daran denke, dass wir ganz Oberkärnten mit zahlreichen Projekten - die mehr oder weniger fertig gestellt sind und auf die Finanzierung warten - dann wissen wir auch, dass das wesentlich mehr Mittel erfordert als die 29 Millionen, die derzeit im Katastrophenfonds vorhanden sind. Also das heißt, man wird von Seiten des Bun​des, diese Mittel noch verstärkt einsetzen und diese Mittel erhöhen müssen.

Die größere Schwierigkeit haben damit auch die Gemeinden. Nachdem diese Mittel gesenkt wurden, sind gleichzeitig 1 : 1 auch die Interessentenmittel für die Gemein​den gestiegen! Das heißt, im Bereich der Wildbachverbauung zahlen wir weit über 20 Prozent an Interessentenmittel jetzt schon dazu. Das heißt, dass auch Bedarfszuwei​sungsmittel in diesen Bereich fließen müssen und man andere Aufgabengebiete da​durch schwer, sagen wir, bewältigen kann. Erfreulich ist die Tatsache von Landesrat Rohr, dass er diese Bedarfszuweisungsmittel für den Flußbau und für die Interes​sentenbeiträge bei der Wildbach- und Lawinenverbauung so finanziert, dass 50 Pro​zent angerechnet werden und 50 Prozent nicht an den Bedarf der Gemeinden als BZ-Mittel angerechnet werden. Ich glaube, das hilft den Gemeinden, in diesem Zu​sammenhang wirklich auch Einsparungen zu tätigen und das Geld für andere Finan​zierungen sicherzustellen. Der Herr Abgeordnete hat es bereits gesagt: 135 Hoch​wassergefahrenbereiche gibt es in Kärnten die akute Gefährdungen aufweisen und auch finanziert werden müssen.

Und, ich glaube, es ist kein Geheimnis, wenn ich sage: Jeder der mit offenen Augen durchs Land fährt und vor allem auch Besuche abstattet bei Hochwasserereignissen, dass Präventionsmaßnahmen, Präventionsfinanzierungen wesentlich sinnvoller sind als Schadensbehebungen, weil die wesentlich billiger sind; und ich glaube auch, den Menschen vor Ort schon den Schutz geben, sodass sie nicht in Angst leben müssen. Man wird auch in weiterer Folge versuchen müssen, die Gefahrenzonenpläne in diesen Bereichen zu überarbeiten und auch die Raumordnung wird ein gewichtiges Wort mitsprechen müssen im Zusammenhang mit Widmungsfällen und vor allem im Zusammenhang mit Neuerrichtungen von Wohnhäusern. Man ist dabei und man ist da nicht säumig. Nur, der Altbestand den man einfach da hat, ist immer noch ein Problem und man muss auch dort sehr sehr sorgsam umgehen.

Ich darf daher noch einmal sagen: Katastrophenfondsmittel sind Mittel für Menschen, die ihr Hab und Gut ebenfalls schützen sollen. In dem Sinn danke ich dir herzlich für deine Leistungen, Herr Landesrat, und bedanke mich für die Aufmerksamkeit! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Da keine weitere Wortmeldung mehr vorliegt, erteilt der Vorsitzende dem Berichter​statter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird einstimmig be​schlossen.)
Ferlitsch

BerichterstatterAbgeordneter Strauß (SPÖ):

Strauß

Der Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, in Verhandlungen mit der Bundes​regierung sicherzustellen, dass

1. Die zur Vorbeugung von Hochwasserschäden im Katastrophenfonds vorgesehe​nen Mittel zur Gänze den Ländern für Maßnahmen des vorbeugenden Hochwasser​schutzes zur Verfügung zu stellen und

2. durch eine Änderung des § 5 des Katastrophenfondsgesetzes 1996 entweder die Deckelung der Höhe der Rücklage aufgehoben oder die Bildung von zweckgebunde​nen Rücklagen im Bundesbudget ermöglicht wird.

Ich beantrage die Annahme.

(Der Antrag wird einstimmig beschlossen.)
Strauß

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt


18.
Ldtgs.Zl. 180-3/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Bildung, Kultur und Schule be​reffend Gedenkjahr 2005 – ehemaliges KZ Loibl Nord

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Seiser. – Ich erteile dem Berichterstatter das Wort!

Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Seiser (SPÖ):

Seiser

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Wie Sie wissen, befindet sich am Loibltun​nel eine Außenstelle des, oder hat sich am Loibltunnel eine Außenstelle des KZ Mauthausen befunden. 1.300 Häftlinge haben den Loibltunnel gegraben, es gab etliche Todesfälle. Seit dem Jahr 2004 ist das Areal des ehemaligen KZ unter Denk​malschutz gestellt und wurden im Zuge der Tunnelausbauarbeiten am Loibltunnel große Teile dieses Geländes verschüttet, sodass also nichts mehr an diese Stätte des Grauens erinnert. Daher haben sich sozialdemokratische Abgeordnete dazu ge​funden, einen Antrag einzubringen, der sich mit der Adaptierung dieses Geländes und mit der Sichtbarmachung der baulichen Reste dieses KZ beschäftigt.

Ich darf um Eingehen in die Generaldebatte ersuchen.

(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Mag. Dr. Kaiser das Wort.)
Seiser

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Wer genauso wie die Abgeordnete Cernic, die Abgeordnete Trannacher, Bundesrätin Blatnik, Nationalrätin Trunk, die beiden Abgeordneten Holub und Lesjak sowie meine Person, die tief bewegenden Worte des Obmannes und Veranstalter Dr. Peter Gestettner bei der Feierstunde, bei der Bedenk- und bei der Gedenkstunde am Loibl gehört hat, wird nachempfinden können, wie richtig, wie wichtig und wie notwendig dieser Antrag und damit die Auf​forderung an das offizielle Kärnten ist, eine Gedenkstelle zu errichten, die auch eine etwas andere Form des Ge- und Bedenkens von sich aus miteinleiten sollte.

Die Fakten, die traurigen und die dramatischen Fakten, hat der Berichterstatter Kol​lege Seiser genannt. Es geht uns als antragstellende Fraktion nicht darum, eine bloße Gedenkstätte anlässlich der Gräuel die dort passiert sind, zu errichten. Es geht uns darum, auch in unserem Bundesland eine Erinnerungskultur zu entwickeln, die dazu aktiv beiträgt, dass Unvorstellbares, das doch geschehen ist, auch in Zukunft nicht mehr entstehen kann.

Wir möchten auch, dass die Empfindsamkeit auch von Leiden die Menschen dort er​dulden mussten, einerseits gleichzeitig auch den Widerstand gegen Unrecht, gegen Unrechtsregime und gegen Menschen verabscheuende Politik, die sich im NS-Re​gime in ihrer grauslichsten Form gezeigt hat, geweckt wird. Wir haben den Antrag im Speziellen auf die Außenstelle des Konzentrationslager Mauthausen am Loibl be​nannt, denken dabei aber auch aktiv mit an alle jene Stätten, wo ähnlich Schlimmes passiert ist. Stätten, die heute im Zentrum des gesellschaftlichen Lebens stehen, wie es beispielsweise das Landeskrankenhaus ist, wo es abscheuliche Euthanasiever​suche gegeben hat. Wie es auch beispielsweise die Gedenkstätte für die Opfer des Faschismus am Zentralfriedhof in Annabichl ist, wo auch heute noch Unbelehrbare – so geschehen vor einem Jahr – mit fast frevelhafter Tat, das was wir bedenken wol​len auch heute noch mit ihrer Intoleranz eines negativen Zeichens.

Ich möchte abschließend vielleicht an einem fast schon schlimmen, durch die Ge​schichte widerlegten Paradoxon zeigen, warum uns dieser Antrag so wichtig ist. Er ist meiner Fraktion deswegen so wichtig, weil die KZ-Häftlinge zum Bau eines Tun​nels herangezogen worden sind. Und ein Tunnel soll und ist etwas Verbindendes. Und dieser Tunnel hat eigentlich dazu gedient, dass Menschen, die aufgrund einer Weltanschauung, die aufgrund einer konfessionellen Einstellung anderer Meinung waren als ein Unrechtsregime, herangezogen worden sind, so etwas zu bauen. Nicht um Menschen zu verbinden, nicht um Grenzüberschreitendes zu überwinden, son​dern um Kriegsmaschinerie, Nachwuchslinien aufzubauen. Und viele dieser Men​schen haben ihr Leben gelassen. Und ihnen zu gedenken, aber auch der Idee, die ich hier versucht habe eingangs darzustellen, ist die tiefere Intention dieses Antrages meiner Fraktion. Ich appelliere an die hier anwesenden Kolleginnen und Kollegen des Kärntner Landtages, uns diesbezüglich zu unterstützen und damit auch von Kärntner offizieller Seite her ein Zeichen zu setzen, ein Zeichen, das gerade in dem heurigen Ge- und Bedenkjahr ein wichtiges ist. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dipl.-Ing. Gallo das Wort.)
Mag. Dr. Kaiser

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! In den letzten Wochen hat dieses Thema „Nationalsozialismus – Konzentrationslager“ etc. eine besondere Dynamik bekommen, nicht allein deshalb, weil 2005 ein Gedenkjahr ist und wir uns auch an „60 Jahre Kriegsende“ erinnern, nicht nur deshalb, weil es am 11. Juni eine weitere Feier oben am Nordportal des Loibltunnels gegeben hat, nicht nur deshalb, weil es diesen Antrag im Landtag gibt, auch deshalb weil es Aussagen gegeben hat, die uns auch hier im Hause kürzlich beschäftigt haben.

Es geht um ein sehr dunkles Kapitel unserer Geschichte, um tragische Ereignisse, um Verhaltensweisen, die menschenunwürdig sind und die auch durch nichts zu rechtfertigen sind. Ich finde es dennoch schade, dass wir uns bei den Ausschussberatungen nicht vertiefen konnten, denn dort wäre, fernab der Öffentlichkeit, eine Möglichkeit dazu gewesen, denn in der Öffentlichkeit ist das alles sehr schwer. Ich bekenne offen: Ich fühle mich diskriminiert, weil ich auch Politiker bin und öffentlich nicht Stellung beziehen darf.

Eine Journalistin hat das in einer Kärntner Tageszeitung so ausgedrückt: „Das ist ein Minenfeld, auf das sich Politiker nicht begeben sollten.“ Sie hat aber nicht dazu geschrieben, wer denn die Minen legt. Was Medien hier aufführen, das sollte auch einmal hinterfragt werden! Denn wir werden – und ich fühle mich da auch angesprochen – belehrt und gescholten, wenn wir einmal nicht bei einer Veranstaltung sind. Aber wir werden dauernd diskriminiert, wenn wir bei Veranstaltungen sind. Besonders im Villacher Raum ist das tagtäglich der Fall.

Ich möchte daher auch hier mitteilen, dass ich lange bevor es so einen Antrag gegeben hat, ich sehr wohl am Loibl gewesen bin. Ich habe damals auch den Rat des dort auch anwesenden Landeshauptmannes Christof Zernatto befolgt, der mir gesagt hat: „Schau auch auf die Südseite des Loibltunnels, denn am selben Tag findet auch dort eine große Feier statt!“ Ich rate Ihnen, das auch einmal anzusehen: allein von der Stimmung her. Dann sehen Sie auch, was Patriotismus – um nicht zu sagen Fanatismus – tatsächlich bedeutet. Mehr sage ich dazu nicht.

Ich gehöre zu den Wenigen hier im Hause, die den Krieg, wenn auch zum überwiegenden Teil in den Windeln, noch überlebt haben, aber sehr stark mit den Folgen der Nachkriegszeit konfrontiert waren. Ich werde mich auch dazu verschweigen. Ich habe in meiner langen Schulzeit viele Geschichtslehrer gehabt. Es waren – ich gebe das gerne zu – leider sehr wenige dabei, die mein Interesse geweckt haben. Aber es war einer dabei, denn Zeitgeschichte war in dieser Zeit, in der ich in die Schule gegangen bin, ein Tabu. (Es ist das auch heute noch so, leider.) Ich habe mir aber die Mühe gemacht und einige Konzentrationslager besucht, Ausstellungen angesehen. Ich wage daher, hier mitzureden. Ich werde mich aber dennoch auch hier verschweigen. Was ich aber werde: ich habe mir nämlich den Bescheid besorgt, der diesem Antrag auch zu Grunde liegt und den ich in den Beschlusstext dann, letztendlich, auch hinein reklamiert habe. Hier werde ich mich nicht verschweigen, denn es ist sowohl bei der Berichterstattung wie auch bei meinem Vorredner nicht so stark heraus gekommen, worum es dabei nämlich auch geht. Denn „In Kärnten existierten“ und das ist jetzt das Zitat aus dem Bescheid „zwei Lager, die als Außenkommandos des ab Frühjahr 1942 im Dienste der Kriegswirtschaft errichteten Konzentrationslagers Mauthausen geführt wurden. Während Zweck und Funktion des Männerlagers in Klagenfurt bis heute wissenschaftlich nicht ausreichend geklärt sind, gilt das so genannte Männerlager Nord am Loiblpass durch Zeitzeugenberichte und wissenschaftliche Darstellungen als ausführlich belegt und dokumentiert.“ Im Bescheid ist dann auch der unmittelbare Zusammenhang sehr schön dargestellt: „Die Errichtung einer Außenstelle des Konzentrationshauptlagers Mauthausen stand im unmittelbaren Zusammenhang mit dem Ausbau einer strategisch erforderlichen Verkehrsanbindung des Großdeutschen Reiches an den Süden. Ein Auftrag zur Realisierung des Großbauvorhabens erging an die Firma Universale Bau AG, die aus der Verflechtung von Staatsterrorismus und Bauwirtschaft während des Dritten Reiches erheblichen wirtschaftlichen Profit erzielen konnte. Die zum Tunnelbau benötigten Arbeitskräfte, vorwiegend Franzosen, Polen, Russen und Jugoslawen, wurden seit Mitte des Jahres 1943 aus dem Hauptlager Mauthausen bzw. aus dem nahe gelegenen Gefängnis in Begunje deportiert und an den Lagern zu beiden Seiten der Baustelle interniert. Um den Endausbau nach dem Durchschlag des 1.500 Meter langen Stollens am 4. 12. 1943 zu beschleunigen, wurde auf die sonst üblichen Sicherheitsmaßnahmen verzichtet. Nicht mehr arbeitsfähige Gefangene wurden kontinuierlich nach Mauthausen rücktransportiert und im Hauptlager vernichtet, wenn die Anzahl an Kranken den zwischen staatlicher Straßenbauverwaltung und Baufirma vereinbarten Prozentsatz von 7,5 % überschritt. Mindestens 33 Häftlinge wurden direkt in den Lagern getötet und in den Krematorien der Lager Nord und Süd verbrannt. Die letalen Abgänge wurden kontinuierlich durch Zulieferungen aus Mauthausen ausgeglichen, sodass die Zahl der in beiden Lagern Inhaftierten in den intensiven Bauphasen nach dem Tunneldurchbruch im Dezember 1943 zeitweise zwischen 600 und 1.294 Personen umfasste, wie aus den Standesmeldungen der Lager-SS hervorgeht. Die Verbringung vom südlichen ins nördliche Lager, wo hauptsächlich Osthäftlinge und Franzosen interniert waren, galt wegen der unmenschlichen Wetter- und Arbeitsbedingungen am Pass als zusätzlich strafverschärfend. Das nördliche Lager wurde am 15. 4. 1945 auf Grund verstärkter Partisanenangriffe aufgelöst, während das südliche Lager noch weitere drei Wochen, bis zur Selbstbefreiung der etwa 950 verbliebenen Häftlinge, existierte.“

Ich höre mit dem erschütternden Teil, der in dem Bescheid des Bundesdenkmalamtes der Unterschutzstellung des Jahres 2004 enthalten ist, auf und zitiere nur noch aus einem Buch, das ich Ihnen empfehle, von Herrn August Walzl „Zwangsarbeit in Kärnten im Zweiten Weltkrieg“. Es ist vom Landesarchiv herausgegeben worden. Darin ist das Ganze ein bisschen erklärt, und ich darf also nur zwei oder drei Sätze daraus zitieren, zum Beispiel warum man so genau Bescheid weiß: „Zum Thema Lager Loiblpass erscheint es gerade angesichts der bisherigen Publikationen sehr angebracht, die verlässlichste und grundlegende Quellenbasis heranzuziehen, nämlich die Prozessakte aus dem Jahre 1947. Die Baustelle selbst bot ein ähnlich verwirrendes Bild wie viele andere: Es gab dort einheimische Arbeiter der Baufirma, ausländische Zivilarbeiter der Baufirmen, Kriegsgefangene und, wie gesagt, die KZ-Häftlinge“ usw.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Aus dem Ganzen können Sie ersehen, dass Menschen Mitmenschen vernichten können, nicht aber ihre vom Sehnen und Hoffen getragenen Ideen. Und unsere Aufgabe ist es, für eine bessere Welt zu arbeiten, damit diese Dinge nicht mehr vorkommen! Ich habe daher, um dem Ganzen mehr Gewicht zu verleihen, angeregt, diesen Antrag auch an die Bundesregierung zu richten, denn es sollte nicht der Eindruck bleiben, dass dies ein Kärntner Thema allein ist. Ich habe keine Mehrheit gefunden. Dennoch werden wir diesem Antrag die Zustimmung geben. Ich bitte Sie alle, wachsam zu sein, dass solche Dinge nicht nur nicht wieder vorkommen, sondern auch mitzuhelfen, dass wir diese Themen in Zukunft doch etwas offener diskutieren können! (Beifall von der F- und der SPÖ-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort.)

Dipl.-Ing. Gallo

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Die Grünen werden natürlich diesem Antrag zustimmen. Wir waren in den letzten Jahren immer zu zweit oben am Loiblpass und haben eben über „Vergangenheitsbewältigung“ nachgedacht. Ich denke, Vergangenheit kann man nicht bewältigen, so wie man etwas abschließt oder eine Prüfung belegt, sondern man muss das Alte hervor kehren. Es kann nur heilen, wenn alles frei ist. Wir können nur, wenn wir alles wissen, auch die Verantwortung für die Vergangenheit übernehmen.

Nichts schöner, als dort vier, fünf Schulklassen, die mit Autobussen anreisen und mit den Teilnehmern diskutieren. Deswegen: erinnern, wissen! Wissen ist das Beste gegen Dummheit und das Einzige, was Dummheit heilen kann. Deswegen: Erinnern und eine schöne Gedenkstätte machen! Danke! (Beifall der Abg. Mag. Lesjak, der F- und der SPÖ-Fraktion)

(Es liegt keine Wortmeldung mehr vor. – Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort.)

Holub

Berichterstatter Abgeordneter Seiser (SPÖ):

Seiser

Im Sinne dessen, was mein Vorredner, Kollege Holub, gemeint hat, benutze ich das Schlusswort für eine Buchempfehlung: André Lacass „Der Tunnel“. Es wird hier nicht nur beschrieben, welche grauenhaften Bedingungen am Loibltunnel geherrscht haben, sondern es wird auch klar und deutlich, welche hochrangigen Kärntner Persönlichkeiten am Loibltunnel „gewirkt“ haben.

Ich denke, dass nach Lektüre dieses Buches auch klar wird, wie notwendig es ist, diesen Platz am Tunnel restauratorisch zu verändern, um ihn entsprechend würdigen zu können.

Ich bitte um Eingehen in die Spezialdebatte.

(Der Antrag wird einstimmig angenommen. – Berichterstatter:)

Der Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, im Einvernehmen mit dem Grundeigentümer eine rasche und schonende Sanierung des Areals des ehemaligen Konzentrationslagers Loibl Nord im Einklang mit dem Unterschutzstellungsbescheid durchzuführen, um eine würdige Stätte der Erinnerung an das Leid und Sterben der Opfer des Nationalsozialismus an diesem Orte zu schaffen.

Ich beantrage die Annahme.

(Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Seiser

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt:


19.
Ldtgs.Zl. 165-4/29:

Anfragebeantwortung von Erstem Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Strutz zur schriftlichen Anfrage der Abgeordneten Mag. Lesjak betreffend Frauenarbeitslosigkeit

Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Martin Strutz möchte diese Anfrage mündlich beantworten. Nachdem er heute bei der Sitzung nicht anwesend ist, wird dieser Tagesordnungspunkt auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung kommen. – Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt:


20.
Ldtgs.Zl. 165-3/29:

Anfragebeantwortung von Landesrätin Mag. Dr. Schaunig-Kandut zur schriftlichen Anfrage der Abgeordneten Mag. Lesjak betreffend Frauenförderung und Gleichstellung; Beschäftigungsmöglichkeiten

Ich ersuche den Schriftführer um Verlesung!

Lobnig

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

Die Anfragebeantwortung lautet wie folgt:

Zur Frage 1:

Frauenarbeitslosigkeit zu senken, ist prinzipiell ein wichtiger politischer Handlungsauftrag und stellt im Sinne der Geschlechtergleichstellung als Querschnittsauftrag eine Verpflichtung des zuständigen politischen Referenten für Arbeitsmarktpolitik und des politischen Referenten für Wirtschaft in Kärnten dar.

Insbesondere Maßnahmen zur Senkung der Arbeitslosenzahlen sind Aufgabe des Arbeitsmarktservices. Im Landesfrauenreferat können nur begleitende Maßnahmen zur Stärkung von Frauen und ihren Fähigkeiten gesetzt werden, um so indirekt ihre Arbeitsmarktchancen zu erhöhen. Unbedingt erforderlich wäre die Bindung sämtlicher Fördervergaben, insbesondere der Wirtschaftsförderungen an die Verpflichtung zur Einhaltung des Gender mainstreaming bzw. nachweislicher Gleichstellungsaktivitäten der förderempfangenden Wirtschaftsbetriebe.

Zur Frage 2:

Kärnten ist als Wirtschaftsraum viel zu klein, um losgelöst von der globalen Wirtschaft und ihren aktuellen Strömungen gesehen zu werden. Die Hauptgründe für die hohe Frauenarbeitslosigkeit unterscheiden sich kaum von denen in anderen Bundesländern, jedoch kann in der ländlichen Prägung Kärntens und den noch häufig traditionellen Rollenbildern ein Grund dafür liegen, dass Frauen in Kärnten weniger oft einer Erwerbsarbeit nachgehen. Rund 17 % aller Kärntnerinnen sind Hausfrauen. Weiters könnte die geringere Schulbildung eine Rolle spielen. Im Vergleich zu den Frauen haben in Kärnten 23 % der Männer lediglich einen Pflichtschulabschluss als höchste Schulbildung vorzuweisen, während es bei den Frauen 41 % sind. Dies bedeutet: ein hoher Frauenanteil in gering bezahlten Berufen. Die offiziellen Studien über Frauenerwerbstätigkeit, Familiengründung und Ausstieg aus dem Berufsleben aus familiären Gründen beweist, je geringer das Einkommen der Frau, desto höher die Kinderanzahl und desto höher die Gefahr des Ausstieges aus dem Berufsleben.

In Kärnten sind 46 Prozent der Frauen im berufstätigen Alter erwerbstätig; Männer 66 Prozent. Österreich: 51 Prozent Frauen, 69 Prozent Männer (Genderstudie S. 9). Trotzdem verzeichnet der Monatsbericht des AMS Kärnten einen Anstieg der Frauenerwerbstätigkeit, wobei hier keine Unterscheidung in Vollzeitarbeitsplätze und Teilzeitarbeitsplätze erfolgt. Dass die Anzahl der arbeitslosen Männer laut AMS-Studie bereits höher ist als der Frauenanteil, ist vor allem darauf zurückzuführen, dass ein großer Prozentsatz der berufstätigen Frauen teilzeitbeschäftigt und damit keinesfalls eigenständig existenzgesichert ist. Sinnvoll wäre es, die Statistiken des AMS nach Art der Beschäftigung zu gliedern und eine Umrechnung der Teilzeitbe​schäftigung in Vollzeitäquivalente durchzuführen.

Zur Frage 3:

Wie in Antwort 1 erwähnt, ist die Senkung der Frauenarbeitslosigkeit eine Quer​schnittsaufgabe aller zuständigen ReferentInnen. Es können hier nur begleitende Frauenförderungsmaßnahmen gesetzt werden, die zu einer Höherqualifizierung, Stärkung, Bewusstseinsbildung und Eigenverantwortlichkeit von Frauen beitragen. Das AMS bietet gesonderte Programme und EU-Fördermittel, um die Frauenarbeits​losigkeit zu senken. Die Frauenbeauftragte des Landes Kärnten ist unter anderem Mitglied im Gremium des Territorialen Beschäftigungspaktes für Kärnten und achtet dort darauf, dass die Anliegen der Frauen gewahrt werden.

Die Senkung der Frauenarbeitslosigkeit und vor allem einem Ausstieg von Frauen aus dem Berufsleben aus familiären Gründen entgegenzuwirken, bildet eine Lang​zeitaufgabe und beginnt im Bereich der Berufsorientierung in einem existenzsichern​den Beruf. Hier werden vor allem Unterstützungsaktivitäten in Form von genderge​rechter Berufsorientierung jährlich seitens des Landes angeboten. Den Frauen soll insbesondere in Mentoringaktivitäten Unterstützung angeboten werden, höhere Posi​tionen zu erreichen beziehungsweise ihre Position in der Berufstätigkeit bereits zu stärken.

Maßnahmen, um Frauen bessere Chancen auf dem Arbeitsmarkt zu bieten (Aus-/Weiter​bil​dung sowie geschlechtergerechte Berufsorientie​rung) werden vom Frauen​referat laufend angeboten, betreut und begleitet. Namentlich gab und gibt es derzeit folgende Projekte zu diesem Themenkomplex:

Equalize (in Endphase) – Mittel 1,5 Millionen Euro seit 2002, davon keine Landes​mittel; Socialnetwork (abgeschlossen); Girls Mentoring (ab​geschlossen); mut! (ge​rade in zweite Laufzeit gegangen); die Berufsorientierungsmesse für Mädchen 2006, Mentoring von Frauen für Frauen.

Die Senkung der AMS-Arbeitsmarkförderung für Frauen von 339 Millionen Euro (2002) auf 299 Millionen Euro (2004) kann durch regionale Maßnahmen nicht zur Gänze aufgehoben werden.

Mir ist es aber wichtig, dass vor allem junge Kärntnerinnen ihre Chance wahrnehmen und durch die Wahl des richtigen Berufes einen weitgehend sicheren Job mit höhe​rem Einkommen ergreifen, wie es etwa Ziel des Girl-Mentorings oder von mut! war und ist.

Zur Frage 4:

Beschluss der Kärntner Landesregierung vom 26.1.2001 zur Anwendung der Strate​gie des Gender Mainstreaming, - das bedeutet Gleichstellung von Frauen und Män​nern; ist in Kärnten Querschnittsaufgabe.

Verpflichtende Maßnahmen ist gleich Geschlechterverträglichkeitsprüfung auf ge​schlechtsspezifische Auswirkungen.

- politischen und administrativen Entscheidung

- Maßnahmen und Aufgaben des Landes (Mittelvergabe öffentlicher Mittel, Bescheid​erlassungen …)

Aktivitäten des Frauenreferates zum Abbau von Benachteiligung und Diskriminierung

- durch Frauenfördermaßnahmen

- Gleichstellungsmaßnahmen (Strategie des Gen​der Mainstreaming in der Landes​verwaltung und den Gemeinden)

- Vertretung der Interessen von Frauen

Ziel: Tatsächliche Gleichstellung von Frauen und Männern.

Frauenberatung:

Beratung in verschiedensten Problematiken von Frauen (Frauenberatungsstellen in Klagenfurt, Villach, Völkermarkt und Wolfsberg)

Thematiken: Existenz, Probleme am Arbeitsplatz, Arbeitslosigkeit, Mehrfachbe​lastung, geringes Einkommen, Vereinbarkeit, Wiedereinstieg, Berufsrückkehr, Gewalt usw.

Frauenfördermaßnahmen des Referates für Frauen und Gleichbehandlung:

1. Kärntner Mentoringprogramm: Programm zur individuellen Stärkung und Weiterbil​dung für Frauen aus allen Berufsfeldern

2. Equalize

- Frauenförderung im beruflichen Kontext, Vereinbarkeit von Familie und Beruf, Ab​bau von Benachteiligungen für Frauen am Arbeitsmarkt beim Wiedereinstieg, Berufs​rückkehr

- Stärkung und Orientierung im beruflichen Kontext

- Gleichstellung und Antidiskriminierung der Geschlechter als Querschnittsaufgabe

3. Berufsorientierungsmaßnahmen für Mädchen:

a) Girls Day: BOMM – Berufsorientierungsmesse für Mädchen

b) Girls Mentoring – Berufsorientierungsprojekt für Mädchen

c) mut – Mädchen und Technik, Mädchenzentrum Klagenfurt

Social Networking – zur Höherqualifizierung von Frauen in Sozialberufen

Gleichstellungsmaßnahmen:

Schulung der Verwaltungen und Gender Mainstreaming

- politischen Querschnittsaufgabe

- Information und Schulung politischer und beamteter Entscheidungsträger

- GEMEX

- Pilotprojekt

Bewusstseinsbildung und Sensibilisierung:

Öffentlichkeitsarbeit, Veranstaltungen, Podiumsdiskussionen, Vernetzungsgremien, Seminare, Vorträge, Referate

Vertretung der Interessen von Frauen in Gremien:

Des Arbeitsmarktes, der Bildung, der Österreichzusammenarbeit, der Alpe Adria Länder, der EU.

Ergebnisse 2004:

Durchgeführte Aktivitäten:

200 geschulte Landes- und Gemeindebedienstete in Gender Mainstreaming; 8 Vor​träge über Gender Mainstreaming, Gleichbehandlung und Gleichstellung; 70 be​wusstseinsbildende Artikel und Pressemeldungen, 120 geschulte TrainerInnen des Arbeitsmarktes, 6 Ausgaben einer Fraueninformation, 2 Newsletter/NEU monatlich,

1 Berufsorientierungsmesse für Mädchen, 24 Gremiensitzungen, 21 geförderte frauenpolitische Maßnahmen und Projekte, 600 Erstkontakte, 2 große Frauenforen, 200 Frauengutscheine für EDV-Einführung und Weiterbildung, 250 Frauen in Orien​tierungs- und Aufbauseminaren, 1 EU-Projekt mit Frauenschwerpunkt, 2 erfolgreich abgeschlossene Gleichbehandlungsfälle.

Maßgebliche Beteiligung an Gesetzesänderung – Strafgesetz – Schließung der Lücke der Antidiskriminierung bei sexueller Belästigung durch nicht vorgesetzte Per​sonen (Schuldirektoren bzw. Lehrer zu Schülerinnen, der Patient zur Krankenschwe​ster, der Kunde zur Verkäuferin).

Geförderte Aktivitäten:

4000 beratene Frauen in den Bezirken, 18 Seminare in GeM/Gleichstellung und Gender Diversity, Firmenberatungen in Gleichstellung, 40 Frauenhöherqualifizierun​gen (ECDL), 11 Frauenfrühstücke.

Zur Frage 5:

Dafür eingesetzte Mittel rund € 600.000,--.

Zur Frage 6:

Im Rahmen des Projektes Equalize widmete sich das Teilprojekt „FEMBACK“ dem Wiedereinstieg von Frauen. Dabei wurden mit Infineon und dem Krankenhaus Spittal best-practise-modelle erarbeitet, wie Berufsrückkehrerinnen der Wiedereinstieg er​leichtert werden kann. Das EU-Projekt „Equalize“ wird Ende Juni 2005 abgeschlos​sen und es konnten zahlreiche unterstützende Produkte für Firmen, die von Wieder​einsteigerInnen selbst erarbeitet werden, die der Wirtschaft, aber auch den Betrof​fenen zur Verfügung stehen.

Weiters gibt es das Baby-Comeback-Projekt der Arbeiterkammer, das sich erfolg​reich um die Wiedereinsteigerinnen kümmert. Ebenso hat das AMS gerade ein spe​zielles Maßnahmepaket für Wiedereinsteigerinnen geschnürt, welches für das lau​fende Jahr mit mehr als 30 Millonen Euro dotiert wurde.

Zur Frage 7:

Aus Landesmitteln stehen dem Referat für Frauen und Gleichbehandlung für Aktivi​täten der Vertretung der Interessen der Frauen, wie Sensibilisierung, Frauenbera​tung, Implementierung des Gender Mainstreaming in der Landesverwaltung und Frauenförderung Mittel in Höhe von Euro 630.700,-- zur Verfügung, wovon rund 70.000,-- Euro für innovative Maßnahmen und Qualifizierungsmaßnahmen zur Verfü​gung stehen. Weiters wurden vom Referat von 2002 bis 2005 zusätzliche EU-Mittel in Höhe von Euro 1,5 Millionen verwaltet, die ausschließlich zum Zwecke der Segre​gation am Arbeitsmarkt eingesetzt wurden.

Zu den Fragen 8 bis 11:

Von Seiten der Frauenpolitik kann die Veränderung der Frauenerwerbsquote ledig​lich durch aktive Mitarbeit und Maßnahmen und Programmen der Arbeitsmarktpolitik erreicht werden, was auch in vollem Ausmaß der Möglichkeiten erfolgt. Das Referat für Frauen und Gleichbehandlung verfügt derzeit über 3 Planstellen und erhält wie​ters zeitbegrenzte Unterstützung von 4 Dienstzettelbeschäftigten. Diese personelle Unterausstattung dieses Referates mit Querschnittsaufgaben bedeutet, dass notwen​dige Maßnahmen im Interesse der Frauen in Kärnten nur im Ausmaß der vorhande​nen Personal- und Finanzressourcen gesetzt werden können.

Zu den Fragen 12 bis 15:

Der Zugang von MigrantInnen zum Arbeitsmarkt ist ein wichtiger Schritt im Integra​tionsprozess. Das Sozialreferat unterstützt die AusländerInnenberatung die Migrant​Innen bei der Integration in allen Bereichen beraten. Zum Thema MigrantInnen läuft jedoch aktuelle das Projekt „W.E.S.T“, das sich der Erforschung des Frauenhandels und der illegalen Prostitution sowie dem Ausstieg aus dieser Spirale der Gewalt wid​met. Grundsätzlich ist diese Thematik jedoch Aufgabe des für Flüchtlinge und Asyl​werberInnen zuständigen Referenten des Landes Kärnten sowie des AMS.

Zu den Fragen 16 und 17:

Die Verringerung der Einkommensschere ist wichtiger politischer Handlungsauftrag, der im Sinne der Querschnittsaufgabe der Gleichstellung, Aufgabe aller an Arbeits​marktpolitik, Wirtschaftspolitik, Bildungspolitik, Familienpolitik, Finanzpolitik beteilig​ten Referenten darstellt und von Seiten der Frauenpolitik begleitet wird.

Um die echte Chancengleichheit und Gleichberechtigung beider Geschlechter zu er​reichen, müssen Rahmenbedingungen verändert werden. Ein Fundament für eine bessere Bezahlung von Frauen ist die Verbesserung ihrer Ausbildung und eine ge​zielte Berufsorientierung, wie bereits oben erwähnt. Ein weiterer Eckpfeiler ist die Veränderung des öffentlichen Bewusstseins durch gezielte Sensibilisierung der Be​völkerung. Etwa durch die vier Mal jährlich erscheinende „IF-Information für die Frau“ (Auflage: Österreich 80.000/Kärnten 6.000) oder die monatlichen Newsletter des Re​ferates und weitere öffentliche Informationen aus aktuellem Anlass. Ein neues Instru​ment, um die Öffentlichkeit zu informieren, ist die Homepage des Referates für Frauen und Gleichbehandlung, die kostenschonend auf dem bereits vom Land zuge​kauften System aufsetzt: www.frauen.ktn.gv.at
Zur umfassenden Information der Frauen und Männer im Rahmen der Gleichstellung und Chancengleichheit und Frauenförderung ist die Erstellung von Foldern, Broschü​ren und Berichten über statistische Auswertungen, rechtliche Neuerungen, Angebote der Beratungsstellen und Projektarbeiten sowie bewusstseinsbildende und informa​tive Öffentlichkeitsarbeit erforderlich.

Weiters steht der jährliche internationale Frauentag im Zeichen dieser Ungleichbe​handlung, erinnert er doch daran, dass die Frauen vor fast 100 Jahren gemeinsam auf die Straße gingen, um eine bessere Bezahlung durchzusetzen. Dies zeigt eines: Ohne Bewusstsein für ein herrschendes Unrecht, keine Veränderung der Zustände, weswegen erst in der Bevölkerung dieses Bewusstsein geschaffen werden muss.

Konkret gibt es etwa die Zusammenarbeit seitens des Referates für Frauen und Gleichbehandlung mit dem akademischen GründerInnenzentrum „BUILD“ an der Uni Klagenfurt, das jungen AkademikerInnen die Gelegenheit bietet, ein eigenes Unter​nehmen zu etablieren. Vor etwa einem Jahr wurde auch ein neuer Kollektivvertrag im weiblich dominierten Pflegebereich eingeführt, der vor allem Frauen ein höheres Ein​kommen bringt.

Kärnten ist das einzige Bundesland, das einen Regierungsbeschluss hat, dass der BAGS-Kollektivvertrag bei Vereinen die Landessubventionen erhalten, zur Anwen​dung zu kommen hat.

Zur Frage 18:

Die Einkommensschere ist das Ergebnis des Zusammenwirkens unterschiedlichster Faktoren. Grobe Unterschiedlichkeiten im Einkommen sind in sogenannten Frauen- bzw. Männerdomänen zu verzeichnen. Unterschiedliche rechtliche Grundlagen, Rah​menbedingungen, gepaart mit bestehenden traditionellen Denkweisen, tragen unter anderem zu der bestehenden Einkommensschere bei. Um eine nachhaltige Verän​derung der bestehenden Rahmenbedingungen und Strukturen zu schaffen, hat sich das Kollegium der Landesregierung bereits mit Beschluss vom 26.1.2001 einstimmig zur umfassenden Anwendung der Strategie des Gender Mainstreaming bekannt. Dies soll auf lange Sicht gesehen dazu führen, benachteiligende Regelungen, Rechte und Bestimmungen derart zu verändern, dass unter anderem auch die be​stehende Benachteiligung von Frauen im Einkommen verringert werden kann.

Zur den Fragen 19 und 20:

Seit 2001 läuft in Kärnten das Mentoringprojekt für Frauen. Dieses betreute bisher über 200 Frauen und unterstützte sie bei ihren Karriereverläufen. Dies ist nicht nur die Stärkung von Frauen, sondern auch ein Schritt zu einem besseren Job mit bes​serem Verdienst. Weiters konnten Schulungsaktivitäten in Richtung benachteili​gungsfreier Entscheidungen seitens der Verwaltung im Programm der Verwaltungs​akademie verankert werden. Hier finden nunmehr Ausbildungen in Richtung Perso​nalentwicklung, vor allem aber auch Projektmanagement in Anwendung der Strategie des Gender Mainstreaming mit dem Ziel der Gleichstellung von Frauen und Män​nern. Dies soll dazu führen, dass bestehende Administrative des Landes Kärnten, aber auch der Vorbereitung der politischen Entscheidungen befindet, einer nachhalti​gen positiven Veränderung zugeführt werden. Eine Arbeitsgruppe der Landesverwal​tung für Gender Mainstreaming sorgt für die Streuung der Informationen und dient dem Wissenstransfer.

Zur Frage 21:

Die Senkung der Frauenarmut ist ein dringendes Thema. Es wurden und werden lau​fend Handlungen von mir als politischer Frauenreferentin dagegen gesetzt. So gibt es etwa die finanzielle Fördermöglichkeit „Hilfe in besonderen Lebenslagen“, auf die Frauen in prekären finanziellen Situationen zurückgreifen können.

In erster Linie müssen aber auch hier bundesweit Maßnahmen ergriffen werden, um Frauen ein finanziell sicheres Leben – besonders auch im Alter – möglich zu machen. Die Bekämpfung der Frauenarmut stellt wiederum, wie alle anderen Thema​tiken, eine Querschnittsaufgabe dar, dies insbesondere aus dem Grund, da auch hier unterschiedlichste Faktoren zusammengreifen und die bestehende Situation begrün​den.

Die Arbeiten zur Kärntner Lebenssicherung berücksichtigen auch die prekäre Situa​tion von Frauen im Bereich der Armutsgefährdung.

Zur Frage 22:

Im Rahmen des WeltFRAUENtages wurde die Unterschriftenaktion „Mit Mut gegen Frauenarmut“ gestartet, um die Bundesregierung hier tätig werden zu lassen.

Zur Frage 23:

Fördermöglichkeit im Rahmen der Frauenförderung, etwa bei eingereichten Projek​ten.

Zur Frage 24:

Die Pensionsreform und die Harmonisierung derselben sind dringend reformbedürf​tig. Bei allen gesetzlichen Maßnahmen müssen gender-Verträglichkeitsprüfungen durchgeführt werden, wozu die Abgeordneten zum Kärntner Landtag aufgefordert sind.

Zur Frage 25:

Eine Verbesserung der Öffnungszeiten von Kinderbetreuungseinrichtungen sowie eine bedarfsgerechte Zurverfügungstellung von genügend Betreuungsplätzen in Kärnten, insbesondere einer sozialen Staffelung für weniger finanzkräftige Frauen.

Ebenso ist die Einführung der Ganztagsschule eine erhebliche Erleichterung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie. Weiters braucht es attraktive Teilzeitmodelle für Frauen, um Familie und Job vereinbaren zu können, Grundlage bildet jedoch die gendergerechte Berufsorientierung in existenzsichernde Berufe und vor allem der Abbau von Benachteiligungen im beruflichen Kontext durch benachteiligungsfreie politische Entscheidungen im Querschnitt.

Zur Frage 26:

In Hermagor befindet sich derzeit ein aus frauenpolitischen Maßnahmen kofinanziertes Projekt in der Endphase, das die Wege im ländlichen Raum einem Gender Controlling unterzog. Dieses EU-Projekt „Frauen und Männer unterwegs“ hatte zum Inhalt, die täglichen Wege der Frauen und Männer auf dem Land zu untersuchen und die Unterschiede genau herauszufiltern. Die Ergebnisse dieses Projektes sollen zukünftig in die Landesplanung einfließen, um die Alltagswege und Mobilität von Frauen zu erleichtern.

Zur Frage 27:

Für die Erstellung von Statistiken ist die Abteilung Statistik zuständig, die sehr genaue Zahlen betreffend der Geschlechterunterschiede in Kärnten vorliegen hat. Doch ich kann dem Herrn Finanzreferenten gerne ein Exemplar der Kärntner Genderstudie zukommen lassen, die die noch immer vorhandene Benachteiligung von Frauen in Kärnten auf den Punkt bringt. Die Unterstützung des Referates für Frauen und Gleichbehandlung kann seitens des Finanzreferates in Angelegenheiten des Gender Budgeting angefordert werden.

Zur Frage 28:

Gleichstellung am Arbeitsplatz ist zumindest innerhalb der Kärntner Landesregierung und den Kärntner Gemeinden mit dem Beschluss vom Jänner 2001 ein wichtiges Thema. Damals bekannte sich das Kärntner Landesregierungskollegium einstimmig zur Umsetzung der von der EU vorgegebenen Strategie des Gender main​streaming als Querschnittsaufgabe. Dazu wurde die Gender Mainstreaming Expertinnen-Gruppe (GemEX) eingerichtet.

Seit März 2004 gibt es zusätzlich das Frauenförderungsprogramm innerhalb der Landesregierung. Grundlage für die Frauenförderung ist das Kärntner Landesgleichbehandlungsgesetz.

Mag. Weiß

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Ich danke für die Verlesung dieser sehr ausführliche Beantwortung. (Abg. Holub: Zur Geschäftsordnung!) Bitte, zur Geschäftsordnung hat sich Herr Abgeordneter Holub gemeldet. Bitte!

Lobnig

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Laut § 23 stelle ich den Antrag auf Abstimmung über die Debatte dieser Anfragebeantwortung in der nächsten Sitzung.

HOLUB

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Der Antrag wurde gestellt; ich lasse darüber abstimmen. Es ist die einfache Mehrheit erforderlich. Wer dem zustimmt: Bitte um ein Handzeichen! – Das ist leider in der Minderheit geblieben und somit erledigt.

Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt:


21.
Ldtgs.Zl. 136-2/29:

Anfragebeantwortung von Landeshauptmann Dr. Haider zur schriftlichen Anfrage des Abgeordneten Vouk betreffend Aufteilung der Mittel der Mineralölsteuer

Ich ersuche den Schriftführer um Verlesung!

Lobnig

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

Die Anfragebeantwortung lautet wie folgt:

Sehr geehrte Herren Abgeordnete, im Zusammenhang mit der in der 14. Sitzung des Kärntner Landtages am 28. 4. 2005 von Ihnen unter dem Betreff „Aufteilung der Mittel der Mineralölsteuer“ eingebrachten schriftlichen Anfrage gemäß § 22 K-LTGO darf ich Ihnen zu den einzelnen Fragestellungen auf diesem Wege wie folgt antworten:

Zur 1. Frage mit dem Wortlaut „Wie wurden die Mittel der Mineralölsteuer der Jahre 2001 – 2004 im Detail aufgeteilt?“ darf ich Ihnen mitteilen, dass die Anteile des Landes an der Mineralölsteuer in gleicher Weise wie die Anteile der Kärntner Gemeinden an der Mineralölsteuer im Wege der monatlichen Vorschüsse auf die Ertragsanteile zur Verfügung gestellt und in der Folge im Wege einer Endabrechnung im Juni des Folgejahres abgerechnet werden.

Die dem Land Kärnten im Jahre 2001 vom Bund überwiesenen Ertragsanteile aus der Mineralölsteuer beliefen sich auf € 13,615.098,--, für das Jahr 2002 auf € 14,601.436,--, für das Jahr 2003 auf € 15,485.817,-- und für das Jahr 2004 auf € 16,849.913,--. Eine Aufteilung dieser Mittel der Mineralölsteuer für bestimmte Zwecke erfolgte nicht, sondern dienen diese Mittel wie die übrigen Steuerertragsanteile zur Deckung des Gesamtaufwandes des Landes im Zusammenhang mit der Erfüllung seiner Aufgabenstellungen.

Zusätzlich zu diesen Steuerertragsanteilen aus der MÖST werden den Ländern auf Grund der geltenden Bestimmungen des jeweiligen Finanzausgleichsgesetzes jährlich Finanzzuweisungen übermittelt, die zweckgebunden für Leistungen des öffentlichen Personennahverkehrs zu verwenden sind. Diese zweckgebundenen Finanzzuweisungen beliefen sich im Jahre 2001 auf € 7,372.201,--, im Jahre 2002 auf € 8,159.568,--, im Jahre 2003 auf € 8,981.347,-- und im Jahre 2004 auf € 9,720.336,--. Diesen Einnahmen stehen Ausgaben für den öffentlichen Personennahverkehr im Jahre 2001 von rd. € 12,15 Mio., im Jahre 2002 von rd. € 11,6 Mio., im Jahre 2003 von rd. € 16,45 Mio. und im Jahre 2004 von rd. € 15,66 Mio. gegenüber. Eine entsprechende Aufstellung über die Verwendung dieser Mittel, die den gegenüber dem Bund erbrachten Verwendungsnachweisen entspricht, darf ich Ihnen gerne zur Verfügung stellen.

Ihre 2. Frage mit dem Wortlaut "Wie hoch war der Vorwegabzug der Gemeindeabteilung in den Jahren 2001 – 2004?" interpretiere ich so, dass die auf Grund des Gesetzes über die Förderung des Personennahverkehrs zu leistenden Beiträge der Gemeinden an das Land gemeint sind. Diese beliefen sich im Jahre 2001 auf € 2,139.488,--, im Jahre 2002 auf € 2,139.488,--, im Jahre 2003 auf € 3,002.000,-- und im Jahre 2004 auf € 3,063.153,--.

Zu Ihrer 3. Frage "Wie wurden diese Mittel an die einzelnen Verkehrsträger in den Jahren 2001 – 2004 aufgeteilt" kann ich als Landesfinanzreferent, dem die Mittelverteilung in Angelegenheiten des Verkehrsverbundes bzw. jenen der Verkehrsverbund Kärnten GmbH nicht obliegen, keine näheren Auskünfte erteilen. Diesbezüglich darf ich Sie ersuchen, den Landesverkehrsreferenten zu kontaktieren.

Hinsichtlich der 4. Frage mit dem Wortlaut "Stehen Änderungen im österreichischen Personennahverkehrs-Gesetz bevor, und wie werden deren Auswirkungen für das Land Kärnten und die Gemeinden sein?" darf ich Sie auch in erster Linie an den Verkehrsreferenten verweisen. Ich darf allerdings erwähnen, dass hinsichtlich diesbezüglicher Aktivitäten des Bundes vor kurzem auf Länderebene Beschlüsse durch die Landesfinanzreferentenkonferenz und die Landeshauptleutekonferenz gefasst wurden. Gegenstand der Beratungen bildete dabei einerseits die unbefriedigende Förderung des Bundes für Projekte im öffentlichen Personennah- und Regionalverkehr, die in den letzten Jahren anstelle der in den Erläuterungen zum Bundesgesetz für den öffentlichen Personennah- und Regionalverkehr (ÖPNRV-G 1999) vorgesehene Mittelaufstockung nicht nur nicht vorgenommen, sondern eine Reduzierung und Kürzung der Bundesfördermittel für bestehende Projekte des öffentlichen Verkehrs auf maximal 33 % vorgesehen ist.

Die Landeshauptleutekonferenz hat daher in ihrer Sitzung am 6. 12. 2004 folgenden Beschluss gefasst:

„Um die Finanzierung sowohl bestehender als auch neuer Projekte, die noch nicht in ein Bestellsystem übergeführt wurden, zu sichern und einer Reduktion der Verkehrsleistungen entgegenzuwirken, bekräftigt die Landesfinanzreferentenkonferenz den Beschluss der Landeshauptleutekonferenz vom 6. Dezember 2004 und fordert den Bund auf, das Schreiben des BMVIT vom 12. Oktober 2004 betreffend eine Kürzung bzw. Rücknahme der Förderung nach dem ÖPNRV-G zurückzunehmen und


1.
die Förderhöhe gem. §§ 24 und 26 ÖPNRV-G mit einem Bundesbeitrag gleicher Höhe wie durch die Region, d. h. 50 %, zu garantieren,


2.
die Förderdauer zur Gewährleistung effizienter und kostengünstiger Bestellungen auf mindestens 3 Jahre (mit jährlichen Berichten über die Entwicklung der Projekte) auszuweiten,


3.
das österreichweite Fördervolumen gemäß der in den Erläuterungen des ÖPNRV-G vereinbarten Summe (€ 62,5 Mio.) jährlich ab 2005 sicherzustellen,


4.
Förder- und Evaluierungsrichtlinien für die Bundesförderung zu erarbeiten und zu verabschieden und


5.
gleiche Spielregeln für alle Länder – bei entsprechender Erhöhung des Gesamtvolumens an Förderungen – anzustreben.“

Auf Basis dieses Beschlusses haben die Landesfinanzreferenten in ihrer Sitzung am 3. 5. 2005 ihre Beratungen geführt und den Beschluss der Landeshauptleute bekräftigt. Andererseits wurde auf dieser Landesfinanzreferentenkonferenz über das ebenfalls auf Bundesebene vorbereitete Projekt der „ÖPNRV-Reform 2005“, in welcher der Bund eine Veränderung des österreichischen Personennahverkehrs und eine Regionalisierung sowohl der Erhaltung der Infrastruktur als auch des Betriebes des Personennahverkehrs anstrebt, diskutiert und hat diese dabei folgenden Beschluss gefasst, welcher für die weiteren Verhandlungen zu diesem Thema von Relevanz sein wird:

„Der Bund strebt im Bereich des ÖPNRV an, seine bisher kompetenzgemäß erbrachten Leistungen an die Länder zu übertragen (Regionalisierung des ÖPNRV) – was die Landesfinanzreferenten zum jetzigen Zeitpunkt nicht für möglich halten. Die Landesfinanzreferentenkonferenz hält fest, dass weitere Diskussionen darüber erst dann möglich sind, wenn die Datengrundlagen ausreichend vorliegen. Dazu zählen insbesondere: Definition der Regionalbahnen in den einzelnen Bundesländern, Erhaltungszustand und Investitionsbedarf in den kommenden Jahren, Kosten des laufenden Betriebes, Valorisierung.

Zu Ihrer 5. Anfrage "Wie werden sich die Änderungen im neuen FAG auf Kärnten und die Verkehrsträger auswirken?" darf ich feststellen, dass entgegen den in den Erläuterungen zur Frage von Ihnen geäußerten Befürchtungen mit dem Finanzausgleich 2005 keine Änderung der Anteile der Länder an den Steuerertragsanteilen oder an den Finanzzuweisungen verbunden ist. Es ist vielmehr so, dass entsprechend den Wünschen der Länder zukünftig fast sämtliche gemeinschaftliche Bundesabgaben einem gemeinsamen Verteilungsschlüssel unterworfen werden. Damit sollen einseitige Belastungen der Länder aus steuerreformatorischen Maßnahmen des Bundes, wie sie in der Vergangenheit ohne Abstimmung mit den anderen FAG-Partnern vorgenommen worden sind, verhindert werden.

So wurden zwar Schlüsseländerungen bei den einzelnen Abgaben vorgenommen, aber die Anteile an der gesamten Finanzmasse gleich behalten. Auch bei den Finanzzuweisungen aus der Mineralölsteuer wird es zu einer Neutralisierung und damit zu einer Beibehaltung der bisherigen Dotierungsgröße der Finanzmittel kommen. Es darf daher festgestellt werden, dass durch die Änderungen im neuen FAG keine negativen Auswirkungen auf Kärnten und die Verkehrsträger zukommen.“

Mag. Weiß

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Danke! – Wir kommen somit zum nächsten Tagesordnungspunkt:


22.
Ldtgs.Zl. 50-7/29:

Anfragebeantwortung von Landeshauptmann Dr. Haider zur schriftlichen Anfrage des Abgeordneten Mag. Grilc betreffend Vertragsauflösung Renato Zanella

Ich ersuche den Schriftführer um Verlesung!

Lobnig

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

Die Anfragebeantwortung lautet wie folgt:

Sehr geehrter Herr Präsident! Bezugnehmend auf die im Betreff angeführte Anfrage „Wie viel Geld musste von den Kärntnerinnen und Kärntnern direkt oder indirekt aufgebracht werden, um Renato Zanellas Vertrag aufzulösen bzw. abzuändern?“ darf mitgeteilt werden, dass in diesem Zusammenhang den Kärntnerinnen und Kärntnern weder direkt noch indirekt Kosten entstanden sind.

Mag. Weiß

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Danke! – Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt:


23.
Ldtgs.Zl. 227-2/29:

Anfragebeantwortung von Landesrat Ing. Rohr zur schriftlichen Anfrage der Abgeordneten Mag. Lesjak be​treffend Jetski-EM am Wörther See

Ich ersuche den Schriftführer um Verlesung!

Lobnig

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

Die Anfragebeantwortung lautet wie folgt: (Abg. Ing. Scheuch: Was, die Lesjak tut Jetski fahren? – Abg. Holub: Und ich kann nichts dafür! – Heiterkeit.)

Zur Frage 1 „Warum wurde die Jetski-Europameisterschaft von der Behörde bewilligt?“ Die Veranstaltung an sich wurde mit Bescheid der Bezirkshauptmannschaft Klagenfurt vom 20. 5. 2005 unter Zahl KL-17VA 312/1-2005 genehmigt. Gemäß § 64 der Seen- und Flussverkehrsordnung sind Wassersportveranstaltungen durch die Bezirksverwaltungsbehörde zu genehmigen.

Durch die Firma CHW Eventmarketing wurde der entsprechende Antrag gestellt, und sind gemäß § 73 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes Behörden verpflichtet, spätestens sechs Monate nach dem Einlangen eines Ansuchens einen Bescheid zu erlassen.

Die Bezirkshauptmannschaft hat in ihren Bescheid auch zahlreiche Auflagen getroffen, durch welche gesichert ist, dass die Bewilligungsvoraussetzungen des § 64 Abs. 2 der Seen- und Flussverkehrsordnung eingehalten werden.

Seitens der Landesregierung wurde lediglich die Ausnahme vom Verbot der Ausübung der Schifffahrt auf dem Wörther See mit Jetskis bzw. Waterbikes erteilt, da hierfür eine Ausnahmegenehmigung erforderlich ist.

Die Fragestellung, warum die Jetski-Europa​meisterschaft von der Behörde im politischen Verantwortungsbereich des Herrn Landesrates bewilligt worden ist, kann somit in mehreren Varianten beantwortet werden.


1.
Die Bewilligung der Veranstaltung erfolgte durch die Bezirkshauptmannschaft Klagenfurt und somit nicht im politischen Verantwortungsbereich des Herrn Landesrates.


2.
Die Bewilligung ist durch die Bezirksverwaltungsbehörde erteilt worden, weil die Bewilligungsvoraussetzungen erfüllt sind bzw. durch Auflagen abgesichert sind und darüber hinaus ein Rechtsanspruch auf positive Erledigung besteht, wenn alle Kriterien erfüllt sind.

Zur Frage 2 „Liegen der Bewilligung umweltrechtliche Gutachten zu Grunde?“ Für die Ausnahmegenehmigung betreffend die Waterbikes bzw. Jetskis sind keinerlei rechtliche Gutachten erforderlich. Sollen mit der Fragestellung „umweltfachliche Gutachten“ für die Veranstaltung gemeint sein, wäre für die Beantwortung dieser Frage die Bezirkshauptmannschaft zuständig.

Zur Frage 3 „Wurde auch überprüft, wie sich die Jetski-EM unmittelbar auf die Flora und Fauna in der Region ausgewirkt hat?“ Diese Frage betrifft erneut offensichtlich den Bescheid der Bezirkshauptmannschaft Klagenfurt. Es ist festzuhalten, dass die Bewilligung von Veranstaltungen gemäß § 64 Abs. 2 der Seen- und Flussverkehrsordnung so zu erteilen ist, dass die Interessen des Naturschutzes gewahrt werden und Jagd und Fischerei nicht wesentlich beeinträchtigt werden. Im Bescheid der Bezirkshauptmannschaft Klagenfurt vom 20. 5. 2005 finden sich entsprechende Auflagen und Vorschreibungen.

Zur Frage 4 „Wurden während der Jetski-EM Lärmmessungen durchgeführt?“ Diese Frage bezieht sich erneut auf den Bescheid der Bezirkshauptmannschaft Klagenfurt. Lärmmessungen sind deswegen obsolet, weil die nach dem Stand der Technik ausgerüsteten Jetskigeräte die Lärmemissionen eines Pkws aufweisen (72 dBA). Alle Wasserfahrzeuge werden im Übrigen vor Beginn der Rennen auf technische Vollständigkeit und Regelkonformität durch den technischen Kommissar des Dachverbandes ISPA überprüft.

Zur Frage 5 – Wie wurde die Sicherheit der Trinkwasserqualität des Wörthersees vorgenommen?

Zusätzlich durch die Eigenkontrollen des Dachverbandsbeauftragten auf technische Einwandfreiheit der Geräte wurden durch die Bezirkshauptmannschaft Klagenfurt entsprechende Auflagen im Bescheid getroffen.

Zur Frage 6 – Wurden Wasserproben entnommen?

Mineralölverunreinigungen von Wasserflächen sind ohne Wasserprobenentnahmen jederzeit deutlichst sichtbar und sind zur Vorsorge im Bescheid der Bezirkshaupt​mannschaft entsprechende Auflagen enthalten.

Zur Frage 7 – Werden Sie sich in Zukunft für einen umweltfreundlichen und sanften Tourismus und eine entsprechende Wassersportausübung in Kärnten einsetzen?

Dies ist eine Frage mit politischer Zielrichtung. Anzumerken ist, dass die Veranstal​tung durch die Gemeinde Maria Wörth, laut Schreiben vom 26.4.2005, im Interesse des Fremdenverkehrs vollinhaltlich unterstützt wird.

Unterstützend zu obigen Ausführungen darf angemerkt werden, dass ursprünglich in Österreich der Betrieb von Waterbikes nicht zulässig war, jedoch mit der Schifffahrts​rechtsnovelle vom 9.6.2005, BGBl.Nr. 41/2005 der Betrieb von Waterbikes aufgrund von umfangreichen Beratungen auch in Österreich als zulässig erklärt wurde. Die Veranstaltung findet im Übrigen seit mehreren Jahren statt und wirkt durch den Zeit​punkt Ende Mai belebend für Tourismus und Fremdenverkehrswirtschaft. Aus der Äußerung der Gemeinde Maria Wörth ist zu erschließen, dass die Bevölkerung dem sportlichen Ereignis überwiegend positiv gegenüber steht.

Mag. Weiß

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Danke! (Abg. Holub meldet sich zur Geschäftsordnung.) Zur Geschäftsordnung Ab​geordneter Holub, bitte!

Lobnig

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Ich stelle wiederum den Antrag auf Abstimmung über die Debatte dieser Anfragebe​antwortung in der nächsten Sitzung!

Holub

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Sie haben den Antrag gehört. Ich lasse darüber abstimmen. Wer damit einverstan​den ist, der möge zum Zeichen der Zustimmung die Hand heben! – Das ist leider in der Minderheit.

Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt


24.
Ldtgs.Zl. 159-9/29:

Anfragebeantwortung von LR Ing. Rohr zur schriftlichen Anfrage der Ab​geordneten Mag. Lesjak betreffend Ozonbelastung in Kärnten

Ich ersuche den Schriftführer um Verlesung!

Lobnig

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:
Mag. Weiß

Zur Frage 1: - Wieviele Ozonmessstellen gibt es in Kärnten?

Das Messnetz in Kärnten umfasst 13 Messstellen, die vom Land Kärnten entspre​chend den Bestimmungen des Ozongesetzes, BGBl.Nr. 210/1992 in der Fassung des BGBl. I Nr. 34/2003, betrieben werden. Zusätzlich betreibt das UBA-Wien eine Messstelle zur Erfassung der Hintergrundbelastung in Vorhegg bei Kötschach-Mauthen.

Zur Frage 2: - Wie oft und wo wurde in den Jahren 2000, 2001, 2002, 2003 und 2004 die Ozon-Informationsstufe erreicht?

Die Informationsschwelle von 180 µg/m3, angegeben als gleitend ermittelter 1-Stun​den-Mittelwert (MW1) wurde überschritten:

Im Jahre 2000:

Messstation Gerlitzen-Steinturm: 4x, am 17.5, 18.5., 22.6. 23.6.; höchste gemessene Konzentration (MW1) 195,7

Messstation St. Georgen/L – Herzogberg: 1x am 21.8; Messwert 192,2

Messstation Oberdrauburg – Bundesstraße: 5 x am 17.5., 20.6., 22.6., 7.7., 19.8.; Messwert 210,7

Messstation Villach – Tirolerbrücke: 1 x am 22.6.; Messwert 192,2

Messstation Klagenfurt – Koschatstraße: 2x, 22.6., 23.6.; Messwert 189,9

Messstation Bleiburg – Koschatstraße: 1 x am 21.8.; Messwert 181,2

Messstation Hermagor – Gailtalstraße: 2 x, 22.6., 23.6.; Messwert 192,3

Messstation Fürnitz-Bahnhofstraße: 1 x am 22.6.; Messwert 183,8

Im Jahre 2001:

Messstation Gerlitzen – Steinturm: 1 x am 3.8.; Messwert 181,8

Messstation St. Georgen/L. – Herzogberg: 1 x am 3,8.; Messwert 188,0

Messstation Klagenfurt – Koschatstraße: 1 x am 3.8.; Messwert 186,2

Messstation Bleiburg – Koschatstraße: 2 x, 1.8., 3,8.; Messwert 192,3

Messstation Arnoldstein – Gailitz: 1 x am 29.5.; Messwert 187,3

Im Jahre 2002:

Gerlitzen – Steinturm: 1 x am 11.7.; Messwert 185,0

Im Jahre 2003:

Gerlitzen – Steinturm: 1 x am 11.6.; Messwert 180,7

Arnoldstein – Gailitz: 1 x am 13.8.; Messwert 181,1

Im Jahre 2004:

Arnoldstein – Gailitz: 1 x am 10.6.; Messwert 188,7

Im Jahre 2005 (bis 16.6.):

Oberdrauburg – Bundesstraße: 1 x am 30.5.; Messwert 183,8

Die Messwerte aller in Kärnten befindlichen Stationen (inklusive UBA-Messstation) werden beginnend mit 1.4. bis 30.9. jedes Jahres im „Täglichen Ozonbericht“ des Amtes der Kärntner Landesregierung veröffentlicht. Der Bericht stellt die Auswertung der Messwerte des Vortages von 00:00 bis 24.00 Uhr in Form der Angabe des glei​tend ermittelten maximal 1-Stunden-Mittelwertes (MW1) und des gleitend ermittelten maximalen 8-Stunden-Mittelwertes (MW8) dar. Er beinhaltet weiters die Angabe der Luftgüteklassifizierung (1 = gering belastet, 2 = belastet, 2* = Zielwert für den lang​fristigen Schutz der menschlichen Gesundheit überschritten): Die Auswertung ist bis spätestens 10.00 Uhr jedes Tages im Internet (www.umwelt.ktn.gv.at – Luftreinhal​tung, Aktuelles, Täglicher Ozon​bericht) abrufbar. Weiters sind die Luft​güte​informatio​nen über die Homepage des Umwelt​bundesamtes, über die Teletext-Seite 783 des ORF, über direkte Anfrage bei der Abteilung 15 – Umweltschutz und Technik, Unter​abteilung Ökologie und Umweltdaten, mittels Tonbandtext des Postdienstes über die Rufnummer 0463 1550, sowie über die Umweltinformation über SMS (0664 3011 222) mittels Mobiltelefon unter Eingabe der Postleitzahl des gewünschten Abfrage​ortes zugänglich.

Zur Frage 4:

In welcher Form wird die Öffentlichkeit vom Überschreiten der Alarmwerte informiert?

Die Information der Öffentlichkeit erfolgt nach den Bestimmungen des 5. Abschnittes der Ozon-Messkonzeptverordnung, BGBl. II Nr. 99/2004, im Regional-Hörfunk des ORF durch Verlautbarung unter Verwendung der in den §§ 23 und 24 vorgegebenen Texte für die Information des Überschreitens der Informations- bzw. Alarmschwelle sowie des in § 25 vorgegebenen Wortlautes für die Entwarnung.

Zur Frage 5:

Wieviel Zeit vergeht im Schnitt zwischen Feststellung des Alarmwertes und Bekannt​machung in der Öffentlichkeit?

Aufgrund der sich im Tagesverlauf abzeichnenden Entwicklung der gemessenen Ozonkonzentration, die durch Fernübertragung in die Luftgütemesszentrale fließen, in Form der gleitenden MW1, ist die Bekanntgabe der Überschreitung(en) praktisch un​mittelbar möglich. Ausgenommen sind Überschreitungsereignisse die nach 20.00 Uhr stattfinden.

Zur Frage 6:

Wer oder was sind die Hauptverursacher der erhöhten Ozonkonzentration in Kärn​ten?

In Kärnten haben der Kraftfahrzeugverkehr und der Ferntransport den maßgeblichen Einfluss auf die Bildung von Ozon bzw. die Anreicherung der Atmosphäre mit Ozon.

Zur Frage 7:

Wo treten vermehrt Ozonüberschreitungen auf?

Aufgrund der geringen Überschreitungshäufigkeit ist eine örtliche Zuordnung faktisch nicht möglich. Naturgemäß treten in der Umgebung der Ballungszentren tendenziell höhere Ozonbelastungen auf. Wie die Aufstellung der Überschreitungstage zeigt, sind bzw. waren vor allem großräumige Anreicherungen von Ozon verantwortlich für die Überschreitung der Informationsschwelle. Die langjährige Auswertung ergibt, dass die Messstationen Gerlitzen – Steinturm und Vorhegg/Kötschach-Mauthen (UBA) sehr stark vom meteorologischen Geschehen beeinflusst sind (Gewitterepi​soden, grenzüberschreitende Verfrachtung).

Zur Frage 8:

Welche Maßnahmen zur Ozonreduktion haben Sie bisher durchgeführt?

Die auf gesetzlicher Grundlage möglichen Maßnahmen zur Reduzierung der Ozon-Vorläufer​substanzen, insbesondere der Emissionen von Kohlenwasserstoffen und von Stickoxiden, wurden und werden konsequent verfolgt.

Mag. Weiß

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Danke! Wir kommen somit zum nächsten Tagesordnungspunkt


25.
Ldtgs.Zl. 229-1/29:

Anfragebeantwortung von Landesrat Ing. Rohr zur schriftlichen Anfrage der Abgeordneten Mag. Lesjak betreffend Ölunfall Fürnitz

Ich ersuche den Schriftführer um Verlesung!

Lobnig

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:
Mag. Weiß

Die Anfragebeantwortung lautet wie folgt:

Vor Eingehen auf die schriftliche Anfrage der Frau Abgeordneten Mag. Lesjak und des Herrn Abgeordneten Rolf Holub wird allgemein zur Vorgehensweise bei Vorfällen bei denen eine Gefährdung von Gewässern besteht ausgeführt:

Für die Vor-Ort-Beurteilung von Schadensfällen mit dem Austritt von wassergefähr​denden Flüssigkeiten wurde vom Land Kärnten ab dem Jahre 1978 ein rund um die Uhr besetzter Bereitschaftsdienst eingerichtet, der grundsätzlich über Alarmierung durch die LAWZ angefordert wird. Aufgabenstellung ist die Beurteilung der Situation im Anlassfall und der Vorschlag von Abwehrmaßnahmen zur Verhinderung oder Be​grenzung der Auswirkungen bei bereits eingetretenen Gewässerverunreinigungen an die Behörde. Wesentlicher Bestandteil dabei ist die Einschätzung des Gefährdungs​potenzials aufgrund der Eigenschaften des ausgetretenen Stoffes in Bezug auf die örtlichen Gegebenheiten (Schutzwürdigkeit der Örtlichkeit und deren Umfeld, Trink​wasserversorgungsanlagen, Fließgewässer, etc.) Daraus ergibt sich, dass jeder An​lassfall für sich zu beurteilen ist. Eine allgemein gültige Vorgangsweise, die in jedem Fall einzuhalten ist, kann es daher nicht geben, wenngleich – bei Bodenkontamina​tion – die physische Entfernung des verunreinigten Bodenkörpers durchaus im Vor​dergrund der Überlegungen steht.

Während für die unmittelbare Gefahrenabwehr Sofortmaßnahmen angeordnet wer​den können, ohne dass die Kosten dafür besondere Berücksichtigung erfahren brau​chen, ist bei – in zahlreichen Fällen erforderlichen – nachfolgenden Sanierungsmaß​nahmen die Kosten/Nutzen-Relation zu bewerten. Grundsätzlich ist der Sachverstän​dige schon aus Gründen einer drohenden Amtshaftung dazu verhalten, das „gelin​deste zum Ziel führende Mittel“ in Vorschlag zu bringen, wobei bei größeren Scha​dens​ereig​nissen durchwegs zwischen mehreren Alterna​tiven die bestmögliche Vari​ante eruiert wird.

Zur Frage 1:

Der Unfall mit der schlagartigen Freisetzung von rund 70.000 Litern Heizöl extra-leicht erfolgte in der Einfahrgruppe des Großverschiebebahnhofes Villach-Süd. Die anfänglich angedachte Entfernung des kontaminierten Erdreiches hätte zur Folge gehabt, dass die Gleisanlage der Einfahrgruppe hätte vollständig abgetragen und da​mit der Betrieb des Güterzugsumschlages eingestellt werden müssen. Durch den Aufbau des Dammes auf dem sich die Gleisanlage befindet, als Schüttkörper mit Ma​terial aus unterschiedlicher Herkunft (Bodenmaterial aus dem Bereich der „Werda“ in Arnoldstein, Aushub von der Errichtung der Staustufe Villach des Verbund-Kraftwer​kes), war bereits zum Zeitpunkt der Vor-Ort-Besichtigung am 2.4.2005 in den Mor​genstunden die vollständige Versickerung in den Untergrund des Dammkörpers ein​getreten.

Aufgrund der Nähe zur Gail (an der Unfallstelle in circa 200 m Entfernung in nörd​licher Richtung) wurde noch am Samstag dem 2.4.2005, mit der Errichtung von Grundwasserbeobachtungspegeln an der Nordseite des Dammfußes zur Gail hin und an der Südseite begonnen. Die Situierung der Pegel wurde unter Bedachtnahme auf die Hauptströmungsrichtung des Grundwassers so vorgenommen, dass die Aus​breitung einer allfälligen Kohlenwasserstoffahne mit dem Grundwasserstrom jeden​falls erfasst worden wäre. Eine erste Beprobung bereits am 4.4.2005 erbrachte ein negatives Ergebnis.

Zur Frage 2:

Ohne auf die Zahlenwerte in der Fragestellung näher einzugehen, die in sich un​schlüssig und nicht nachvollziehbar sind, ist Sachverhalt, dass der Inhalt der drei ent​gleisten 4-Achs-Kesselwaggons durch Leckschlagen des Tankaufbaus beim Aufprall auf den Schienenstrang ausgeflossen ist. Hierbei handelte es sich um rund 70.000 Liter Heizöl extra-leicht. Da der Gleisaufbau von zwei Schienensträngen durch die Entgleisung an einer Weiche zerstört wurde, mussten die Gleise samt dem Oberbau jedenfalls entfernt werden. Dieser (kontaminierte) Gleisschotter (230 t) wurde noch am 2.4.2005 zu einer Behandlungsanlage verbracht. Über die dadurch „mitentsorgte“ Menge an Heizöl können nur Spekulationen angestellt werden. Gleisschotter kann aufgrund seiner groben Struktur nur relativ geringe Mengen an Mineralöl oberfläch​lich fixieren. Die damit entfernte Ölmenge ist daher im Verhältnis zum gesamt ausge​tretenen Volumen unbedeutend. Der weit überwiegende Anteil ist daher nach wie vor im Dammschüttmaterial enthalten.

Zur Frage 3:

Wie bereits zu Frage 1) ausgeführt, wurde im Wesentlichen der Gleisschotter sowie partiell der Frostkoffer abgetragen. Jeder weitere Aushub hätte die Entfernung zu​sätzlicher Gleise zur Folge gehabt. Mit Bedachtnahme auf die Aufrechterhaltung des Zugbetriebes wurde daher die Erarbeitung eines Sanierungskonzeptes in Auftrag ge​geben, mit dem Ziel, in Abhängigkeit von den Untergrundverhältnissen eine weitere Ausbreitung der mobilen Phase im Bodenkörper und damit die Gefahr einer Ge​wässerverunreinigung wirksam zu unterbinden. Primäres Ziel von Maßnahmen ist das Entfernen der löslichen Anteile des Mineralöls, um damit das Unterschreiten der Eluierbarkeit von Kohlenwasserstoffanteilen auf jedenfalls weniger als 1 mg/l im Eluat zu erzielen. Festzuhalten ist, dass der Kontaminationsgrad von Boden nut​zungsbezogen zu bewerten ist und daher auch kein allgemein gültiger „Grenzwert“, wie mit der Fragestellung impliziert wird, existiert.

Zur Frage 4:

Die Inangriffnahme jeder sanierungstechnischen Maßnahme erfordert die Kenntnis des Kontaminationskörpers im Untergrund in Form eines dreidimensionalen Scha​densbildes. Dieses wird durch rasterförmig angelegte Sondierungen mittels Schlag- bzw. Bohrsonden und die analytische Ermittlung des Kohlenwasserstoffgehaltes der durch die Sondierungen gewonnene Bodenproben erhoben. Aufgrund des zum Teil grobblockigen Aufbaues der Dammschüttung an der Unfallstelle konnten pro Tag mit zwei Bohrgeräten nur etwa fünf Sonden abgeteuft werden. Zugleich wurden nach erster Abschätzung der lateralen Ausdehnung der Ölausbreitung im Bodenkörper zwei Bohrungen in einer Dimensionierung niedergefahren, die es ermöglichten, diese zu Sanierungsbrunnen auszubauen, für den Fall, dass eine hydraulische Sanierungs​maßnahme erforderlich wird, sollte Mineralöl in das Grundwasser gelangen. Am 13.4.2005 wurden in einer neuerlichen Ortsaugenscheinverhandlung die vorliegen​den Ergebnisse der Erkundung, von dem seitens der ÖBB mit der Sanierung beauf​tragten Unternehmen vorgelegt, und die Vorschläge zur weiteren Vorgehensweise auf ihre Durchführbarkeit geprüft. Zwischen Unfall und grundsätzlicher Festlegung des Sanierungsprogrammes lagen daher 11 Tage.

Eine „Eindämmung der weiteren Ausbreitung der Kontamination in Richtung Grund​wasser“ ist aus der Logik der Abfolge des Herangehens an ein derartiges Großereig​nis nicht möglich. Auch die Durchführung der vollständigen Entfernung des kontami​nierten Erdreiches hätte zuvor die obligatorische Erkundung des Untergrundes mit dem dafür notwendigen Zeitaufwand erfordert.

Da auch die Grabungsarbeiten selbst, abgesehen von der technisch aufwendigen Entfernung der Gleisanlagen einen entsprechenden Zeitbedarf erfordern, nach Einschätzung der örtlichen Verhältnisse etwa drei Monate, wäre die Versickerung bzw. die weitere Ausbreitung des Mineralöls nicht verhinderbar.

Darüber hinaus ist zu bedenken, dass während dieser Zeit eine Abdeckung der offenen Baugrube nicht durchführbar und sie daher der Witterung ausgesetzt ist. Durch Niederschlagswetter würde zwangsläufig eine weitere Ausbreitung des Mineralöls eintreten.

Zur Frage 5:

Die als Sofortmaßnahme errichteten Beobachtungspegel am nördlichen und südlichen Dammfuß sowie die in der Folge von der Dammkrone an der Peripherie der Kontaminationszonen abgeteuften Pegel haben bisher (Stand 13. 5. 2005) keine Grundwasserverunreinigung angezeigt. Der Abstand der Kontaminationszone zum Grundwasserspiegel beträgt rund drei Meter. Hydraulische Sanierungs- oder Sicherungsmaßnahmen waren daher bisher nicht erforderlich und wären auch nicht sinnvoll.

Zur Frage 6:

Der Sachverständigendienst der Fachabteilung des Amtes der Landesregierung hat die Prüfung von Projekten auf die technische Durchführbarkeit unter den Gesichtspunkten der Anwendung des Standes der Technik, der Zweckmäßigkeit und der Angemessenheit des Aufwandes vorzunehmen. Die Genehmigung, im konkreten Fall eines wasserpolizeilichen Sanierungsauftrages, erfolgte durch die jeweils zuständige Behörde.

Zur Frage 7:

In der Ortsaugenscheinverhandlung vom 13. 4. 2005 wurden die möglichen Sanierungsvarianten in einer eingehenden Diskussion über Machbarkeit und Konsequenzen unterzogen. Auf Grund der Auslastung des Großverschiebebahnhofes Villach-Süd, mit einer Tagesleistung von zirka 2.500 Waggons, hätte die Sperre des Bahnhofes die Verlagerung des Gütertransportes auf die Trasse mit einem Volumen von etwa 5.000 bis 7.500 Lkw-Transporten, ausgehend vorwiegend von Wien zur Folge gehabt. Da jede andere Sanierungsmethode einen erheblichen Zeitvorlauf für die technische Durchführung benötigt hätte, währenddem durch einsickernde Niederschläge eine weitere Ausbreitung stattfinden würde, wurde einer Insito-Sanierung mit möglichst rascher und effektiver Entfernung der löslichen Anteile durch Absaugung über die Bodenluft der Vorzug eingeräumt.

Zur Frage 8:

Das zur Durchführung beauftragte Sanierungsprojekt stellt eine technische Sanierung dar. Das Konzept muss zwangsläufig auf die Produkteigenschaften und die Größenordnung des Schadensfalles Rücksicht nehmen.

Zur Frage 9:

Die vorgenommene Bodenluftabsaugung beruht auf dem Verhalten von Mineralölen, dass durch Entfernung der leichtflüssigen Anteile, die zugleich auch die in Wasser löslichen Komponenten darstellen, die Eliminierbarkeit des am Bodenkörper anhaftenden Mineralöls auf ein Minimum reduziert werden kann. Damit kann die weitere Ausbreitung des Kontaminationskörpers durch versickerndes Niederschlagswasser verhindert werden. In Abhängigkeit vom Fortschritt der Bodenluftabsaugung ist an weiten Maßnahmen, wie insbesondere die Einpressung von Luft zur Induzierung des Abbaues des Mineralöls ge​dacht. Jedenfalls sind die Maßnahmen so lange fortzuführen, bis der Nachweis der Erreichung des Sanierungszieles erbracht werden kann.

Zur Frage 10:

Seitens der UVP wurde das Unternehmen Intergeo Umwelttechnologie und Abfallwirtschafts​GmbH Salzburg, das auf dem Gebiet der Altlastensanierung und Unfallschadensbehebung auf eine langjährige Erfahrung zurückblickt, beauftragt.

Zur Frage 11:

Die Sanierungskosten werden derzeit mit rund 750.000 Euro präliminiert. Jedes andere Sanierungsverfahren hätte einen ungleich höheren Kostenrahmen verursacht.

Zur Frage 12:

Die Aufnahme in den Verdachtflächenkataster ist nicht Thema einer Sanierungsmaßnahmen auf Grund eines Unfallgeschehens. Mit Abschluss der Sanierungsmaßnahmen ab dem Erreichen des Sanierungszieles ist die Fragestellung obsolet.

Zur Frage 13:

Der ständige Chemiealarmbereitschaftsdienst wurde in Kärnten im Jahre 1978 eingerichtet.

Mag. Weiß

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Danke! – Damit ist die heutige Tagesordnung erledigt. Ich ersuche den Schriftführer … (Abg. Holub: Einmal noch, bitte!) Bitte, der Antrag ist aber schon vor dem nächsten Tagesordnungspunkt ordentlich zu stellen, indem Sie ein Handzeichen bringen. (Abg. Mag. Lesjak: Er hat aufgezeigt. Es hat aber keiner hergeschaut!) Aber dann muss man auch rufen „Zur Geschäftsordnung!“, weil aufzeigen ist zu wenig! – Wir sind somit bei der Tagesordnung am Ende. Ich ersuche, wie gesagt, den Herrn Schriftführer um die Verlesung des Einlaufes! 

Mitteilung des Einlaufes
(Fortsetzung)

Lobnig

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß


4.
Ldtgs.Zl. 228-5/29:

Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten des Freiheitlichen Landtagsklubs betreffend Finanzierung der Fachhochschule mit folgendem Wortlaut:
Der Landtag wolle beschließen:

Die Landesregierung wird aufgefordert, in sofortige Verhandlungen mit den Bürgermeistern der Fachhochschulstandortgemeinden (Bgm. Harald Scheucher, Bgm. Helmut Manzenreiter, Bgm. Gerhard Köfer und Bgm. Robert Striessnig) mit dem Ziel zu treten, dass die Standortgemeinden ihren Finanzierungsanteil zur Sicherung der Fachhochschule über das Jahr 2008 hinaus garantieren.

Mag. Weiß

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Zur Dringlichkeit dieses Antrages hat sich Herr Abgeordneter Klubobmann Ing. Scheuch gemeldet. Ich erteile ihm das Wort! Beachten Sie bitte auch die Redezeit von fünf Minuten!

Lobnig

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hoher Landtag! Ein, wie ich meine, sehr wichtiges Thema der heutigen Landtagssitzung liegt noch in Form von drei Dringlichkeitsanträgen hier vor. Fakt ist – und das sei hier einmal betont und in erster Linie herausgestrichen -, dass keine politische Fraktion sich Gedanken zur Schließung von Fachhochschulstandorten gemacht, sondern dass, um die Genesis richtig zu erzählen, letztendlich der Vorstand der Fachhochschulen mit einem Vorschlag an die Landesregierung von Kärnten herangetreten ist. In diesem Vorschlag spiegeln sich mehrere Varianten wider. Eine der Varianten ist es, sämtliche Standortkonzepte auf einen Punkt zu konzentrieren. Es hat hier im Spiegelsaal dazu eine Vorstellung und auch eine Verhandlung gegeben, danach einen Regierungsbeschluss.

Fakt ist aber auch, dass das Thema in Wirklichkeit ungefähr in drei Teile einzuteilen ist. Der erste Bereich wird ein weiterer Antrag von uns sein, der über die Qualität bzw. über das vorgelegte Konzept des Technikums Kärnten konkret sich befasst. Der jetzige Dringlichkeitsantrag besteht darin, dass auch von den Standortgemeinden – und das ist ganz wichtig! – ein klares Bekenntnis zu den Standorten kommen sollte. Das wird in jedem Fall in den Verhandlungen zu fordern sein, weil natürlich sonst sich weitere Auswirkungen für die Kosten des Landes hier breit machen werden.

Ich möchte dazu auch erinnern, dass es einen Regierungsbeschluss vom Juli 2004 gibt, in dem der damalige Finanzreferent eine schrittweise Anhebung von jährlich fünf Prozent des Finanzierungsschlüssels von 50:50, jetzt 70:30 Land und Gemeinden, im Zeitraum von 2005 bis 2008 durchgeführt hat. Das heißt, das ist ein ganz wichtiger Bereich! Die Entwicklungen, die das Land hier zahlt, sind von 2004 mit 4,8 Millionen bis 2009 mit 6,9 Millionen festgelegt. Hier geht es um große Summen. Der Antrag – das möchte ich jetzt hier vielleicht einmal zur Beruhigung sagen – zielt überhaupt nicht darauf ab, irgendjemanden unter Druck zu bringen, sondern der Antrag geht eigentlich nur um einen Punkt, um klarzustellen, dass letztendlich auch ein klares Bekenntnis, eine Identifikation der Standortbürgermeister mit den Standorten zum Tragen kommen soll. Das heißt, es steht auch hinten in der Begründung, hier geht es nicht darum, eine Ausrede zu suchen - das betone ich ganz klar! -, um einen Standort zu schließen, weil ich Bürgermeister, ich weiß nicht, das Geld nicht mehr zahlen wollen. Das kann ich mir auch nicht vorstellen, weil bis jetzt sind ja von allen Bürgermeistern klar Signale gekommen, dass sie weiterhin Standorte des Technikums Kärnten bleiben wollen. Das heißt, hier geht es einfach darauf, auch darauf hinzuweisen, dass ein Teil der Abmachung, eine der drei Säulen – und das ist ganz klar und, wie ich denke, auch unbestritten – auch die Standortgemeinden sind, mit einem gewissen Finanzschlüssel, der zur Zeit einmal vorgegeben ist. Auch hier wird man Verhandlungen tätigen müssen. Eines kann nicht sein, dass die Standortbürgermeister sagen: „Das Land muss um jeden Preis erhalten! Wir als Standortbürgermeister sind aber nicht bereit, einen Schilling zu zahlen.“ Bitte, mich auszubessern, Herr Klubobmann Markut, Sie waren ja höchstpersönlich bei der Verhandlung im Spiegelsaal anwesend: Ähnliches wurde gesagt, weil auch von den Gemeindevertretern, von den dort anwesenden Bürgermeistern klargestellt wurde, dass auch sie größte Probleme haben - doppelt unterstrichen, Ausrufungszeichen, größte Probleme haben! -, die Finanzierungen für diese Fachhochschulstandorte zu gewährleisten. Somit wird auch ein wichtiger Bereich der Verhandlungen sein, und das werden wir auf jeden Fall machen, dass es hier von den Bürgermeistern zu einem klaren Votum kommt, wo sie hingehen wollen.

Im Übrigen ist auch zu sagen, dass bis zum Jahr 2008 sämtliche Standorte gesichert werden, weil – und das muss man jetzt vielleicht auch noch sagen – eine Fachhochschule ja überhaupt nicht von einem Tag auf den anderen zugesperrt werden kann, weil ja die laufenden Lehrgänge teilweise hier endbedient werden müssen. Das vielleicht zur Dringlichkeitsbegründung unseres ersten Dringlichkeitsantrages. Danke vielmals! (Beifall von der F-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Markut zur Dringlichkeit das Wort.)

Ing. Scheuch

Abgeordneter Markut (SPÖ):

Markut

Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Die Fachhochschulen werden uns nicht nur heute und wahrscheinlich auch in den nächsten Wochen beschäftigen. Es ist einerseits die Diskussion zulässig, die zurzeit geführt sind, ob es sinnvoller ist, die Standorte zusammenzulegen oder auch nicht. Andererseits hat sich das Land Kärnten vor Jahren dazu bekannt, die Standorte dezentral zu streuen.

Heute geht es in Dringlichkeitsanträgen einerseits einmal darum, dass es auf Grund dieses Fachhochschulgipfels im Spiegelsaal, den der Kollege Scheuch soeben zitiert hat, und auf Grund eines Beschlusses der Landesregierung möglichst rasch mit den Vertretern der Fachschulstandorte, mit den Vertretern des Technikums und natürlich auch mit den zuständigen Regierungsmitgliedern zu einer einvernehmlichen Lösung über die Zukunft der Fachhochschulstandorte kommen soll.

Zum Zweiten geht es auch darum, dass es eine Rechtssicherheit geben muss, weil es nicht so sein kann, dass neue Schulen gebaut werden, wie zum Beispiel von der Stadtgemeinde Feldkirchen, sie bis heute aber noch nicht im Besitz eines Mietvertrages ist, ob das Technikum Kärnten, die Fachhochschule, dieses Gebäude einmieten wird. Das sind ein paar offene Punkte, die es zu diskutieren gilt.

Der dritte Punkt ist, und das ist der gegenständliche Dringlichkeitsantrag, der hier vom Kollegen Scheuch dahingehend begründet wird, dass es erforderlich ist, von Seiten der Standortgemeinden zu einer Finanzierungszusage über das Jahr 2008 hinaus zu machen. Das ist aus unserer Sicht nicht unbedingt dringlich. Es sollte das Ergebnis dieser Kommission abgewartet werden. Im Zuge der Verhandlungen in dieser Kommission wird selbstverständlich auch über die zukünftige Finanzierung zu diskutieren sein. Es kann, bitte, von der SPÖ-Fraktion nicht erwartet werden, dass wir unseren Bürgermeistern – und das betrifft die Bürgermeister von drei Gemeinden, die unserer Fraktion angehören – wir heute mittels eines Dringlichkeitsantrages ausrichten lassen: „Macht euch bitte Gedanken zur die Finanzierung über das Jahr 2008 hinaus!“ (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

Markut

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Mir liegt keine weitere Wortmeldung zur Dringlichkeit vor. Ich lasse über die Dringlichkeit abstimmen und verweise darauf, dass eine Zweidrittelmehrheit erforderlich ist. Wer, bitte, mit der Dringlichkeit einverstanden ist oder diesem Antrag die Dringlichkeit gibt, der möge zum Zeichen der Zustimmung die Hand heben! – Das ist leider nicht die erforderliche Zweidrittelmehrheit. Ich weise diesen Antrag dem Ausschuss für Wirtschaft und Finanzen zu. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: BKS. Dann haben wir wieder das Theater: Einer liegt dort und einer liegt dort! – 1. Präs. Dipl.-Ing. Freunschlag: Abstimmen! – Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Zur Geschäftsordnung!)

Lobnig

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Ich bitte abstimmen zu lassen, dass der Antrag dem Ausschuss für Bildung, Kultur und Schule zugewiesen wird.

Dipl.-Ing. Gallo

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Sie haben den Antrag gehört. Es ist eine einfache Mehrheit erforderlich. Wer dem zustimmt, bitte ein Zeichen mit der Hand! – Das ist somit einstimmig so angenommen. Wir weisen diesen Antrag so zu.

Ich bitte nun um die Verlesung des weiteren Einlaufes!

Lobnig

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß


5.
Ldtgs.Zl. 228-3/29:

Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten des Freiheitlichen Landtagsklubs betreffend Alternativkonzepte für Fachhochschulen mit folgendem Wortlaut:
Der Landtag wolle beschließen:

Die Landesregierung wird aufgefordert, dafür Sorge zu tragen, dass die Leitung der Fachhochschule Alternativkonzepte zur möglichen Schließung von Fachhochschulen vorlegt, wobei eine Verbesserung des Angebotes der Studienrichtungen (z. B. Umwelt, erneuerbare Energien, Tourismus und soziale Berufe) anzustreben ist und ein Konzept für interne Einsparungen und insgesamt qualitätsverbessernde Maßnahmen vorzulegen sind.

Mag. Weiß

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Zur Dringlichkeit hat sich Herr Abgeordneter Mag. Ebner gemeldet. Ich erteile ihm das Wort!

Lobnig

Abgeordneter Mag. Ebner (F):

Mag. Ebner

Meine Damen und Herren Kolleginnen und Kollegen! Alternativkonzepte für Fachhochschulen stehen nicht unbedingt in einem direkten Zusammenhang, sind aber doch in einem Kontext zu dem vorherigen Dringlichkeitsantrag zu sehen. Wir haben diese beiden Anträge bewusst getrennt, damit hier auch deutlich gemacht wird, dass dieser Dringlichkeitsantrag tatsächlich ausgerichtet ist in Richtung der Geschäftsführung.

Wie im letzten Antrag schon angesprochen worden ist, handelt es sich hier in der Geschäftsführung um ein Konzept der Zusammenführung der Fachhochschulen, der Fachhochschulstandorte in Klagenfurt, in Villach oder wo auch immer.

Die öffentliche Diskussion hat aber dazu beigetragen, dass es in weiten Bereichen Verunsicherung gibt. Wir haben es beim letzten Dringlichkeitsantrag auch hier ge​sehen. Wir haben es aber auch in der öffentlichen Diskussion gesehen, dass es zu einer Verunsicherung auch im Bereich der Studierenden gekommen ist. Daher ist es nunmehr notwendig, bei einer Angebotsumstellung, auch aus dem technischen Be​reich in die Bereiche von Sozial- und Wirtschaftswissenschaften oder in Bereiche von Tourismusschulen, hier ein entsprechendes Konzept zu erstellen. Und daher stellen wir hier den Dringlichkeitsantrag, dass hier ein Konzept für interne Einsparungen und insgesamt qualitätsverbessernde Maßnahmen entsprechend vorzulegen ist. Wir glauben, dass die Dringlichkeit deswegen notwendig ist und, dass wir hier auch er​suchen, dieser Dringlichkeit die Zustimmung geben, weil hier in weiten Bereichen eine in die Öffentlichkeit getragene Diskussion mit zum Teil nicht vollständigen In​formationen, zu einer Verunsicherung beigetragen hat. Daher ersuchen wir, dieser Dringlichkeit die Zustimmung zu geben! (Beifall von der F-Fraktion.)
Mag. Ebner

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Es liegt mir zur Dringlichkeit keine weitere Wortmeldung mehr vor. Ich lasse über die Dringlichkeit abstimmen. Wer dem Antrag, der Dringlichkeit die Zustimmung gibt, bitte um ein Zeichen mit der Hand! – Das ist einstimmig so angenommen. Mir liegt zum Inhalt selbst keine Wortmeldung vor. Ich lasse auch über den Inhalt selbst ab​stimmen. Wer dem zustimmt, bitte ein Zeichen mit der Hand! – Das ist ebenfalls ein​stimmig so beschlossen. Ich bitte um die Verlesung des weiteren Einlaufs!


6.
Ldtgs.Zl. 161-2/29:

Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten des F-Klubs und des SPÖ-Klubs betreffend Wartezeiten bei Fachärzten mit folgendem Wortlaut:
Der Landtag wolle beschließen:

Die Landesregierung wird aufgefordert, entsprechende Maßnahmen für eine Verkür​zung der Wartezeiten bei Fachärzten und eine verbesserte fachärztliche Versorgung in den ländlichen Bereichen sicherzustellen.

(Der Vorsitzende erteilt zur Begründung der Dringlichkeit Abg. Ing. Scheuch das Wort.)
Lobnig

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hohes Haus! Wenn man das Schlagwort „ländlicher Raum“ letztendlich wirklich nicht nur in den Mund nimmt, sondern es fertig durchdenkt, gehört auch nicht nur Straße dorthin, gehört nicht nur Orts- und Regio​nalentwicklung dorthin, sondern gehört auch eine klare und gute Versorgung der ländlichen Bevölkerung mit Ärzten dorthin. Das ist, glaube ich, überhaupt eines der wichtigsten Probleme, das hier in Zukunft auf uns zukommt und das wir lösen sollten. Ich weiß, wovon ich spreche, ganz einfach aus dem Grund, weil ich in einem Bezirk zuhause bin, der so groß ist wie Vorarlberg, der Talschaften hat, der Bergbauern hat, der Streusiedlungen hat. Und hier muss man ganz ehrlich sagen, dass es ohnehin eine Scheu – und vielleicht wird mir das die Frau Doktor dann bestätigen hier am Rednerpult (Gemeint ist Abg. Dr. Prettner); sie ist ja im Fach daheim – oder eine größere Hemmschwelle gibt, sagen wir es einmal so, im ländlichen Bereich einen Arzt aufzusuchen.

Und, gerade aus diesem Grund, brauchen auch die ländliche Bevölkerung, Bauern und die dort Wohnenden vertrauensbildende Ärzte, die sie kennen, die sie über län​gere Zeit begleiten, ihre Krankengeschichten kennen. Und ich betone hier, es ist un​zumutbar, dass in Wirklichkeit jemand aus Großkirchheim eine zweistündige Welt​reise machen muss, dass er zu einem Augenarzt kommt, geschweige denn zu einem Frauenarzt. Und es ist unzumutbar, dass hier auch laut Erhebungen der Krankenkas​sen - und hier spreche ich aus eigenen Erfahrungen – für einen Augenarzttermin ein​fach Monate vorgesehen werden. Und, ich muss ganz ehrlich sagen, das ist etwas, was auch beim Einen oder Anderen hier im Haus wahrscheinlich oft auf dem Inter​ventionsschreibtisch landet, dass eine verzweifelte Frau oder Mutter anruft und sagt: „Ich brauche einen Termin! Schauts, dass ihr einen bekommt!“ Sogar das liegt bei mir manchmal vor. Und das geht dann auch, aber es dürfte nicht so sein! Es sollte nicht einer politischen Intervention benötigen, dass ich zu einem Arzt gehen kann. Und, aus diesem Grund stellen wir hier den Dringlichkeitsantrag gemeinsam wirklich in den ländlichen Regionen die Ausstattung mit Fachärzten vorzunehmen, wobei ich sagen muss: Auch Kassenverträge von normalen Ärzten gehören hier eigentlich noch hinein. Und man sollte auch über das sprechen.

Ich sage Ihnen ganz ehrlich. Ich bin letzte Woche erstaunt aus der Ärztekammer Kärnten heraus gegangen, habe dort ein Gespräch mit dem Herrn Doktor Haas und mit dem Herrn Kopetz geführt, die mir beide zwei Stunden lang erklärt haben, warum in Großkirchheim kein Arzt letztendlich einen Kassenvertrag bekommt. Und die Argu​mente waren recht interessant. Ich möchte sie nicht hier verbreitern, aber es ist eher darum gegangen, dass der Nachbararzt, und der Nachbararzt vom Nachbararzt der wieder einen Nachbararzt hat, womöglich zu wenig Hausapotheke verkauft, und nicht darum, wie es mit der realen Versorgung der Bevölkerung dort ausschaut. Beson​ders pikant an der Geschichte ist, dass einer der Nachbarärzte – Heiligenblut - sogar erfreut wäre. Der ist schon ein bisschen fortgeschrittenen Alters und er wäre sogar erfreut, wenn er eine Unterstützung hätte, dass jemand dort Hausbesuche machen könnte. Auch das sollte hier gesagt werden.

Und ich möchte auch nicht verschweigen, dass ich beim Herrn Wurzer gewesen bin, der gesagt hat: Bitte, schnell machen!“ Und sie würden sich eher freuen, wenn es hier eine Übereinkunft geben könnte. Eine wichtige Herausforderung, - und wir müs​sen das verfolgen. Ein letzter Vorschlag vielleicht; - ich weiß nicht, wie meine Rede​zeit steht. Es wird vielleicht auch nicht … (Der Vorsitzende: Sie haben noch 1 Minute Redezeit!) – das geht sich genau aus – das ist ein wichtiger Denkansatz, den man vielleicht auch noch andenken sollte. Es wird vielleicht auch nicht überall im länd​lichen Raum möglich sein, wirklich eine Augenarztpraxis aufrecht zu erhalten, es wird vielleicht wirklich nicht überall möglich sein, einen Frauenarzt zu installieren. Aber eine Mindestanforderung wäre es, dass jeden ersten Montag im Monat – von mir aus, um das jetzt einmal ein bisschen laienhaft zu sagen – dort ordiniert wird. Es hat so ähnliche Bereiche in Augenarztfragen zum Beispiel in Winklern bereits gegeben. Mit großem Erfolg. Leider ist der Arzt von dort weggezogen und das konnte nicht weiter geführt werden. Auch hier könnte man andenken. Das heißt, der Phantasie sollten keine Grenzen gesetzt werden und die Wartezeiten für die Patienten im länd​lichen Raum sollten verkürzt werden. Danke! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt zur Dringlichkeit Abg. Dr. Prettner das Wort.)
Ing. Scheuch

Abgeordnete Dr. Prettner (SPÖ):

Dr. Prettner

Hoher Landtag! (Die Vortragende den Blick auf die Tribüne gerichtet.) Es sind noch immer Besucher da. Danke fürs Zuhören! Geschätzter Präsident! Bezüglich der War​tezeiten bei Fachärzten. Sie konnten alle in den letzten Tagen den Medien entneh​men, dass es bei gewissen Fachgruppen, und hier sind vor allem – es ist ja schon er​wähnt worden - die Augenärzte ein krasses Beispiel, wo extreme Missstände herr​schen. Also, wenn man in Klagenfurt einen Termin bei einem Facharzt haben will, so ist es an der Tagesordnung – es ist keine Ausnahme, sondern es ist an der Tages​ordnung – dass man bis zu drei Monaten wartet. Drei Monate und länger wartet! Und besonders ist diese Facharztgruppe deshalb zu erwähnen, weil diese Gruppe Patien​ten vom Kleinkindesalter bis ins hohe Alter versorgt. Das heißt, sie ist zuständig für 580.000 Menschen hier in diesem Lande und, wenn man sich die Wartezimmer an​schaut, so sind es vor allem ältere Menschen, die in diesen Wartezimmern warten, weil in der Natur der Sache liegt, dass es je älter man wird, auch die Krankheitshäu​figkeit extrem zunimmt. Das ist jetzt nicht nur bei den Augenärzten so, sondern auch bei allen anderen Fachgruppen (bei Internisten, Urologen, etc.).

Es ist aber auch bekannt, dass vor allem ältere Menschen und vor allem, wenn sie krank sind, auch an Mobilität einbüßen. Sie sind nicht mehr so mobil, dass sie selbst mit dem Auto fahren können, es müssen Begleitpersonen mitfahren und es wird sehr umständlich, einen Arzt aufzusuchen. Und jetzt ist es auch eine Tatsache, dass hier in Kärnten nur circa die Hälfte der Bevölkerung im städtischen Raum lebt und die andere Hälfte im ländlichen Raum lebt. Und dieser Gruppe sollte man besonders ent​gegen kommen, da sie ja sowieso benachteiligt wird. Im ländlichen Raum bricht die gesamte Infrastruktur zusammen. Es werden die Postämter geschlossen, es werden die Schulen geschlossen, Gerichte werden eingeschränkt. Also das heißt, die Bevöl​kerung ist dazu gezwungen, weite Wegstrecken auf sich zu nehmen, um gewisse Leistungen in Anspruch zu nehmen.

Und bezüglich der Fachärzte im ländlichen Raum ist es jetzt so, dass wir genügend Ärzte in unserem Land haben, auch genügend ausgebildete Fachärzte in unserem Land haben, die alle heilfroh wären, wenn sie einen Kassenvertrag hätten und unter relativ geschützten Bedingungen arbeiten könnten. Wir haben auch die Gebietskran​kenkasse, die extrem entgegenkommend ist, die alle Möglichkeiten einer besseren Versorgung unterstützen würden, sowie es der Herr Scheuch schon angedeutet hat. Und mit der Gebietskrankenkasse kann man leicht Verhandlungen führen, weil hier wird es sehr bald zu einem entsprechenden Ergebnis kommen.

Es gilt jetzt, politischen Druck zu machen, auf eine Interessengruppe. Das sind nur wenige Menschen, die nicht der Überzeugung sind, dass noch mehr Fachärzte einge​stellt werden sollten. Und da wird es wirklich den politischen Druck brauchen, diese Interessenvertreter die hier ihr Revier verteidigen, vor allem beheimatet in der Ärztekammer sind – sowie es auch schon der Herr Scheuch angedeutet hat. Und ich bitte Sie, diesem Dringlichkeitsantrag der FPÖ und der SPÖ zuzustimmen (Korrektur von Abg. Dipl.-Ing. Gallo. – Abg. Ing. Scheuch: Der F!), politischen Druck … des BZÖ!, BZÖ oder wie auch immer, also von euch und von uns, diesem Dringlichkeits​antrag zuzustimmen, um eben den politischen Druck hier auszuüben, damit auch jenen klar wird, dass die Versorgung der Kärntner Bevölkerung, also der Kärntnerin​nen und Kärntner, im ärztlichen Bereich und im fachärztlichen Bereich sichergestellt ist. Danke! (Beifall von der F- und SPÖ-Fraktion.)
Dr. Prettner

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Mir liegt zur Dringlichkeit keine weitere Wortmeldung vor. Ich lasse über die Dring​lichkeit zu diesem Antrag abstimmen. Wer mit der Dringlichkeit einverstanden ist, der möge zum Zeichen der Zustimmung die Hand heben! – Das ist einstimmig so ge​schehen. Mir liegt zum Inhalt selbst kein Antrag vor. Ich lasse auch über den Inhalt selbst abstimmen. Wer damit einverstanden ist, bitte ebenfalls zum Zeichen der Zu​stimmung ein Handzeichen! – Das ist ebenfalls einstimmig so geschehen. Bitte die Verlesung des weiteren Einlaufs!

Lobnig

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:
Mag. Weiß

Der ursprüngliche Dringlichkeitsantrag


7.
Ldtgs.Zl. 227-5/29:

Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten des SPÖ-Klubs betreffend Kärn​ten-Ironman-Vertrag bis 2011

wurde zurückgezogen.


8.
Ldtgs.Zl. 228-6/29:

Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten des SPÖ-Klubs betreffend Fach​hochschulen in Kärnten mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, die in der 26. Regierungssitzung am 7. Juni 2005 angekündigten und beschlossenen Gespräche mit den Vertretern der Fachhochschule Technikum Kärnten und den Vertretern der Standortgemeinden be​treffend zukünftige Standorte von Fachhochschulen in Kärnten umgehend durchzu​führen, und bis Ende August jedenfalls zur Eröffnung des Fachhochschulstandortes Feldkirchen einen Bericht samt Entscheidungsvorschlag vorzulegen.

(Der Vorsitzende erteilt zur Begründung der Dringlichkeit Abg. Seiser das Wort.)
Mag. Weiß

Abgeordneter Seiser (SPÖ):

Seiser

Geschätzte Herren Präsidenten! Hohes Haus! Kolleginnen und Kollegen! Der Dring​lich​keits​antrag beschäftigt sich mit dem heute ohnehin schon thematisierten Fach​hochschulen und es ist – wie bereits erwähnt – am 7. Juni in der Regierungssitzung eine Beschlussfassung getroffen worden, dass der Landeshauptmann in seiner Eigenschaft als Fachhochschulreferent unverzüglich die Verhandlungen mit den Standortgemeinden bzw. mit dem Technikum hinsichtlich des Weiterbestandes der Fachhochschulen aufzunehmen hat. Das war, wie gesagt, am 7. Juni. Wir haben heute den 7. Juli – es ist ein Monat verstrichen – und es hat bis dato keinerlei Ge​spräche gegeben. Dass – geschätzte Damen und Herren, Kolleginnen und Kollegen – Gefahr in Verzug scheint, was den Weiterbestand der Fachhochschule betrifft, ist vielleicht aus einem E-Mail das der Herr Hans Peter Haselsteiner an den Herrn Lan​deshauptmann am 21.6. – das ist der Tag an dem eine Bürgerversammlung in Feld​kirchen stattfand – gesandt hat, leicht zu erkennen. Ich darf das zur Vorlesung brin​gen:

"Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Lieber Jörg! Ich möchte dich informieren, dass der Vorstand des Technikums Kärnten am 20.6.2005 nunmehr den Beschluss gefasst hat, alle Standorte des Technikum Kärnten mit Ausnahme von Villach aufzu​lassen und im Technologiepark Villach zu konzentrieren. Einen diesbezüglichen Be​schluss wird der Aufsichtsrat am 22.7.2005 fassen, wobei damit zu rechnen ist, dass die Vertreter der Städte Feldkirchen und Klagenfurt und allenfalls Spittal/Drau und der von der ÖVP entsandte Aufsichtsrat dagegen stimmen werden, womit ein Mehr​heitsbeschluss von 7 : 3 bzw. 6 : 4 zustande kommen wird. Ich bitte dich um dein Einverständnis und um Prüfung, ob du einen Landtagsbeschluss benötigst bzw. ob ein Regierungsbeschluss zur Umsetzung der angedachten Lösung ausreicht. Ich erinnere mich nämlich, dass es seinerzeit einen Landtagsbeschluss für die Beibehaltung des Standortes Feldkirchen im Besonderen gegeben hat." 

Da irrt der Herr Haselsteiner: Es hat keinen Landtagsbeschluss gegeben, sondern es hat einen Regierungsbeschluss gegeben, auf Grund einer Resolution, die der Herr Landesrat Dörfler eingebracht hat, wo wir im Jahr 2003 aufgefordert wurden, die Fachhochschule mit einer Baukostensumme von 9,5 Millionen Euro zu errichten.

Das ist die Situation, meine geschätzten Damen und Herren! Ich denke, dass es im Sinne des Fortbestandes der Fachhochschulen dringlich notwendig ist, entsprechende Gespräche zu führen. Danke schön! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Ing. Scheuch zur Dringlichkeit das Wort.)

Seiser

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hoher Landtag! Herr Präsident! Es ist schon interessant, diese Wortmeldung, wenn man genau gelauscht hat. Die Bürgermeister, mit denen brauchen wir nicht verhandeln, die können irgendwie tun, was sie wollen. Die können auch der Fachhochschule - wie im gegenständlichen Fall anscheinend, und das ist jetzt einmal mein Informationsstand – auch einen Mietvertrag schicken, der wahrscheinlich nicht leicht zu erfüllen ist, sage ich jetzt einmal, von den Autoparkplätzen weg bis hin zu einer Haftungserklärung des Landes für die Mieterklärung der Fachhochschule. Das heißt, die Fachhochschule hat sozusagen eine Haftungserklärung des Landes beizubringen, wohlgemerkt, damit letztendlich die großzügige Gemeinde Feldkirchen dann das Gebäude vermietet. Das werden wir öffentlich diskutieren, und das wird eine interessante Diskussion sein! Genau das, was mein Vorredner hier gesagt hat, genau das scheint anscheinend dahinter zu stehen. Da gibt es den einen oder anderen Standortbürgermeister, der nach draußen schreit: „Haltet den Dieb!“ – und in Wirklichkeit Bedingungen festlegt, die schwer zu erfüllen sind. Deswegen werden wir in den Verhandlungen mit den Bürgermeistern reden. Da wird jeder Einzelne dann dazu sagen, was er zahlt, wo seine Schwerpunkte liegen, ob er Standort sein möchte oder nicht.

Im Übrigen habe ich schon vorher ausgeführt, dass bis zum Jahr 2008 alles vom land ausfinanziert und mit Finanzierungsschlüssel abgemacht ist. Landesvertrag ist gehalten! Herr Seiser, wissen Sie was: Was Sie als Gemeinde für einen Vertrag mit der Fachhochschule haben, das werden Sie wohl nicht auch noch aufdrucken wollen, als Landesseite. (Abg. Seiser zeigt ein Papier her.) Wir sind ja nicht dafür zuständig, was Sie für Mietverträge mit der Fachhochschule machen! Das werden Sie doch wissen. Und wenn Sie das nicht wissen sollten, dann sage ich es Ihnen hier und jetzt!

Deswegen möchte ich auch zu Ihrem Dringlichkeitsantrag noch etwas sagen. Fakt ist, dass es bereits eine Einladungsliste gibt. Wenn ich die richtig lese, dann kommt es erstens voraussichtlich am 25. 7. um 10 Uhr bis 12 Uhr im Spiegelsaal der Landesregierung zu einer Konferenz zum Thema „Fachschule in Kärnten“, auf Einladung des Landeshauptmannes von Kärnten, Dr. Jörg Haider, und des Fachhochschulbeauftragten, Landesrat Dörfler. Nummer eins. Hier sind eingeladen: das Technikum, die Standortgemeinden und politischen Vertreter, das heißt mein Kollege Markut und ich, wahrscheinlich. Danach kommt es noch im Juli 2005 zur Bildung der Reformkommission, bestehend aus einer Lenkungsgruppe und einer Arbeitsgruppe. Die Lenkungsgruppe besteht aus: Dörfler, Vertretern des Technikums, Regierungspartei plus Klub​obmänner, Bürgermeister der Standorte. Weil wir werden schon mit denen reden, auch wenn Ihnen das nicht passt, Herr Seiser! (Abg. Seiser: Das wollten wir ja haben!) Bürgermeister der Stadtgemeinden Klagenfurt, Villach, Spittal, Feldkirchen, einen Studienvertreter, weil auch die uns am Herzen liegen, und einen Studienabgänger plus den Herrn Blassnig, der die EU-Projekte hierzu ausarbeitet. Danach – und auch das wird geschehen – besuchen wir alle vier Standorte. Das wird im August passiert. Es wird dann einen Zwischenbericht der Lenkungsgruppe geben, eine Ausarbeitung des Endberichtes und eine Herbeiführung der Beschlüsse des zuständigen Gremiums. Ihre Dringlichkeit, meine sehr geehrten Damen und Herren von der SPÖ, ist somit gespielt. Wir haben hier klargelegt, dass wirklich sämtlicher Handlungsbedarf ausgeschöpft wird.

Noch eines, wenn wir über so ein wichtiges Thema sprechen, das uns allen am Herzen liegt, und das denke ich doch, dass es das tut: Ich denke, man sollte wirklich auch eine ausgewogene Entscheidung finden! Nicht die Aufforderung des Herrn Bürgermeisters von Feldkirchen wird hier maßgeblich sein, sondern auch die Interessen des Landes und der anderen Standortgemeinden. Das sei Ihnen ins Stammbuch geschrieben! Wir lehnen diese Dringlichkeit ab! (Beifall von der F-Fraktion)

Ing. Scheuch

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Es liegt keine weitere Wortmeldung zur Dringlichkeit vor. Ich lasse über die Dringlichkeit abstimmen. Wer dieser Dringlichkeit zustimmt, möge ein Zeichen mit der Hand geben! (KO Abg. Ing. Scheuch: Hebt die Hand und zieht sie nach unten zurück. – Heiterkeit im Hause.) – Das ist nicht die erforderliche Zweidrittelmehrheit! Somit wird dieser Antrag ebenfalls in den BKS-Ausschuss verwiesen.

Ich bitte den Landtagsdirektor um die weitere Mitteilung über den Einlauf!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

Der Dringlichkeitsantrag 7 betreffend Maßnahmen gegen die Diskriminierung des ländlichen Raumes kann nicht behandelt werden und wird zum Antrag dem Ausschuss für Gemeinden und ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt zugewiesen.

Wir kommen zu den Anträgen:

B. Anträge von Abgeordneten:


1.
Ldtgs.Zl. 237-1/29:

Antrag von Abgeordneten des Freiheitlichen Landtagsklubs betreffend Bad Bleiberger Bergwerksstollen als Weltkulturerbe mit folgendem Wortlaut:
Der Landtag wolle beschließen:

Die Landesregierung wird aufgefordert, die Bemühungen der Marktgemeinde Bad Bleiberg, die Bad Bleiberger Bergwerksstollen gemäß den Richtlinien der UNESCO zum Weltkulturerbe erklären zu lassen, bestmöglich zu unterstützen.

Zuweisung: Ausschuss für Bildung, Kultur und Schule


2.
Ldtgs.Zl. 239-1/29:

Antrag von Abgeordneten des SPÖ-Klubs betreffend Wiedereinführung von Sanierungsmaßnahmen bei Wasserversorgungsanlagen – Förderung des Bundes mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, beim Herrn Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft eine Änderung der Förderungsrichtlinien Siedlungswasserwirtschaft nach dem UFG des Bundes dahingehend zu erwirken, dass zukünftig – wie dies bereits bis zum Jahre 2001 möglich war – Baumaßnahmen zur Sanierung und Erneuerung bestehender Wasserversorgungsanlagen gefördert werden können.

Zuweisung: Ausschuss für Gemeinden und ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt


3.
Ldtgs.Zl. 216-2/29:

Antrag von Abgeordneten des SPÖ-Klubs betreffend Mehrfach-Turnsaal für Feldkirchen mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, sich am geplanten Um- und Neubau des Mehrfach-Turnsaales im Bundesschulzentrum Feldkirchen mit einem Drittel an den Kosten zu beteiligen und die Restfinanzierung gemeinsam mit den zuständigen Bundesstellen auszuverhandeln.

Zuweisung: Ausschuss für Bildung, Kultur und Schule


4.
Ldtgs.Zl. 99-2/29:

Antrag von Abgeordneten des SPÖ-Klubs und des Freiheitlichen Landtagsklubs betreffend Aichelburg-Kaserne Wolfsberg – Sicherung des Vorkaufsrechtes durch das Land Kärnten mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, in Verhandlungen mit dem Eigentümer der Kaserne in Wolfsberg ein Vorkaufsrecht für das Land Kärnten sicherzustellen.

Zuweisung: Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen, Infrastruktur, Wohnbau und Verkehr


5.
Ldtgs.Zl. 240-1/29:

Antrag von Abgeordneten der Grünen betreffend Bioessen in öffentlichen Einrichtungen mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, bei der Beschaffung von Lebensmitteln für öffentliche Einrichtungen im Eigentümerbereich des Landes, vor allem in Krankenhäusern, Kindertagesheimen, Schulen, Pensionisten- und Pflegeheimen sowie bei Einkäufen für Buffets des Landes (z. B. bei Empfängen) dafür Sorge zu tragen, dass verstärkt biologisch erzeugte Lebensmittel aus der jeweiligen Region zum Einsatz gebracht werden, indem sie einen Maßnahmenkatalog zur schrittweisen Umstellung der Küchen im Eigentümerbereich des Landes auf Bio-Lebensmittel aus regionaler Versorgung durch die Einführung einer Bioquote von 25 % bis 2005 und 40 % bis 2009 der Periode vorlegt.

Zuweisung: Ausschuss für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport unter Beiziehung des Ausschusses für Land- und Forstwirtschaft, Naturschutz, Raumplanung und Nationalparks

Die Einbeziehung des Ausschusses für Land- und Forstwirtschaft, Naturschutz, Raumplanung und Nationalparks wird beantragt. Ich bitte, darüber abstimmen zu lassen!

Mag. Weiß

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich lasse über diesen Antrag abstimmen. Wer diesem Antrag die Zustimmung erteilt: Bitte um ein Handzeichen! – Das ist mit Mehrheit so beschlossen. Ich bitte, weiter zu berichten!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß


6.
Ldtgs.Zl. 17-2/29:

Antrag von Abgeordneten des ÖVP-Klubs betreffend Änderung der Geschäftsordnung mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Geschäftsordnung des Kärntner Landtages wird dahingehend geändert, dass im § 37 bei der Regelung über die Einberufung zu den Sitzungen der Ausschüsse verpflichtend eine Bestimmung aufgenommen wird, wonach die Einberufung unter Bekanntgabe der Tagesordnung, des Ortes und der Zeit spätestens drei Tage vor dem Stattfinden der Sitzung unter Anschluss der entsprechenden Unterlagen zu den einzelnen Verhandlungsgegenständen zu erfolgen hat.

Zuweisung: Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa


7.
Ldtgs.Zl. 87-5/29:

Antrag von Abgeordneten des ÖVP-Klubs betreffend Kärntner Wohnbeihilfe mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, die Richtsätze für die Gewährung von Wohnbeihilfen nach dem Kärntner Wohnbauförderungsgesetz anzuheben.

Zuweisung: Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen, Infrastruktur, Wohnbau und Verkehr


8.
Ldtgs.Zl. 170-10/29:

Antrag von Abgeordneten des ÖVP-Klubs betreffend intakte Zukunftsperspektiven für den ländlichen Raum mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, in Verhandlungen mit der Bundesregierung einzutreten,

um das erfolgreiche österreichische Agrarmodell auf europäischer Ebene abzusichern und damit einer Kehrtwendung der europäischen Agrarpolitik nach den Vorstellungen der europäischen Sozialisten entschieden entgegenzutreten,

Lebensqualität, Beschäftigung und wirtschaftliche Entwicklung in Berggebieten und benachteiligten Gebieten auch weiterhin zu fördern, um einen ungebremsten Strukturwandel hin zu großbetrieblichen Strukturen á la Großbritannien zu verhindern,

die positiven Umwelteffekte der nachhaltigen und umweltfreundlichen Bewirtschaftung der landwirtschaftlichen Flächen auch hinkünftig zu stärken und diese Leistungen auch entsprechend zu honorieren,

die „Ländliche Entwicklung“ als Impulsgeber für Wertschöpfung im ländlichen Raum für KMUs, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in der europäischen Diskussion zu forcieren,

in den EU-Budgetverhandlungen für eine positive Weiterentwicklung der „Ländlichen Entwicklung“ im Interesse eines vitalen ländlichen Raumes und der österreichischen bäuerlichen Familien einzutreten und

nach den umfassenden Reformen (Agenda 2000, GAP-Reform) für verlässliche und planbare Rahmenbedingungen einzutreten, die für unternehmerische Entscheidungen wichtig sind.

Zuweisung: Ausschuss für Gemeinden und ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt


9.
Ldtgs.Zl. 119-13/29:

Antrag von Abgeordneten des SPÖ-Klubs betreffend Senkung der Klassenschülerhöchstzahlen mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, Überlegungen anzustellen, um die Klassenschülerhöchstzahlen zu senken.

Zuweisung: Ausschuss für Bildung, Kultur und Schule

10.
Ldtgs.Zl. 241-1/29:

Antrag von Abgeordneten des SPÖ-Klubs betreffend Beitragsleistungen des Landes Kärnten an die Österreichische Forschungsgemeinschaft Wien mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, die seit dem Jahre 2000 ausgesetzten Beiträge an die Österreichische Forschungsgemeinschaft (ÖFG) ab dem Jahr 2005 wieder zu leisten.

Zuweisung: Ausschuss für Bildung, Kultur und Schule

C. Schriftliche Anfragen:


1.
Ldtgs.Zl. 136-3/29:

Schriftliche Anfrage der Abgeordneten Vouk und Seiser an Landesrat Dörfler betreffend Aufteilung der Mittel der Mineralölsteuer



2.
Ldtgs.Zl. 235-1/29:

Schriftliche Anfrage von Abgeordneten der Grünen an Landeshauptmann Dr. Haider betreffend Finanzierung von Veranstaltungen, Reisen und Festen

Mag. Weiß

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Hoher Landtag! Meine geschätzten Damen und Herren! Damit ist unsere Tagesordnung für heute erledigt. Sie hat etwas länger gedauert, als wir erwartet haben, aber es war nach die Diskussionen entsprechend den einzelnen Tagesordnungspunkten ausreichend und auch sehr intensiv.

Ich möchte zum Abschluss am Ende der Sitzungsperiode dieses ersten halben Jahres 2005 noch einige Worte sagen. Wir haben in diesem halben Jahr eine Reihe von wichtigen Gesetzen hier im Hause beschlossen. Ich darf in Erinnerung rufen, dass wir das Gesetz betreffend der Kärntner Landesholding, der Begebung einer Wandelanleihe und dergleichen beschlossen haben wie auch eine Haftungsübernahme des Landes für den Kärntner Wasserwirtschaftsfonds oder den Kärntner Regionalfonds. Wir haben eine Haftungsübernahme für Investitionsvorhaben des Krankenhauses Spittal in beträchtlicher Höhe hier behandelt, heute den Rechnungsabschluss behandelt, aber auch ein Parteienförderungsgesetz geändert. Das nur beispielhaft für eine ganze Reihe von Aktivitäten, die auch in zwei Enqueten gemündet haben: zur Pflichtschulreform, aber auch zur EU-Verfassung. Daneben haben wir Gelegenheit gehabt, eine ganze Reihe von Gedenkveranstaltungen anlässlich des Endes des Weltkrieges vor 60 Jahren, des Abschlusses des Staatsvertrages vor 50 Jahren, aber auch des Eintritts in die EU vor zehn Jahren zu begehen.

Ich meine, dass Sie auch meiner Meinung sind, dass die Arbeit weitgehend – ich betone: weitgehend, nicht immer vollständig – vom Willen geprägt war, die Zukunft Kärntens zu gestalten, aber auch im Zusammenhang mit der Auseinandersetzung mit Ereignissen in der Vergangenheit war ein gemeinsames Bemühen festzustellen, entsprechende Konsequenzen auch zu ziehen, insbesondere auch unsere Verpflichtung, für eine demokratische Gesellschaft stets mit allen Kräften einzutreten wie aber auch für die Durchsetzung der Menschenrechte auf dieser Welt und letztlich für Toleranz und einen respektvollen Umgang miteinander.

Leider, Hohes Haus, muss man immer wieder die traurige Erkenntnis gewinnen, dass unsere Welt trotz der schrecklichen Erfahrungen in der Vergangenheit und vieler Be​mühungen und noch mehr Worten gegen die Gewalt und gegen Terror und für den Frieden und für eine soziale Gesellschaft und für mehr Toleranz, so schwer eine bes​sere werden kann. Und das sage ich im Angesicht der heutigen Ereignisse in Lon​don, der Terroranschläge, wo wieder viele Tote und Verletzte – bisher sind es bereits über 30 Tote und hunderte Verletzte – zu beklagen sind.

Und ich lade Sie, anlässlich dieses schrecklichen Ereignisses am Ende der Sitzung und am Anfang unserer Sommerpause ein, unsere Gedanken und unser Mitgefühl für einen Augenblick jenen zuzuwenden die heute, und vielleicht auch in den näch​sten Tagen und Wochen, schweres Leid erfahren und dieses auch mit sich tragen. Ich wünsche Ihnen, sehr geehrte Damen und Herren, Abgeordnete, eine erholsame Urlaubszeit und hoffe, dass wir uns nach dem Sommer wieder gesund und mit neuen Kräften wieder sehen. Damit ist die Sitzung geschlossen. (Beifall im Hause.)
Dipl.-Ing. Freunschlag

Ende der Sitzung: 20.16 Uhr

